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Dritter PRASIDENT REITER (um 9 Uhr 
3 Minuten): Ich eröffn#e die Sitzung. Das Pro- 
tokoll der letzten Sitzung ist geschäftsord- 
nungsmäßig aufgelegen. Es ist unbeanstandet 

geblieben, demnach als genehmigt zu betrach- 
ten. 

Von der heutigen Sitzung haben sich ent- 
schuldigt die H'erren Abg. Schlegl, Anderl, 
Gerhartl, Wiesmayr und Birner. 

Ich ersuche um Verlesung des  Einlaufes. 
SCHRIFTFUHRER (liest) : Vorlage der Lan- 

desregierung, betreffend Fa. Novoferm-Stahl- 
bauwerk Ing. Walter  Neumayer KG., Gän- 
serndorf - Ubernahme dfer Landeshaftung 
für  einen Investitionskredit in der Höhe von 
3,500.000 Schilling. 

Vorlage der Landesregierung, betreffend 
den Gesetzentwurf, mit dem das St. Pöltner 
Stadtrecht neuerlich abgeändert wird. (Sankt 
Pöltener Stadtrechtsnoveiie 1967). 

Vorlage der Lanldesregiernug, betreffend 
den Gesetzentwurf, mit dem das Waidhofener 
Stadtrecht neuerlich abgeändert wird. (Waid- 
hofener Stadtrechtsnovelle 1967). 

Vorlage der  La.ndesregierun,g, betreffend 
den Gesetzentwurf, mit dem das Wjener-Neu- 
Städter Stadtrecht neuerlich abgeändert wird. 
(Wiener-Neustädter Stadtrechtsnovelie 1967). 

Dritter PRASIDENT REITER (nach Zuwei- 
sung des Einlaufes an die zuständigen Aus- 
schüsse): Wi r  gelangen zur Beratung der Ta- 
gesordnung. Wi r  setzen die Verhandlungen 
zum voranschlag des Landes Niederösterreich 
für  das Jah r  1968 mit der Gruppe 2 fort. 

Ich ersuche den Herrn Referenten, Abg. An 
zenberger zur Gruppe 2, Schulwesen, ordent- 
I'iicher Voranschlag und außeroudentlicher 
Voranschlag, zu berichten. 

Berichterstatter Abg. ANZENBEKGER,: Ho- 
hes Haus! Die Gruppe 2, Schulwesen, weist 
ordentliche Ausgaben im Betrage 
von S 248,772.000 
aus, denen Einnahmen von S 21,994.000 

gegenüberstehen. Es ergibt sich 
daher ein Nettoerfordernis von S 226,778.000 

Diese Gruppe behandelt die Gebahrungen, 
welche sich auf Volks- und. Hauptschulen, Be- 
rufsschulen, Fachschulen, Bildungsstellen und 
sonstige in diesem Rahmen fallende Gebah- 
iungsarten beziehen. 

Im Verhältnis zum Gesamtaufwand betra- 
gen die ordentlichen Ausgaben 8,24 Prozent, 
ge,genüber 7,8 Prozent im Vorjahr. Der Per- 
sonalaufwand dieser Gruppe steigt um rund 
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14,4 Mill. Schilling während der Sachauf- 
wand eine Vermlehrung von rund 35,9 Mill. 
Schilling erfährt. 

Bedeutende Erhöhungen ergeben sich b'ei 
dem Voranschlagsansa.tz 219-75, 10 prozenti- 
ger Ersatz des Landes an den Bund zu den 
Aktivitätsbezügen der Lehrer an öffentlichen 
allgemeinbildenden Pflichtschulen, um rund 
23,l Mill. Schilling, Voranschlegs#ansatz 2319- 
75, 50prozentiger Ersatz des Landes an den 
Bund Z U  den Aktivitätsbezünen der Lehrer an 
berufsbildentden Pflichtschulen, um 1 ,7 Mill. 
Schilling und Voranschiagsansatz 281 -78, Zu- 
schüsse an die Gemeinden ZU den Bezügen 
der Kinderwärterinnen, um rund 1,4 Mill. 
Schilling. Sch1,ießlich mußte auch für die un- 
ter Voranschla,gsansatz 2510 ausgebrachte hö- 
here technische Landes-Lehr- und Versuchs- 
anstalt in W'aidhofen an der Ybbs, mit einem 
Personalaufwand von rund 4,2 Mill. Schilling 
und einem Sachanfwand von rund 1,4 Mll .  
Schilling vorgesorgt werden, da eine Ciber- 
nahme durch den Bmunld bisher nicht erfolgt ist. 

Die Einnahmen steigen um rund 10 Mill. 
Schilling. Dies ist hauptsächlich darauf zu- 
rückzuführen, daß unter Voranschlagsansatz 
219-76 der Beitrag der Sprengelländer zum 
Ausbau der Sonderschule für körperbehin- 
derte Kinder in Wiiener Neusta,dt, der bish,er 
im außerordentlichen Teil ausgebracht war, 
mit einem Betrage von run8d 4,7 Mill. Schil- 
ling und unter Voranschlagsansatz 2410, Hö- 
here technische Landes-Lehr- und Versuchs- 
anstalt in Wa,idhofen an der Ybbs, die Ein- 
nahmen dieser Anstalt mit einem Betrage von 
rund 1,5 Mill. Schilling n8eu in den Voran- 
schlag aufgenommen wurden. 

Weitere Einnahmenerhöhungen zeigen die 
Schulerhaltungsbeiträge von G'emeinden von 
rund 2,8 Mill. Schilling und die Unterrichts- 
filmbeiträge von 0,3 Mill. Schilling. Die Son- 
derschule für körperbehinderte Kinder in 
Wiener Neustadt weist Mehreinnahmen von 
0,6 Mill. Schilling auf. 

Die außerordentlichen Ausgaben der Grup- 
pe 2 belaufen sich auf 13,500.000 Schilling. 

Ich ersuche den Herrn Präsidenten, die Ver- 
handlungen zur Gruppe 2 einzuleiten. 

Dritter PRASIDENT REITER: Zum Worte 
gelangt Herr Abg. G r Ü n z w e i g. 

Abg. GRUNZWEIG: Herr Präsident! Meine 
sehr geschätzten Damen und Herren des Ho- 
hen Hauses! Nach den verschiedenen Exkur- 
sen in die große Politik anläßlich der Behand- 
lung der Gruppe (4 am gestrigen Tage kom- 
men wir nun heute zum grauen Schulalltag, 
- so möchte, ich fast sagen -, gehen in die 
eigentliche Spezialdebatte ein. 

Bevor ich aber über einige Probleme des 
Schulwesens spreche, möchte ich etwas in 

Erinnerung bringen, wozu ich gestern nicht 
Gelegenheit hatte. zu sprechen. Ich glaube, 
der Nachsicht des Herrn Präsidenten gewiß 
sein zu können. Herr Kollege Dr. Brezovsky 
hat gestern einen Resolutionsantrag bezuglich 
einer Verfassungsänderung eingebracht; und 
zwar soll für den Fall Vorsorge getrotferi 
werden, wenn bei irgendeiner Gelegenheit die 
beiden Parteien oder uberhaupt Parteien in 
diesem Landtaq mandatsgleich seien. Weder 
der Klubobmann der UVP noch der Herr 
Landeshauptmann haben dazu auch nur ein 
Wort gesagt. Ich darf in Erinnerung rufen, 
daß für uns dieses Problem nicht irgendein 
Problem ist, sondern daß wir der Auffassung 
sind, daß es sich hier um die Vorsorge fUr 
einen allfällig auftretenden Verfassungsnot- 
stand handelt. 

Ich habe versprochen, daß ich nur ehige 
Sätze dazu sagen werde. Wir hatten erwar- 
tet, da6 dazu Stellung genommen wird, und 
nicht ohne Kommentar eine Ablehnung er- 
folgt, wie dies gestern der Fa11 war. Ich darf 
noch einmal ersuchen und deponieren, daß 
man im Laufe der Budgetdebatte - es wird 
sich sicherlich dazu Gelegenheit finden -- 
eine entsprechende Erklärung gibt. 

Nun komme ich zu den Schulangelegeiihei- 
ten. Ich habe mich gestern nicht zum Worte 
gemeldet und möchte heute nur einige mir 
für meine Ausführungen wesentlich erschei- 
nenden Zahlen bringen. Ich hoffe, daß der 
Herr Präsident des Landesschulrates noch 
eine Ubersicht uber die Schulsituation geben 
wird. Es steht fest, daß die Schuleizahlen auf 
dem allgemeinbildenden Schulsektor nach wie 
vor wesentlich ansteigen. Wir haben heuer 
178.000 Pflichtschüler, das sind um 4473 mehr 
als im vergangenen Jahr. Aus dieser Steige- 
rung ergeben sich natürlich Konsequenzen, 
auf die ich noch zu sprechen kommen werde. 

Die Zahl der Volksschulen verringert sich 
seit einigen Jahren aus den bekannten Grün- 
den, im heurigen Jahr um 69. Es muiet etwJ3 
merkwurdig an, wenn man bei Betrdchtung 
der Struktur der Volksschulen sagen iliuß, 
daß diese Entwicklung sehr zu begrüßen i L t .  
Während die Zahl der Volksschulen abiijnimt, 
ist die Zahl der übrigen Pflichtsciiu!cn, auch 
der Hauptschulen, noch immer im Steigen be- 
griffen. Im vergangenen Jahr wurden uin 4 
Hauptschulen mehr qezählt, und auch die An- 
zahl der Sonderschulen ist von 22 ciuf 38 i ind 
der selbständigen polytechnischen Schulen 
von 8 auf 10 gestiegen. Interessant iit, doß 
die Durchschnittsschülerzahlen in den Volks-, 
Haupt- und Sonderschulen sowie polytechni- 
schen Lehrgängen seit einigen Jahren gleicli- 
bleiben, und zwar auf einer Höhe, die uber 
jenem Niveau liegt, das wir noch vor 5 oder 
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6 Jahren hatten. Wenn also.die Durchschnitts- 
schülerzahl in den Volksschulen 33 beträgt, 
jene der Hauptschulen 30, die der Sonder- 
schulen 17 und der polytechnischen Lehrgän- 
ge 28, so liegt diese Zahl zumindest bei d tn  
Volks- und Hauptschulen um ein bis zwei 
Schüler über dem früheren Durchschnitt. Wir 
sind nicht in der Lage, in den Plichtschulen 
die gesetzlich vorgeschriebenen Höchstzahlen 
einzuhalten. Im heurigen Schuljahr wird die 
Schülerhöchstzahl in insgesamt 614 Klassen 
überschritten, unld zwar in 478 Volksschul- 
klassen und 136 Hauptschulklassen. 

Die Zahl der einklassigen Schulen in Nie- 
derösterreich beträgt noch 250 und die der 
zweiklassicpen 274. Daher sind von der Ge- 
samtzahl der niederösterreichischen Vollcs- 
schulen die Halfte, nämlich 524, nicht nach 
den Vorstellungen des Reorganisationsplanes 

, organisiert. Wenn man die 141 dreiklassigen 
. Schulen hintsichtlich ihrer Zahl außer Betracht 
1 läßt - bekanntlich werden die Reorganisa- 

tionsmaßnahmen auf dem Pflichtschulsektor 
I und insbesondere auf dem Volksschulsektor 

nach wie vor fortgesetzt -, so konnen wii 
b feststellen, daß mit Beginn dieses Schuljah- 

res 70 einklassige Volksschulen stillgelegt 
wurden und die Gesamtzahl der bereits still- 
gelegten Volksschulen, wenn man auf das 
Jahr 1963 zurückgreift, insgesamt 256 beträgt; 
seit der Schulenquete im Jahre 1965 wurden 
235 Schulen stillgelegt. Diese Aktion, die bei- 
nahe ins Stocken geraten Ware, wurde durch 
eine im heurigen Fruhjahr erfolgte Novellie- 
rung des Pflichtschulorganisationsgesetzes, 

i 5 6, wieder in Gang gesetzt. Vorher war es 
so, daß die Stillegung infolge einer nicht sehr 

, glücklichen Formulierung des 4 6 in jenen 
. Fällen, wo die Schülerzahl nicht im Sinken 

begriffen war, unmöglich gemacht wurde 
Nachdem dieser Passus des Gesetzes juri- 
stisch bereinigt wurde, ist es zur Erzielung 
einer besseren Organisation auch in jenen 

I Fällen möglich, Schulen stillzulegen, deren 
Schülerzahlen gleichbleibend sind oder da und 
dort leicht ansteigen. 

Die bisherigen Erfahrungen bezüglich der 
Reorganisation zeigen, daß bei einer gründ- 
lichen Aufklärung der Bevölkerung und Schaf- 
fung von entsprechenden räumlichen und ver- 
kehrsmäßigen Voraussetzungen in den mei- 
sten Fällen das Verständnis der betroffenen 
Bevölkerung erzielt werden konnte. Es besteht 
heute nur mehr in den wenigsten Fällen der 
Wlunsch, die getroffenen Maßnahmen rück- 
gängig zu machen. Die Kinder fühlen sich in 
der neuen Umgebung der höherorganisierten 
Schulen im wesentlichen wohl, auch die Eltern 
sind überzeugt, daß die Maßnahmen richtig 
und notwendig waren. Schon in, 77 Fällen 

wurden von den Schulerhaltern Anträge auf 
gänzliche Auflassung stillgelegter Volksschu- 
len gestellt, die von der Landesregierung und 
vom Landesschulrat natürlich positiv erledigt 
wurden, weil sie den gewünschten Zustand 
endgültig herstellen. 

Nun noch ein offenes Wort in dieser An- 
gelegenheit. Sie wurde vom ersten Tag ge- 
meinsam in Angriff genommen und konnte 
daher verhältnismäßig zügig und erfolgreich 
weitergeführt werden. Die Schwierigkeiten 
entstehen in erster Linie dort, wo lokale Funk- 
tionäre die Dinge vor allem in politischer 
Hinsicht hochspielen, manchmal auch in sehr 
persönlicher Art, was quer durch die Parteien 
geht. Die Schwierigkeiten sind also durch 
solche Umstände oft in Gegenden und in Ver- 
hältnissen, wo das durchaus nicht zu erwarten 
wäre, wesentlich größer als in anderen Fallen, 
wo man mit auftauchenden Schwierigkeiten 
rechnen konnte. Ich glaube, daß es die Auf- 
gabe beider Parteien sein muß, - wir Sozia- 
listen bekennen uns zu den Reorganisations- 
mafinahmen vollinhaltlich -, insbesondere 
auf die lokalen Funktionäre einzuwirken, daß 
die Dinge immer ins rechte Lot gebracht wer- 
den können und das nötige Verständnis für 
diese Fragen herbeigeführt wind. 

Ich selbst möchte den Reorganisationsplan 
auf die Haupt- und Sonderschulen ausdehnen 
und ihn neben dem Schulbaufondsgesetz und 
dem Schulgesetz 1962 als eine entscheidende 
Tat der niederösterreichischen Schulpolitik 
bezeichnen. Ich glaube jedoch, daß wir nicht 
auf halbem Weg stehenbleiben dürfen und die 
Anstrengungen noch wesentlich verstärken 
müssen, da die Schwierigkeiten noch großer 
werden. Die leichteren Fälle, wo die räumli- 
chen Bedingungen gegeben und die Verkehrs- 
Probleme leichter zu bewältigen waren, wur- 
den zuerst in Angriff qenommen und erledigt. 
Was uns noch bevorsteht zu lösen, wird 
schwierig sein, noch mehr Verständnis erfor- 
dern und vor allem eines größeren Einsatzes 
finanzieller Mittel bedürfen. Jeder einzelne 
Fall muß besonders geprüft, und es müssen 
die Voraussetzungen geschaffen werden, um 
hier weiter tätig sein zu können. 

Auf dem Hauptschulsektor sehe ich aller- 
dings die größte Gefahr in dem sich immer 
wieder zeigenden Protektionismus und Inter- 
ventionismus. Es ist verständlich, daß jede 
Gemeinde, die auf sich etwas hält, eine neue 
Hwptschule haben möchte. Und welche Ge- 
meinde hält nicht etwas auf sich? Daher ist 
die Zahl der Ansuchen um neu zu errichtende 
Hauptschulen verhältnismäßig größer als der 
auf diesem Gebiet noch vorhandene Bedarf. 
Bekanntlich ist jq die Frage der Ausdehnung 
der Pflichtsprengel der Hauptschulen zu La- 
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sten der Berechtigungssprengel ein Punkt der 
Schulorganisation und damit auch, soweit der 
Schulweg zumutbar ist, der pflichtmaßige 
Hauptschulbesuch. 

Neben den heuer schon bewilligten Haupt- 
schulerrichtungen werden noch 20 Hauptschu- 
len zur Vervollstandigung des Hauptschul- 
sprengelnetzes gebraucht. Obwohl eine Stu - 
dienkommission eingesetzt ist, die sehr dan- 
kenswerte Unterlagen liefert, muß ich sagen, 
daß die Entscheidungen nicht immer nach 
sachlichen Erwägungen getroffen werden, son- 
dern manchmal sehr personliche und protek- 
tionistische Gesichtspunkte walten. Ich moch- 
te nur auf zwei Beispiele, die aus der jüngsten 
Vergangenheit in Erinnerung sind, hinweisen, 
namlich auf Allhartsberg und Bernhardsthal, 
wo die eminente Gefahr besteht, daß durch 
solche Maßnahmen benachbarte Schulen in 
ihrer Organisationsform beeintrachtigt wer- 
den. 

Wir durfen namlich bei diesen Maßnahmen 
eines nicht außer Acht lassen: Wir haben ja 
auch noch auf einem anderen Schulsektor 
eine Entwicklung vor uns, und zwar auf dem 
Sektor der allgemeinbildenden hoheren Schu- 
len. Wienn wir also heute Hauptschulen in 
einen Raum hineinstellen, wo nur mehr knapp 
die Schülerzahl von 280 erreicht wird, muß 
es bei einer Vervollstandigung des Netzes der 
allgemeinbildenden hoheren Schulen eines 
Tages dazu kommen, daß ein Teil der Kinider 
abgezogen wird, dann sind dise Hauptschulen 
zum Zwergdasein verurteilt. Sie sind ausge- 
sprochene Fehlinvestitionen, die wir aber 
heute schon erkennen und vermeiden mussen, 
wollen wir nicht viele Millionen Schilling un- 
notig verpulvern, die wir anderswo - wir 
haben diese Probleme schon im Finanzaus- 
schuß und bei jeder Gelegenheit behandelt - 
so dringend notwendig brauchen. Wir haben 
schon genug Geld zur Renovierunq und Er- 
richtunq von einklassigen Schulen hinausge- 
schmissen, die wir heute wieder schließen 
müssen. Dasselbe darf doch nicht auch bei 
den Hauptschulen passieren. Daher muß man 
gerade bei den hier vorliegenden Ansuchen 
die Notwendigkeit zur Errichtung von neuen 
Hauptschulen besonders gewissenhaft und 
genau uberprufen. Im heurigen Jahr sollen 
noch 6 Hauptschulen und zwar beschleunigt 
gebaut werden. Es sind das die Hauptschulen 
in Harmannsdorf, St. VeitIGolsen, Schweig- 
gers, NeuhofeniYbbs, Irnfritz und Kilb. Wie 
gesagt, werden vielleicht 15, vielleicht 20 
Hauptschulen - das mussen die Studien er- 
geben - noch zu errichten sein. 

Das Problem Nummer 1 bei den allgemein- 
bildenden Schulen ist die Frage des Lehrer- 
mangels, die in anderen Schulkategorien, voi 

~ ~~~~ ~~ ~.. .. ~~~~~~~~~~~ ~ 

allem bei den Berufsschulen und zum Teil bei 
den höhren Schulen -dort liegen die Dinge 
nur für einzelne Gegenstandsgruppen sehr 
hart - nicht so schwer ins Gewicht fällt. Wir 
hatten mit Stichtag vom 7.9. 1967 an den all- 
gemeinbildenden Pflichtschulen insgesamt 
7097 Lehrer. Das ist gegenüber dem Dienst- 
postenplan, der auf Grnud der gesetzlichen Er- 
fordernisse erstellt wird, ein Fehlbestand von 
1100 Pflichtschullehrern. RealistiSch gesehen, 
glaube ich, wird mir der Herr Präsident fol- 
gendem Zustimmen: Wenn wir 600 Lehrer zu- 
sätzlich in Niederösterreich hätten, dann 
könnte ein normaler Schulbetrieb ohne diese 
wesentlichen Belastungen durchgeführt wer- 
den. 

Auf Grund des Dienstpostenplanes fehlen 
uns also 1100 Lehrer. Trotz der Einstellung 
von 490 Junglehrern am Beginn des Schul- 
jahres konnten nicht alle Schwierigkeiten be- 
wältigt werden, die bei uns auf diesem Gebiet 
nicht zuletzt deshalb entstanden sin'd, weil 
zum erstenmal am Beginn dieses Schuljahres 
100 niederösterreichische Lehrkräfte von der 
Wiener Schulverwaltung aufgenommen wur- 
den; weil dort zum ersten MalSe nach langer 
Zeit ein gewisser zusätzlicher Bedarf an Lehr- 
kräften vorhanden ist. ES handelt sich um eine 
Reihe von Lehrern, die im Zuge der Abtren- 
nung der Randgemeinden nach Niederöster- 
reich abgegeben wurden un'd die nun den 
Wunsch hatten, nach Wiien zurückzukehren. 
Zie hatten seinerzeit keine Möglichkeit, in 
Wien angestellt zu werden und haben Jahre 
hindurch in Niederösterreich Dienst gemacht. 
Ich bin der Meinung, daß man diesen Men- 
schen keine Schwierigkeiten in den Weg le- 
gen soll, wenn sie den Wunsch haben, nach 
Wien zu gehen. Sie haben in Niederösterreich 
Jahre hindurch Dienst gemacht und uns aus 
einer schwierigen Situation herausgeholfen. 
Sie sollen jetzt in ihrer beruflichen Laufbahn 
nicht behindert werden. 

Die Konsequenzen sind also in 640 Fällen 
die Uberschreitung der Klassenschülerhöclist- 
zahl, - das habe ich schon gesagt -, und 
natürlich die fast unüberschaubace Leistung 
von Mehrdienstleistungsstunden. Das ist eine 
sehr harte Aufgabe, der sich die niederöster- 
reichischen Lehrer unterziehen; aber nur da- 
mit kann der Schulb,etrieb aufrechterhalten 
werden. Es ist leider zu befürchten, daß sich 
dieser Zustand in den nächsten Jahren noch 
verschärfen wird, da bekanntlich die Lehrer- 
bildungsanstalten auslaufen und heuer nur 
mehr Maturantenkurse an diesen Anstalten 
geführt werden. Wir haben zwar sehr viele 
Anmeldungen, nämlich 372. Wir werden aber 
die große Zahl des Vorjahres auf keinen Fall 
erreichen: Dann kommt dazu, daß im Jahre 
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1969 eine Lücke klafft, da. dann die Zweijäh- 
rigkeit der Lehrerbildung wirksam wird, und 
wir ein Jahr üb,erhaupt keinen Lehrernach- 
wuchs haben. Erst ab 1970 werden uns die 
Absolventen der Pädagogischen Akademien 
zur Verfügung stehen. 

Nun einige Sätze zu diesem Brennpunkt der 
Schulpolitik, nämlich zu den Pädagogischen 
Akademien. In ganz Osterreich ist die Errich- 
tung dieser neuen Ansta&en, der Endstufe der 
Lehrerbildung!, schon mehr oder minder weit 
gediehen. In einigen Bundesländern, vor a1.- 
lem in Vorarlberg und Salzburg, schon wei- 
ter, in anderen, dazu gehört auch Niederöster- 
reich, wurde mit Ausnahme der Vorbeuei- 
tungsarbeiten damit noch nicht begonnen. In 
Niederösterreich wird am 1. September 1968 
die katholische Pädagogische Akademie, für 
die wir im heurigen Budget den Betrag von 
1,s Mill. Schilling vorgesehen htben, sowohl 
als Institution als auch hinsichtlich der Ge- 
bäude, ihren Betrieb aufnehmen, also fix und 
fertig dastehen, während die öffentliche Aka- 
diemie, die in Baden ihren Sitz hat, noch über 
kein Gebäude verfügt. Sie wird provisorisch 
untergebracht werden müssen, sowohl was die 
Unterrichtsräume als auch was die Unterbrin- 
gung der Studierenden betrifft. Es wird der 
Vorlesungsbetrieb und Ubungsschulbetrieb 
sehr große Schwierigkeiten in organisatori- 
scher Hinsicht mit sich bringen, wenn man 
bedenkt, daß er sich an drei, vier Plätzen a,b- 
wickeln wird. Ich glaube, da13 es daher eine 
unbedingte Forderung des Landes Nieder- 
Österreich sein müßte, diese Pädagogische 
Akademie sobald als möglich zu bauen. Es 
sind schon, wie ich sa.gte, die Vorbereitungs- 
arbeiten ziemlich weit gediehen, der bau- 
künstlerische Wettbewerb ist abgeschlossen. 
Es ist nur mehr eine Finanzierungsfrage, die 
die Dinge verzögert. Ich holfe aber, daß im 
Frühjahr mit aller Energie zu bauen begon- 
nen wird. 

Ein Wort zur Besetzung des Lehrkorpers 
dieser Pädagogischen Akademie. Ich glaube, 
daß man diese Anstalten nicht ausschließlich 
als Rekrutenschulen für den Osterreichischen 
Arbeiter- und Angestelltenbund auflassen 
darf. Das wäre nicht nur mit den demokrati-- 
schen Grundsätzen unvereinbar, es würde 
auch die Qualität sehr darunter leiden. Es 
müssen nämlich die Hörer gewisse Alterna- 
tiven haben, sie müssen die Wahl zwischen 
verschiedenen Lehrmeinungen und auch pä- 
dagogischen Ansichten haben, die sich natür- 
lich zwischen den einzelnen Vortragenden un- 
terscheiden. 

Für die Verb,esserung der schulischen Situ- 
ction ist besonders die Heranbildung der 
Hauptschullehrer wichtig. Auf diesem Gebiet, 

das wurde wiederholt gesagt, liegen die Din- 
ge besonders im Argen. Mienn wir wollen. 
daß die Hauptschulen ihrer Aufgabe, eine 
über das Ziel der Volksschule hinausreichen- 
de Bildung zu vermitteln, gerecht werden, 
dann müssen die Hauptschullehrer die ent- 
sprechende Ausbildung bekommen. Das wa.r 
uns leider noch nicht in dem Maß möglich, 
wie es notwendig wäre. Wenn im Blezirk Zwettl 
derzeit noch 77 Prozent der an Hauptschulen 
unterrichtenden Lehrer keine Hauptschulprü- 
iung haben - in Gäwerndorf sind es 69 Pro- 
zent, in WaidhofenITh. 69 Prozent, in Holla- 
brunn 68 Prozent, in Mistelbach 6s Prozent, 
aber auch in Bruck sind es 70 Prozent und in 
Tulln 63 Prozent -, so sehen Sie, daß auf 
diesem Gebiet noch einiges zu tun ist. Es ist 
als positiv zu vermerken, daß seitens des 
Landesschulrates für Niederösterreich in die- 
sem Jahr neben den traditionellen Kurssiätten 
in St. Pölten, Krems und Wiener Neustadt 
noch in Waidhofen a. d. Th. und Mistelbach 
solche Hauptschulkurse eingerichtet wurden. 
Die Anzahl der Meldungen ist zwar nicht 
überwältigend, zeigt aber, daß die Einrichtung 
ihre Berechtigung hat. 

Nun noch ein paar Worte zum polytechni- 
schen Lehrgang, dem jüngsten Kind des nie- 
derösterreichischen Schulwesens. Nachden 
nunmehr das erste Jahr vergangen ist, kann 
man doch auf gewisse Erfahrungen zurück- 
blicken. Im heurigen Jahr ist die Zahl dmer 
Schüler des polytechnischen Lehrganges auf 
7093 angestiegen, die in 270 Klassen an 147 
Ftandorten untergebracht sind. Gegen diese 
Form der Absolvierung des neu.nten Schul- 
jahres haben bekanntlich weiteste Kreise, vor 
allem der Wirtschaft aber auch der Eltern- 
schaft Bedenken geäußert und der Meinung 
Ausdruck gegeben, djaß im ersten Jahr ein 
Funktionieren nicht möglich sein wird, weil 
keine Räume, kein Geld und keine Lehrer 
vorhan,den sind. Diese Bedenken waren aus 
verschiedenen Publikationen zu entnehmen. 
Nun kann festgestellt werden, daß der Be- 
trieb im großen und ganzen klaglos funktio- 
niert hat, von Anfangsschwierigkieiten ab- 
gesehen. Vor allem die Lehrkräfte, die in die- 
sem polytechnischen Lehrgang unterric#hteten, 
heben sich mit großem Geschick und Fleiß 
dieser neuen Aufgabe unterzogen. Ich glaube, 
daß ihnen hiefür der Dank der Verwaltung 
des Landes im besonderen Maße gebührt. In 
diesem Zusammenhang müssen auch die Lei- 
stungen der Gemeinden hervorgehoben wer- 
den, die sich dieser neuen Aufgabe mit großer 
Aufgeschlossenheit unterzogen haben. Für die 
Adaptierung der Räume, die Acschaffung von 
Einrichtungsgegenständen usw. wurden sehr 
große Beträge - insgesamt über 14 Millionen 
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Schilling - aufgebracht. DaS vielfach noch 
definitive Unterkünfte, einige Schulgebäude 
usw. gebaut werden müssen, ändert nichts 
daran, daß die Voraussetzung für einen ge- 
ordneten Unterrichtsbetrieb an den politech- 
nischen Lehrgängen besteht, und das nicht 
zuletzt dank der Aufgeschlossenheit der Ge- 
meinde als Schulerhalter. 

Gestatten Sie mir noch einige Bemerkun- 
gen über die bevorstehenden gesetzlichen 
Aufgaben. Wir haben im Anschluß an die 
Verabschiedung der Gruppe 2 eine solche 
Diskussion noch vor uns, und zwar die Ver- 
abschiedung des neuen Schulbaufondsgeset- 
zes. In nächster Zeit soll auch eine große 
Schulvorlage eingebracht werden; es handelt 
sich um die Novellierung des bestehenden 
Pflichtschulorganisationsgesetzes und die 
Schaffung eines niederosterreichischen Pflicht- 
schulgesetzes. Es wurde schon im Jahre 1965 
anläßlich der Debatte uber das Pflichtschul- 
organisationsgesetz gesagt, ddß die Bestim- 
mungen über d&s Berufsschulerhaltungsgesetz 
1957 in dieses neue Pflichtschulgesetz zur ein- 
heitlicheren Handhabung hineingenommen 
werden. Die Bestimmungen uber die Organi- 
sation der Berufsschulen sind im neuen Ge- 
setz enthalten, so daß hier eine gewisse Un- 
übersichtlichkeit besteht. Die Verhsndlungen 
gestalten sich äußerst schwierig, weil es be- 
sonders bei den Berufsschulen um die Exi- 
stenz - die meiner Meinung nach unbestrit- 
ten ist - aber auch um die KompetenzGn des 
gewerblichen Berufsschulrates geht. Diese 
spezifisch niederosterreichische Einrichtung 
- sie gibt es in kaum einem anderen Bundes- 
land - muß man hinsichtlich ihrer Kompe- 
tenzen entsprechend abgrenzen oder ausstat- 
ten, um eine rationelle Verwaltunq auch auf 
diesem Gebiet zu gewährleisten. Es hat sich 
herausgestellt, daß die Verhandlungen uber 
diese Fragen schwieriger sind, als man ur- 
sprünglich vermutet hat; daher qehen die Ar- 
beiten etwas langsamer voran. Wir hoffen 
aber, daß im zeitlichen Frühjahr eine solche 
Vorlage dem Landtag zugehen wird; das Be- 
gutachtungsverfahren ist inzwischen abge- 
schlossen worden. 

Einige Fragen, die dabei eine Rolle spielen, 
neben der notwendigen Adaptierung an in der 
Zwischenzdit bundesgesatzlich erlassenen Vor- 
schriften, sind auch vom Landesqesetzgeber 
zu diskutieren; vor allem - und hier treffen 
wir uns mit den Forderungen des Katholi- 
schen Familienverbandes - die Frage der 
Ubernahme der Fahrtkosten für die Schuler 
an Pflichtschulen. Sie stellt ein Problem dar, 
dlas sicherlich noch erörtert werden muß. 
Schließlich soll auch die Frage des starren 
Festhaltens an der Konstruktion der Schulge- 
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des Finanzausgle 
meinden in jedem Fall überprüft werden. In dem also die Län 
jenen Fällen, in denen nur ein Teil der Ge- Eehrerbesoldung 
meinde zu einem Schulsprengel gehört, will das Schulbuciget 
man von der Notwendigkeit der Errichtung Der Finanzreferer 
einer Schulgemeinde abgehen. Ferner soll - Sie denn? Wir I 

heuer wieder um ich halte das für besonders wichtig - für 
eine ordnungsgemäße Uberprüfung der Haus- her als im Vorjal 
haltsgebarung der Schulgemeinden Vorsorge fast nichts mehr; 
getroffen werden. Da von den Schulgemeinden teil an den Akt1 

ja auf Grund di immer wieder hohe Betrage im ordentlichen 
Haushalt, besonders aber bei Schulbauten, zu Bund refundiert. I 
verwalten sind, kann es das Land, auf Sicht Durchlauferposten 
betrachtet, nicht mehr verantworten, w 
diese Dinge praktisch unkontrolliert vor s 
gehen. Mir ist vor einiger Zeit bekannt 
worden, daß ein Kassier in der Lchulgem 

Gruppe 2 wesent de zugleich der Generslunternehmer 

Wir haben zum Schulbaues war. Er hat sich die Betrige 

einen Schilling m Kassier angewiesen und als Generalunte 

gaben, die der Sc mer in Empfang genommen. Das ist ge 

hat, vorgesehen. hen. Ich glaube daher, daß es notwendi 

Vorjahr, 43 Mi11 gerade diese Materie einer Regelung 
führen. 

gung, wo es zunäc 
gab und großzügi! 

die Frage des Bi Nachtragsbudget 
fen; sie soll einer ben 43 Millionen 
geführt werden. D vorgesehen. Es isl 
schulrates hat sich ferner auf den Stand die Fahrtkosten ei 
qestellt, daß hier eine solch Fülle vo tinuität auf dem ( 
derungen und Ergänzungen vorliegt, ist absolut nicht 
besser erscheint, dieses Gesetz als qan gen, die sich bei 

Schulbudget im F zubringen, es nicht bei einer Novellierung z 
ben, wurden dui belassen und das alte Pflichtschulorganis 

tionsgesetz außer Kraft zu setzen. Auch da Herrn Finanzrefei 
Welt geschafft, ir uber wird man sprechen müssen. 

Abschließend nur ein paar Bemerku hat, in einem allfä 
iiber das Schulbudget, um das es ja geht Fragen des Schuh 
sind 136 Millionen Schilling im ordent Schulbaufonds na 
Voranschlag vorgesehen - ich nenne n chen Erfordernissc 
runden Zahlen - das bedeutet eine Erh Mittel zur Aufstc 
von 29 Millionen Schilling. Davon ent Vorranq einzuräui 
allein auf den Voranschlagsansatz 21 9-75 darf ich zitieren - 
handelt es sich um den zehnprozentig Mittel zur Verfüg 
satz des Landes an den Bund zu den uns natürlich mc 
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Nun wurde in di 

vitatsbezügen der Lehrer an öffentlichen all- 
gemeinbildenden Pflichtschulen, ?3,9 Millio- 
nen Schilling. Das sind um 28 Millionen Schil- 
ling mehr als im Vorjahr. Um 29 Millionen 
Schilling ist das Schulbudget gestiegen; 28 
Millionen Schilling allein für den gesteiger- 
ten Anteil und die Aktivitätsbezüge der Leh- 
rer an den allgemein bildenden Pflichtschu- 
len. Die echte Erhohunq des Schulbudgets 
betragt also nur 1,3 Millionen Schilling bei 
136 Millionen Schilling. Das ist ein ver- 
schwindender Betrag. Hier kommt zum Tra- 
.gen, was wir dem Herrn Finanzreferenten 
und auch den Mitgliedern des Hauses, aber 
auch den Gewerkschaftsvertretern immer 
wieder im Zusammenhang mit der Stellung 
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des Finanzausgleiches gesagt haben. Nach- 
dem also die Lander diese 10 Prozent an der 
Lehrerbesoldung ZU tragen haben, bläht sich 
das Schu!buQget um diese 10 Prozent auf. 
Der Finanzreferent kann sagen: Was wollen 
Sie denn? Wir geben ohnehin um 10, 20, 
heuer wieder um 30 Millionen Schilling mehr 
her als im Vorjahr. In Wahrheit gibt er um 
fast nichts mehr; denn diese 10 Prozent An- 
teil an den Aktivitatsbezügen blekommt er 
ja auf Grund des Finanzausgleiches vor1 
Bund refundiert. Das ist in Wahrheit nur ein 
Durchlauferposten. Sie sehen, die Dinge ver- 
schieben sich in den Landesbudgets, und das 
Schulbudget liegt dadurch im Hintertreffen 
Es war daher klar, daß meine Fraktion ge- 
gen die Erstellung der Budgetansätze bei der 
Gruppe 2 wesentliche Bedenken vorbrachte 
Wir haben zum Beispiel heuer nicht uni 
einen Schilling mehr für die wichtigen Auf- 
gaben, die der Schulbaufonds zu bewältigen 
hat, vorgesehen. Es stehen, genau wie im 
Vorjahr, 43 Millionen Schilling zur Verfü- 
gung, wo es zunächst 42,5 Millionen Schilling 
gab und großzügig 500.000 Schilling in einen: 
Nachtragsbudget bewilligt wurden. Diesel- 
ben 43 Millionen Schilling sind auch heuer 
vorgesehen. Es ist ein Z U  geringer Betrag fur 
die Fahrtkosten eingesetzt, und auch die Kon- 
tinuität auf dem Gebiet des Berufsschulbaues 
ist absolut nicht gesichert. Diese Spannun- 
gen, die sich bei den Beratungen über das 
Schulbudget im Finanzausschuß ergeben ha- 
ben, wurden durch den nun anwesenden 

I Herrn Finanzreferenten irgendwie aus der 

1 Welt geschafft, indem er sich bereit erklärt 
hat, in einem allfälligen Nachtragsbudget den 

$ Fragen des Schulwesens, der Ausstattung des 
1 Schulbaufonds nach Eriüllung der gesetzli- 

chen Erfordernisse und der Aufbringung der 
Mittel zur Aufstockung von BundesmitteZn 
Vorranq einzuräumen und - unaufgefordert 
darf ich zitieren - entsprechend vorhandene 
Mittel zur Verfügung zu stellen. Das hat es 
uns naturlich möglich gemacht, in dieser 
Frage positiv zu der Gruppe 2 Stellung 212 

nehmen. Denn, melne Damen uiid Herren, 
die Neuordnung des Pflichtschulwesens, 1~ 

der wir mitten drinnen stehen, kann man 
nicht nur mit Plänen, mit Programmen, ma- 
chen, S O  wichtiq diese auch als Grundlage 
sind. Dazu bedarf es natürlich des Einsatzes 
ganz außerordentlicher Mittel. Und für wen 
sollte dieses Geld nicht lieber bereitgestellt 
werden als für unsere Kinder? Wir stellen 

1 damit, meine Damen und Herren, einen Wech- 
sel auf eine gute Zukunft in jener Höhe aus, 

f die zur Erreichung eines optimalen Zieles - 
und Erfolges notwendig ist. (Beifall bei der 
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Dritter PRASIDENT REITER: Zuin Wort 
gelanrt Herr Abg. Präsident S c h o i b e r. 

Ab'g. SCHOIBER: Herr Präsident! Hohes 
Haus! Herr Abg. Grünzweig hat schon einige 
brenende Probleme der Schulpolitik ange- 
schnitten. Ich glaube, es ist unbestritten, daß 
in den letzten Jahren in Nie,derösterreich sehr 
ernste und erfolgreiche Bestrebungen ini 
Gange waren und noch sind, um die Schul- 
Situation in diesem Lande zu verbessern, uni 
die Bildungsmöglichkeiten zu erweitern. W'as 
den Pflichtschulsektor betrifft, darf ich noch 
einmal in Erinnerunq bringen, daß es jene 
Enquete am 26. Februar 1965 gewesen ist, 
die den Ausgangspunkt für eine planvolle 
Reorganisation un+?res Volksschulwesens 
gegeben hat; jene Enquete, die über Anre- 
gung des Landesschulrates für Niederöster- 
reich und unter der Förderung des damaligen 
Landeshauptmannes Figl stattgefunden hat, 
in der in vier grundlegenden Referaten die 
Situation geschildert wurde und entsprechen- 
de Beschlüsse gefaßt wurden. 

In der Folge wurde von Herrn Landes- 
hauptmann Hartmann ein Komitee gebildet, 
das sehr gründliche Unterlagen für die Re- 
org,anisation geschafen hat, das wiederholt 
unter dem Vorsitz des Herrn Landesamts- 
direktors tagte. Herr Hofrat Schneider konn- 
te durch planvolle und gründliche Arbeit 
jene Unterlagen schaffen, die für die weitere 
Fortsetzung dieser Tätigkeit unbedingt not- 
wendig gewesen sind. Ich glaube, wir kön- 
nen objektiv jetzt schon gewisse Friichte 
dieser Bestrebungen feststellen, etwa, daEi 
seit dem Schuljahr 1961162, in dem die Z.ahl 
der einklassigen Schulen noch bei 448 la,g, 
diese Zahl im heurigen Schuljahr auf 250 
zurückgegangen ist. Ein Absinken zeigt sich 
auch bei den zwei- oder dreiklassigen Schu- 
ien. Die Probe aufs Exempel, ob und wieweit 
wir unser Ziel erreicht haben, zeigt die Ent- 
wicklung bei den vierklassigen Schulen, die 
sich so darstellt, daß die Anzahl der vier- 
khssigen Schulen von 186 auf 244 gesiiegen 
ist. Das ist der echte Ertrag der Organisa- 
tionsverbesserungen. 24 Prozent der Volks- 
schulen werden in der auch bei der Enquete 
gewünschten vierklassigen Form geführt. Das 
sind die objektiven Tatsachen über den Er- 
folg dieser Bemühungen. 

Auch das zweite Problem hat schon Herr 
Abg. Grünzwetq angeschnitten, nämlich die 
Abschöpfung der Oberstufen, die Hinführung 
zu den Ha,uptschulen in der Form, daß auf 
der einen Seite die Pflichtschulsprengel er- 
weitert werden, auf der anderen Seite durch 
Neuerrichtung von Hauptschulen viel mehr 
Kindern von vornherein die Möglichkeit ge- 
boten wird, eine Hauptschule zu besuchen. 
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Auch hier sprechen die Zahlen eine sehr 
deutliche obj'ektive Sprache. Im Schuljahr 
1964165 hatten wir noch 18.300 Schüler an 
unseren Volksschul-Oberstufen. Dies#> Zahl 
ist mittlerweile auf 10.500 gesunken. Im glei- 
chen Ausmaß, jedoch in gegenteiliger Rich- 
tung, bewe,gt sich die Entwicklung bei den 
Hauptschulen. Hatteil wir 1964165 nur 43.000 
Hauptschüler, so haken wir heute 58.000. Das 
sind objektive Feststellungen, die uns zeigen, 
daß die jahrelangen Bemühungen, die erst.- 
malig im Jahre 1965 sehr planvoll gestaltet. 
wurden, auch rein zahlenmäßig schon einer1 
recht schönen Erfolg gebracht haben. Es ist 
natürlich notwendig, zusätzliche Hauptschu- 
len ZU errichten. Es ist auch im Reorganisa- 
tionsplan davon die Rede; es sind konkrete 
Pläne erstellt, wenngleich ich sagen muß, bei 
Plänen, die auf lange Frist erstellt werden, 
wird es immer wieder knderutlgen geben. 
müssen, da das Leben mitunter stärker ist 
als die seinerzeit erarbeiteten Pläne. Dar- 
um glaube ich, daß der jetzige Keorganisa- 
tionsplan kein Evangelium sein kann, das 
nicht mehr abgeändert werden darf, sondern 
daß er .die große Richtschnur ist, nach. der 
wir uns halten werden und halten wollen, 
d,aß aber im Laufe der Jahre da und dort die 
Notwendigkeit bestehen kann, eine Anderung 
herbeizuführen. 

Abschöpfung der Oberstufe, höhere Orga- 
nisationsform der Volksschule allein, wäre 
aber noch nicht genug, um unser Ziel zu er- 
reichen. Darum waren die Bestrebungen der 
Landespolitik auch noch auf ein anderes Ge- 
biet gerichtet, nämlich darauf, daß wir unr, 
sehr bemüht haben, das Netz der höherer? 
Schulen zu erweitern. Ich kann mit Freude 
und Stolz ca.geii, daß nunmehr jeder Bezirk 
in Niederösterreich eine höhere Schule hat, 
wobei es gleichgdtig ist, ob es sich in1 
Augenblick um dislozierte Klassen odei Ex- 
posituren handelt. Für die Eltern ist es eiit- 
scheidend und wichtig, daß ihre Kinder in 
möglichst zumutbaren Entfernugen z u  einer 
höheren Schule gelangen können. 

Ich darf in diesem Zusammenhang nur ganz 
kurz erwähnen, was auf diesem Gebiet in den 
letzten Jahren geschehen ist. 1963 wurde das 
musisch pä'dagogische Realgymnasium in Mi- 
stelbach errichtet, 1964 das in Scheibs, in 
Wieselburg 1964 die Expositur des Bundes- 
Gymna,siums Amstetten und 1967 die Expo- 
siturklasse in Lilienfeld. Eine Tatsache will 
ich auch nicht unerwähnt lassen, die beson- 
ders für die Mädchen neue Bildungsmöglich- 
keiten bieten. Es ist dies d'er großzügige Ent- 
schiuß des Abtes des Stiftes a l k ,  der heuer 
erstmalig in seiner Anstalt auch Mädchen 
aufnimmt. Damit wurde das Beispiel, das vom 

Stift St. Paul im Lavanttal gegeben wurde, 
nachgeahmt. Wir haben also zwei Stiftsgym- 
nasien in Osterreich, dile Mädchen aufneh- 
men, davon ist eines in Niederösterreich. Da- 
mit ist für die Mädchen aus dem Raum um 
Melk - es war das ein echtte,s Anliegen, der 
Bevölkerung .- eine ne'ue Bilduntgsmöglich- 
keit geschaffen, zu der wir nichts beigetra- 
gen haben, die ich aber erwähnen möchte, 
weil das zweifellos ein be'deutsamer Fort- 
schritt ist. In diesem Zusammenhang darf ich 
bemerken, daß die Zahl dler die höheren 
Schulen besuchenden Schkil'er auch in den 
letzten Jahren entsprechend gestiegen ist. ES 

wirkt sich also diese Maßnahme sehr posi- 
tiv aus. 

Zum Lehrermangel und zur PersonalsiJua- 
tion hat Herr Abg. Grünzweig schon gespro- 
chen. Ich will nur einiges dazu ergänzen. 
Wenn wir unsere Situation betrachten, dann 
muß ich sagen, daß es sehr schwierig ist, 
diese Angelegenheit voll unter Kontrolle zu 
bringen, und zwar aus folgendem Grund: Die 
Heranbildung der Lehrer hat irgendwo eine 
Grenze, und ich giaube, gerade uns in Ni'e- 
derösterreich kann nie der Vorwurf treffen, 
daß wir etwa hinsichtlich der Vorsorge ZU 
wenig getan hätten, Wenn es möglich ge- 
wesen ist, zu Beginn dieses Schuljahres rund 
470 Lehrer einzustellen, so mußten die erst 
herangebildet und ausgebildet werden. Wenn 
ich nun annehme, daß wir mit normalen Aus- 
bildungszahien rechnen müßten, SO wäre die 
Quote der Maturanten bei den alten Lehrer- 
bildungsanstalten rund 5 mal 25, das sind die 
fünf 5. Jahrgänge. Wenn wir aber nicht 125 
sondern 470 Lehrer ausgebildet haben, dann, 
glaube ich, ist aus dieser Zahl schon die An- 
strengung zu ersehen, die notwendig war, um 
das zu erreichen. Ich glaube also nicht, daß 
irgendetwas versäumt worden ist. Ich wäre 
selbstverständlich sehr dankbar, wenn mir 
jemand einen Rat geben könnte, auf Grund 
dessen der Lehrermangel sehr rasch bes,ei- 
tigt werden könnte. Ich bin aber überzeugt, 
dieses Wundermittel hat im Augenblick nie- 
mand. Dazu kommt noch, daß die Zahl der 
Pensionierungen und Ausscheidungen sehr 
groß ist. Ich darf Ihnen sagen, daß im Kalen- 
derjahr 1967 157 Lehrpersonen in den Ruhe- 
stand versetzt wurden, 180 iausgeschieiden 
sind -- da stecken' auch die rund 100 Lehrer 
drinnen, die nach Wien abwa,nderten - und 
17 Lehrer im Aktivitätsstand gestorben sind. 
Das heißt also, wir müssen in diesem Kalen- 
derjahr mit einem Verlust von 354 Lehrkräf- 
ten rechnen. Dem gegenüber entwickelt sich 
aber die Schülerzahl stark ansteigend. Vom 
Schulja,hr 1958;59 zum Schuljahr 1967168 ist 
die Z.ahl der Pflichtschüler in Niederöster- 
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reich um mehr als 37.000 gestiegen. Der qroße 
Sprung ist in jenem Jahr, wo der polytech- 
nische Lehrgang eingeführt wurde. Die jähr- 
liche Steigerungsquote bewegt sich etwa i n  
der Größenordnung von 4000 Schülern. Das zu 
baeherrschen ist nicht ganz leicht. Ich glaube 
aber, sagen zu können, daß wir unser mög- 
lichstes getan haben, um die Dinge unter eine 
echte Kontrolle zu bringen. In diesem Schul- 
jahr werden nur mehr die Maturantenjahr- 
gän,ge geführt, die uns im kommenden .Jahr 
zur Verfügung stehen. 372 Maturanten iinter- 
ziehen sich dieser Ausbildung. Es ist zu hof- 
fen, daß alle- den Lehrgang absolvieren und 
und uns im September des kommenden Jah- 
res auch zur Verfügung stehen werden. Das 
Schuljahr 1969'70, in dem wir überhaupt kei- 
nen Lehrernachwuchs haben, wird sehr kri- 
tisch werden. Es wird notwendig sein, schon 
frühzeitige Pläne zu entwerfen, wie wir in 
diesem Jabr die Situation meistern können. 

Herr Abg. Grünzweig hat die Situation auf 
dem Hauptschulsektor erwähnt. Ich möchte 
nur ergänzen, daß wir heuer erstmalig zu- 
sätzliche Ausbildungsstandorte festgelegt ha- 
ben, daß zu den bereits genannten in der 
letzten Zeit noch ein Standort dazugekoni- 
men ist, und zwar Amstetten. Die Anfänge 
sind z.0,c.h relativ bescheiden, ich bin aber 
überzeugt, daß sich auch dort ein richtiges 
Kurszentrum entwickelt. Wenn insgecanit 760 
junge Lehrer diese Kurse besuchen, so glaube 
ich,. besteht berechtigte Aussicht, daß sich 
die Situation bei den Hauptschullehrern re- 
lativ bald bessern wird. Die Stipendien zur 
Förderung des Lehrernachwuchses sind etwas 
erhöht worden. Auch das wird dazu 'beitra- 
gen, daß doch in absehbarer Zeit gewisse Er- 
leichterungen eintreten werden, wenn wir die 
Situation schon nicht im ganzen lösen können. 

Ein sehr schwieriges Problem, das auch auf 
den weiteren Fortschritt der Reorganisation 
Bezug hat, ist das der Fahrtkosten. Es ist sehr 
schwierig, hier die richtige Grenze Z U  fin- 
den. Zweifellos kommen wir mit den zur Zeit 
vorhandenen Mitteln nicht aus, um alle An- 
sprüche zu berücksichtigen. Ich darf in die- 
sem Zusammenhang erwähneii, daß auch sei- 
tens des Bundesministeriums für Unterricht 
ein Betrag in der Höhe von 345.000 Schilling 
zur Verfügung gestellt worden ist, der auf 
rund 1800 Schüler aufgeteilt wurde. Es ist 
auch hier eine gewisse Erleichterung festzu- 
stellen. 

Wenn ich von der Neuerrichtung höherer 
Schulen gesprochen habe, so hängt das Bau- 
en dieser Schulen eng damit zusammen. Wir 
haben berechtigte Wünsche an den Bund und 
eine Reihe von Anliegen, die mir auch sehi 
dringend erscheinen; Anliegen, die lange zu- 

rückliegen und die endlich einmal realisiert 
werden müssen. Ich möchte ab'er, damit die 
Situation auf diesem Sektor doch etwas ob- 
jektiv beurteilt werden kann, folgendes 'mit- 
teilen: Von den 23 höheren Schulen, die in 
einem eigenen Gebäude untergebracht sind 
-- es gibt ja auch noch solche, die einge- 
mietet sind -, ist das Alter der Schulge- 
bäude sehr interessant. 7 dieser Schulgebäu- 
de stammen aus dem vergangenen Jahrhun- 
dert, 8 wurden in der Zeit zwischen 1902 und 
1913 erbaut, und dann kommt eine lange Pau- 
se, die von 1913 bis 1952 dauert. Fast 40 Jahre 
ist also auf diesem Sektor nichts geschehen. 
Erst im Jahre 1952 wurde die Schulbautätig- 
keit bei den höheren Schulen wieder aufge- 
nommen. Von 1952 bis zum heutigen Tag 
wurden in Niederösterreich insgesamt 8 hö- 
here Schulen neu gebaut. Es sind dies die 
Bundesgymnasien in St. Pölten, Tulln, Horn, 
Zwettl, Wiener-Neustadt, Amstetten, Bruck 
a .d .  L. und das in Kürze fertig werdendie 
Bundesgymnasium in Neunkirchen. Ich nenne 
diese Zahlen, damit nicht der Eindruck ent- 
steht, von Seiten des Bundes- geschieht uber- 
haupt nichts. Ich glaube, das ist eine schöne 
Leistung, wenngleich man im gleichen Atem- 
zug sagt: Uns ist es auf jeden Fall zu wenig, 
und wir drängen und versuchen, sehr rasch 
zu Neubauten zu kommen. 

Das Bauprogramm für das nächste Jahr  
st'ellt sich folgendermaßen dar: Schon gebaut 
wird also in Gmünd und an dem Zubau in 
Baden. Gmünd ist im Rohbau fertig un,d in 
Baden ist der Zubau zur Hälfte fertiggestellt. 
Vollständig fertig in der Planung, also bau- 
reif, Herr Bürgermeister Abg. Graf, ist der 
Rau für Gänserndorf. Es ist zu erwarten, daß 
dort mit dem Bau im Jahre 1968 begonrren 
werden kann; überdies das Bunde'sgyrnn,a- 
sium für Mädchen in Krems und die höhere 
technische Bundeslehranstalt in St. Pdten.  
Wenn sich der Bau in St. Pölten etwas hi- 
nausgeschoben hat, dann muß ich sehr deut- 
lich sagen, daß es da Schwierigkeiten gab, 
die nicht auf dem Bundeisektor gelegen sind, 
son'dern daß seitens der Grtlichen Stellen 
nicht alle Schwierigkeiten so aus dem Wege 
geräumt wurden, wie man es gerne gehabt 
hätte. Es trifft also gerade bei der Verzöge- 
rung dieses Bauvorhabens den Bund nicht 
jene Schuld, die man ihm gerne zumessen 
möchte. In diesem Zusammenhang darf ich 
auch erwähnen, weil vermctlich auch da- 
rüber wieder gesprochen wird, daß nunmehr 
auch die Verbundlichung der höheren tech- 
nischen Lehranstalten, auf die wir schon 
lanne gewartet haben, Wirklichkeit wird. Am 
31. Oktober 1967 fand die letzte Besprechung 
im Bundesministerium für Unterricht statt. 
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Im Punkt 1 des Ubereinkommens, da.s vom 
Land gemeinsam mit dem Bund zu unter- 
zeichnen ist, heißt es: Der Bund übernimmt 
die höhere technische Landes-Lehr- und Ver- 
suchsanstalt mit Wirkung vom 1. 1. 1968. ES 

hat lange gedauert, ich gebe es zu, aber nun, 
glaube ich, sind wir so weit. Wir werden in 
jenem Augenblick, wo das eine Projekt ver- 
wirklicht ist, schon die Verwirklichung eines 
anderen Projektes in Angriff nehmen, näm- 
lich die Verbundlichkeit der Schule in Holla- 
brunn. 

Mein Vorredner fand auch lobende W,orte 
für den polytechnischen Lehrgang; ich möch- 
te mich diesen Worten anschließen. Als wir 
ein Jahr diese Neueinführung hatten, und als 
man mir sagte, es sei alles gut gegangen, 
besser als man es erwartet habe, habe ich 
geantwortet, ich warte noch auf die Antwort 
aus der Offentlichkeit; ich warte noch auf 
die Antwort jener, die mit sehr kritischen 
. Augen diese EinfGuirung betrachtet haben 
Schließlich und endlich ist es das Recht je- 
des Staatsbürgers, eine Neueinführung unter 
die kritische Lupe zu nehmen. Ich kann nun 
mit Freude feststellen, daß auch seitens der 
Wirtschaft schon sehr positive Stimmen 
über den polytechnischen Lehrgang zu hö- 
ren sind. In diesem Zusammenhang darf ich 
auf die Tagung der Lehrlingswarte ain 27. 
und 28. November verweisen, bei der fest- 
gestellt wurde, daß die Abgänger der poly- 
technischen Lehrgänge hinsichtlich Arbeits- 
ha,ltung, Pflichgefühl, Wissen und Können 
weit über jenen stehen, die früher in die 
Lehren ehgetreten sind. Ich möchte aber 
auch eine gewisse Schwierigkeit nicht ver- 
schweigen und zwar die Schwierigkeit mit 
jenen Schülern, die von den Schulen so weit 
entfernt wohnen, daß eine Einbeziehung in 
einen Sprengel sehr schwierig ist, und die 
daher das 9. Schuljahr entweder in der Y. 
Stufe einer einklassigen oder zweiklassigen 
Volksschule absolvieren müssen. Das ist 
noch eine echte Schwierigkeit, denn der Er- 
trag dieses Jahres kann in dieser Form zwei- 
fellos nicht so sein, wie in jenlem Falle, wo 
man alle Schüler eines polytechnischen Lehr- 
ganges, womöglich noch in differenzierter 
Form, das ist in jenen Fällen, wo man 2 oder 
3 Jahrgänge führt, unterrichtet. Den Lehrern, 
die Neula.nd betreten h!aben, ist dazu zu gratu- 
lieren, daß sie hinsichtlich der pädagogischen 
Gestaltung dieses 9. Schuljahres gut8e Wege 
gegangen sind, daß sie mit Eifer und Pflichtqe- 
fühl getrachtet haben, ihre Aufgabe ZU er- 
füllen, und zu einem Erfolg gekommen sind. 

Zu den B'erufsschulen möchte ich nur eine 
ganz kurze Feststellung machen. Man kann 
mit Genugtuung feststellen, daß ab dem 

Schuljahr 1967168 in allen Landes-Berufsschu- 
len 8 Wochenlehrgänge abgehalten werden 
und daß darüber hinaus in jenen Berufen,wo 
eine 3 '/2 jährige und 4 jahrige Lehrzeit vor- 
gesehen ist, die 4. Schulstufe geführt wird. 
Wer die Schwierigkeiten kennt, die zu über- 
winden waren, um zu jenem Ziel zu kommen, 
wird doppelt froh sein, daß wir nun dieses 
gesetzlich vorgeschriebene Ziel erreicht ha- 
ben, In diesem Zusammenhang darf ich Ihrc 
Aufmerksamkeit auf ein Problem lenken, das 
mir auch noch wert erscheint, erwähnt zu 
werden. Die Anwendung des Ausführungsge- 
setzes zum Schulzeitgesetz hat nämlich hin- 
sichtlich der Berufsschulen in der Praxis ge- 
zeigt, daß im Hinblick auf eine sin,nvolle Ge- 
staltunn des Unterrichtes und auch im Hin- 
blick auf die Interessen der Berufsschullehrer 
gewisse Novellierungen dieses Gesetzes not- 
wendig sind. Ich glaube dasher, daß sich de r  
Landtag im Frühjahr mit dieser Novellie- 
rung wird befassen müssen. 

Ich komme nun zur pädagogischen Aka- 
demie. Sie ist ein wichtiges Problem. Ich 
kann mit Uberzeugung sagen, daß wir nichts 
versäumt haben, sondern getrachtet haben, 
alles zu tun, um die Aufnahme des Vorlce- 
sungs- und Unterrichtsbetriebes im Septem- 
ber 1968 zu gewährleisten. Wenn ich Ihnen 
den Fahrplan ganz kurz skizzieren darf, so 
sei erwähnt, daß am 14. 9. 1965 die Landes- 
regierung den Beschluß über den Standort 
gefaßt hat, daß am 23. 10. bereits die Besich- 
tigung der in Aussicht genommenen Grund- 
stücke stattfand, daß am 12. 9. 1966 der Kauf- 
vertrag abgeschlossen wurde, daß das Raum- 
und Funktionsprogramm, welches erstellt 
wurde, im Landesschulrat im Einvernehmen 
mit dem Bundesministerium für Unterricht, 
dem Ministerium für Bauten und Technik am 
5. 8. 1966 üblerreicht worden ist, daß die Aus- 
schreibung des baukünstlerischen Wettbe- 
werbes am 12. 1. 1967 erfolgte und mit 8. Mai 
befristet war, und daß bereits die erste Pla- 
nungsbesprechung am 7. 12. im Bautenmini- 
sterium stattgefunden hat. Was die Vorbe- 
reitungsarbeiten betrifft, liegen wir in , der 
Reihe der Bundesländer zweifellos nicht an 
letzter Stelle. Herr Landesrat, ich darf viel- 
leicht auch die Reihenfolge bekanntgeben. 
An 1. Stelle liegt Salzburg. Der Vorsprung 
dieses Bundeslandes hat aber andere Grün- 
de. Dort hatte man so wie in Vorarlberg 
eine Lehrerbildungsanstalt gebaut, weshalb 
diese beiden Projekte vorgezogen wurden. 
An 3. Stelle steht Wien. Dort wurde mit 
dem Bau schon becronnen, ich weiß allerdings 
nicht genau, wie weit er vorgeschritten ist, 
sehr weit dürfte es wohl nicht sein. A n  4. 
Stelle, gemeinsam mit dem Land Kärnten, 
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liegt bereits Niederösterreich. Dabei liegt 
Niederösterreich sogar vor Kärnten, denn in 
Klagenfurt ist der Wettbewerb noch gar 
nicht abgeschlossen. Es folgt dann das Bun- 
desband Tirol, WO lediglich der Bauplatz, der 
sehr schwierig aufzutreiben war, gesichert 
ist. Daran schließen sich die Länder Ob'er- 
Österreich und die Steiermark an, wo es heu- 
te noch sehr große Schwierigkeiten gibt. Ich 
glauqbe also nicht, daß bei uns etwas ver- 
säumt worden ist, zumal die Si,tuation in 
Niederösterreich viel schwieriger war, da bei 
allen anderen Bundesländsern, die eine Lan- 
deshauptstadt haben, die Standortfrage über- 
haupt kein Problem darstellte. Diese ist le- 
dig(1ich bei uns a,ufgetaucht und hat selbtst- 
verständlich eine gewiss'e Zeit benötigt. 

Für Mas nunmehr tatsächlich notwendig 
gewordene Provisorium, das wir auch b'enö- 
t6gt hätten, wenn schon ein Jahr früher mit 
den Planu.ngsarbeiten begonnen worden 
wäre, sind die Räume für den Vorlesungs- 
und Unterrichtsbetrieb in Baden gesichert; 
die entsprechenden Verträge sind zum Teil 
bfereits abgeschlossen, zum Teil sind sie iii 
Vorbereitupp Das Kuratorium der Pädagc- 
gischen Akademie wird Anfang Jänner Ge- 
legenheit. haben, diese Vorkehrungen zu be- 
sichtigen. Auch hinsichtlich des Studenteii- 
hteimes sind die notwendigen Uberlegungen. 
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stalten Krems und St. Polten zusammen, und 
daß dieser Einfluß nicht genützt worden 
wäre, können Sie auch nicht behaupten. Ich 
könnte auch über Ihre Bemühungen um die 
Gesinnung der jungen Leute manches berich- 
ten. Schließlich und endlich ist es unser bei- 
der Aufgabe, uns um die jungen Menschen 
zu bemühen, was sowohl wir als auch Sie 
getan haben. Daß Sie das in Wiener Neu- 
stadt sehr planvoli und energisch gemacht 
haben, maq vielleicht folgendes zeigen: Ich 
zitiere Ihre Zeitung. (Abg. Grunzweig: Wa- 
schen Sie nur die Schmutzwäsche!) Nein, 
aber wenn von einer Rekrutenschule für den 
OAAB gesprochen wird, werden Sie ver- 
stehen, daß ich auch etwas sagen will. „Die 
Wiener Neustädter sozialistischen Junglehrer 
treffen sich jeden zweiten Donnerstag im 
SPU-Heim Wiener Neustadt zu einem Dis- 
kussionsnachmittag und allgemeinen Vorträ- 
gen, die gehalten werden von Herrn Dr. Neu- 
Siedler und Dr. Bialonczyk." Das sind nicht 
die Junglehrer, die schon in der Schule 
stehen, das sind nach diesem Absatz die Stu- 
dierenden. (Abg. Grünzweig: Das hätten Sie 
nicht sagen sollen, an dieser Stelle sind Sie 
verwundbar!) Sie meinen, daß bei unserer 
Versammlung der Junglehrer auch Professo- 
ren anwesend waren. Das stimmt. Aber es 
ist doch etwas anderes, wenn seitens des Di- 
rektors in regelmäßiqen Vorträqen auf die 

im Gange, um jene jungen Leute unterzu- Studierenden Einfluß -genommen- wird, oder 
bringen, die die Akademie nicht durch täg- wenn ein Direktor einmal eine Versammlung 
liche Hin- bzw. Rückfahrt erreichen können. der Junglehrer besucht. Ich hätte davon 
Was die personelle Vorsorge betrifft, ist die nicht gesprochen, aber wenn Sie schon iii 
Situation so, daß mit dem Bundesministerium der Akademie eine Rekrutenschiile des 
für Unterricht vereinbart wurde, daß anfangs 
Jänner die leitenden Posten ausgeschrieben 
werden. Dann wird es Zeit sein, sich auch 
über die personellen Fragen ZU unterhalten, 
wobei ich glaube - und das wird auch Ihre 
Meinung sein -, daß wir uns für die Lehrer- 
bildung die besten Leute, die wir in Nieder- 
Österreich haben, sichern sollen. (Abg. Grün- 
Zweig: Sie haben natürlich die Besten!) Wie- 
so denn? Ich habe doch gesagt in Nieder- 
Österreich. Daß wir die Besten haben, ist ds- 
mit nicht ausgesprochen. Wir werden die 
Einreichungsfristen abwarten und die Gesu- 
che sehr gewissenhaft überprüfen. (Zwischen- 
ruf bei der SPIJ.) Nein, nein, Herr Kollege. 
Die Pädagogische Akademie soll beine Re 
krutenschule für den OAAB sein. Sie tun ja 
SO, als ob das derzeit bei den Lehrerbildungs- 
anstalten der Fall wäre. Aber, lieber Kollege 
Griinzweig, nehmen Sie zur Kenntnis, daß 
Sie Ihren Einfluß auf die Hälfte der bestehen- 
den Lehrerbildungsanstalten gehabt haben. 
Wiener Neustadt ist eine Doppelanstalt, die 
in den beiden letzten Jahren genau so viele 
Absolventen gehabt hat wie die zwei An- 

~ ~ . ~ -  -~ 
UÄAB sehen, dann muß ich das wirklich 
energisch zurückweiicen. Ich habe das mit 
Worten getan, die in Ihrer Zeitung gestan- 
den sind. 

Alles in allem - ich will einiges überblät- 
tern - glaube ich, zur Schulsituation in Nie- 
derösterreich sagen zu können, daß wir in 
den letzten Jahren einen gewaltigen 
Schritt nach vorne gemacht haben. Wir wis- 
sen, daß nur eine sehr intensive Lebensvor- 
bereitung verhindern kann, daß unsere jungen 
Menschen einer stürmischen Entwicklung 
preisegegben sind. Keine Großmacht, und 
schon gar nicht ein Kleinstaat, kann dem 
Menschen das Risiko des Lebens abnehmen. 
Die beste Garantie, die wir dem jungen Men- 
schen für die Welt von morgen geben kön- 
nen, ist ein stark ausgeprägter Selbsthilfe- 
wille, ein gediegenes Wissen und Können 
und das Bewußtsein, in einer Gemeinschaft 
zu leben, die ihm und der er selbst zutiefst 
verpfltichtet ist. Ich glaube, daß wir in Nie- 
derölsterreich den richtigen Weg gehen. Das 
Tempo des Fortschreitens unserer Bemühun- 
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gen wird von den Möglichkeiten des Hauses 
hinsichtlich , der finanziellen Unterstützung 
a.bhängen. Um Bex'üicksichtiigung in Idiraem 
eventulell zu erwartenden N,achtr,agsbudget 
ersuch,e ich daher schon he,ute den Herrn Fi- 
nanzreferenten, der in den letzten Jahren sehr 
viel Verständnis für schulische Belange ge- 
zeigt hat. Das beweisen ja die stantdig st.ei- 
genden Beträge für den Schulba'ufonds. So 
waren es im Jahre 1965 10 Millionen, 1966 
21 Millionen und 1967 4 2 3  Millionen. Heuer 
ist die Summe annähernd gleichgeblieben. Ich 
ersuche daher den Herrn Land'esfmanzrefe- 
renten noch einmal, bei einem eventuell zu 
erwartenden Nachtragsbudget sein besonde- 
res Wohlwollen der Schule zuzuwenden. (Bei- 
fall rechts.) 

Dritt,er PRASIDENT REITER: Zum Wort. 
gelangt der Herr Abg. T h o m s c h i t z .  

Abg. THOMSCHITZ: Herr Präsident! Meine 
sehr rgieeh,rten Damen und Herren des Hohen 
Hauses! Es ist heute schon so viel von der 
Reorganisation des niederöserreichischen 
Pflichtschulwesens gesprochen worden, und 
es wurden auch die erfreulichen Fortschritte 
in dieser Hinsicht aufgezeigt. Diese slnd auch 
aus dem Tätigkeitsbericht der Abteilungen 
VIIIil und VIII/6 zu ersehen. Mit Beginn des 
Schuljahres 1967168 wurden allein 70 Jein- 
klassige Schulen stillgelegt. Die Bedeutung 
dieser Maßnahmen braucht nicht erst beson- 
ders hervorgehoben werden, sitzen doch hier 
in diesem Hohen Hause verschiedenie Bür- 
germeister. Sie sind Mitglieder der beisden 
Abgeordnietenfraktionen und können se'lbst 
davon ein Lied singen, wie sich die Schulre- 
Organisation auf die Gemeinden auswirkt. Sie 
ist ein größerer Eingriff in das Gemeinde- 
leben; wir sind aber trotzdem - und hier 
spreche ich als Bürgermeister und Lehrer -- 
von der Notwendigkeit dieser Operatiori 
überzeugt und auch davon, daß sie konse- 
quent durchgeführt werde11 muß. Wir müs- 
sen nur unseren Einfluß in den Gemeinden 
geltend machen, um die Periode der Umstel- 
lung so bald wie möglich zu einem für dir: 
Gemeinden tragbaren Abschluß zu bringen. 
Von den 235 bisher stillgelegten Volksschu- 
len diese Zahl wurde heute schon genannt -- 
kamen seit 1965 bereits 77 einklassige Volks- 
schulen zur Auflassung. 

Hand in Hand mit der Reorganisation auf 
Volksschulebene geht auch die Reorganisa- 
tion der Hauptschulen. Außerdem ist man be- 
strebt, die Einteilung der Pflichtschulspren- 
gel zu erweitern und den Erfordernissen an- 
zupassen. In letzter Zeit w,urden auch 73 
Haiiptschulsprengel 56 Volksschulsprengel 
und 2 Sonderschulsprengel neu eingeteilt. 
Bezüglich der Errichtung neuer Hauptschu- 
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den den Voransct len liegt eine verhaltnismaßiq große Anzahl 

haben über den H nleuer Falle vor. Die Studienkommission für 
die Schulreorganisation hat am 24. Mai 1967 Gemeinde sah sie] 

lösbare Aufgaben festgestellt, daß ca. 20 Hauptschulen zu Er- 
richtunq heranstehen werden. Bis zur Eröff- 
nung des Ermittlungsverfahrens werden wohl Ich kann aus n 
noch einiqe Jahre vergehen. Um jedoch die Beispiel bringen. 
Maßnahmen, die zur Erneuerung des Pflicht- verdanken, daß d 
schulwesens in unserem Bundesland notwen- Volksschule in Zi1 
dig sind! kontinuierlich fortsetzen zu können, 4 Kilometer lang( 
sind bestimmte Voraussetznugen zu schaffen. zurücklegen musst 
Ich meine damit unter anderem den verstärk- de Eggendorf steh 
ten Schulbau in den Mittelpunktgemeinden, mittag ein abgest 
uni gunstige Raumverhältnisse für die einzu- am Morgen die 
schulenden Kinder zu schaffen. Zweitens ist bringt und um 1. 
eine Verbescerunq der Verkehrsverhältnisse abholt. In der ZQ 
notwendig. Uffentliche Verkehrsmittel und bus also in Eggei 

es zu verdanken, Schülerautobusse müssen sioh sinnvoll ergän- 
Zen; die Ubernahme der Fahrtkosten fUr die fügung habe, der I 
Pflichtschüler durch die offentliche Hand ist Zillingdorf-Bergwe 

befördert. Die Ko. anzustreben. 
heit sind aber bec 

im Kapitel 2 des Voranschlages 1968 mit dem len hatten. Dabei 1 
Fahrkostenproblem beschäftigen. Herr Präsi- hig schlafen, weil 

ich mit diesem A dent Schoiber hat bereits darauf hingewiesen, 
daß dieses sehr schwierig zu lösen ist Ich ja eigentlich nur 
bin jedoch davon uberzeugt, daß wir bei ge- steht. Einen nor 

eine Verkehrsmo! meinsamer Arbeit auch dieses Problem mlei- 
Stern werden. Der Voranschlagsansatz 219-64 Bergwerk gibt es 
weist auf der Ausgabenseite den Betraq von zeugt, daß meine 1 

500.000 Schilling als Zuschüsse im Zusammen- dere betroffene 
hclnq mit der Schulreorganisation aus. Für Schwierigkeiten z1 
denselben Zweck waren im Jahre 1966 300.000 dem die SchulreoI 
Schilling veranschlagt. Damit konnte man 42 Bildung und G 

Faktoren, die nicht Prozent der Fahrtkosten ersetzen. Im Jahre 
die Gemeinden bes 1967 wurden 400.000 Schilling 

der Prozentsatz der Kostenersatze hat si 
jedoch auf 21 Prozent verringert. Wenn he 
fur das Jahr 1968 500.000 Schilling einges 
sind, ist es sicherlich für niemanden sch 
rig, sich auszurechnen, wie gering der Pro- 
zentsatz an Fahrtkosten fur die Gemei 
im kommenden Jahr sein wird. Daß di 
1968 veranschlagten 500.000 Schilling b 
so fortgeschrittenen Pflichtschulerne 
fur die Gemeinden keine nennenswerte Un- 
ierstützunq sein kbnnen, liegt klar 
Hand. Dies war auch einer der Gru 
die sozialistische Fraktion im Finanz 
veraiilaßt hat, den Antrag auf Erhö 
ses Voranschlagsansatzes im Aus 
2l12 Millionen Schillinq Z U  stellen. 
Schulreorgdiiisation notwendigen 
men wurden von der Landesregi 
abrupt qesetzt und haben gewiß i 
sten betroffenen Gemeinden eine 
Wirkung hervorgerufen. Trotzdem 
ich, daß wir zu den getroffenen 
stehen und die Schulreorganisatio 
Diese Maßnahmen haben in viel 

~ 

~ 
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Meine Damen und Herren! Ich will mich wir bisher für die 
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den den Voranschlag und verschieden'e Vor- 
h'aben über den Hauien geworfen. So manche 
Gemeinde sah sich über Nacht vor schier un-  
lösbare Aufgaben gestellt. 

Ich kann aus meiner Gemeinde selbst ein 
Beispiel bringen. Es ist nur einem Zufall Z U  
verdanken, daß die Kinder der stillgelegten 
Volksschule in Zillingdorf-Bergwerk den über 
4 Kilometer langen Schulweq nicht zu Fuß 
zurücklegen müssen. In der Nachbargemein- 
de Eggendorf steht näwlich den ga.nzen Vor- 
mittag ein .abgestellter Arbeiterautobus, der 
am Morgen die Arbeiter in die Spinnerei 
bringt und um 14 Uhr nachmittags wieder 
abholt. In der Zwischenzeit steht der Auto- 
bus also in Eggendorf. Diesem Umstand ist 
es zu verdanken, daß ich einen Bus zur Ver- 
fügung habe, der mir mehr als 30 Kindcer von 
Zillingdorf-Bergwerk nach Sillingdorf-Markt 
befördert. Die Kosten für diese Fahrgelegen- 
heit sind aber bedeutend höher als jene, die 
wir bisher für die aufgelassene Schule zu zah- 
len hatten. Dabei kann ich trotzdem nicht ru- 
hig schlafen, weil ich nie weiß, wie lange 
ich mit diesem Autobus rechnen kann, der 
ja eigentlich nur der Fabrik zur Verfügung 
steht. Einen normalen Verkehrswe,g oder 
eine Verkehrsmöglichkeit nach Zillingiiorf- 
Bergwerk gibt es aber nicht. Ich bin über- 
zeugt, daß meine Gemeinde so wi,e viele an- 
dere betroffene Gemeinden mit großen 
Schwierigkeiten zu kämpfen hat und trotz- 
dem die Schulreorganisation bejaht. 

Bildung und Gesundheit sind aber zwei 
Faktoren, die nicht allein auf die Familie und 
die Gemeinden b'eschränkt bleiben dürfen. Sie 

' müssen auch auf das Land und den Bund 
ausgedehnt werden. Weder die Eltern noch 
die Gemeinden dürfen durch die Schulerneu- 
eruncg übermäßig belastet werden. Vor allem 
müßte das Land dafür Sorge tragen, daß deii 
Eltern und Gemeinden auch die nötigen fi-  
nanziellen Mittel, die zur Lösung dieser ge- 
waltigen Aufgabe notwendig sind, in die Hand 
gegeben werden. Leider können wir nicht 
darauf warten, bis auch der Bund bereit ist, 
in seine Verpflichtungen einzutreten. Die Be- 
la,stung der Gemeinden wird ja, wie wir aus 
den Voranschlagsansätzen ersehen können, 
auch noch in den nächsten Jahren steigen, 
und dabei ist die Schulerneuerung n.och lange 
nicht abgeschlossen. Daher war der Antrag 
auf Erhöhung des Voranschlagsansatzes 219- 
64 um 2'iz Millionen Schilling als vorläufige 
Maßnahme bzw. als Hilfe für die Gerneindeir 
gedacht. Dieser Antrag ist im FinanzausschuR 
von der Mehrheitsfraktion abgelehnt worden. 
Trotzdem kann ich der Meinung des Herrn 
Landesfinanzreferenten, der erklärte, daß es 
sich bei den Fahrtkostenzuschüssen um eine 

h 
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freiwillige Leistung des Landes handle, nicht 
zustimmen. Ich bin eher der Ansicht, daiS 
sich auch das Land dem alten Grundsatz ,,Wer 
anschafft, der zahlt" auf die Dauer nicht wird 
verschließen können. Wie richtig diese Uber- 
legung ist, mögen einige Beispiele aus den 
Bundesländern zeigen. Dort hat man längst 
erkannt, daß man die Lasten nicht auf die 
Gemeinde oder die Eltern der Schulkind,er 
abladen kann. Man hat sich mit diesem Pro- 
blem bereit's eingehend befaßt. So verschie- 
denartig unsere Bundtesländer sind, so ver- 
schieden sind auch die Hilfeleistungen, die 
die Länder ihren von der Reorganisation be- 
troffenen Gemeinden geben. Kein einziges 
Bundesland hat sich ausgeschlossen, alle 
schießen namhafte Beträge zu, So werden zum 
Beispiel im ßurgenland bis 50 Prozent der 
Fahrtkosten der Volksschüler vom Land er- 
setzt, in Kärnten werden in der Regel die 
Fahrtkosten für die Volksschüler von den Ge- 
meinden getragen, die Gemeinden aber be- 
kommen zur Deckunq dieser Auslagen Be- 
darfszuweisungen. In Oberösterreich besteht 
eine Dreiteilung der Fahrkostenersätze. Ein 
Drittel bezahlen die Eltern, fein Drittel bezahlt 
die Gem'einde und ein Drittel bezahlt das 
Schulreferat. In Vorarlberg be'steht ein Re- 
gierungsbeschluß, wonach die Eltern einen 
Betr'ag von 70 Schilling pro Mon,at zu leisten 
haben, der Rest wird aufgeteilt, und zwar be- 
zahlt ein Drittel die Gemeinde und zwei Drit- 
tel das Land. In Salzburg ist beabsichtigt, die 
Kosten für den Schulautobus, der kein öffent- 
liches Verkehrtsmittjel sein darf, auf drei glei- 
che T,eile aufzuteilen, und zwar wieder ein 
Drittel die Eltern, ein Drittel die Wohnge- 
meinde und ein Drittel das, Land. In Tirol be- 
steht eine gesetzliche Regelung, ich darf ihneil 
9 98 des Tiroler Pflichtschulorg.3nisationsge- 
setzes - er handelt von der Kostenertragung 
für die Beförderung von Schülern - zur Ver- 
lesunq bringen. Hier heißt~es im Absatz 1 dtes 
genannten Paragraphen (liest) : 

D i e  Wohnsitzgemeinde hat für Schulpflich- 
tige des Schulsprengels einer Haupt- oder 
einer Sonderschule oder eines Polytechnischen 
Lehrganges, wenn ihr Schulweq mehr als eine 
Gehstunde beträgt, die Kosten der Beförderung 
zu tragen, sofern hiefiir öffentliche Vcerkehrs- 
mittel zur Verfügung stehen. Das Land hat 
der Gemeinde 50 v. H. dieser Kosten ZU er- 
setzen. " 

Die Verhgltnisse in Niedeiösterreich habe 
ich bereits geschildert. Sie sind in keiner 
Weise befriedigend. Es wird notwendig sein, 
sich in näohster Zukuntt sehr eingehend mit 
diesem Problem zu befassen. Ich bin überzeugt, 
daß gerade die Lehrer im Hohen Hause - 
und es sind ihrer nicht wenige - an der Lö- 
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sung dieser wichtigen Frage gewiß interes- 
siert sind. Gleichzeitig damit aber wird die 
Frage des Fahrtkostenersatzes für alle Fahr- 
schüler immer dringender. Eine Lösung in1 
Sinne einer wirklichen Famili~enpolitik liegt 
durchaus im Bereich der Möglichk.eit. Es gibt 
unzählige Beispiele dafür, daß die mona tli- 
chen Fahrtkosten, besonders bei kinderrei- 
chen Familie, diese mit mehreren hundert 
Schilling belasten. Der Landesschulrat für 
Niederöisterreich h,at für das Jahr 1967 einen 
Betrag in der Höhe von 345.000.- Schilling 
zur Verfügun,g gestellt, um in dieser Hin- 
sicht die größten Härten zu mildern, doch 
kann dieser Betrag nur ein Tropfen auf einen 
heißen Stein sein. Wile brennend dieses Pro- 
blem tatsächlich ist, darf ioh Ihnen an einem 
Bei,spiel aus meinem Bezirk W,iener-Neustadt- 
Land zeigen. Die 12 Hauptschulen unseres 
Bezirkes werden von 2772 Hauptschülern be- 
sucht, davon sind ungefähr die Hälfte, näm- 
lich 1370 Hauptschüler Fahrschüler. Diese 
Kinder kommen tälglioh mit der Eisenbahn, 
mit dem Schulbus, mit dem Autobus - man. 
che sogar mit privaten Pkws - zur Schul'e. 
Letzteres ist ein Beweis dafür, welches Inter- 
esse die Eltern am Schnlblesuch ihrer Kinder 
haben. Bei schöner Witterung kommen so 
manche auch mit dem Fahrrad. Ich habe mich 
der Müh8e unterzogen und mir die Unterlagen 
von den Hauptschülern b,eisongt, um die Fahrt- 
kolsten, die den Eltern und den Gemeinden 
dieser Fahrschüler im Laufe eines Schuljah- 
res entstehen, zu berechnen. Delmnach haben 
die Eltern und Gemeinden di'eser 1370 Fahr- 
schüler in den zehn Monaten eines Schuljah- 
res den Betrag von 838.173,- Schilling für die 
Beg1,eichung des Fahrtspesen aukubringen.' 
W,enn man bedenkt, daß der Bezirk Wiener- 
Neustadt nur einer von den 21 unseres Bun- 
deslandes ist, wird jedermann zugeben müs- 
sen, daß es dringend notwendig ist, sich mit 
dieser Materie eingehend, zu befa.ssen. So- 
lange keine gesetzliche Regelung mi& d e n ~  
Bund zustandekommt, muß das Land echt mit- 
helfen, die Lasten zu tragen. Auf keinen Fall 
aber darf die Familie übermäßig belastet wer- 
den; es da.rf ihr nicht übermäßiges aufgebür- 
det werden. Es bleiben also die Wohnsitzge- 
meinde, die Schulsitzgemeinde und das Land 
übrig. Die Wohnsitzgemeinde wird schon da- 
durch getroffen, daß sie ihre Schule verliert 
und die Kinder in eine andere Schule schik- 
ken muß. Dadurch erwachsen ihr neben dem 
Verlust d,er eigenen Schule noch zusätzliche 
Kosten auf Grund des Gesetzes. Auch die 
Schulsitzgemeinde geht b'ezüglich der Bela- 
stungen nicht leer aus, muß sie doch meist 
die Schule vergrößern und modernisieren, 
was sime erst zu einem viel späteren Zeitpunkt 
geta.n hätte. Aus all diesen Grün,den habe ich 
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Fahrtkosten ,,gut verkaufen" 
die Herren der UVP-Fraktion ein, sich an 
diesem „guten Geschäft" dadurch zu beteil 
gen, d3ß sie diesem Antrag Ihre Zustimmun 
geben. 

„Die Landesregierung wird aufgefordert, 

1. bei der Bundesregierung, insbesondere bei 
Bundesministerium für Unterricht und bei 
Bundesministerium für Finanzen vorstell 
zu werden, und dahin zu wirken, daß d 

Der Antrag hat folgenden Wortlaut (liest): 

erfahren, und 

2. im eigenen Bereich bLs zu einer künftigen, 
durch eine Novelle zum Pflichtschulor 
nisationsgesetz vorzunehmende gesetzli 
Regelung, insoweit vorzusorgen, daß 
Land im Nachtragsbudget für 1968 für j 
Schüler der allgemeinbildenden öffentlic 

h diese Wal( 
Maßnahmen zur Zurücklegung des 
weges öffentliche oder private Ver 

. Fahrtkosten im Ausmaß von 50 v. H. 
ser Kosten, unter der Voraussetzung leiste 
daß die wohnsitzgemeindie dies Schüler 
einen gleichhohen Anteil trägt." 
Ich darf Sie bitten, meine Damen und 

ren, diesem Antrag Ihre Zustimmung zu 
ben. 

inerksamkeit auf ein zweites Problem 
nämlich auf die Sonderschule für Kör 
hinderte in Wuener-Neustadt, auf die 

der Instandsetzi 
werden sicherlic 

Anwesenheit des Herrn Landeshauptman 
Maurer seiner Bestimmung übergeben. 

en, die er am 

Sie besitzt auch einen ebenerdigen Ver 
dungsgang zum Internat, dadurch können 

Dritter PRASIDEh 
gt Herr Abg. La  
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Unterricht und beim 
Finanzen vorstellig 
zu wirken, .daß die 

die der Bund in 
Stützungen für Fahrt- 
,esentliche Erhöhung 

Z U  einer künftigen. 
im Pflichtschulorgs- 
3hmende gesetzliche 
rzusorgen, daß das 
Jet für 1968 für jene 
ildenden öffentlichen 
llge der zur Verbes- 
nisation getroffeneii 
:klegung des Schul- 
r private Verkehrs- 
n, Zuschüsse zu den 
ß von 50 v. H. die- 
roraussetzung leistet, 
ieind(e djes Schülers 
eil trägt." 

ine Damen und Her- 
Zustimmung zu *- 

,Steter Tropfen höhlt 
, daß ich Ihre Auf- 
eites Problem lenke, 
;chule für Körperbe- 
Stadt, auf die Wald- 
le am 29. 4. 1967 das 
ier Sonderschule in 

Landeshauptmannes 
ng übergeben. 
it der in den Voran- 
, 1966 und 1967 auf- 
insgesamt 20,5 Mill. 
Anschluß an den Bau 
ich die neue Küche 
lankenswerter Weise 
ausgerüstet und nach 
unkten eingerichtet. 
ebenerdigen Verbin- 
dadurch können die 

in das Internat direkt 
Bediensteten miissen 
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nicht mehr mit den Speisen ins Freie treten. 
Der Ubergang vom H,auptqebäude ins Inter- 
nat hat aber auch noch einen anderen Vor- 
teil, nämlich den, daß bei schlechtem Wetter 
die Kinder, ohne einen Mantel anziehen zu 
müssen, in da.s Schulgebäude gehen können. 
Daß dies bei körperb,ehind,erten Kindern mit 
großen Schwierigkeiten verbunden ist, ist ja 
allgemein bekannt, Da,s Hauptgebäude wurde 
ebenfalls renoviert und die Einrichtung erneu- ~ 

ert, ,es dient nunmehr ausschließlich der Schule 
und der Therapie. Der alte Speisesaal wurde 
umgebaut und dient U. a. als Vortragsraum, 
für Besucher, und soll alle technischen Ein- 
richtungen für Stumm- und Tonfilm und eine 
Stereoanlage erhalten. Damit wäre eigentlich 
der Ausbau der Waldschule abgeschlossen; 
was aber nicht heißen soll, daß wir keine 
Wünsche mehr hätten und daß keine Proble- 
me zu lösen wären, Ich denke .zum Beispiel 
an den Ausbau der Sportanlagen, an den Bau 
einer Schwimmhalle, denn gerade das Schwim- 
men ist bei körperbehinderten Kindern eine 
Möglichk'eit, ihr Gebrechen wenigstens Zeit- 
weise zum Vergessen zu bringen. 

Was mir noch besonders am Herzen liegt, 
ist die Instandsetzung der Zufahrtsstraße zur 
Waldschule von der B,undesstraße 17. Soll 
nämlich diese Waldschule nicht wie eine In- 
sel im Föhrenwald ihr Dasein fristen, so müE- 
te diese Zusahrtsstraße richtig ausgebaut wer- 
den. Anläßlich der Eröffnung des neuen In- 
ternatsgebäudes hat der Bürgerm,eister der 
Stadt Wiener Neustadt den Herrn Landes- 
hauptmann auf den Zustand dieser Zufahrts- 
straße aufmerksam gemacht und Hilfe in Form 
einer Beitragsleistung de,s Landes für die In- 
standsetzung erbeten. Ohne nun auf Einzel- 
heiten eingehen zu wollen, wer auf Grund der 
Gesetzesbestimmungen für das oder jenes - 
in Bezug auf die Instandsetzung der Straße - 
mehr zuständig ist, will ich noch meine Bitte 
an den Herrn Landeshauptmann richten: He!- 
fen Sie der Stadtgemeinde Wiener-Neustadt 
bei der Instand,setzung dies'er ZufahrtsstraBe, 
Sie werden sicherlich draußen eine gute Nach- 
rede haben. Die Kosten, so hat das Bauc,mt 
berechnlet, betragen 252.000 Schilling. Leider 
ist der H'err Landeshauptmann nicht anwe- 
send, aber ich hoffe, daß er mich trotzdem 
hört. Ich möchte an den Herrn La,ndeshaupt- 
mann die Bitte richten, er möge sich an die 
Stunden, die er am 29. April in der Wald- 
schule verbracht hat, zurückerinnern. Viel- 
leicht wird es ihm dann leichter sein, seine 
ZustimmUnq für eine Beitragsleistung zur In- 
standsetzung dieser Zufahrtsstraße zur Wald- 
schule zu geben. (Beifall b'ei der SPU.) 

Dritter PRASIDENT REITER: Zum Wort ge- 
langt Herr Abg. L a f e r 1. 

Abg. LAFERL: Hohes Haus! Sehr geehrte 
Damen und Hlerren de,s Hoben Lan,dtages! 
Lieber H'err Kollege Thomschitz, bitte mir 
nicht böse zu sein, daß ich zum letzten Punkt 
sofort Stellung nehme. Ich kenne diese Straße 
die von der 17er Bundesstraße zur Wialdschu- 
le führt, sehr genau, denn ich fahre jede 
Woche mindestens zweimal auf dieser Straße. 
Es ist eine Schande, in welchem Zustand sie 
ist. Es sind dort 30 cm tiefe Schlaglöcher. Ich 
will aber auch festslellen, daß das eine Ge- 
meindestraße ist. Wenn sich irgendwo im Land 
Niederösterreich eine Straße in einem solchen 
Zustand befindet, dann sind 10, 20 oder 30 
Straßenwärter da, um sie in einem halben Tag 
wieder in Ordnung zu bringen. Ich ver,stehe 
nur nicht, warum der Bauhof in Wiener Neu- 
stadt die Straße nicht herrichtet. Ist das ein 
Prestlgeverlust oder ein Justamendstand- 
Punkt? Wir wissen e8s nicht. Auf jeden Fall 
ist es skandalös, wie dies'e Straae aussieht. 
Das eine Gute ist nur, daß die Kinder diese 
Straße nicht passieren müssen, weil sie sich 
ja im Internat befinden. 

Ich möchte noch auf einen Fehler hinwei- 
sen. Die UVP-Fraktion hat im Finanzansschuß 
nicht den Antrag auf Fahrtkostenersatz abge- 
lehnt, sondern Ihre Fraktion h,at diesen An- 
traq selbst zurückgezogen. Das sei auch noch 
festgestellt. 

Mein Thema ist aber ein a.ndere,s, und zwar 
ebenfalls die Sondersohule für Körperbehin- 
derte. Im Jahre 1958 wurden die ersten Pa- 
villons fertiggestellt. Der damalige Schulre- 
ferent, Herr Lande8shauptmannstel1vertreter 
Popp, und Herr Landeshauptnmnn Steinböck 
haben die Eröffnung vorgenommen, un'd Zwar 
in Anwesenheit des Herrn Unterrichtsmini- 
Sters Dr. Drimmel. Dama,lss, ich weiß nicht, ob 
Herr Kollege Kuntner auch dabei war, wurde 
ein sehr hübscher Bursche, Ca. 16, 17 Jahre 
alt, mit dem Rollstuhl auf den Vorplatz ge- 
bracht, wo die Ehrengäste saßen. Er hat dort 
eine Begrüßungsansprache gehalten, die mir 
so ans Herz geqangen ist, daß ich mir damals 
versprochen habe, alles nur mögliche für diese 
Schule zu tun. Dieser Bursche hat wörtlich qe- 
sagt: ,,Wir Kinder der Sonderschule grüßen 
Sie an diesem heutigen Feettag und danken 
Ihnen, daß Sie uns nicht vergessen haben, daß 
Sie uns als vollwertige Mitglieder der Gesell- 
schaft betrachten, und daß uns Land und Bund 
die Möglichkeit geben, ein Dasein zu führen 
urd  etwas zu erlernen, wie alle anderen Men- 
schen." Die Tragik ist ja, daß alle Kinder die- 
ser Schule hochstehend und normal, leider 
Gottes aber körperbehindert sind. Daher war 
es zu begrüßen, daß man di'eses Internatsge- 
bäude in einer so kurzen Zeit fertigstellen 
konnte. Der Bau wurde mit Fertigteilen aus- 

. 
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geführt. Ingenieure, Baumeister nud Architek- 
ten haben sich hineingekniet und zuwege ge- 
braaht, in neun Monaten damit fertig ZU wer- 
den. Es sind vier große Objekte mit je vier 
Schlafräumen. j,eder Schlafraum ist für acht 
Kinder bestimmt; zwischen je zwei Schlafzini- 
mern ist ein Aufeiithaltsraum für 16 Kinder. 
Ich bitte Sie, meine Damen und Herren des 
Hohen Hanses, . nehmen Sie sich einmal Zeit 
und besuchen Sie diese Schule; es zahlt sich 
wirklich aus. W,enn Sie vom Minoritenplatz 
wegfahren, sind Sie in zwei Stunden wieder 
zurück. Sie fahren 1000 m vor der Abzweigunq 
der 17er Bundesstraße hinunter, können diese 
Schule besichtigen, und Sie werden sehen, daß 
das Geld, das dort verwendet wurde, gut an- 
gelegt ist und auch Zinsen tragen wird. Es 
sind derzeit etwas über 140 Kinder draußen. 
Das ist wohl viel, aber trotzdem. muß ich sa- 
gen, daß es zu verkraften ist. Das Bundesland 
Tirol ist von dem seinerzeitigen Vertrag, der 
am 11. Juli 1952 abgeschlossen wurde, aus- 
gexhieden. Natürlich müssen die Bundeslän- 
der viel bezahlen; aber im Art. 9 dieses Ver- 
traqes ist ihnen garantiert, eine bestimmte 
Schülerzahl dort unterzubringen, und zwar: 
Burgenland 25 Schüler, Kärnten 21 Schüler, 
Oberösterreich 15 Schüler und Steiermark 36 
Schüler. Diese Länder scheuen sich auch nicht, 
die Kosten, die hier auflaufen, mitzuzahlen. 
Das ist auch nicht ganz leicht, denn immer- 
hin sind 20,5 Millionen Sch,illin'g, wie mein Kol- 
lege Vorredner schon gesagt hat, eine schöne 
Summe Geldes. Davon entfallen auf das Bur- 
genland 3,6 Millionen Schilling, auf Kärnten 
3,l Millionen Schilling, auf Niederösterreich 
6,3 Millionen Schilling, auf Oberösterreich 2,l  
Millionen Schilling und auf die Steiermark 
5,2 Millionen Schilling. Tirol hat, obwohl es 
ausgeschieden ist, 132.600 Schilling dazuge- 
zahlt. Die Länder haben ihren Beitrag bis heu- 
te nicht zur Gänze geleistet. Ich nehme aber 
an, daß sie auch den Rest bezahlen werden. 

Die Küche wurde ebenfalls neu errichtel, 
und zwar mit einem Aufwand von 3 , l  Millio- 
nen Schilling, ebenso ein Lehrerwohnhaus mit 
600.000 Schilling. Natürlich bleibt noch eine 
Menge zu tun. Es ist aber noch separat die 
Gartenanlage gemacht worden, ferner kam da- 
zu die Neuerrichtung der Telefonanlagen, die 
Instandsetzung der Heizanlage im Hauptge- 
bäude, die Renovierung des Hauptgebäudes, 
welches nun für Schul- und Verwaltungszwek- 
ke verwendet wird, die Herstellung eines ge- 
deckten Uberganges vom Hauptgebäude in das 
Internat, w,as ebenfalls 2,3 Millionen Schilling 
verschlungen hat. Sie sehen daraus, daß das 
Geld nutzbringend angewendet wurde. 

Wenn es in weiter Sicht vielleicht noch 
möglich wäre, ein Schwimmbad zu errichten, 
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dann, sehr verehrter Herr Landesrat Kuntner, 
mochte ich sagen, daß wir Sie, nachdem das 
in Ihr Ressort fällt, dabei in jeder Weise un- 
terstutzen werden. Hier ist wirklich eine Pio- 
nierarbeit geleistet worden. Es soll in unserem 
schonen Vaterland Osterreich keine zweit- 
rangigen Menschen geben. Jede Mutter und 
Jeder Vater, die vom Unglück betroffen sind, 
ein korperbehindertes Kind zu haben, sollen 
sich sagen: Wir haben dieses Unglück, aber 
es steht unseren Kindern eine Schule zur Ver- 
fügung, in der sie jene Ausbildung erlangen 
konnen, die sie befähigt, als vollwertige Mit- 
glieder der menschlichen Gesellschaft zu gel- 
ten. Daher danken wir für die qroßzügige An. 
satzpost fur unsere Sonderschule für körper- 
behinderte Kinder im schönen Fohrenwald bei 
Wiener Neustadt. (Beifall bei der DVP.) 

~- __ ~ 

In den 23 Gebiet 
reichs werden zur 
Bekleidungsgewer 
ewerbes und zun 
riseur- und Malei 

wir ein Verhältnis 
auf das Verhältnis 

Aqch ich möchte 
und mit einer geu 
es der Herr Präs. S 

Dritter PRASIDENT REITER: Zum Wort ge- 
langt Herr Abgeordneter K o s I e r. 

Abg,. KOSLER: Hoher Landtag! Meine 
geschätzten Damen und Herren! Die Stru 
1 eränderung im gewerblichen Berufsschulwe- 
Sen, die nach 1945 einsetzte, ha.t sich au 
abgelaufenen Jahr weiter fortgesetzt, wenn 
auch in einer etwas abgeschwächteren 
gegenüber den fruheren Jahren. Man we 
von der althergebrachten Gebietsberuis 
zur modernen Form der Landesberufsschule, 
LU der Form namlich, die schon überwiegend 
das gewerbliche Berufsschulwesen in Nieder- 
osterreich bestimmt. Es gibt in Niederöster- 
reich nur mehr 23 Gebietsberufsschul 
Fachklassen; in 15 Standorten mit Landesbe- 
rufsschulen werden die Lehrlinge von 
schiedenen Berufen unterrichtet. Bei 
Zahlenangabe mochte ich das Hohe Haus dar- 
auf aufmerksam machen, daß man hie 
vorsichtia sein muß, um Mißverständn 

Stimmungen, SO da 

Im Laufe des abg 
zu Beginn des SchL 

begegnen: Der Landesschulrat für Niederöster- 
reich zahlt nämlich die Standorte auf, wenn er 
iiber die Berufsschulen spricht oder darüber 
eine Statistik verfaßt, und gibt dann in den 
Standorten die einzelnen Landesberufsschulen 
mit ihren Berufen an. Der gewerbliche Be- 
rufsschulrat dagegen bezeichnet die Landesbe- 
rufsschulen nach dem Beruf und kommt dabei 
zu etwas anderen Feststellungen. So weist der 
gewerbliche Berufsschulrat 35 Landesberufs- Landesberufsschule 
schulen in 15 Standorten aus. Ich bin mir dar- 
uber klar, daß das Auffassungssache ist, eine 
nicht sehr wesentliche, doch ist und kann sie 
eine Quelle für Irrtümer sein, wie das auch 
schon passiert ist. Daher niüßte allmählich 
eine Ubereinstimmung in dieser 'Terminolo- 
gie hergestellt werden. Sie wird ja auch be- 
sonders im Hinblick auf die Novellierung bzw. 
Ergänzung des Pflichtschulorganisationsgeset- 
zes, die uns bevorsteht, notwendig werden. 

gerade das Gewerb 
nen Gewerbezweigc 
ben begriffen sind. I 

dienen soll. Eine w 

Leider steht diese 

schließlich und end1 
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In den 23 Gebietsberuisschulen Niederöster- 
reichs werden zur Zeit noch alla Lehrlinge des 
Bekleidungsgewerbes, alle Lehrlinge d. Bäcker- 
gewerbes und zum Teil Lehrlinge des Metall-, 
Friseur- und Malergewerbes unterrichtet, also 
jene Teile dieser Berufszweige, die noch nicht 
in Landesberufsschulen eingeschult sind. Der 
Schülerstand hat sich zu Beginn des Schul- 
jahres 1967168 so verteilt: 16 Prozent aller 
niederösterreichischen Berufsschüler besuchen 
die 23 von mir genannten Gebietsberufsschu- 
len, aber schon 84 Prozent besuchen eine Lan- 
desberufsschule. In absoluten Zahlen ausge- 
drückt, heißt das: Rund 3300 Berufsschüler 
sind noch in Gebietsberufsschulen eingeschult, 
und zirka 17.000 Berufsschüler besuchen dir 
Landesberufsschulen. Noch in1 Vorjahr hatten 
wir ein Verhältnis von 20 zu 80, das sich nun 
auf das Verhältnis 16 zu 84 verbessert hat. 

Aych ich möchte die Gelegenheit festhalten 
und mit einer gewissen Genngtuung, so wie 
es der Herr Präs. Schoiber getan hat, feststel- 
len, daß diese 17.000 Berufsschüler in den Lan- 
desberufsschulen nunmehr durchwegs die 8 
Wochenlehrgänge besuchen können; denn nur 
diese entsprechen den schulgesetzlichen Be- 
stimmungen, so daß die Lehrlinge, die eine 
dreieinhalbjährige oder gqr vierjährige Lehr- 
zeit haben, nun auch eine vierte Schulstufe 
zur Verfügung, gestellt finden. 

Im Laufe des abgelaufenen Schuljahres bzw. 
zu Beginn des Schuljahres 196?/68 gab es fol- 
gende bedeukame Neuerrichtun,gen bzw. Ein- 
Schulungen: Erstens wurde schon gegen Ende 
des Jahres 1966 eine Landesberufsschule für 
kaufmännische Lehrlinge, und zwar für solche 
,des Schuhhandels, in Schrems eingerichtet: 
was sehr zweckmäßig ist, weil an dieser Lan- 
desberufsschule schon seit eh und je &e 
Schuhmacherlehrlinge eingeschu,lt werden, und 
gerade das Gewerbe der Schuhmacher zu je- 
nen Gewerbezweigen gehört, die im Ausster- 
ben begriffen sind. Eins zweite Errichtung war 
die Landesberufsschule für die Fleischer in 
Hollabrunn und die vorläufige Einschulung 
der Lehrlinge im Schülerheim der Stadt Laa' 
Thaya, das bis zur Fertigstellung des Berufs- 
schulintemates in Hollabrunn als Unterkunft 
dienen soll. Eine weitere Errichtung je einer 
Landesberufsschule für Friseure bzw. für die 
kaufmännischen Lehrlinge des Buch- und Pa- 
pierhandels erfolgte in der Landesberufsschulc 
St. Pölten. 

Leider steht dieser so erfreulichen schulor- 
ganisatorischen Entwicklung keine ebenso er- 
freuliche Entwicklung auf dem Bau,sektor ge- 
genüber. Die Mittel für den Ban der: Landes- 
Berufsschulen und auch zum Teil schon für 
die Internate an diesen Schulen - man muß 
schließlich und endlich, wenn mar) eine Lan- 

des-Berufsschule haben will, nicht nur an das 
Schulgebäude, sondern auch an das lnterna,ts- 
gebäude denken, denn beide sind mehr older 
weniger eine Einheit -- sind gegenüber dem 
Vorjahr in diesem Voranschlaq 1968, wie ich 
feststellen konnte, sehr empfindlich gekürzt. 
Der Ansatz 231 1-62 im ordentlichen Voran- 
schlag ist zwar mit 4 Millionen Schilling gleich 
geblieben - das muß anerkannt werden -, 
aber im außerordentlichen Voranschlag findet 
man nur 12,5 Millionen Schilling anstatt 15,5 
Millionen, die im Vorjahr für den Bau V O I ~  

Landes- Berufsschulen zur Verfügung standen. 
Meiner Meinung nach fehlen also vollkommen 
unmotiviert hier bereits 3 Millionen Schilling, 
abgesehen davon, daß 5 Millionen Schilling 
im Verhältnis zur Anforderung durch das Re- 
ferat fehlen. 

Die Erklärung des Herrn Finanzreferenten, 
Landesrat Resch, im Finanzausschuß, die so 
ungefähr besagte, daß die lanqen Bauzeiten 
und die Aufteilung auf viele Jahre zu weite- 
ren Auswirkungen auf die Landes-Berufsschu- 
len führen, ist mir nicht ganz verständlich ge- 
wesen; ich muß sagen, sie ist mir eigentlich 
unverständlich geblieben, denn gerade die 
Nichtgewährung von Mitteln für in Bau be- 
findliche Objekte führen ja zu den Bangen Bau- 
Zeiten und zwingen ja zur Aufteilung auf viele 
Jahre. Die Bauvorhaben können also nicht in 
3 oder 5 Jahren fertiggestellt werden, sondern 
müssen oft auf 6, 7 und noch mehr Jahre auf- 
geteilt werden. Dabei bleibt aber auch die 
Frage offen, welchen Sinn eigentlich die 10- 
Jahres-Planung besitzt, die mit viel Mühe und 
mit viel Vorbereitungsarbeit vom Gewerbli- 
chen Berufsschulrat Iür Niederösterreich ge- 
troffen wurde, wenn man letztlich diesen Plan 
nicht einhalten kann. Der Plan kann nicht ein- 
gehalten werden, wenn zum Beispiel im aus- 
serordentlichen Voranschlag 2 Millionen Schil- 
ling für die Landes-Berufsschule für Maler 
und Anstreicher in Lilienfeld weniger gege- 
ben werden, als der Plan es verlangen würde, 
oder 3 Millionen Schilling weniger füi die 
Landes-Berufsschule für den Ha,ndel in Wie- 
ner Neustadt, oder 4 Millionen Schilling weni- 
ger für die Landes-Berufsschule des IHolzge- 
werbes in Pöchlarn zur Verfügung stehen. Es 
stimmen ako  Plan und Wirklichkeit keines- 
falls überein, wie es sein sollte, wenn für 
einen Auf- oder Ausbau ein Plan erstellt wird. 
Hier behindert man einerseits den Baufort- 
schritt an sich und macht einen Plan zunichte, 
da er durch die Verzögerung für die Weiter- 
arbeit ungeeignet wird. Es fehlen natülich 
noch viel mehr Mittel. So wird die Lan'des- 
Berufsschule Neunkirchen noch nicht zu ihrer 
so dringend benötigten Lghrwerkstätte kom- 
men, weil dafür kein Schilling eingesetzt ist; 
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es werden die Landes-Berufsschulen Langen- 
lois, St. Pölten, Krems und Tulln keine Bei- 
träge für die notwendigen Internatsbauten er- 
halten können, und es werden auch keine Bei- 
träge in den Fällen möglich sein, wo der Bau- 
herr für das Internat die Kammer ist. Der 
Grundsatz, der da im Finanzausschuß ausge- 
drückt wurde, man solle zuerst fertigstellen 
und dann erst mit Neubauten beginnen, ist 
meines Erachtens undurchführbar; denn er- 
stens müßte ein solcher Grundsatz für alle 
Landesbauten gelten und nicht nur für die 
Landesberufsschulen allein - und ich glaube, 
da würde jeder Finanzreferent einige Schwie- 
rigkeiten im Lande Niederösterreich bekom- 
men - und zweitens würde elin solcher Grdnd- 
Satz jede Planung erschweren. Ein Chaos auf  
dem gesamten Bausektor wäre meines Erach- 
tens die Folge. Der Grundsatz aber könnte in 
einer etwas abgeänderten Form wohl bedeut- 
sam werden, würde man nämlich sagen, nicht 
zuviea glelchzeitig anfangen, sondern eiine 
zeitliche Ordnung der Projekte unter Beach- 
tung der Notwendigkeiten schaffen. Das ist 
aber Angelegenheit eines Planes und hat mei- 
nes Wissens'auch SO im Bauzeitplan des Ge- 
werblichen B'erufsschulrates bestanden. Der 
Banzeitplan des Gewerblichen Berufsschulra- 
tes scheint aber offensichtlich vom Finanzre- 
ferenten nicht zur Kenntnis genommen wor- 
den zu sein. Er muß daher, wenn er einen 
Sinn haben soll, durch einen echten Finaiizie- 
runnsDlan ercränzt werden. Einen Finanzie- 
rungsplan, den entweder die Landesregierung 
oder besser noch der Landtag des Bundeslan- 
des Niederösterreich zu beschließen hätte. Ich 
da.rf in diesem Zusammenhang, um dem, was 
ich ausgesprochen habe, mehr Bedeutung ZU 

geben, folgenden Resolutionsantrag einbrin- 
gen (liest): 

,,Die Landesregierung wird aufgefordert, z i i  
dem vom Gewerblichen Berufsschulrat für 
Niederösterreich erstellten Bauzeitplan für die 
Errichtung und den Ausbau der niederöster- 
reichischen Ber,ufsschulen einen Finanzie- 
rungsplan zu erstellen. Der Entwurf eines sol- 
chen Finanzierungsplanes wäre von der Ab- 
teilung V/3 in Zusammenarbeit mit dem Fi- 
nanzreferat und dem Gewerblichen Berufs- 
schulrat für Niederösterreich auszuarbeiten." 

Ich ersuche jetzt schon dajs Hohe Haus, 
diesem Antrag die Zustimmung nicht zu ver- 
weigern. 

Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Eng verbunden mit der Frage 
der Errichtung von Landes-Berufsschulen ist 
aber auch die rechtliche Ordnung des Be- 
sitzes, des Vermögens, das nun schon durch 
die erbauten Landes-Berufsschulen, Heime 
und Internate z,ur Verfügung des Landes steht 
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bzw. dem Lande gehort. Es handelt sich da- 
bei vorwiegend um Grundbesitz, aber auch 
um die Schulgebäude und die Internatsge- 
baude. Es gibt zum Beispiel bei unseren Lan- 
des-Berufsschulen Sch'uQebaude, die dem enschaftsbericl 
Lande gehören und auf einem Grund stehen, eßlich und en 
der der Kammer der Gewerblichen Wirtschaft 
gehort. Es gibt andererseits Gebaude für In- 
ternate, die der Kamrner,gehoren, die aber'aFif 
Landesgrund stehen. Es gibt Schulgebaude, 
deren Errichtunq vom Lande allein oder von 
der Kammer und dem Lande gemeinsam fi- 
nanziert wurde, und es gibt Internate, deren 
Errichtunq von der Kammer allein, von Kam- 
mern und Land gemeinsam, oder vom Land 
allein finanziert wurden. Es gibt also mit 
einem Wort auf diesem Gebiet keine klar 
Verhaltnisse, und die vermogensrechtlich 
Beziehunqen zwischen Land und der Kain 
der gewerblichen Wirtschsft sind vollkom- 
men unklar und müßten klargestellt wer 
Ich bin mir vollkommen bewußt, daß 
Ordnung der Besitzverhaltnisse nicht ge 
leicht ist. Trotzdem sollte sie bald in An 
genommen werden, denn die Verhält 
werden mit jedem neuen Bau und mit 
Errichtung einer neuen Landesberufss 
nur noch komplizierter. erst dann moglich 

Hohes Haus! Die Aufgabe, die das Land chung in Lsndesb 
als Schulerhalter mit der Modernisierung des wird. Das gleiche 

Pflichtschulwesen ( gewerblichen Berufssqhulwlesens Cind der 
Schaffunq der lehrgangsmäßig geführten Lan. legungen, wozu jc 

Stunden sehr intere desberufsschulen übernommen hat, war sicher- 
lung bezogen wurd lich nicht gering. Wenn man in Betracht zieht, 

daß bereits 84 Prozent der Schüler ihren Un- Wodurch in den 
terricht in Landesberufsschulen genießen kön- desberufscchulen I 

nen, kann man sagen, daß diese Aufgab 
erfüllt ist. 

Zum Schluß kommend, mochte ich 
die Hoffnung ausdrucken, daß die v 
nismaßig karge Zuteilung, die das z 
schließende Budget im Jahre 1968 f 
Landesberufsschulen vorsieht, nicht d 
qetan ist, die abschließende Ent 
zur Landesberufsschule zu b 
Ich qebe trotzdem der €30 früher in den Gebi 
druck, daß der Auf- und Au 
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.hat, entsprechende 

die in der vo 
alten sind. Gle 

Meine sehr geet gewerblichen Berufsschulwesens in ab- 
sehbarer Zeit, womöglich nach dem Plan des In diesem Zusamm 
Gewerblichen Berufsschulrates auch tatsäch- teressant und ganz 
lich abgeschlossen werden kann. (Beifall links) deutung, an die s, 

Dritter PRASIDENT REITER: Zum Wort ge- zurückzudenken, d 
langt Herr Abg. Karl 5 c h n e i d e r. man diesen Weg I 

Abg. Karl SCHNEIDER: Herr Präsident! Ho- Die Diskussionen 9 
hes Haus! Wenn anläßlich der Budgetdebatte um, ob es denn 
bei der Behandlung der Gruppe 2 zum Schul- weiß nicht, ob Si( 
Wesen gesprochen wird, ist es sicherlich nicht diese Gespräche e 
nur inotwendig, sondern auch zweckmäßig, und totgesa clte Ge 
auch den qewerblichen Berufsschulen, wie es argumentiert hat, i 
mein Vorredner schon sehr ausgiebig getaIf sierung mit so teur 
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hat, entsprechende Aufmerksamkeit zu wid- 
1 men. Das bezughabende Ziffernmateridl ha- 

ben Sie ja im großen und ganzen dargelegt 
: bekommen; es kann im gewissen Sinn als 
i Rechenschaftsbericht gewertet werden. 

Schließlich und endlich hat der Hohe Land- 
tag im Vorjahr mit der Beschlußfassung des 
Budgets auch jene Summen genehmigt - sie 
waren sowohl Ihnen als auch mir zu wenig 
--, die in der vorher gegebenen Ubersicht 
enthalten sind. Gleichzeitig ist auch dsrüber 
Rechenschaft gegeben worden, was' in dem zu 
Ende gehenden Jahr geschehen ist, ob die 
Beträge sinnvoll und zweckmäßig verwendet 
wurden, und wo wir heute in der Erfüllung 
des Programmes stehen. Ich möchte zu die- 
ser Problematik nicht nur negativ Stellung 
nehmen, und zwar aus einem ganz bestimmten 
Grund. Wenn wir heute nämlich im Bereich 
des gewerblichen Berufsschulwesens das Ziel 
nahezu erreicht haben, weil wir vor vielen 
Jahren einen Weg beschritten haben, der 
praktisch derselbe war, den man beim Schul- 
Sektor als Reorganisationsplan bezeichnet, so 
kann man darüber wohl froh sein. Man war 
sich von Haus aus darüber im klaren, daß 
ei.ne höhere und belssere Lchulorganisation 
erst dann möglich ist, wenn die Verfachli- 
chung in Landesberufsschulen durchgeführt 
wird. Das gleiche vollzieht sich heute ini 
Pflichtschulwesen durch die Scbulzusammen- 
legungen, wozu ja heute schon gute zwei 
Stunden sehr interessant und ausführlich Stel- 
lung bezogen wurde. 

Wodurch in den höher organisierten Lan- 
desberufsschulen eine bessere Ausbildung 
gegeben ist, brauche ich in diesem Kreise 
wohl nicht mehr zu wie,derholen. Daß der 
Unterricht in einem Acht-W.ochenkurs bes- 
sere Ergebnisse zeitigt, als der früher geübte, 
einmal in der Woche angesetzte Schulbesuch, 
ist ganz selbstverständlich. Außerdem ist mit 
der Schaffung der Landesberufsschulen zu- 
gleich die facGliche Ausrichtung durchge- 
führt worden. Zum Unterschied dazu hat man 
früher in den Gebietsberufsschulen viele Be- 
rufsgruppen zusammen unterrichtet. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
In diesem Zusammenhang ist es nicht unin- 
teressant und ganz be'stimmt nicht ohne Be- 
deutung, an die seinerzeitigen Diskussionen 
zurückzudenken, die abgeführt wurden, ehe 
man diesen Weg zu beschreiten bereit war. 
Die Diskussionen gingen vor allem auch dar- 
um, ob es d,enn einen Sinn habe - ich 
weiß nicht, ob sich jemand von Ihnen an 
diese Gespräche erinnert -, das sterbende 
und totgesagte Gewerbe, wie man vielfach 
argumentiert hat, in der Zeit der Industriali- 
sierung mit so teuren un8d möglicherweise SO- 
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gar unnötigen Schulen auszustatten. Meinte 
man doch, daß diese gewerblichen Bereiche 
zum großen 'Teil keine Lebensfähigkeit mehr 
hätten, und man sich nicht unbedingt damit 
abmühen müsse und es vielleicht auch gar 
nicht verantworten könne, diese neue Uchul- 
entwicklung mit einem so hohen Kostenauf- 
wand zu forcieren. Zugegeben, die lndustrie 
hat einige Gewerbezweige verdrängt. Das 
wissen wir alle sehr genau. Es gibt heute 
kaum noch eine kleine Hammerschmiede, es 
gibt auch keinen Huf- un'd Nagelschmied 
mehr, und auch die Messerschmiede, Töpfer, 
Wachszieher und Seifensieder sind verdrängt 
worden, kurzum alle jene Bereich.e des Ge- 
werbes, die in kleinsten Mengen das gleiche 
erzeugt haben, was heule die Industrie iin 
großen und daher um vieles billiger herstel- 
len kann. Diese Gewerbezweige sind prak- 
tisch nicht mehr vorhanden. 

Die Industrialisierung haben aber alle jene 
Gewerbezweige überlebt, die auf Spezialfer- 
tigungen übergegangen sind oder die, ganz 
allgemein betrachtet, einen individuellen Be- 
darf befriedigen. Denken Sie an den Maß- 
schneider, den Möbeltischler, die Sportschuh- 
erz,eugung und viele andere mehr. Da.rüber 
hinaus hat die Industrialisierung viele ne#ue 
Gewerbezweige entstehen lassen. Wenn wir 
an das Auto denken, dann wissen wir ganz 
genau, daß es ohne die Autoindustrie und 
ohne die damit zusammeiihärigen8de Entwick- 
lung keine Kraftfahrzeugmechaniker, Auto- 
Spengler, Lackierer, Tapezierer, Garagen, 
Tankstellen usw. geben würde, aber !auch 
nicht die große Masse jener vielen kleinen 
Zulieferbetriebe, deren sich die Industri:: 
heute in zunehmeeden Maße bejdient. 

So gesehen, ist für die Gewerbebeiriebe 
gewissermaßen eine neue Zeit angebrochen, 
und viele tausende Menschen in aller Welt 
finden in diesen Betrieben ihre Existenz. Aus- 
serdem hat diese uniformierte Massenanfer- 
tigung, die von sehr großer Bedeutung ist, 
gerpde für die Befriedigung des individuellen 
Bedarfes an Gütern und Leistungen eine nicht 
unerhebliche Kaufkraft freigesetzt, wobei der 
zmehmende Lebensstandard eine beachtliche 
Rolle spielt, nicht nur bei uns in Ckterreich, 
sondern in der ganzen Welt. 

Wer sich heute den Alltagsanzug aus der 
Konfektion, ,dso von der Stange, 'besorgt, 
wird sich gerne den Sonntagsanzug, vielleicht 
auch die Sportbekleidunq nach Maki schnei- 
dern lassen -, auch der Arbeiter. Man könn- 
te viele solche Beispiele anführen, die alle 
in die gleiche Betrachtung münden. Ich habe 
mir nur erlaubt, diese Dinqe festzustellen, 
weil es richtig war, sich sorgsam auch den 
schulischen Notwendigkeiten für diese ge- 
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werblichen Bereiche zu widmen. M8an kann 
heute mit Fug und Recht behaupten, daß Nie- 
derösterreich, trotz aller Bedenken, die Kol- 
lege Kosler angemeldet hat, und die sicher- 
lich zum Teil ihre Richtigkeit. ha,ben, in die- 
ser Entwicklung einen guten Schritt voraus- 
ge,gangen ist gegenüber allen anderen, die 
ähnliche Dinge getan haben und noch tun, 
aber immer erst etwas später als wir. Wenn 
die Wirtschaft selbst einen erheblichen An- 
teil nicht nur durch Kat, sondern a.uch durch 
die Tat geleistet hat, so ist dies einmal mehr 
der Beweis daiür, daß man aus der Praxis für 
die Fragen dieser Zeit oftmals bessere Beur- 
tejluin.gsmöglichkeiteri mitbringt als es aus 
der Theorie möglich ist. Die niederösterrei- 
chischen Wirtschaftstreibenden haben durch 
ihre Kammerorganisationen für dieses Werk 
sehr bedeutende Mittel bereitgestellt. 

Kollege Kosler hat schon ausgeführt, da13 
zur Zeit 84 Prozent aller Lehrlinge bereits in 
diesen verfachlichlen Landesberufsschulen un- 
terrichtet werden, und daß wir nur mehr 16 
Prozent in den Gebietsberufsschulen einschu- 
len müssen. Wir werden uns noch einige Jah- 
re bemühen müssen, um die vor uns liegen- 
den Aufgaben im Rahmen der finanziellen 
Möglichkeiten ZU erfüllen. 

Darf ich eine Frage hier anschneiden, die 
nicht ganz zum Thema gehört? Wir - damit 
meine ich die Interessenvertretung der Wirt- 
schaft, die Handelskammer -- freuen uns, daß 
mit Beginn des Jahres 1968 uas Wirtschafts- 
förderungsinstitut im Budget dotiert wurde, 
daß dieses Wirtschaftsförderuiigsinstitut also 
nunmehr baumäßig begonnen werden kann: 
da,rauf kommen wir aber erst im Kapitel 7 
ZU sprechen. Infolge des Umfanges dieses 
Bauvorhabens und der Kompliziertheit aller 
Zusammenhänge - das Bauvorhaben kostet 
ungefähr 150 Millionen Schilling - mußte 
sehr sorgsam geplani' werden, verschiedene 
Dinge mußten parallel einer Erledigung zu-  
geführt werden, bevor man nun tatsächlich 
im Jahre 1968 den Bau beginnen wird. Ich 
erlaube mir eine Feinheit herauszugreifen. I11 
diesem Wirtschaftsförderungsimtitut ist bei- 
spielsweise auch ein Rechenzentrum geplant. 
Ursprünglich war daran gedacht, dieses nur 
für schulische Zwecke zu verwenden, also 
jene Leute zu unterrichten, die mit den ent- 
sprechend komplizierten Büromaschinen z u  
tun bekommen, damit sie eine Ausbildungs- 
Stätte dort vorfinden. Nunmehr zeigt sich 
aber mehr und mehr die Notwendigkeit, daß 
man wegen der Kompliziertheit und der star- 
ken Inanspruchnahme der maschinellen An- 
lagen in den Büros vielleicht auch an eine 
kommerzielle Tätigkeit wird denken müssen. 
Das heißt, daß immer mehr Betriebe heute 
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maschinelle Anlagen verwenden, die sie aber Landesberufsschul 
nicht auswerten können; die Tonbänder oder Pölten überstellt 
die Lochstreifen müssen zum Teil nach für diese Berufssy 
Deutschland oder in die Schweiz geschickt rufsschule errichti 
werden. Es dauert naturlich sehr lange, bis Buchbindergewert 
die Elektronengehirne die Unierlagen ausge- nen Gebietsberul 
wertet haben; es handelt sich um Bilanzen, Schuljahres nach 
Fakturen, Statistiken und, was es im Wirt- bei sie jetzt einer 
schaftsleben heute alles qilt zu berechnen und 
in Handen zu haben. Nun könnte man der Nicht erwahnt 
niederosterreichischen Wirtschaft einen sehr Werkstätten. Es 1 
guten Dienst erweisen, wenn man in St. Pol- Lehrwerkstätten i 

stehen, wobei noc ten - es ist dies die genaue Laqdesmitte, 
wenn man zwei Diagonalen durch Nieder- Werkstätten anzu 
osterreich zieht - in dem zu errichtenden auch, daß für die 
Rechenzentrum vielleicht auch eine Auswer- Verfügung steher 
tungsanlage mit einbaut. Eine solche Einrich- liche, pragmatisic 
tung wurde für die niederosterreichischen Be- Lehrer. In Grupp 
triebe, insbesonders der mlttelstandischen wir die nebenam 
Wirtschaft, ein sehr wertvolles Hilfsmittel in Haupt-, Mittelsch 
ihrer komplizierten Administration darstellen. es 60 Lehrperson 
Ich denke hier nur an die bevorstehende ruflichen Lehrern 
Mehrwertsteuer, die wir im Grundsätzlichen noch 43 Religions 
als wettbewerbsneutral begrußen, bei der wir ten also 536 Le 
uns aber im klaren sind, daß sie natürlich nannten rund 20. 

Der Anteil an sehr wesentliche Komplikationen bringen 
Schülern wurde wird, die man handiscih nicht mehr bewerk- 
bei den Gebietsbi stelligen kann. Wir leben nun einmal in einer 

Zeit, die auf diesem Gebiete eipem sprung- wogen und verhl 
haften technologischen Entwicklur.gsprozeß Landesberufsschul 

bedeutende Rolle, unterliegt. Neuerdings befaßt mrjn sich mit 
und 13.153 männl der programmierten Unterweisung als Hilfs- 

Sie haben a u d  mittel der Berufsausbildung. Darf ich dazu 

wievielen Orten berichten, claß in 'der Kanimerorgdnisation 

untergebracht sir der gewerblichen Wirtsch3ft derzeit Untersu- 

aufgerollt, damit chungen uber den Einsatz von Lehrprogram- 

es gibt nunmehr rnen in der beruflichen Aus- und Weiterbil- 
dunq im Bereiche der Wirtschaftsforderung len, da oft in ein 

zusammengezoger durchgeführt werden. Es handelt sich hier um 

zurückzukommen sogenannte programmierte Unterrichtsmetho- 
den. Sie werden in vielen Ländern, besonders 
in Amerika, seit Jahren bereits eingesetzt. Ich darf noch 

werbe aus andere Soweit mir bekannt ist, werden auch im Un- 
terrichtsministerium sehr intensive Bespre- eine zu geringe L 
chungen uber die Moglichkeit des Einsatzes eingeschult habe 

ein: Die Brunne1 solcher neuartiger Unterrichtsmethcden ge- 
die Büchsenmach fuhrt. Die allgemeine Entwicklung zwingt 

auch in Osterreich dazu, sich mit diesen Pro- graphen aus Inns 
blemen zu befassen; wir wissen, daß die ent- ' menbinder, die I 

und die Faßbindc sprechenden Geräte in fur uns zumutbarer 
Große und Preislaqe auf den Markt kommen. Kramsach, die GI 

Graz, die Metalls 

- _ _  ~~ ~ ~ ~ _ _ _ _ ~ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _  

Gestatten Sie mir nunmehr einige schulor- Dachdecker aus 
ganisatorische Ergänzungen. Ich möchte nichts Gestatten Sie r 
von dem wiederholen, was von Kollegen Kos- blick über die Ba 
ler schon über die Situation des Fleischerge- von Kollegen Kc 
werbes gesagt wurde; auch über die Friseure Verfügung stehe] 
wurden die entsprechenden Aussagen gr- um all diese Arbi 
macht. Wir haben auch von Kollegen Kosler Für Amstetten is 
gehört, daß die Lehrlinge des Buoh- und Pa- Werkstätten anzu 
pierhandels von der bisher für sie zuständigen Klassenzimmer ur 
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Landesberufsschule in Theresienfeld nach St. 
Pölten überstellt wurden, wobei gleichzeitiy 
für diese Berufssparte eine eigene Landesbe- 
i-ufsschule errichtet wurde. Die Lehrlinge des 
Bnchbindergewerbes wurden aus verschiede- 
nen Gebietsberufsschulen mit Beginn des 
Schuljahres nach St. Pölten eingeschult, WO- 

bei sie jetzt einen eigenen Fachunterricht er - 
halten. 

Nicht erwähnt wurde die Anzahl der Lehr- 
werkstätten. Es ist richtig, daß wir mit 68 
Lehrwerkstätten im Verhältnis 84:16 Prozent 
stehen, wobei noch 101 Abteilungen mit Lehr- 
werkstätten anzu€ühren sind. Interessant ist 
auch, daß für diese Aufgabe 536 Lehrer zur 
Verfügung stehen, und zwar 135 hauptamt- 
liche, pragmatisierte und 149 vertragliche 
Lehrer. In Gruppe 2 - darunter verstehen 
wir die nebenamtlichen Lehrer, also Volks-, 
Haupt-, Mittelschullehrer und sonstige, gibt 
es 60 Lehrpersonen; der Stand an nebenbe- 
ruflichen Lehrern beträgt 149, und schließlich 
noch 43 Religionslehrer. Insgesamt unterrich. 
ten also 536 Lehrpersonen die bereits ge- 
nannten rund 20.613 Berufsschüler. 

Der Anteil an männlichen und weiblichen 
Schülern wurde noch nicht erwähnt, er ist 
bei den Gebietsberufsschulen. ziemlich ausge- 
wogen und verhält sich 1.500:1.600. Bei den 
Landesberufsschulen spielt der Handel eine 
bedeutende Rolle, es gibt hier 4.274 weibliche 
und 13.153 männliche Schüler. 

Sie haben auch erwähnt, Herr Kollege, in 
wieviden Orten diese Landesberufsschulen 
untergebracht sind. Sie haben das Problem 
aufgerollt, damit nicht der Eindruck entsteht, 
es gibt nunmehr 35 eigene Landesberufsschu- 
len, da oft in einer Schule mehrere Gewerbe 
zusammengezogen sind; es ist müßig, darauf 
zurückzukommen. 

Ich darf noch anfügen, daß wir einige Ge- 
werbe aus anderen Bundesländern, bei denen 
eine zu geringe Schülerzahl vorliegt, bei uns 
eingeschult haben. So schulen wir bei uns 
ein: Die Brunnenbauer aus der Steierma,rk, 
die Büchsenmacher aus Ferlach, die Photo- 
graphen aus Innsbruck, die Gärtner- und Blu- 
menbinder, die Drechsler, die Holzbildhauer 
und die Faßbinder aus Miien, die Glaser aus 
Kramsach, die Gold- und Silberschmiede aus 
Graz, die Metallschleifer aus Kärnten und die 
Dachdecker aus Vorarlberg. 

Gestatten Sie mir noch einen kurzen Uber- 
blick über die Bauvorhaben. Es wurde bereits 
von Kollegen Kosler angeführt, daß die zur 
Verfügung stehenden Gelder zu gering sind, 
um all diese Arbeiten durchführen zu können. 
Für Amstetten ist der Zubau von drei Lehr- 
werkstätten anzuführen; weiters wurden drei 
Klasseqzimmer und ein Lehrerzimmer so recht- 

zeitig fertiggestellt, daß die Räume mit Be- 
ginn des laufenden Schuljahres bereits in 
Verwendung genommen werden konnten. Wir 
konnten uns davon anläßlich einer Tagung 
selbst überzeugen. Im Frühjahr wird die Er- 
richtung einer Schmiede un~d diverser Ab- 
stellräume in Angriff genommen werden. Mit 
den veranschlagten Kosten von etwas über 
5 Millionen Schilling wird voraussichtlich das 
Auslangen gefunden werden. Die Verfügbar- 
machung der Beträge steht auf einem ande- 
ren Papier. 

In St. Pölten handelt es sich um den Stock- 
werksausbau aus Mitteln des niederösterrei- 
chischen Berufsschulbaufonds. Dazu ist zu 
sagen, daß zur Schaffung von zusätzlichen 
Schulräumen das Gebäude der Gebietsberufs . 
schule mit einem weiteren Stockwerk verse- 
hen wird. Es wurde das Schuldach bereits ge- 
hoben und untermauert, die Arbeiten sind al- 
so soweit gediehen, daß der Bau n,ach außen- 
hin wetterdicht abgeschlossen ist, und im 
Winter der Innenausbau durchgeführt wer- 
den kann, soweit die diesbezüglichen Mittel 
vorhanden sind. Zur Finanzierung waren für 
das Rechnungsjahr 1967 2 Millionen Schii- 
ling vorgesehen, für die Jahre 1968 und 1969 
sind weiters je 1,s Millionen Schilling präli- 
miniert. 

Der von Ihnen verlangte Finanzierungsplan 
liegt im gewerblichen Berufsschulrat bereits 
vor. Es gibt dort nicht nur einen Bauzeiten-, 
sondern auch einen Finanzierungsplan; dieser 
ist meines Wissens auch immer wieder dem 
Finanzreferant rechtzeitig voigelegt worden, 
dqch hat man erklärt, daß man nur über so 
un'd soviele Mittel verfüge, und daher auf 
diese Planung im vollen Umfange nicht ein. 
gehen könne. 

Was Holhbrunn betrifft, darf gesagt wer- 
den, daß die Stadtgemeinde Hollabrunn im 
Anschluß an das bestehende Gebietsberuf- 
Schulgebäude ein Cchülerheim für 140 Lehr- 
linge errichtet. Nach der baubehördlichen Ge- 
nehmigung wurde im September des nun Z U  

Ende gehenden Jahres mit dem Bau begonnen. 
Vorgesehen ist eine Bauzeit von zwei Ja,hren, 
mdaß wir hoffen, daß mit Beginn des Sch,ul- 
jahres 19691'70 das Internat bewohnbar ge- 
macht werden kann. Für diesen Bau sind 12 
Millionen Schilling präliminiert, wobei 10 
Millionen Schilling aus Mitteln des nieder- 
österreichischen Berufsschulbaufonds in vier 
gleichen Jahresraten in den Jahren 1967 bis 
1970 gegeben werden, und zw,ar in der Form 
des eben von mir skizzierten Bauzeiten- und 
Finanzierungsplanes, der vom gewerblichen 
Berufsschulrat lückenlos erarbeitet und immer 
wieder dem Finanzreferat vorgelegt wurde. 
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Für Lilienfeld darf berichtet werden, daß 
die von der Landesberuisschule benützten 
Räume im Stift gekündigt wurden, sodaß im 
Juni 1968 für Berufsschulzwecke diese Räume 
nicht mehr zur Verfügung stehen. Dieses Pro- 
blem hat uns schon immer große Sorgen ge- 
macht. Da aber eine ,andere Unterbringungs- 
möglichkeit für diese Berufsschule nicht ge- 
geben ist, müssen bis zu diesem Zeitpunkt die 
in Angriff genommenen Bauten beendet sein. 
Es liegt daher der Schwerpunkt des Berufs- 
schulbauprogrammes absolut hier bei Lilien- 
feld. Die Lehrwerkstätten Iür Maler sind so- 
weit fertiggestellt, daß sie mit Beginn des 
laufenden Schuljahres in Verwendung genom- 
men werden konnten; a,n der Errichtung des 
Wirtschaftstraktes wird gearbeitet. Die für 
diesen Bauteil veranschlagten 12 Millionen 
Schilling wurden in den Jahren 1963 bis 1963 
vom Land Niederösterreich bereits zur Ver- 
fügung gestellt. Der Internatsneubau für 260 
Schüler ist soweit fertiggestellt, daß jetzt im. 
Winter die Innenarbeiten durchgeführt wer- 
den können. Hier hat eine richtige Planung 
dazu geführt, die Winterfestigkeit herbeizu- 
führen, damit auch dem Problem der Winter- 
arbeitdosigkeit entgegengew,irkt werden kann. 
Gerade dieser Betrachtung w s d e  sehr große 
Aufmerksamkeit gewidmet, weil wir aus dem 
bescheidenen Volumen des gewerblichen Be- 
rufsschulrates heraus auch das Unsere dazu 
beitragen wollten. Für das genannte Schüler- 
heim waren 15 Millionen Schilling prälimi- 
niert, von denen in diesem Jahr und im Vor- 
jahr insgesamt 10 Millionen Schilling bereits 
vom Land zur Verfügung gestellt wurden; 
nun sind noch 5 Millionen Schilling erforder- 
lich, die wegen der Dringlichkeit im Budget 
1968 ihren Niederschlag finden, Für die In- 
neneinrichtung des Internats und des Wirt.- 
schaftstraktes sind weitere 2 Millionen Schil- 
ling erforderlich. 

Die Schule Pöchlarn bezieht sich auf  den 
außerordentlichen Kredit; hier ist Vorrang ge- 
geben. Sie baben erklärt, daß zu wenig Mit- 
tel vorhan'den wären. Ich stimme mit Ihnen 
überein, weil allein der Neubau der Schule 
mit einem Kostenvoranschlag von 20 Millio- 
nen Schilling vorliegt. 

Wber hleunkirchen darf gesagt werden, daß 
dort für 230 Schüler ein Internat vorgesehen 
ist, das von der Kammer mit 50 Prozent sub- 
ventioniert wird; 50 Prozent gibt die Landes- 
regierung. 

Sie haben sicher recht, wenn Sie sagen, daß 
die Vermögensverhältnisse innerhalb dieses 
Gesamtbereiches nicht unkompliziert sind. 
Wir müssen aber meiner Meinung nach - 
und das sage ich nicht, weil ich der Kammer 
als Funktionär a,ngehöre - der Wirtschaft 
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dafür dankbar sein, daß sie sich, ohne ge- 
stezliche Bindung und ohne gesetzlichen Auf- 
trag, viel früher als jede andere Einrichtung, 
fur das Zustandekommen solcher Möglichkei- 
ten exponiert hat. Wir wären heute bei wei- 
tem nicht soweit, wenn das nicht qeschehen 
wäre. Sicherlich wird es moglich sein, in 
einer entsprechenden Abgrenzung einen Weg 
zu finden, wie diese Dinge in Zukunft zu  
sehen sind. Es wird vieles noch zu klaren 
sein. Ich stimme auch mit Kollegen Grün- 
zweiq überein, wenn er fur eine echte Kom- 
petenzabgrewung spricht, ebenso fur eine 
sinnvolle Aufgabentrennunq, die nicht Thema 
unserer heutiqen Unterhaltung sein 
wir aber sicherlich in einer gem 
5achlichen Betrachtung finden wenden. Es 
wird im Fruhjahr wahrscheinlich dazu kom- 
inen, daß viele dieser Fragen aufgerollt wer- 
den müssen, um sie einer genaueren, uber- 
sichtlicheren und zweckmaßigeren Arbeitstei- 
lung, Kompetenzabgrenzung, oder wie immer 
man dazu sagen will, zuzuführen. 

in besseren 

Was uns etwas 

leider nur eii 
ildeten Kräfte 
alten. Die ubi 

Ost, Bahn, Gend 
öffentlichen Dien 
fellos auch die L 
aber eines Tages 

Ich mochte die übrigen Dinge, die mir we- nicht dafür auch 
niger bedeutungsvoll erscheinen, übersprin- leistungen geben 
gen und darf zum Schluß sagen, daß etwas Da ich mir vorg 
noch erwähnt werden müßte, nämlich das Zu- Nichtlehrer beschi 
standekommen ejniger Handelsschulen und Zeitaufwand mein 
Handelsakademien, die uns in Niederöster- nen für Ihre Aufn 
reich noch fehlen. Ich selbst bin sehr glück- schenkt haben, au 
lich, daß sich durch den Fonds der Wiener Laferl ist auch e 
Kaufmannschaft eine Mbglichkeit geradezu sitzt nicht da, d: 
angeboten hat, da und dort solche Schulen Erinnerung gescht 
zu sch3ffen. Wir hatten sie nicht, so daß aus zige, der sich mit 
allen niederosterreichischen Landesteilen die Sem Thema widmi 
Schüler täglich nach Wien fahren mußten, um dem Schlußwort d 
eine Handelsschule oder Handelsakademie zu ber an, der gesac 
besuchen. Nun hat sich die niederösterrei- lich etwas Gutes, 
chische Wirtschaft, die ja dieses große Pro- 
blem des Berufsschulbauwesens finanziell 
initexerziert hat, nicht auch noch diesem Pro- 
blem widmen können und hat in der Han- 
delskammer Wien, im Fonds der Wiener 
Kaufmannschaft einen Partner gefunden. Na- 
türlich sind alle Gemeinden, die solche LO- 
sungen suchen, finanziell sehr angespannt; 
dennoch haben wir aber nunmehr einige sol- 
cher sehr wertvoller Schulen bereits im Lan- 
de. Ich hoffe, daß wir auch in dieser Frage 
- von der finanziellen Seite her - in irgend- 
einer Weise einen neuen Weg finden, um 
diese Entwicklung zu beeinflussen. Wir ha- 
ben bereits über die finanzielle Seile gespro- 
chen. Es Ware uns sehr recht gewesen, wenn 
im Nachtragsbudget, das wir vor kurzer Zeit 
hier beschlossen haben, irgendwelche Mittel 
auch für diese Aufgabe enthalten gewesen 
wären. Wenn es aber nicht moglich war, so 
ist es müßig, darüber zu reden. Wir sprechen 
ja heuer schon deshalb so intensiv davon, da- 

[ tun, wenn wir un 
k gend Wissen und 1 das etwas ist, was 
i Man kann heute I 
* erwerben, alles 

durch eine Katast ! 

I Nichts zerrinnen; 
der Mensch an Wi 

' hat. Wenn wir, dii 
bezüglich Bedingi 
den wir damit nic 
Niederösterreich, 
Staat einen guter 
im ganzen Hause. 

DRITTER PRAS 
gelangt Herr Präs 

- Abg. SCHOIBE 
Landtag! Ich bitte 
ich mich ganz k 
melde. Ich möcht 
ten Resolutionsai 
Zum Resolutionsai 
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mit im nächsten Jahr diese Gespräche viel- 
leicht in besseren Dotierungen ihren Nieder- 
schlag finden. 

Was den polytechnischen Lehrgang anbe- 
langt, maße ich mir persönlich kein Urteil an. 
In der Wirtschaft gibt es neben einer positi- 
ven Beurteilung des Polytechnikunis immer 
noch die Meiniiug, daß es der Jugend doch 
weniger an polytechnischen Uualitä!en als 
vielmehr am Lesen, Schreiben und Rechnen 
mangelt, und daß man eine andere Fcsrm hätte 
finlden können, um diesem Ziel näherzukom- 
men. 

Was uns etwas bedrückt, ist die Ausbil- 
dung der Nachwuchskräfte - das bezieht 
sich im wesentlichen auf den Handel -, weil 
wir leider nur ein Drittel der von uns aus- 
gebildeten Kräfte in der Verteilungswirtschaft 
behalten. Die übrigen werden uns von der 
Post, Bahn, Gendarmerie, Polizei, also von 
öffentlichen Diensten weggeholt, die zwei- 
fellos auch dte Leute brauchen. Man sollte 
aber eines Tages darüber sprechen, ob es 
nicht dafür auch finanzielle Partnerschafts- 
leistungen geben könnte. 

Da ich mir vorgenommen habe, als einziger 
Nichtlehrer bescheidener zu sein - auch im 
Zeitaufwand meiner Rede -, möchte ich Ih- 
nen für Ihre Aufmerksa#mkeit, die Sie mir ge- 
schenkt haben, aufrichtig danken. (Abg. Graf: 
Laferl ist auch ein Nichtlehrer!) Richtig, er 
sitzt nicht da, dadurch war er  aus meiner 
Erinnerung geschwunden. Er ist also der ein- 
zige, der sich mit mir als Nichtpädagoge die- 
sem Thema widmen durfte. Ich schließe mich 
dem Schlußwort des, Herrn Präsidenten Schoi- 
ber an, der gesagt hat, daß wir alle sicher- 
lich etwas Gutes, sehr Kluges und Gescheites 
tun, wenn wir uns darum kümmern, der Ju- 
gend Wissen und Können zu vermitteln, weil 
das etwas ist, was ihr niemand nehmen kann. 
Man kann heute noch soviel auf dieser Welt 
erwerben, alles kann durch ein Unglück, 
durch eine Katastrophe über Nacht zu einen! 
Nichts zerrinnen; was bleibt, ist das, was sich 
der Mensch an Wissen und Können erarbeitet 
hat. Wenn wir, die Alteren, den Jungen diec- 
bezüglich Bedingungen schaffen, dann wer- 
den wir damit nicht nur unserer Jungend in 
Niederösterreich, sondern dem gesamten 
Staat einen guten Dienst erweisen. (Beifall 
im ganzen Hause.) 

DRITTER PRASIDENT REITER: Zum Wort 
gelangt Herr Präsident S c h o i b e r. 

Abg. SCHOIBER: Herr Präsident! Hoher 
Landtag! Ich bitte um Entschuldigung, wenn 
ich mich ganz kurz noch einmal zu Wort 
melde. Ich möchte nur zu zwei eiogebrach- 
ten Resolutionsanträgen Stellung nehmen. 
Zum Resolutionsantrag des Herrn Abg. Thom- 

~~ ~~~ ~. ~ ~~ ~~~ ~ ~ ~. . ...~ ... - .. . .. - ~ 

schitz bezüglich der Unterstützungen für 
Fahrtkosten darf ich sa.gen, daß sich dieser 
Antrag in zwei Teile gliemdert. Der erste be-, 
trifft den Bund und fordert bezüglich der Er- 
höhung der Mittel ein Vorstelligwerden bei 
den Bundesstellen. Ich darf in diesem Zu- 
sammenhang sagen, daß die erhöhten Mittel, 
die wir dieses Jahr bekommen haben, schon 
darauf zurückzuführen sind, daß wir im ver- 
gangenen Jahr darauf hirigewiesen haben, 
daß wir mit den zur Verfügung gestellten 
Mitteln, ich glaube, nicht unrecht zu haben, 
wenn sie sich in einer Größenordnung von 
rund 280.000 S bewegt haben, das Auslangen 
nicht finden. Wir müssen bedenken, daß es 
sich um eine freiwillige Leistung des Bun,des 
handelt. Zu Punkt 2 muß ich' schon sagen, 
daß der Antrag sehr viele Mängel enthält, da 
ja jede Berechnungsgrundlage fehlt, und man 
überhaupt keine Vorstellung hat, in- welcher 
Größenordnung sich dieser 50 prozentige Bei- 
trag bewegt. Wir können dem Herrn Finanz- 
referenten doch keine Unbekannte bescheren. 
AUS diesem Anlaß ist meine Partei nicht in 
der Lage, diesem Resolutionsantrag die Zu- 
stimmung zu geben. 

Zum Resolutionsantrag des Herrn Abg. 
Kosler wegen eines weiteren Finanzierungs- 
planes hinsichtlich des Ausbaues der gewerb- 
lichen und kaufmännischen Berufsschule darf 
ich sagen, daß für die im Bau befindlichen 
Landes-Berufsschulen derzeit ein Finanzie- 
rungsplan besteht, daß für ihn sehr große 
Mittel erforderlich sind, und daß wir es da- 
her für un.zw,eckmäßi.g ansehen, zusätzlich 
für neubeginnende Bauten schon einen Fi- 
nanzierungsplan zu erstellen. (Abg. Grün- 
Zweig: Das wird wieder ein UVP-Initiativan- 
trag!) Aber meine Herren, umso mehr, als 
sich diese von mir skizzierte Stellung, auch 
mit der Haltung des Kontrollausschusses 
deckt, der bezüglich dieser Dinge einstim- 
mige Beschlüsse qefaßt hat. Ich darf also auch 
da sagen, daß wir nicht in der Lage sind, 
diesem Resolutionsantr,ag unsere Ziistim- 
mung zu geben. (Beifall bei der .OVP.) 

Dritter PRASIDENT REITER: Zum Wort ge- 
langt Herr Landesrat K U n t n e r. 

LANDESRAT KUNTNER: Herr Präsident! 
Hoher Landtag! Als der zuständige' Referent 
habe ich nur die angenehme Aufgabe, den 
Sprechern, die sich mit den Schulangelegen- 
heiten des Landes befaßt haben, für die straf- 
fe Behandlung dieses Themas und dje durch- 
aus positive Einstellung zu dieser Angele- 
genheit herzl icbt  zu danken. Ich.  möchtc! 
dazu allerdings noch einige grundsätzliche 
Erklärungen abgeben. Zunächst, daß ich ja  
nicht für die pädagogischen Angelegenheiten 
zuständig bin, sondern nur für die organisa- 
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torischen, für die gesetzlichen, und für die 
Sorge um deren finanzielle Untermauerung. 
Das Budget dieses Jahrers sieht für die Grup- 
pe 2 eine Gesamtausgabe von 262 Mill. s 
vor, in den Einnahmen eine Erhöhung um 10 
Mill. S, in den Ausgaben eine Ausweitung um 
31 Mill. S. Es ist bereits von Herrn Präsiden- 
ten Grünzweig darauf hingewiesen worden, 
daß es sich hier im wesentlichen um die Per- 
sonalmehrausgaben handelt, die bei dem 10 
prozentigen Ersatz des Landes an den Bund 
zu den Aktivitätsbezügen 28 Mill. S ausma- 
chen, bei den Kindergärtnerinnen fast 10 Mili. 
Schilling und bei den Wärterinnen 1 Mill. 
Schilling; so daß die Personalmehrausgaben 
allein die Summe von 39 Mill. I betragen, 
während sich die echten Ausgabenerhöhun- 
qen nur auf eine Summe von ungefähr 1,s 
Mill. S beschränken. 

Es wurde bereits die Erhöhung des Schul- 
baufonds um 500.000 S auf 43 Mill. S erwähnt, 
ebenso die Erhöhung des Beitrages Iür dir 
Förderung des Lehrer- und Kindergärtnerin- 
nennachwuchs um 500.000 S, aber sonst ist 
keine Erhöhung vorgesehen. 

Und nun eine gnmdsätzliche Erklärung: 
Aus den Darlegungen, auch der Vorredner, 
hat herausgeklungen, daß die Bildungsange- 
legenheit nicht nur ein Anliegen von 
Einzelpersonen sein kann, auch nicht der Fa- 
milie, a,uch nicht der Gemeinde, ja selb'st 
nicht des Landes, sondern daß sie angesichts 
der europäischen Integration doch eine An- 
gelegenheit des Staates ist, der sich bemühen 
muß, daß alle Osterreicher die bestmögliche 
und eine ihren Anlagen entsprechende Aus- 
bildung erhalten, um das gesamte Bildungs- 
potential Osterreichs auszuschöpfen, unabhän- 
gig davon, in welchem Lebensraum 'diese 
Menschen sinü, ob sie Geld haben oder nicht, 
unabhängig auch von der Meinung der Eltern, 
die bisweilen nur die Nachfolge im Beruf oder 
in möglichst rasches Geldverdienen im Auge 
haben oder vielleicht gegen die Schulbildung 
überhaupt sind. Es ist zu begrüßen, daß man 
in Niederösterreich seit einigen Jahren wirk- 
lich bemüht ist, möglichst allen Kinder den 
gleichen Bildungsstart zu geben - ich ver- 
weise auf die bereits angeführte Enquete vom 
Februar 1965 ---, in dem eine Grundschule, 
eine vierklassige Volksschule vorgesehen ist.. 
die Uberführung der Oberstufenschüler in 
die Hauptschule, die natürlich grundsätzlich 
zweizügig geführt werden soll, und zur Uber- 
windunq des Schulweges die Einführung von 
Schulautobussen. Das war elne pädagogische 
Erkenntnis, die spät aber doch gekommen ist, 
obwohl sehr prominente Redner noch lange 
an der einklassigen Volksschule gehangen 
sind. 

Vi i l  

durch die Vorredner bekanntgemacht worden. 
Die Folge davon ist aber, daß eine über den 
derzeitigen Rahmen hinausgehende Vergrö- 
ßerung des Schulraumbedarfes eingetreten ist, 
und zwar so, daß durch eine Verschiebung 
des Bedarfsgebietes nunmehr in Gemeinden 
mit ehemaligen Zwergschulen Räume leer 
stehen, sich in den Mittelpunktschulen aber 
neuerlich ein größerer Raumbedadf ergibt, 
der in den Volksschulen nur dadurch gemil- 
dert wird, daß die Oberstufenschüler an die 
Hauptschulen abgegeben werden; und zwar 
durch die Ausweitung des Pflichtschulspren- 
geis für die Hauptschulen, wo'durch sich dort 
wieder bei den Hauptschulen ein viel größe- 
rer Raumbedarf ergeben hat. Dieser Zustand 
wird solange andauern, als die Maßnahmen 
der Schufneorganisation andauern, nämlich 
schätzungsweise bis zum Jahre 1975. Eis zu 
diesem Zeitpunkt, so plant man, werden ca. 
100 einklassige Schulen abgebaut sein : viel- 
leicht werden sogar einige zweiklassige Schu- 
len stillgelegt werden müssen. Nach einem 
Hauptschulplan, der über meine Anregung in 
einer Kommission festgelegt wurde, werden 
ca. 20 neue Hauptschulen errichtet werden 
müssen. Trotzdem werden leerstehende Klas- 
sen in den kleinen Gemeinden, die man für 
Schulzwecke nicht mehr benützen kann, zur 
Verfügung stehen. Es wird auf jeden Fall 
_ <  
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mehr Geld als bisher notwendig sein, das dem 
Schulbaufonds zuaeführt werden muß. 

der eben wesentliche Kosten verursacht. Nun, 
diese Regelung steht noch aus. Bis jetzt steht " 

Es ist erfreulich, daß bis zum Jahre 2966 
immer mehr Mittel dem Schulbaufonds zuge- 
führt wurden, die in dem Betrag von 56 Mill. 
S-26 Mill. S ordentliche Zuführung, 30 Mill. 
S Sonderbauprogramm - gegipfelt haben. Es 
muß gesagt werden, daß damit eine geschicht- 
lich einmalige Leistung hinsichtlich des Schul- 
baues in Niederösterreich ausgelöst wurde. 
Im Jahre 1967 sind allerdings nur mehr 43 
Mill. S zur Verfügung, das ist viel, aber doch 
zu wenig, um die Schulreorganisationspläne 
bis- 1975 zügig durchzuführen. Wir waren bis- 
her immer stolz darauf, daß wir hinsichtlich 
der Schul- und Kindergartenbauten an der 
Spitze aller Bundesländer gestanden sind. 
Aber nach den letzten Mitteilungen, die ich 
hinsichtlich der Leistungen des Burgenlandes 
aus der Zeitung entnommen habe, ist es nicht 
mehr so. Es wurde mitgeteilt, daß das Bur- 
genland in den letzten drei Jahren 106 Mill. S 
aus Landesmitteln zur Verfügung gestellt hat, 
um ein 10 jähriges Schulbauprogramm mit 320 
Ivlill. S zu dotieren, das heißt,' jährlich 32 
Mill. S zuzuschießen. Wenn man bedenkt, daß 
das burgenländische Budget nicht einmal ein 
Viertel des Landesbudgets von Niederöster- 
reich darstellt, dann bedeutet das den Ver- 
lust der Spitze an da.s Bmgexiland. 

Wir geben also relativ weniger Mittel für 
, diese Zwecke als das kleinere und sicherlich 

in denselben Verhältnissen lebende Bundes- 
land Burgenland. Wir müssen uns daher, wenn 
wir unseren guten Ruf hinsichtlich des Schul- 
baues erhalten wollen, bemühen, doch mehr 
Mittel zuzuführen. Ich darf nur hoffen und 
wünschen, daß ein Na.chtragsbudget oder ein 
kommendes Budget diesen Wünschen Rech- 
nung trägt. 

Ein zweites Problem, das mit dem Reorga- 
nisationsplan zusammenhängt, warde eben- 
falls bereits angezogen. Es ist dies die Frage 
der Fahrtkosten. Wenn konkrete Anträge ge- 
stellt wurden, dann nur mit der Absicht, einer 
gesetzlichen Regelung den Weg zu öffnen. ES 
wurde bereits gesagt, daB in den vergange- 
nen Jahren und auch für das kommende viei 
zu wenig blittel zur Verfiigung standen bezw. 
stehen, um nur die Fahrtkosten der Volks- 
schuler, die durch die Schulreorganisatio's% 
gezwungen sind, jetzt ein Verkehrsmittel zu 
benützen, einigermaßen abzudecken. Das Pro- 
blem geht aber weiter, denn durch die Schul- 
reorganisation werden nicht nur Volksschü- 
ler, sondern auch Hauptschüler berührt. Es 
werden nämlich durch die Ausweitung der 
Pflichtschulsprengei die Volksschul-Oberstu- 
fenschüler gezwungen, eine Hauptschule zu 
besuchen. Sie haben daher einen Schulweg, 

der Finanzreferent auf dem Standpunkt, daß 
das eine freiwillige Leistung ist. Das stimmt. 
Daß sie nur vorübergehend gedacht ist, ist 
Ansichtssache. Ich glaube, daß es nicht mög- 
lich sein wird, dauernd solche freiwillige Lei- 
stungen zu erbringen. In anderen Ländern 
sind bereits Regelungen erfolgt. Ich bin der 
Meinung, daß das Land, zumindest nicht allein, 
hier beitragen kann. Ich habe bereits ange- 
führt, daß nach meiner Meinung Bildung vor 
allem Angelegenheit des Staates ist, und da13 
alle Usterreicher eben den gleichen Bildungs- 
Start haben müßten. Dazu gehört eben die Un- 
entgeltlichkeit des Unterrichtes, das heißt 
nicht nur die Befreiung vom Schulgeld - das 
wir in den Pflichtschulen ja nicht haben - 
nicht nur die Befreiung von den Kosten der 
Lernmittel, sondern auch freie Fahrtkosten für 
die Schüler. Wenn auch derzeit keine gesetz- 
liche Regelung besteht, so muß ich doch sa- 
gen, die Gesetze liegen klar da. Auch das 
Finanzausgleichsgesetz liegt fest, und es muß 
gesagt werden, daß in anderen Bundesländern 
- das wurde schon von meinem Freund 
Thomschitz ausgeführt bereits Regelungen 
erfolgt sind. Sogar in Tirol gibt es eine ge- 
setzliche Regelung, mit der sich das Land 
Tirol verpflichtet, die halben Kosten beizu- 
tragen. 

Wenn es also für uns augenblicklich keine 
gesetzliche Regelung gibt, so müssen wir doch 
durch gesetzliche Vereinbarungen eine Lö- 
sung finden. Der Bund hat im vergangenen 
Jahr 345.000 S gegeben; es war also möglich, 
durch eine Aufteilung der Kosten hier helfend 
einzuspringen. Nach meiner Ansicht ist es un- 
möglich, die Eltern zusätzlich mit Kosten zu 
belasten, die ihnen durch Entscheidungen des 
Landes aufgehalst werden und die sie nicht 
voraussehen konnten. Ich stehe hier auf einer 
Linie mit sehr maßgeblichen Familienverbän- 
den, die diesbezügliche Schreiben an die Ab- 
geordneten absandten. Ich hoffe nur, daß es 
möglich sein wird, eine solche Vereinbarung 
vorübergehend zu finden, bis eine gesetzliche 
Regelung, die wir eventuell im Pflichtschul- 
gesetz einbauen können, gefunden wird. 

Eine weitere Frage, die allerdings nicht im 
Kapitel 2, sondern im Kapitel 4 aufscheint, 
ist die Frage der Kinderausspeisung. Ich 
möchte sie in diesem Zusammenhang eben- 
falls kurz berühren. Die Kosten für die Kin- 
derausspeisunq und den Transport, die bisher 
mit 1,750 000 S bezw. 450.000 S dotiert waren, 
sind im neuen Voranschlag glatt halbiert wor- 
den, Es stehen nur mehr 1 Million Schilling 
für den Ankauf von Lebensmitteln und für 
den Transport 200.000 S zur Verfügung. ES 
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wurde also glatt 1 Million Schillinq einge- zur Verfügung gestellt werden. Wahrend wir 
spart, die nach Aussage des Herin Finaiizre- 1967 19,5 Millionen Schilling zur Verfügung 
ferenten dem Sport, offensichtlich dem Er- hatten, stehen uns fur das nachste Jahr nur 
wachsenensport, zugeführt wurden. Die Mehr- 1 1 Millionen Schilling zur Verfugung. 

fur nicht mehr zeitgemäß hält, diese Ausspei- 
sung durchzuführen. Sie unifaßt derzeit 9.31 1 
Teilnehmer. Es werden im einem Jahr in 72 
Kochstellen, in l9 Kindergärten, 21 Privat- 

~~ ~ ~- ~_______. 
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tet werden, dann wird auch die Notwendig- 
keit der Weiterversorgung durch dle Kinder- diglich als Feststc 
ausspeisunq erkannt werden. 

Ich darf darauf hinweisen, daß bei dieser man sich vorstellen, daß damit eine Lücke lionen Schilling S< 
Kinderausspeisunq von der Versorgung mit entsteht. Ich halte es auch nicht für richtig, Millionen vorgesel 
Magermilch auf die Versorgung mit Vollmilch daß man von neuen Bauvorhaben spricht, nugtung fest, daß I 

hbergegangen worden ist. ES wurde dafur wenn eine Schule zum Internat, ein Internat für Förderungsme 
ein Betrag von 787.000 S zur Verfügung ge- zur Schule oder etwa eine Werkstätte zur Wirtschaft so viel 
stellt, wovon 109.000 S vom Bundesministeri- Schule gebaut werden soll, denn das sind nur hoffen und w 
um kamen. Der Griind dafur war, daß die Ver- keine neuen Bauten, sondern nur Bauabschnit- gewerbliche Beruf 
kochunq der lVlagermilch in großen Gefäßen te. für die Grundschi 
schwierig ist, daß es ZU Geschmackseinbußen Ich verweise auf die eigentümliche Situa- aufgebracht wird, 
kommt, die den Kindern uiizutraglich sind tion, die Sich in Neunkirchen ergibt. Hier Fachschulen. 
Ich glaube, daß es gut warl daß man den wurden die Mittel fur die Lehrwerkstätte mit 
Kindern statt Magermilch Vollmilch qibt, 1Ind dem Hinweis versagt, daß es sich um einen Ich darf mitteil 
dafür nicht den Butterberg ins Ausland Seiten des Refera Neubau handle, obwohl die Lehrwerkstatte 

Schulbauten, mit c billiges Geld weggibt. Ich halte das nicht nur im Internat eingebaut ist und daher keinen 
im Interesse der Kinder, sondern auch im In- getrennten Baukorper darstellt. Sfie uru4.de der geringen im SI 
kreSSe der Landwirtschaft fur gut. Es hat von der K~~~~~~ der gewerblichen Wirt- stehenden Mittel i 
mich daher gewundert, daß man hier SO ein- schaft bereits hergestellt, und es fehlt ledig- dadurch etwas zu 
hellig für eine Einschrankung gewesen ist lieh der Beiiraq des Landes. D~~ ~ i ~ ~ ~ ~ ~ ~ -  Weg, der eine V 
Es bedeutet das ja auch einen Verzicht auf ferent hat fur die einzelnen Bauvorhaben, für bringt, vorschlag 
die Bundesmittel, die im gleichen Mai3e zur die noch eine letzte Rate von 5 Millionen möglich sein wird 
Verfügunq stunden. Ich darf darauf hinwei- Cchilling notwendig ist - es handelt sich nigen. Angeregt d 

der SonderSchule Sen, daß der Bund neben Geld auch Lebens- insbesoiidere um die Bauvorhaben in Wr, 
mittel gibt, die verteilt werden, und da8 Sich Neustadt und Lilienfeld -, nicht bewilligt, Vorschläge von 
die Transportkosten nur auf diese beschran- wir ini Vorjahr fkr Schulbauten um Baurat Zahel vom 
ken, wahrend das Land direkt Geld qibt, und 8,s Millionen Schilliilg mehr bekommen ha- Hofrat Hellmayr 
daß die Lebensmittel, auch die Milch, bei den ben, Er genehmigt lediglich ein Projekt für ei bzw. drei 
ortlichen Stellen angekauft werden. Die Ver- Millionen, so daß sich die Bauvorhaben in mit allen Nebenrt 
ringerunq der Mittel bedeutet einen Verzicht das nachstfolgende Jahr hinausziehen werden, erstellt. Nach ein 
auf den Anteil des Bundes und eine Eiii- Der Finanzreferent hat es nahezu in der Hand, eine solche Schu' 
schrankung. Ich glaube nicht, daß Wir die BauZeit zu verlangern, indem er die letzte ling. (Abg. Schoib 
der Zuteilung der Vollmilch abgehen werden. Rate nicht bewilligt. Jawohl, einschlit 

ohne bewegliche Ich furchte nur, daß wir einige Kochstelleil 
auflassen werden mussen, und daß wir ihnen Schneider schon sehr ausführlich gesprochen, gebauten Schränk 
mit den besten Wünschen fur Weihnachten Ich mochte nur noch zugehört. Das be darauf hinweisen, dab 
und das Neue Jahr auch die Mitteilung über- in der Bduplanung genau einem Drii einaetre- 
senden müssen, daß sie ab dem nachsten Jahr ten sind, weil sich also mit den Kost 

die der nichts mehr bekommen werden. lichen Bauweise Lehrlinge in den einzelnen Gewerbezweigen nunmehr drei Hi 
Ich komme nun zu den Landesberufsschulen. nicht von vornherein abschätzen ließ. So ha- weise erstellen. I 
Herr Abg. Kosler und Herr Abg. Schneider ben wir vor allem die Errichtung einer drit- sich diese Bauwc 
haben zu diesem Thema bereits sehr ausführ- ten Berufsschule für das Handelsgewerbe da- lich durchfuhren 
lich gesprochen und insbesondere darauf hin- durch eingespart, daß die einzelnen Schulen allem davon abh< 
gewiesen, daß fur den Ausbau weniger Mittnl aufgefüllt wurden. Von den zwei modernsteil 
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im Bau befindlichen Vorhaben ist vor allem 
jenes in Lilienfeld dringend, weil ini Herbst 
das Realgymnasium im Stift Lilienfeld seinen 
Betrieb aulnimmt, (Abg. Stangler: Aufgenom- 
men hat!) ich berichtige, aufgenommen hat, 
und wir mit 30. Juni 1968 gekündigt sind und 
bis zu diesem Zeitpunkt das Stift räumen 
müssen. Bis dahin müssen die Internatsräume 
zur Verfügung stehen. Ich hoffe, daß es im 
Laufe des Jahres doch noch möglich sein 
wird, vom Finanzreferat die notwendigen 
Mittel zur Fertigstellung zu erhalten. Ahn- 
lich liegen die Dinge bei der Schule in Wr. 
Neustadt, die die Lehrlinge für das Handels- 
gewerbe aufnehmen soll, und wo noch ein 
Rest von drei Millionen Schilling ausstänldig 
ist. Ich verweise nicht mit Neid, sondern le- 
diglich als Feststellung darauf, daß für den 
Ausbau der bäuerlichen Fachschulen 7 ','d W1- 
lionen Schilling sowie ein Abgang von 17 ' 1 2  

Millionen vorgesehen sind. Ich stelle mit Ge- 
nugtung fest, daß man für die Ausbildung und 
für Förderungsmaßnahmen der bäuerlichen 
Wirtschaft so viel aufgewendet hat. Ich kann 
nur hoffen und wünschen, daß auch für das 
gewerbliche Berufsschulwesen und vor allem 
für die Grundschulen dieselbe Großzügigkeit 
aufgebracht wird, wie für die bäuerlichen 
Fachschulen. 

' 

Ich darf mitteilen, daß wir uns auch von 
Seiten des Referates bemüht haben, flir die 
Schulbauten, mit deren Errichtung wir infolge 
der gerintgen im Schulbaufonds zur Verfügung 
stehenden Mittel in einen Engpaß geraten sind 
dadurch etwas zu tun, daß wir einen neuen 
Weg, der eine Verbilligung der Schulbauten 
bringt, vorschla,gen, wodurch es obendrein 
möglich sein wird, die Bauzeiten zu beschleu- 
nigen. Angeregt durch die Erfahrung beim Baii 
der SonderSchule in Wiener Neustadt und die 
Vorschläge von privaten Firmen, hat Heri- 
Baurat Zahel vom unter der Leitung des Herrn 
Hofrat Hellmayr stehenden Schulbaureferat 
ein Projekt für eine achtklassige Hauptschule 
mit allen Nebenräumen in Fertigteilbauweise 
erstellt. Nach eingeholten Offerten stellt sich 
eine solche Schule auf acht Millionen Zchil- 
ling. (Aibg. Schoiber: Einschließlich Turnsaal?) 
Jawohl, einschließlich Turnsaal, allerdings 
ohne bewegliche Einrichtung, jedoch mit ein- 
gebauten schränken und allem, was sonst da- 
zugehört. Das bedeutet eine Einsparung v o ~ i  
genau einem Drittel der Kosten. Man könnte 
also mit den Kosten von zwei in der herkömm- 
lichen Bauweise errichteten Hauptschulen, 
nunmehr drei Hauptschulen in Fertigteilbau- 
weise erstellen. Ich muß dazu bemerken, daß 
sich diese Bauweise nicht überall wirtschaf t- 
lich durchführen lassen wird. Es wird vor 
allem davon abhängen, wie weit der Standort 

! 

, 

der zu errichtenden Schule von der Erzeu- 
gungstätie der Fertigteile entfernt ist, das 
heißt, die Transportkosten spielen eine we- 
sentliche Rolle. Als Positivum darf hervorge- 
hoben werden, daß die aus Fertigteilen errich- 
teten Gebäude nicht nur billiger kommen, 
sondern auch keine lange Austrocknungszeit 
benötigen und vor allem sehr rasch errichtet 
werden können. so wurde heute erwähnt, da0 
für die Errichtung der Sonderschule in Wr. 
Neustadt nur eine Bauzeit von neun Monaten 
notwendlig war, und daß das natürlich auch 
für die Errichtung der Hauptschulen gilt. Ob 
davon Gebrauch gemacht wird, wird von den 
Schulausschüssen a,bhängen, die darüber Be- 
schluß zu fassen haben. 

Abschlißend möchte ich meinen Vorrednern 
die sich zu diesem Thema positiv geäußert 
haben, danken, muß aber darauf hinweisen, 
daß die geringe Dotierung des Schulbaufonds, 
die zu geringen Zuschüsse zu den Fahrtkosten 
der Schulkinder, die Herabsetzung der Bei- 
träge für die Schülerausspeisuny und die ver- 
minderte Dotierung für den Bau von Landes- 
berufsschulen um 8 ' / z  Millionen Schilling kei- 
nen optimalen Erfolg für das Ressort dar- 
stellen, wodurch die Chance der jungen Men- 
schen auf eine bessere Ausbildung nicht ge. 
hoben wird. 

Ich überlasse es dem Hohen Haus, sich an- 
gesichts der von mir zum Vergleich gebrach- 
ten Zahlen ein objektives Urteil zu bilden und 
betone, daß die Jugend Niederösterreichs eine 
Chance braucht, und zwar nicht nur ein Teil 
unserer Jugend, sondern die gesamte. Ich 
bitte Sie mitzuhelfen, daß uns in einem ZLI- 

künftigen Nachtragsbudget mehr Mittel zur 
Verfügung gestellt werden. Diese Mithilf:! 
erbitte ich aber nicht nur für die Beschaffung 
der Mittel, sondern auch für die Schaffung 
der gesetzlichen Voraussetzungen im Iriteres- 
Se unserer Jugend. (Beifall im ganzen Hkuse.) 

Dritter PRASIDENT REITER: Die Redner- 
liste ist erschöpft, der Herr Berichterstatter 
hat das Schlußwort. 

Berichterstatter Abg. ANZENBERGER: Ich 
verzichte. 

Dritter PRASIDENT REITER: Zur Abstim- 
mung liegt vor die Gruppe2, Schulwesen, und 
die Resolutionsanträge der Herren Abgeord- 
neten Thomschitz und Kosler. Ich lasse zu- 
nächst über die Gruppe selbst und dann über 
die beiden Resolutionsanträge abstimmen. 

Ich bitte den Herrn Berichterstatter, nun- 
mehr seinen Antrag zur Gruppe 2, Schulwe- 
sen, ordentlicher Voranschlag, zu stellen. 

Berichterstatter Abg. ANZENBEKGER: Ho- 
hes Haus! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich stelle den Antrag, die Gruppe 2 ,  
Schulwesen, mit Einnahmen im ordentlichen 
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Voransdhlaig von 21,994.000 Schilling und AUS- ber 1967 außer Kraft. Eine bloße Veriange- 
gaben im ordentlichen Voranschlag in der 1-ung der Wirksamkeit des Gesetzes, wie diese 

1. Jänner 19E Hohe von 248,772.000 Schilling sowie mit Aus- schon bisher des ofteren vorgenonimen wur. 
gaben im außerordentlichen Voranschlaq von de, ist aus rechtlichen Erwägungen und aus en zu dürfen. 
13,500.000 Schilling zu genehmigen. Grunden der gesicherten Fortentwicklung des s des Cemei 

Ich ersuche den Herrn Präsidenten, uber Schul- und Kindergartenwesens nicht mehr d Schulausschu 
die Gruppe 2 die Abstimmung durchzufuhren. zielfuhrend. Die Vollziehung der Schulgesetze 

,,Der Hohe Lani Dritter PRASIDENT REITER (nach Abstim- erfordert eine auf Jahre hinausgehende ziel- 
mung uber die Gruppe 2 Schulwesen, ordent- strebige Planung. Die Vorsorge für die Unter- 
licher und außerordentlicher Voranschlag, in bringung des 9. Schuljahres, die Herabsetzung 1. Der vorliegen 

ein Fonds zur Ui Erfortderiiis und Ißedeckung): A n g e ?-I o m- der Klassendichte, der Ausbau der Haupt- und Gemeinder m e n. schulen auf zwei Klassenzügen, die Einfüh- Schul- und Kin 
wird (NO. Schul Ich bitte den FIerrn Berichterstatter nun- rung des hauswirtschaftlichen Unterrichtes 

inehr um Verlesung der Resolutionsantrage. auch in der Oberstufe der Volksschule usw. setz), wird in 
(Geschieht.) stellen an die gesetzlichen Schulerhalter enor- schlossenen Fas 

2. Die Landesrec (Nach AbstiInmunq uber den Resolutionsan- me finanzielle Anforderungen. Auch die mit 

trag des Abg. Thomschitz, betreffend Zuschus- begonnenen und zum Teil Durchführung ( 

zu den Fahrtkosten fhr jene schüler del auch abgeschlossenen Reorganisationsbestre- das Erforderlich 
Ich ersuche den len, die zur Zurucklegung des Schulweges bedürfen anderer Mittel und Methoden, die 

offentliche oder pIivate Verkehrsmittel be- auch rechtlich fundiert sein müssen. Der Fonds 
nützen mussen): A b g e 1 e h n t. war daher als Dauereinrichtung zu konstru- 

ieren. Dritter PRASID€ (Nach Abstimmung uber den Resolutionsan- Debatte. Zum Wc trag des Abg. Kosler, betreffend die Erstel- Nicht minder bedeutend 1st die Schaffung 
lung eines ~ ~ ~ ~ ~ ~ j ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ l ~ ~ ~ ~  zu dem vom von Kindergärten, vor allem in Anbetracht 
Gewerblichen Berufsschulrat fur NiederOster- der Tatsache, daß viele Mütter berufstätig Abg. GRAF: E 
reich erstellten BauZeitenplan fur die Errich- sind. Den gesetzlichen Kindergartenerhaltern Damen und Herre 
tunq und den Ausbau der niederosterreichi- wäre aber die Aufbringung der für die Er- über den vorliegc 

richtung eines Kindergartens erforderlichen das Schulbaufonds schen Berufsschulen) : A b g e 1 e h n t. 
Ich unterbreche die Beratungen uber dei1 Mittel ohne Unterstutzung nicht moglich. mit 31. Dezembe 

Voranschlag des Landes. Es werden sogleich Die Uberragende hinkünftige Bedeutung des verliert. Dieses Sc 
im Herrensaal der Finanzausschuß und der Fonds und die ihm gestellten Aufgaben, ins- Jahre 1949 war I 

Kommunaiausschuß ihre Nominierungssitzun- besondere die Verpflichtung zur Erstieillung von drei Jahren 
gen und der Finanzausschuß im Anschluß von Schul- und I(inderrlartenbauprogrammen, worden. Es wurdc 

machen es erforderlich, daß, abweichend von längert. Wenn wii seine Arbeitssjtzunq abhalten. 
setz abgeben wo11 der bisherigen Regelung, von der Landesre- 
be ich, einstimmi Voranschlaq werden um 13 Uhr 45 Minuten gierunq verschiedene Organe zu schaffen 
Gesetz. Der einfi fortgesetzt, 
wenn wir die Sc Die Sitzung ist unterbrochen. Bei Regelung der Fbrderung der gesetzli- 
also im Zeitabsch (Unterbrechung der Sitzung um 12 Uhr 25 chen Schul- und Kindergartenerhalter war 
den Schulbauten Minuten.) auch die unterschiedliche finanzielle Lei- 
stellt sich heraus, Dritter PRAS1DEN-l- REITER (nach w-ieder- stungskrsft der Gmeinden bzw. der zu einem 

aufnahme der Sitzung um 13 Uhr 50 ~ i ~ ~ -  Gemeincleverband Vereinigten Gemeinden zu 20 Schulbauten U I  
Schulbauten einsc ten) : Ich nehme die Sitzung wieder auf, Ich berucksichticfen. Das Gebot der gerechten; 
bauten errichtet v ersuche EIerrn Abg. Rabl, die Verhandlunq Verteilung dieser Mittel erfordert es, daß 

auch auf diesen Umstand, so wie dies ähn- ist der eindeutige zur Zahl 328 einzuleiten. setz. Es lohnt sic Berichterstatter Abg. RABL: Ijerr Frasident! lieh auch in anderen Landesgesetzen angeord- 
Hoher Landtag! Ich habe namens des ~ ~ ~ ~ i ~ -  net ist, Bedacht genommen wird. Das Ausmaß Gesetz, das so s 
Samen Finanzausschusses und Schulausschus- der Beitrage je Einheit, die die Gemeinden zu hat, einzugehen, 

letzte Gelegenhei über den Antrag der Abgeordneten Schoi- entrichten haben, war unter Berücksichtigung 
Die Geschichte ber, Schneider, Dipl. Ing. Robl, Reiter, Jiinzsa, der geänderten Baupreise einer Korrektur Z U  uns an die .Jahre Rabl, Kienberger, Buchinger, Reischer, Stang- unterziehen. 

den Wiederaufbai ler und Genossen, betreffend die Erlassung Die Zuständigkeit des Landesgesetzgebers als wir uns in g eines Gesetzes, mit dem ein Fonds zur Unter- Zur Regelung der vorliegenden Materie grün- ten, Niederöstern stützunq der Gemeiiiden und Gemeindever- det sich mangels einer Gesetzgebungskom- Zweiten Weltkrie~ bande als gesetzliche Schul- und Kindergar- PetenZ des Bundes auf Art. 15 Abs. 1 und 17 mais wurden vom tenhaiter errichtet wird (NO. Schul- und Kin- A b .  1 B.-VG. den vorbildliche S 
die Schäden nach dergartenfondsgesetz), zu berichten: Hoher Landtag! Da das Gesetz, das zur Be- 

Das Schulbaufondsgesetz, LGB1. Nr. 5511 941) ratung und Beschlußfassunq vorliegt, Jedem all groß und scl 
in der geltenden Fassung, tritt mit 31. Dezem- Mitglied des Hohen Hauses bekannt ist, glau- von allen Bundes] 

~ 

andtag von Niedei -~ -~ ~ ~ ~ ~ 

allgemeinbildenden oflfentlichen pflichtschu- bungen auf dem Sektor des Pflichtschulwesens 

batte einzuleiten 

Die Beratungen des Landtages uber den 



tzung am 13. Dez. 1967 
~ 

ine bloße Verlange- 
j Gesetzes, wie diese 
vorgenommen wur- 

irwägungen und aus 
Fortentwicklung des 
iwesens nicht mehr 
mg der Schulgesetze 
hinausgehende ziel- 

rsorge für die Unter- 
es, die Herabsetzung 
Ausbau der Haupl- 
nzügen, die Einfüh- 
lichen Unterrichtes 
?r Volksschule usw. 
1 Schulerhalter enor- 
ngen. Auch die mit 
lnenen und zum Teil 
'organisationsbestre- 
bs Pflichtschulwesens 
und Methoden, die 
n müssen. Der Fonds 
ichtung zu konstru- 

d ist die Schaffung 
Jlem in Anbetracht 

Mütter berufstätig 
indergartenerhaltern 
ing der für die Er- 
rtens erforderlichen 
g nicht möglich. 
iftige Bedeutung des 
llten Aufgaben, ins- 
ung zur Ersbeiiung 
rtenbauprogrammen, 
aß, abweichend von 
von der Landesre- 

Irgane zu schaffen 

lerung der gesetzli- 
?ga,r t ene rhdl t er war 
he finanzielle Lei- 

bzw. der zu einem 
gten Gemeinden zu 
'bot der gerechten; 

erfordert es, daß 
I ,  so wie dies ähn- 
esgesetzen angeord- 
n wird. Das Ausmaß 
e die Gemeinden zu 
er Berücksichtigung 
einer Korrektur zu 

Landesgesetzgebers 
inden Materie grün- 
Gesetzgebungskom- 
,t. 15 Abs. 1 und 17 

Gesetz, das zur Be- 
inq vorliegt, jedem 
2s bekannt ist, glau- 

Landtag von Niederosterr. 1V Session der VIII. Ge 
~ ~- ~~ _ _  

be ich, mir eine nahere Erlauterung zu den 
einzelnen Paragraphen dieses Gesetzes, das 
mit 1. Jänner 1968 in Kraft treten soll, er- 
sparen zu dürfen. Ich erlaube mir daher, nci- 
mens des Gemeinsamen Finanzausschusses 
und Schulausschusses folgenden Antraa Z Ü  

stellen: (liest.) 
,,Der Hohe Landtaq wolle beschließen: 
1. Der vorliegende Gesetzentwurf, mit dem 
ein Fonds zur Unterstützung der Geme-nden 
und Gemeindenverbände als gesetzliche 
Schul- und Kindergartenerhalter errichtet 
wird (NO. Schul- und Kindergartenfondsge- 
setz), wird in der vom Ausschuß be- 
schlossenen Fassung genehmigt. 
2. Die Landesregierung wird beauftragt, zur 
Durchführung dieses Gesetzesbeschlusces 
das Erforderliche zu veranlassen." 
Ich ersuche den Herrn Präsidenten, die De- 

batte einzuleiten bzw. die Abstimmunq vor- 
zunehmen. 

Dritter PRASIDENT REITER: Ich eroffne die 
Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr Abg. 
G r a f .  

Abg. GRAF: Hohes Haus! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Mit der Beschlußfassung 
Uber den vorliegenden Gesetzentwurf endet 
das Schulbaufondsgesetz vom 6. Juli 1949, das 
mit 31. Dezember 1967 seine Wirksamkeit 
verliert. Dieses Schulbaufondsgesetz aus dem 
Jahre 1949 war ursprünglich auf die Dauer 
von drei Jahren - bis 1952 -- beschlossen 
worden. Es wurde bisher immer wieder ver- 
längert. Wenn wir ein Urteil über dieses Ge- 
setz abgeben wollten, dann mußten wir, glau- 
be ich, einstimmig sagen, es war ein gutes 
Gesetz. Der einfachste Beweis ist gegeben, 
wenn wir die Schulbauten früherer Zeiten, 
also im Zeitabschnitt von 1918 bis 1938 mit 
den Schulbauten seit 1945 vergleichen. Da 
stellt sich heraus, daß zwischen 1918 und 1938 
20 Schulbauten und seit dem Jahre 1945 380 
Schulbauten einschließlich der Kindergarten- 
bauten errichtet worden sind. Ich glaube, das 
ist der eindeutige Beweis für ein gutes Ge- 
setz. Es lohnt sich daher, heute auf dieses 
Gesetz, das so schone Leistungen erbracht 
hat, einzugehen, umsomehr, als es ja die 
letzte Gelegenheit ist, darüber zu sprechen. 

Die Geschichte des Schulbaufonds erinnert 
uns an die .Jahre, als wir alle zusammen an 
den Wiederaufbau Niederösterreichs dachten, 
als wir uns in gemeinsamer Arbeit bemüh- 
ten, Niederösterreich aus den Trümmern des 
Zweiten Weltkrieges wieder zu errichten. Da- 
mals wurden vom Land und von den Gemein- 
den vorbildliche Schulbauten geschaffen, denn 
die Schäden nach dem Jahre 1945 waren über- 
all groß und schwer. Niederosterreich war 
von allen Bundeslandern das schwerstgescha- 
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digte und hat im besonderen Schaden an 
Schulgebäuden erlitten. Die nachfolgende Be- 
satzungszeit hat einer Reihe von Schulgebäu- 
den weiteren Schaden gebracht. Nun zerbrach 
man sich in den Jahren 1947, 1948 den Kopf, 
wie man das alles wieder herstellen könnte. 
Es war ja eigentlich Aufgabe der Gemeinden, 
Schulbauten zu schaffen, doch w'aren sie in 
dieser Zeit dazu nicht imstande, denn zu vie- 
le Aufgaben gab es zu lösen, und eine der 
dringendsten war zweifellos, wieder normale 
Lebensbedingungen herzustellen. Dann ka- 
men Straßen, Brücken, Gebäude, Am,tshäuser 
und dergleichen. Ein besonders wichtiges Pro- 
blem war die Errichtung bzw. Instandsetzung 
der Schulen. 

Es mußte gemeinsam mit dem Lan,d und den 
Gemeinden ein Weg gefunden werden, um die 
Schulbauten wieder instandsetzen oder neue 
zu errichten. Diesen Weg wies der damalige 
Schulreferent deis Landes Nied'erösterreich, 
Landeshauptmannstellvertreter Franz Popp, 
denn auf seine Initiative erfolgte der Auffor- 
derungsantrag vom 22. März 1948. Ein An- 
trag von Abgeordneten ,der Sozialistischen 
Landtagsfraktion, der Ab,g. Vesely, Wondrak, 
Niemetz, Dr. Steingötter, Reif und Kren be- 
irihsltete eine Bestandsaufnahme zur Feststel- 
lung 'der Schäden, zur Feststelliung der Höhe 
der erforderlichen Mittel zur Beseitigung die- 
ser Schäden und weiters zur Feststellung des 
Ausmaßes der Kriegsschäden; außerdem sollte 
festgestellt werden, welche Schulgeb&i8de 
überaltert und unbrauchbar qeworden waren. 
Im Detail heißt es in diesem Antrag: ,Die 
Landesregierunq wird aufgefordert im Zusam- 
menwirken mit den zuständigen Schulbehör- 
den Erhebungen über das Ausm.iß der in1 
Lande Niederösterreich notwendigen Schul- 
bauten anzustellen und zwar a) Wiederaufbau 
durch den Krieg ganz oder teilweise zerstör- 
ter Schulen, .b) Sprengelschulen und c) Errich- 
tun'g von Hauptschulen, und dem Landtag 31s 
Folge einen Gesetzentwcrf z Wecks Schaffung 
eines Landes-Schulbaufondsqesetzes vorzu- 
legen." Dieser Antrag vom Jahre 1948 wurde 
einstimmig angenommen. Das Ergebnis dieser 
Statistik war für die damaligen Stellen, die 
sich mit der Errichtung von Schulgebäuden 
befaßten, niederschmetternd. Es besagte, daß 
28 Gebäude - 4 Hauptschulen, 16 Volksschu- 
len und 8 Landes-Kindergärten - vollkom- 
men zerstört waren. 30 Schulen, - 5 Haupt- 
schulen und 25 Volksschulen - waren zum 
Teil zerstört; ihre Instandsetzung erforderte 
entsnrechende finanzielle Mittel. 384 Schulen 
wsren durch Uberalterung, durch Vernachläs- 
sigung in der Erha.ltung unbenützbar gewor- 
den, und 106 Schulneubauten waren notwen- 
dig geworden, weil durch 'die Errichtung der 
Sprengelschulen die Herabsetzung der Tei- 



176 Landtaq von Niederoslerr. IV. Session dei VIII Gesetzgebungsperiode. 7. Sitzunq am 13. Dez - .. ~~ ~~~.~~ 

lungsziffer in den Schulen 272 neue Klassen 
erfordert,en. 

Wir sehen aus dieser Statistik, daß ein ge- 
waltiger Bedarf da war, ein Bedarf von 150 
Millionen Schilling. Heute erscheint uns die- 
ser Betrag nicht mehr so hoch, aber im Jahre 
1948 bzw. 1949 war dies ein riesenhafter Be- 
trag. Es mußte getrachtet werden, durch eine 
gemeinsame Leistung von Land un'd Gemein- 
den Mittel und Wege zu schaffen, um hier 
abzuhelfen. Auf Grund dieser Erhebungen 
brachte Landeshauptmannstellvertreter Franz 
Popp als Leiter des Schulreferates am 13. Jän- 
ner 1949 eine Landta,gsvorlage ein, um im 
Lande Niederöstwreich einen Schulbaufonds 
zu errichten, kuTz ein Schulbaufondsgesetz. 
In dieser Vorlage hieß es, die Landesregie- 
rung hofft, ein großzügiges Schulbaupro- 
gramm zu verwirklichen und die Gemeinden 
wirksam unterstützen zu können. Es steht nun 
augenfällig fest, daß dieses Gesetz tatsäch- 
lich die Gemeinden unterstützt hat, und da13 
mit diesem Gesetz tatsächlich ein großzügiges 
Schulba,uprogramm verwirklicht werden 
konnte. 

Wenn wir Rückschau halten, können wir 
feststellen, wieviele Sch'ulbauten seit dem Jah- 
re 1949 erstanlden sind. Am 6. Juli 1949 wurde 
bereits die erste Schule eröffnet und in Be- 
trieb genommen. Es war dies die Volksschule 
in Alland, die laus Mitteln des Schulbaufonds 
fertiggestellt wurde; am 20. Juni 1954 war es 
bereits die hundertste Schule, am 12. Mai 1957 
war es bereits die 150. Schule. Es war dies 
die Volksschule in Baden. Die 200. Schule 
wurde am 24. September 1960 in Brunn am 
Gebirge - es war eine Hauptschule -- er- 
öffnet. Am 1. September 1963 wurde die 
Volks- und Hauptschule in Melk a. d. D. als 
250. Schule und am 25. September 1965 die 
Volks- und Hmptschule in Schrems als 300. 
Schule eröffnet. Die 350. Schule wurde heuer 
im April eröffnet; es war dies der Haupt- 
schulneubau in Gars'Kamp. Die letzte Eröfi- 
nung - es war dies ein Landes-Kindergarten 
- erfolgte als 380. Bauvorhaben am 15. No- 
vember 1967 in Klosterneuburg. 

Wenn wir diese 380 Barnuten nun aufglie- 
dern, so können wir feststellen, daß es 120 
Landes-Kindergärten, 130 Volksschulneubau- 
ten, 47 Hauptschulneubauten und 83 Zubau- 
ten an Volks- und Hauptschulen waren. Wir 
können also sagen, daß mit diesen 380 Bau- 
ten eine einmalige Leistung erbracht wurde; 
eine Leistung, in wirklich guter Zusamenar- 
beit zwischen Gemeinden und 'dem Lan'de Nie- 
derösterreich. Mit diesen Bauten sind auch 
gewaltige Geldbeträge in die niederösterrei- 
chische Wirtschaft geflossen. Bekanntlich 
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ne zum Nutzen unserer Jugend und zur Ehre 
unseres Heimatlandes. (Beifall links.) 

DRITTER PRASIDENT REITER: Zum Wort 
gelangt Herr Abg. Dipl. Lng. R o b 1. 

Abg. Dip!. Ing. KOBL: Herr Präsident! Ho- 
her Landtag! Ich glaube, daß es sehr zweck- 
mäßig war, daß der Präsident des Niederöster- 
reichischen Landtages die Behandlung des ge- 
genständlichen Gesetzes im Anschluß an die 
Behandlung des Ka,pitels Schulwesen auf die 
Tagesordnung gesetzt hat. Die Beratungen über 
dieses Gesetz sollen nicht im Schatten der 
Debatte .über die Gruppe 2 stehen. Wie die 
vormittägige Debatte gezeigt hat, war es ge- 
radezu notwendig, daß die Abgeordneten der 
OVP auf dem Gebiete des Schul- und Kin- 
dergartenweseiis die Initiative ergriffen. Das 
Schulbaufondsgesetz 1949 verliert mit Ende 
dieses Jahres seine Gültigkeit. Mein Vorred- 
redner, der Herr Abg. Graf, hat soeben auf 
die Bedeutnug und den W,ert dieses Gesetzes 
hingewiesen. Obwohl es den erwarteten Er- 
folg gebracht hat, haben es die Abgeordneten 
der Usterreichischen Volkspartei dennoch für 
notwendig erachtet, dem Hohen Hause einen 
neuen Gesetzesantraq zur Beratung und Be- 
schlußfassung vorzulegen. Für uns waren hie- 
für einige Gründe maßgebend. 

Die Schulgesetze 1962, die am 25. Juli 1962 
vom Parlament verabschiedet wurden, haben 
die neunjährige Schulpflicht eingeführt und 
uns damit verpflichtet, für unsere Pflichtschu- 
len in Niederösterreich mehr Klassenraum zu 
bauen. Auch durch Herabsetzung der Klassen- 
schülerzahl und nicht zuletzt durch den von 
der Landesregierung und vom Landesschulrat 
beschlossenen Reorganisationsplan, durch den 
auf dem Gebiete de.s Pflichtschulwesens be; 
reits etliche Maßnahmen gesetzt wurden und 
aluch in den nächsten Jahren noch gesetzt 
werden, wird mehr Klassenraum notwendig. 
Durch die Errichtung neuer Volks-, Mittel- 
und Zentralschulen sowie durch die Schaf- 
fung neuer Hauptschulen im ländlichen Be- 
reich entstand das dringende Bedürfnis, im 
Schulbau noch mehr zu tun, als es bisher der 
Fall war. 

Dazu kommt noch die Errichtung von neuen 
Kindergärten. Je  mehr unsere Frauen berufs- 
tätig sind - und dazu zähle ich auch die 
Bäuerinnen, die von früh bis spät abends mit 
der Arbeit überlastet sind --, um so mehr 
müssen wir trachten, auch im ländlichen Raum 
neue, moderne Kindergärten zu errichten. 
Viel1,eicht ist es auch da und dort möglich, 
durch das Freiwerden ein- oder zweikiassiger 
Volksschulen im Rahmen einer Schulgemeinde 
oder eines Schulverbans die alten Schulen z u  
neuen Kindergärten auszubauen. 
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Die Usterreichische Volkspartei, die dem 
Lan'dtaq eine neue Gesetzesvorlage unterbrei- 
tet hat, hat damit die Absicht verbunden, ein 
Gesetz zu schaffen, das einer gesicherten 
Fortentwickluna des Schul- und Kindergarten- 
Wesens Rechnung trägt. Der im Gesetz vorge- 
sehene Fonds war d'aher als Dauereinrichtung 
zu konstruieren. Der neue Fonds ist mit Rechts- 
Persönlichkeiten ausgestattet. Künftighin soll 
die Gewährung von Beihilfen und Darlehen an 
den gesetzlichen Schulerhalter, an Gemeinden 
und Gemeindeverbände unter zwei Voraus- 
setzungen gewährt werden: Die eine Voraus- 
setzungen gewährt werden. Die eine Voraus- 
Schulraumbedarfes. Zweitens hat sich die Hö- 
he der Förderung nach der Finanzkraft der 
Gemeinden zu richten. Wenn im neuen Schul- 
und Kindergartenfondsgesetz nunmehr die Fi- 
nanzkraft etwas anders berechnet wird als im 
Finanzausgleichsgesetz oder im Gesetz über 
die Landesuinlage, so sin.d für dieses Gesetz 
auch andere MaBstäbe notwendig. Wir haben 
größten Wert darauf gelegt, daß wenigstem 
die Hälfte der Lohnsummensteuer in die Fi- 
nanzkraft einer zu fördernden Gemeinde mit- 
einbezogen wird. Wenn der Herr Landes- 
hauptmannstellvertreter Dr. Tschadek als Ge- 
mehdereferent im Unterausschuß die Mei- 
nun,g vertreten hat, daß durch die Festsetzung 
dieser neuen Finanzkraft für die Schulgemein- 
de in die Zuständigkeit des Gemeinderefera- 
tes eingegriffen wird, muß ich ihn daran er- 
innern, daß zwischen dem Gemeinde- und dem 
Schulreferat bisher d8as beste Einverständnis 
geherrscht hat, und daß das Gemeindereferat 
der Schulabteilung stets bereitwilligst übter 
Cie Finanzkraft einer Gemeinde Auskunft ge- 
geben hat. In dieser Hinsicht war es überaus 
zweckmäßig, diese beiden Abteilungen zu- 
sammenzufassen, so daß der beamtete Gemein- 
dereferent gleichzeitig auch Schulrefrent ist. 
In diesem Gesetz, das wir zu beschließen 
haben, wird über keine Agende des Gemein- 
dereferates entschieden. Die Finanzkraft wird 
festgestellt und dann entschie,den, inwieweit 
eine Gemeinde durch den Schulbaufonds zu 
fördern ist. Wenn die Finanzkraft bei der 
Landesumiage anders angewendet wird als 
jetzt beim Schulbaufondsgesetz, so liegen, wie 
ich schon erwähnte, verschiedene Vorausset- 
zungen vor. Bei der Landesumbage ha,ben die 
Gemeinden an das Land eine Abgabe zu lei- 
sten, beim Schul- und Kindergartenfonclsge- 
setz dagegen hat der Fonds die Gemeinden 
zu fördern. Z.wischen diesen gesetzlichen 
Maßnahmen besteht also ein grundlegender 
Unterschied. Wir haben deshalb größten 
Wert darauf gelegt, daß auch ,die Lohnsum- 
mensteuer zu berücksichtigen ist. Wenn da- 
von gesprochen wurde, daß die größ,eren und 



finanzstärkeren Orte gegenüber ihren Bewoh- 
nern viel mehr Verpflichtnugen hätten, so 
soll Ihnen ein Vergleich, den ich hier mit der 
Lohnsummensteuer anstelle, als Beweis die- 
nen, daß es dennoch zweckmäßig ist, gerade 
die Lohnsummensteuer ,als Kriterium für die 
Höhe der Schulbaubeihilf in das Gesetz auf- 
zunehmen. Die Stadt Korneuburg mit 8276 
Einwohnern hat im Jahre 1965 eine Lohnsum- 
mensteuer von 1,537.OOO Schilling verein- 
nahmt. Sie ist also keine finanzstarke Ge- 
meinde. Eine andere. Gemeinde, die um 1200 
Einwohner weniger hat, h'at im Jahre 1965 
über 5,000.000 an Lohnsummensteuer einge- 
nommen und hat also verglichen mit Kor- 
neuburg mehr als die 'dreifache Lohnsurnmen- 
Steuer. Ein anderer Ort mit 4500 Einwohner 
hat eine Lohnsummensteuer. von 291 .OoO 
Schilling, dagegen hat eine andere Stadt mit 
3358 Einwohner eine Lohnsummensteuerein- 
nahme von 1,278.000 Schilling. Die Lohnsum- 
menst'euer in diesem Ort, dcr um ein Drittel 
kleiner ist, ist also um das Vierfache höher. 
Es ist uns darum gegangen, hier eine so 
wichtige Steuer, wie die Lohnsummensteuer 
qinzubeziehen. Die Lohnsummensteuer ist 
deswegen so wichtig, weil sie nach der Ge- 
werbesteuer und der Grundsteuer die' bedeu- 
tendste Steuer unserer Gemeinden darstellt. 
Die Einnahmen aus der Grundsteuer h mit 
insgesamt ??,8 Millionen und der Grundsteuer 
B mit 68,7 Millionen im Jahre 1965 ergaben 
insgesamt eine Grundsteuereinnahme von 
146'12 Millionen Schilling. Da abCer nicht 400 
und 420 Prozent des Hebesatzes für die Fi- 
nanzkraft herangezogen werden, so sind es 
nur ungefähr 110 Millionen Schilling, die also 
im Rahmen des Finanzausgleichs-, des Lan- 
desumlagen- und auch dieses Schul- und Kin- 
dergartenfondsgesetzes berücksichtigt ww-  
den. Dime Lohnsummensteuer dagegen, die im 
gleichen Jahr 152 Millionen Schilling betra- 
gen hat - die Hälfte d'avon macht 76 Millio- 
nen Schilling aus -, ist in der Summe, mit 
der sie einbezogen ist, größer als, die Grund- 
steuer A und auch größer alrs die Grund- 
steuer B. Wir wollten damit der tatsächli- 
chen Finanzkraft einer Gemeinde etwas nä- 
herkommen. Es war daher für uns keine po- 
litische Entscheidung, sondern wir haben uns 
im Hinblick auf die unterschiedliche Höhe 
der Einnahmen der Gemeinden an einer so 
wichtigen Steuer veranlaßt gesehen, gera,de 
in diese gesetzlichen Bestimmungen, wo das 
Land, der Schulbaufonds oder das neue Fo- 
rum, nämlich das Kuratorium, zu beschließen 
haben, die Lohnsummensteuer mit einzube- 
ziehen. Wir Gehen sogar so weit, daß bei der 
Gewährung der Fördlerungshilfe die Finanz- 
kraft der Gemeinde, und bei einem Verband 
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Programm verw die Finanzkraft der Sitzgemeinde einerseits 

nicht nur die ir und jene der zum Verband gehorenden üb- 
vorgesehenen N riqen Gemeinden andererseits zu berucksich- 
Maßnahmen wei tigen ist. 

Der 9 2 des Gesetzes legt die Förderungs- Voranschlägen 1 
maßnahmen in erster Linie fur bauliche Maß- setzen sein. Der 
nahmen fest. Die bisherige Schulbauordnung auch die Aufnal 
födert den Bau von Garagen nicht. Darf ich darf der Hoffnur 
hier die Landesregierung ersuchen, in die Kuratoriqm des 
künftige Schulbauordnunq auch die Forde- brauch macht, da 
rung des Garagenbaues einzubeziehen. Ge- ren 'mehr Schul 
rade wenn wir neue Schulen bauen, mussen können. Wenn I 

wir bedenken, wieviele Hauptschüler und des Bauwesens 
auch Volksschüler jetzt mit Bussen herange- dann steigen di 
bracht werden. Ich bin der Meinung, daß man Verzinsung für 
für die Unterbringunq eines solchen Schüler- nes Darlehen an 
busses Vorsorge tragen muß. Bisher wurden 
wohl auch Garagen gebaut und in die Förde- 
rungsmaßnahmen einbezonen, aber nicht un- Hoher Landtag 
ter dem Titel ,,Garaqen", sondern unter dem handlungsergebni 
Titel ,,Abstellräume". Geben wir doch unse- Landeshauptmanr 
rem Herzen einen Stoß und andern wir die hat die gestrigen 
Schuibauordnunq in dem Sinn, dsß auch der pe 0 damit begor 
Garagenbau zu den zu fördernden Baulich- getroffen hat, d 
keiten zählt, denn dann kann schon bei der ha,rten Kämpfen 
Planunq eines neuen Schulbauvorhabens eine sung in der Frag 
Garage richtiq miteinbezogen werden, wo- tenwesens zu fii 
durch sich der Bsu bedeutend billiger stellt, auch ohne die c 
als wenn im nachhinein irgendwo abseits ei- hauptmannstellve 

mann der Soziali ne Garage errichtet werden muß. 
reichs an den Li 
hat, und ohne I Infolge der großen Bedeutunq dieses Fonds 
lich gewesen wä für das niederosterreichische Schul- und Kin- 

das wir dann in dergartenwesen ist es angezeigt, daß der 
haben, ZU erreicl Herr Landeshauptmann Vorsitzender und das 
reit gewesen wäi nach der Geschaftseinteilung der Landesre- 
zunq mehr zu s gierung mit den Schi.,langelegenheiten be- 
mannstellvertrete auftragte Mitglied der Landesregierung Ge- 
Herrn Landeshau schäftsfuhrer des Kuratoriums wird. Die Art 

der Bestellunq des Kuratoriums und die er- gendes qeschrieb 
schuß durchgefül forderlichen Qualifikationen seiner Mitglie- 

ergeben, daß die der sind ähnlich wie in anderen landesge- 
chischen Volkspe setzlichen Vorschriften, zum Beispiel beim 
Formulierungen NOKAS, geregelt. Die Aufgaben des Kurato- 
mit uns zu ver1 riums bestehen in erster Linie in der Erar- 
würden, daß die beitunq eines Schulbauprogrammes untcr Be- 
handene Verschit dachtnahme auf die Verbesserung der Schul- 

Organisation und die Erstellunq eines Kin- petenz beseitigt 
dergartenbauprogrammes. Dem muß um so mannstellvertrete 

selbst den Beratu größere Bedeutunq beigemessen werden, 
weise beigewohn als die richtige Situierung der öffentlichen 

allgemeinbildenden Pflichtschulen schon we- bekannt ist, daß 
brechunq Herrn gen des im Gange befindlichen Gemeinde- 

geholt hat, um ei vereinigungsprozesses sehr entscheidend ist 
Dies trifft auch, wenngleich nicht in diesem schäftseinteilung 

eine Erklärung, c Umfang, auf die Kindergärten zu. Das Sch,ul- 
nach 'der Beschl und Kindergartenbauprogramni bedarf der Ge- 

auch noch dem nehmignug der Landesregierung. Dadurch 
wird auch gewährleistet, daß die Forderung dem Jahre 1964 

Herr Landeshaup der Bauvorhaben im Sinne des obersten Voll- 

diesem Sinne abc zugsorganes, des Landes, erfolgt. Um dieses 
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Programm verwirklichen zu können, sind 
nicht nur die im Budget für das Jahr 1968 
vorgesehenen Mittel erforderlich; für diese 
Maßnahmen werden auch in den künftigen 
Voranschlägen bedeutende Beiträge einzu- 
setzen sein. Der Q 11 Abs. 1 Ziffer 4 sieht 
auch die Aufnahme von Darlehen vor. Ich 
darf der Hoffnung Ausdruck geben, daß das 
Kuratorium des Schulbaufonds davon Ge- 
brauch macht, damit wir in den nächsten Jah- 
ren c,mehr Schulbauvorkiaben verwirklichen 
können. Wenn es nämlich auf dem Sektor 
des Bauwesens so weitergeht wie bisher, 
dann steigen die Baukosten mehr, al,s die 
Verzinsung für ein in Anspruch genomme- 
nes Darlehen an zusätzlichen Kosten verur- 
sacht. 

Hoher Landtag! Ich darf nun auf das Ver- 
handlungsergebnis etwas eingehen. Der Herr 
Landeshauptmannstellvertreter Dr. Tschadek 
hmat die gestrigen Beratungen über die Grup- 
pe 0 damit begonnen, daß er die Feststellung 
getroffen hat, den Sozialisten sei es nach 
harten Kämpfen möglich gewesen, eine Lö- 
sung in der Frage des Schul- und Kindergar- 
tenwesens zu finden. Ich behaupte, daß es 
auch ohne die drei Briefe, die der Landes- 
hauptmannstellvertreter Tschadek als Ob- 
mann der Sozialistischen Partei Niederöster- 
reichs an den Landeshauptmann geschrieben 
hat, und ohne Parteienverhandlungen mög- 
lich gewesen wäre, zumindest das Ergebnis, 
das wir dann in der zweiten Sitzung erzielt 
ha,,ben, zu erreichen, wenn nur die SPM hP- 
reit gewesen wäre, mit uns in der ersten Y i t -  
zunfg mehr zu sprechen. Herr Landseshaupt- 
mannstellvertreter Dr. Tschadek hat dem 
Herrn Landeshauptmann unter anderem fol- 
gend,es geschrieben: ,,Die heute im Unteraus- 
schuß durchgeführten Verhan,dlungen haben 
ergeben, daß die Abgeordneten der Usterrei- 
chischen Volkspartei nicht bereit sind, über 
Formulierungen des Schulbaufondsgesetzes 
mit uns zu verhandeln, die es vermeiden 
würden, daß die zweifellos im Entwurf vor- 
handene Verschiebung einer gewissen Kom- 
petenz beseitigt wird." Herr LadeshauPt- 
mannstellvertreter Dr. Tscha,dek, Sie haben 
selbst den Beratungen im Unterausschuß teil- 
weise beigewohnt. Ich weiß nicht, ob Ihnen 
bekannt ist, daß man nach der ersten Unter- 
brechung Herrn Landeshauptniann Maurer 
geholt hat, um eine Erklärung über diese Ge- 
schäftseinteilung in der Landesremgierung bzw. 
eine Erklärung, ob diese Geschäftseinteilung 
nach .'der Be,schlußfassung dieses Gesetzes 
auch noch dem Parteiübereinkommen aus 
dem Jahre 1964 entspricht, zu erhalten. Der 
Herr Landeshauptmann hat die Erklärunq in. 
diesem Sinne abgegeben, und nach W,ieder- 
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aufnahme der Verhandlungen haben wii mit- 
sammen - Sie, Landesrat Kuntner, die Ab- 
geordneten Grunzweig, Graf und ich - ge- 
rade über die Frage, ob die Lohnsummen- 
Steuer mit einbezogen werden soll oder nicht, 
lange diskutiert. In letzter Konsequenz habe 
ich Ihnen dann einen Kompromiß angeboten. 
Ich verstehe nicht, Herr Landeshauptmann- 
Stellvertreter, wieso Sie dem Herrn Landes- 
hauptmann einige Stunden darnach schreiben, 
die Usterreichische Volkspartei war nicht be- 
reit ZU verhandeln. 

Ich darf noch weiter folgendes ausfuhren 
Als dann der Herr Präsident Reiter weitere 
Vermittlungsvorschläge machte - er hat ge- 
sagt, wir sind bereit, daß der Geschäftsfüh- 
ier als Stellvertreter des Vorsitzenden im 
Kuratorium zu fungieren hat - hat Herr Ab- 
geordneter Grünzweig eine Erklärung abge- 
geben, daß unter diesen Umständen ein Wei- 
terverhandeln nicht möglich ist. Sehen Sie, 
nicht wir waren diejenigen, die die Verhand- 
lungen abgebrochen haben (Zwischenrufe bei 
der SPU.), nicht wir waren diejenigen, die 
nicht Kompromisse angeboten haben, Cie ha- 
ben aufgehört zu reden. Das muß klar und 
deuflich ausgesprochen werden. Die 73VP hat 
sich im Entwurf über die Parteienvereinba- 
rung nicht hinweggesetzt; wir hatten qar nicht 
die Absicht, die Geschäftsverteilunq in der 
Regierung zu ändern, Gemäß !j 1 Absatz 2 
des Schulbaufondsgesetzes in der derzeit noch 
geltenden Fassunq wurde der Schulbaufonds 
von der Landesregierung vertreten und ver- 
waltet. Nach Artikel 37a des Lsndesverfas- 
sungsgesetzes in der Fassung 1930 vertritt 
der Landeshauptmann nicht nur das Land 
nach außen, sondern er ist auch der Vorsit- 
zende in der Landesregierunq. Durch die Neu- 
regelung tritt keine Anderung ein. Ein Vor- 
sitzender des Kuratoriumls ist vorgesehen, 
das ist der Herr Landeshauptmann. Die Ver- 
tretung des Fonds obliegt dem Kurptorium. 
Der Schulreferent ist nicht nur zur Vollzie- 
hunq von Beschlüssen des Kuratoriums be- 
rufen, er hat gemeinsam mit dem Vorsitzen- 
den Entscheidungsbefugnisse. Diese Entschei- 
dungsbefugnisse haben wir auch übereinstim- 
mend festgelegt, und zwar irn !j 11 Absatz 2. 
in der G'eschäftsordnung kann bestimmt wer- 
den, daß der Geschäftsführer, also der Schul- 
referent, gemeinsam mit dem Vorsitzenden 
des Kuratoriums Beihilfen und Darlehen bis 
150.000 Schilling und nach Anhörung des 
Vorsitzenden Beihilfen und Darlehen bis 
50.000 Schilling im Einzelfall, ohne den Be- 
schluß des Kuratoriums einzuholen, gewäh- 
ren darf. Der Geschäftsführer hat hierüber 
dem Kuratorium in der nächsten Sitzung Be- 
richt zu erstatten. Präsident Reiter hat ge- 
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Stern bereits ausgeführt, daß wir darin so- 
yar gegenüber der bisherigen Kompetenz eine 
Kompetenzerweiternug des Schulreferenten 
erb;licken. Auch der soziaijistische Entwurf 
über eine neue gesetzliche Bstimmung auf 
diesem Gebiete hat dieses Kuratorium vor- 
gesehen gehabt. Dann wurde uns der VoI- 

c Wurf gemacht, wir hätten dieses Gesetz 
durchnepeitscht. Darf ich in Erinnerung brin- 
gen, daß ird Landtag am 21. November die8ser 
Gesetzesantraq eingebracht und daß di8e er- 
ste Unterausschußsitzung erst eine Woche 
nach dem Einlauf im Landtag angesetzt wur- 
de. Da aber andererseits das bisherige Ge- 
setz abläuft und wir der Meinung sind, da8 
das Kuratorium schon in den nächsten Mo- 
naten tätig werden muß, waren wir daran 
sehr interessiert, daß dais Kuratorium recht 
bald mit der umfangreichen Arbeit, die es 
eqwartet, beginnen kann. ,Deshalb 'hat die 
Usterreichische Volkspartei auf diesem G'e- 
biete die ,Initiative ergriffen. 

Ich darf abschließend meiner Befriedigung 
Ausdruck geben, daß heute das Gesetz ein- 
stimmig beschlossen wird, und daß sich die 
Lozialistische Partei doch weitgehend den Ar- 
gumenten der Usterreichischen Volkspartei 
angeschlossen hat. Es soll durch ,dieses Ge- 
setz nicht nur ein neuer Weg auf dem Ge- 
biete des Schulbau- und des Kindergarten- 
Wesens beschritten werden, es soll durch die- 
se neue Form der Förderung den Gemeinden 
- soweit sie die Voraussetzungen erfüllen 
- in noch größerem Ausmaße als bisher ge- 
holfen werden. (Beifall bei der UVP.) 

DRITTER PRASIDENT REITER: Zum Wort 
gelangt Herr Abgeordneter G r ü n z w e i g . 

Abg. GRUNZWEIG: Herr Präsident, meine 
Damen und Herren des Hohen Hauses! Der 
vorliegende Gesetzentwurf hat einen etwas 
längeren Titel, er nennt sich ,,Antrag mit Gie- 
setzentwurf der Abgeordneten Schoiber, 
Schneider, Dipl. Ing. Robl, Re'iiier, Janzsa, 
Ralt, Kienberger, Buchinger, Reischer, Stany- 
ler ,und Genossen, mit dem ein Fonds zur Un- 
terstützung der Gemeinden und Gemeindever- 
bände als gesetzliche Schul- und Kindergar- 
tenerhalter errichtet wird (Nö. Schul- und 
Kindergartenfondsgesetz)". Wir werden wohl 
diesen letzten Kurzaus'druck in Hinkunft ge- 
brauchen. 

Anschließend an die Ausführungen meines 
Kollegen Graf darf ich meine Bemerkungen 
zu dieser Vorlage mit einer Feststellung be- 
ginnen. Die Erfolge auf dem Schulbausektor 
waren in den letzten 19 Jahren außerordent- 
lich, und es wurde mit den bisherigen ge- 
setzlichen Bestimmungen das Auslangen ge- 
funden. 

ien nach einen rein optischen und, wenn Sie 
wollen, in gewisser Hinsicht auch propagan- 
distischen Charakter; denn mit diesem Ge- 
setz, das sage ich mit aller D,emutlichkeit, wird 
nicht eine einzige Schulbank mehr angekauft 
als bisher, auch nicht eine einziae Schule 
mehr gebaut als bisher, wenn es nicht ge- 
lingt, die entsprechenden Mittel dafür auf- 
zubringen oder sich um neue Finanzierungs- 
methoden umzusehen, die aber bisher schon 
auf Grund der gesetzlichen Situation mög- 
lich gewesen wären. 

Uber die Notwendigkeit der Novellierung 
des Schulbaufondsgesetzes wurden seit lan- 
gem zwischen den Parteien Verhandlungen 
geführt, und zwar im letzten Jahr zwischen 
dem Schulreferenten, Herrn Landesrat Kunt- 
ner, und dem Finanzreferenten, Herrn Lan- 
desrat Resch, als dem in dieser Frage bevoll- 
mächtigten Vertreter des UVP-Klubs. Ich 
sage mit aller Deutlichkeit, daß wir Soziali- 
sten diesen Initiativantrag der OVP-Abgeord- 
iieten als eine Illoyalität gegenüber dem Ver- 
handlungspartner, dem Schulreferenten, auf- 
fassen, den man solange hingehalten hat, bis 
dann die eigene Fraktion einen Initiativan- 
trag vorgelegt hat, 

Gestatten Sie mir. einige Bemerkungen 
über die in letzter Zeit eingebrachten Initia- 
tivanträge der OVP-Abgeoddneten zu ma- 
chen. Wir haben ja noch einen anderen im 
Haus liegen, jenen über ein sogenanntes 
Sportförderungsgesetz. Wir freuen uns sehr 
über die Initiative, die von Seiten der U W  
entfaltet wird, möchten aber dazu schon sa- 
gen, daß diese Entwürfe, soweit wir infor- 
miert sind, von genau denselben Beamten in 
diesem Haus gemacht werden. die für dic. 
Erstellung von Regiernugsvorlagen verant- 
wortlich und zuständig wären. Es ist inter- 
essant (Abg. Stangler: Worauf begründen Sie 
diese Behauptung?), daß dieselben Beamten 
zum Teil nicht imstande sind, befriedigende 
Entwürfe als Regierungsvorlage in dieses 
Haus zu bringen, jedoch auf der anderen Sei- 
te der 'Osterreichischen Volkspartei dieses 
Material willfährig zur Verfügung stellen. 
Worauf wir das begründen? Seit mehr als 
einem Jahr arbeitet man in der Landesamts- 

Es steht eindeutig fest, daß das Gesetz 
vom 6. Juli 1949 auf Initiative der sozialisti- 
schen Abgeordneten und über Antrag des 
damaligen Schulreferenten Franz Popp be- 
schlossen worden ist. An diesem Sachverhalt 
ändert sich auch heute nichts, selbst wenn 
dieses Gesetz formell außer Kraft gesetzt und 
anstelle des Wortes ,ISchulbaufondsgesetz" 
das Wort ,,Schul- und Kindergartenfondsge- 
setz" gegeben wird. Diese Bezeichnung und 
diese Vorgangsweise hat meinem Dafürhal- 
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direktion an dem Entwurf eines Sportförde- 
rungsgesetzes, das in die Kompetenz des 
Herrn Landeshauptmannes fällt. Bis jetzt w3r 
ma,n nicht imstande, einen so'ichen Entwurf 
vorzulegen. Die OVP-Abgeordneten sind es 
aber sehr wohl imstande. Vielleicht haben 
Sie über den Beamtenapparat in diesem Hau- 
se noch andere Hilfsmittel. Sechs Entwürfe 
gibt es über ein Schulbaufondsgesetz, und 
keiner hat Gna,de vor ihren Augen gefunden. 
Natürlich, wir h.aben ja auf einen Initiativ- 
antrag der Osterreichischen Volkspartei ge- 
wartet. Es ist auch daraus ersichtlich, daß 
eine Reihe von Passagen in diesem Initiativ- 
antrag in derselben Art, ja fast wörilich kon- 
zipiert. sind wie die Entwürfe, die über ein 
Schulbaufondsgesetz bereits vorliegen und in 
Behandlung gestanden sind. Meine Damen 
und Herren, hier bringt man, das muß mit 
aller Deutlichkseit ausgesprochen werden, die 
Beamtenschaft in fortwährende Gewissens- 
konflikte. Man kann sie nicht einfach Z U  

Handliangern einer Partei degrasdieren, oder 
für parteipolitische Praktiken in diesem Haus 
mißbrauchen ! 

D'er schwerste Vorwurf, den die Sozialisten 
in diesem Zusammenhang erhoben haben --- 

Herr Abg. Robl hat sich ja sehr ausführlich 
damit beschäftigt -, war der Bruch einer 
Parteienvereinbarung, die im Jahre 1964 an- 
läßlich der Wahl des Landeshauptmannes Dr. 
Figl mit den Sozialisten geschlossen wurde. 
Darin steht unter anderem, da8 die bisherigen 
Kompetenzen gleichbleiben und der Status 
quo aufrechterhalten wird. In dieser Ge- 
schäftseinteilung, die diese Kompetenzen be- 
trifft, wird deutlich zum Ausdruck gebracht 
- das ist auch in keinem Stadium der Par- 
teienverhandlung bestritten worden -, daß 
der Schulbaufonds jenem Mitglied der Lan- 
desregierunq untersteht, das mit den Schul- 
angelegenheiten betraut ist. Sowohl bei der 
W(ah1 des Herrn Landeshauptmannes Hart- 
mann als auch bei der Wahl des Herrn Lan- 
deshauptmannes Maurer ist diese Parteien- 
Vereinbarung bestatigt worden, und man hat 
sich auch in diesen Belangen geeinigt. Bis- 
her war die Fertigung von Darlehensgeneh- 
migungen ausschließlich Sache des Schulre- 
ferenten. Wenn nun im 9 11 Asbs. 1 Z. 3 eine 
in diesem Punkt abweichende Regelung ge- 
troffen wurde, daß es zu einem Mitzeich- 
nunrgsrecht des 'Vorsitzenden, also des Herrn 
Landeshauptmannes, kommt, so ist darin eine 
Schmälerung der Kompetenz des Schulrefe- 
renten, der das bisher allein gemacht hat, z u  
sehen. Dabei ist es ohne Belang, ob es sich 
hier um eine rein formelle, wenn Siel wollen, 
um eine optische oder eine materiell-recht- 
liche Kompetenz handelt: das wollen wir in 

dem Zusimmenhanq nicht untersuchen. Meine 
Fraktion ist bei der ersten Lesung dieses Ent- 
wurfes zu der Auffassung gekommen, daß 
darin eine Verschiebung der bisher bestan- 
denen Kompetenzen zu sehen ist. Das w,a.r der 
Grund, warum Khbobmann Landeshauptmann- 
Stellvertreter Dr. Tschadek ein Schreiben an 
den Herrn Landetshauptmann und an den Bun- 
desminister Dr. Prader gerichtet und gegen 
diese Vorgangsweise protestiert hat. Ich be-- 
stätige gerne, daß dann der Herr Landeshaupt- 
mann im Gemeinsamen Finanz- und Schul- 
ausschuß erschienen ist und dort die Erklä- 
rung abgegeben hat, daß er grundsätzlich zu 
diesen Parteienvereinbarungen stehe und in 
der Vorlage keinen Bruch dieser Abmachun- 
gen erblicke. 

Nun, meine Damen und Herren, müssen Sie 
doch unserer Fraktion zugestehen, daß wir in 
dieser Sache auch eine Meinung haben. Wenn 
eine Parteienvereinbarun'g gelschlossen ist, 
kann es nicht der einen Seite obliegen, sie 
zu interpretieren, und die andere Seite hat 
das, auch wenn sie völlig anderer Auffassung 
ist, widerstandslos zur Kenntnis zu nehmen. 
Wir hatten daher die Einberufun'g des bei 
Auftreten von Schwierigkeiten vorgesehenen 
Unterhändlerkomitees verlangt; es ist auch 
dazu gekommen. Die Sozialisten standen nach 
wie vor auf dem Standpunkt, daß alle neuen 
Kompetenzen, die durch diese Vorlage ge- 
schaffen wurden, Gbegenstand von Besprechun- 
gen sein könnten, daß aber die bisher geüib- 
ten, dem Schulreferenten zugestandenen Kom- 
petenzen iinangeta.stet bleiben müssen, oder es 
sollte eine neue Parteienvereinbarung koin- 
men. Zu diesen neuen Kompetenzen - sie 
sind im 8 11 Abs. 1 angeführt - gehört zum 
Beis-iel die Erstellung eines Schulbaupro- 
grammes unter Bedachtnahme auf die Ver- 
besserung der Schuloraanisation sowie die 
Erstellung eines Kindergartenbauprogrammes. 
Solche Programme in dieser hier angeführten 
Form hat es im engeren Sinn bis jetzt nicht 
gegeben. Das ist eine neue Kompetenz, daher 
zeichnet der Herr Landeshauptmann in diesem 
Fall selbstverständlich mit. Ferner sind die 
Richtlinien für die Gewährunq von Darlehen 
unter Berücksichtigung der Bestimmungen des 
9 3 - es gibt zwar ähnliche Richtlinien -, 
in dieser Form neu. Daher auch hier die Auf- 
fassung unserer Fraktion, daß keine Kompe- 
tenzverschiebung vorliegen würde. Im dritten 
Punkt, die Gewährurig und Versagung von 
Beihilfen und Darlehen, laq aber die Kompe- 
tenz eindeutig auf Seiten des Schulreferen- 
ten, und hier sollte eine Mitzeichnung des 
Herrn Landeshauptmannes vorgesehen wer- 
den. Das w,ar der Grund, warum meine Frak- 
tion in diesem Punkt nicht folgen konnte. 
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Viertens war dann die Aufnahme von Dar- 
lehen und die Ubernahme von Haftungen. Das 
war ebenfalls bis jetzt nicht vorgesehen, daher 
auch hier und auch aus juridischen Gründen 
die Notwendigkeit, daß der Herr Landeshaupt- 
inann mitzeichnet. Fünftens war die Geschäfts- 
ordnung. Nachdem es bisher keine Geschäfts- 
ordnung gegeben hat, hatten wir auch dage- 
gen keinen Einwand. 

In der Usterreichischen Volkspartei hat 
dann während dieser Parteienverhandlungen 
doch die Auffassung, ausgedrückt durch den 
Klubobmann des 'O;VP-Klubs, Platz gegriffen, 
daß man über dieses Zeichnungsrecht des 
Herrn Landeshauptmannes sprechen könnte 
und m eine Begrenzunq nach oben für die 
alleinige Zeichnung des Schulreferenten den- 
ken würde. Das war d,er Ausgangspunkt der 
letzten Verhandlungen im Unterausschuß. Sie 
wissen, @aß sich meine ,Fraktion auf den 
Standpunkt gestellt hat, eine Einigung für uns 
wäre unter einer Bedingung möglich, nämlich, 
anzuerkennen, daß es sich hier um eine Ver- 
schiebung d'er Kompetenzen handelt. Das ist 
durchaus möglich, denn jede Parteienverein- 
barung erweist sich im Laufe der Zeit das eine 
oder andere Mal für iiberprüfbar; es erweist 
sich die Notwendigkeit, einzelne Dinge abzu- 
ändern. Aber dta,s kann man nur, das wurde 
schon gestern durch Herrn Landeshauptmann- 
Stellvertreter Dr. Tsrhadek zum Ausdr'uck 
gebracht, im Einvernehmen mit den vertrag- 
schließenden Partnern tun. Nachdem es mög- 
lich war, in den wesentlichen Fragen zu einer 
Annäherung der Standpunkte zu kommen - 
meine Fraktion h'at eine ganze Reihe von 
Dingen zur Kenntnis genommen, die für Sie 
unabdingbar waren, aber auch Sie haben uns 
eine Reihe von Punkten offeriert, in denen 
wir Ihr Entgegenkommen gesehen haben -, 
war für uns,die Pliattdorrn 'zur Zustimmung zu 
dieser Vorlage gegeben. Allerdings bildet für 
un's dieses neue Schul- und Kindergartenfonds 
gesetz eine Abänderung bzw. einen neuen 
Besta,n,dteil dieser Parteienvereinbarung. 

Nun einiges zur Vorlage selbst. Die im MO- 
tivenbericht angeführte Begründung über die 
Notwendigkeit eines solchen Schul- und Kin- 
dergartenfondsgesetzes - Herr Abg. Robl hat 
das schon sehr ausführlich getan - ist der 
Sache nach völlig richtig. Es ist richtig, daß 
wir trachten müssen, zu einer gesicherten 
Fortentwicklung und zur Entwicklung elines 
Schul- nud Kindergartenwesens zu kommen. 
Es ist weiter richtig, daß eine zielstrebige 
Planung auf Jahre hinlaus notwend'ig ist. Das 
ist eine alte Forderung gerade der sozialisti- 
schen Abgeordneten in diesem Hause. Die 
Vorsorge für das 9. Schuljahr, die Herabset- 
zung der Klassenschülerhöchstzahlen und der 

Ausbau der Zweizügigkeit sowie der im Lau- 
fen befindliche Reorganisationsplan machen 
wesentliche Vorsorgen notwendig. Den Kon- 
sequenzen in dieser Begründung kann ich nur 
teilweise zustimmen. Es ist doch unbestritten, 
daß man ,denselben Effekt auch mit anderen 
Lösungen finden kann. Gerade die Ausführun- 
gen des Herrn Abg. Graf haben gezeigt, da13 
es möglich war, mit anderen Lösungen zu 
wunderbaren bemerkenswerten Erfolgen zu 
kommen. Es hätte also eine unbefristete Ver- 
längerung, wie wir sie vom ersten Tag an 
verlangt haben, einen ähnlichen Effekt Gehabt. 
Ich verweise auf die Schulbauten ,anderer 
Bundesländer, wo eben andere Konstruktionen 
gefunden wurden und ebenfalls Erfolge damit 
erzielt werden konnten. Ich darf darauf ver- 
weisen, daß schon bisher im § 1 Abs.'2 des 
Schulbaufondsgesetzes normiert ist, daß der 
Schulbaufonds eine Rechtspersönlichkeit hat. 
Auch in dem neuen Gesetz ändert sich daran 
nichts. Auf Grund dieser Formulierung wäre 
jetzt schon die Aufnahme von Darlehen für 
den Schulbaufonds möglich gewesen. 

Im 9 2 wird der Zweck d'es Schulbaufonds 
normiert, und hier sehe ich eine gewisse Aus- 
dehnung, die aber zum Teil schon in den Ent- 
würfen für Regierungsvorlagen vorhanden 
sind. Man be,absichtigt also, die Förderungs- 
möglichkeiten des Schulbaufonds auf die Er- 
richtung von Turn- und Spielplätzen auszu- 
dehnen. Das war bis jetzt nicht im Gesetz, und 
und ich hoffe, daß sich der Landtag der Kon- 
sequenzen dieser Bestimmung bewrußt ist. N.ach 
meiner Auffassung kann es sich d.abei nur 
darum handeln, jene Turn- und Spielplätze in 
die Förderung miteinzubeziehen, die im Schul- 
areal liegen. Wenn wir uns darauf einlassen 
würden, aus diesen Mitteln einen Sportplatz- 
bau im allgemeinen zu fördern, dann müßten 
wir ganz andere Zahlen einsetzen. Ich bin so- 
fort bereit, darüber zu reden, aber dann ge- 
hören entsprechende Mittel zur Verfügung gg- 
stellt, weil man für den Sportplatzbau wesent- 
lich Größere summen einsetzen müßte, di'e hier 
einfach nicht abgezweigt werden können. 

Es ist erfreulich - auch das ist bereits in 
den Entwürfen für eine Regierungsvo~lage ent- 
halten -, daß sich die öffentlicbe Hand ihrer 
Verpflichtnug gerade den Künstlern gegen- 
über bewußt ist und für die künstleiische Aus- 
gestaltung Mittel geben soll, ferner, daß die 
Anschaffung von Schülerautobussen aus dem 
Schulbaufonds subventioniert und gefördert 
werden Rdnn. Hier stehen wir meiner Mei- 
nung nach erst am Anfang einer Entwicklung. 

Herr Abg. Robl hat sich in dem ersten Teil 
seiner Rede sehr ausführlich mit der Frage 
der EinbeziehUnq der Finanzkraft in die Ge- 
währung oder Ablehnung von Schulbauförde- 
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rungs- und Kindergartenbauförderungsansu- 
chen beschäftigt. Hier geht mam einen neueii 
Weg. Jene Damen und Herren, die in der Ge- 
meindestube tätig sind, werden sich darüber 
im klaren sein, was vor allem die Bestimmung, 
daß man zwischen der Fina.nzkraft der Sitz- 
gemeinde und den eingesprengelten Gemein- 
den unterscheidet, b,edeutet. Das wird bei der 
Gewährung von solchen Darlehen manche 
Ychwieri,gkeiten mit sich bringen. Daß man 
den Passus über die Versagung dann doch 
gestrichen hat, halte ich für zweckmäßig,, 
weil es sehr schwer ist, festzustellen, ob eine 
Gemeinde auch ihre übrigen Aufgaben be- 
streiten kann, ohne daß sie aus dem Schul- 
baufonds ein Darlehen bekommt. Ich glaube, 
das festzustellen geht über die Kraft der Lan- 
desverwaltung und vor allem des Gemeide- 
referates hinaus. Das schwierigste Problem 
in diesem.Zusammenhang war die Frage der 
Einbeziehung der Lohnsummensteuer in die 
Finanzkraft. Ich habe sachlich ZU den Aus- 
führung des Herrn Abg. Robl, nämlich, daß 
es hier weder im Finanzausgleich, noch in 
den übrigen Bestimmungen, wo die Finanz- 
kraft eine Rolle spielt, also bei der Landesum- 
lage oder bei der Bezirksumlage, eine solche 
Einbeziehung der Lohnsummensteuer gibi, 
nichts hinzuzufügen. Ich möcht,e nur eines sa- 
gen: Hat man es sich auch praktisch und 
konkret überlegt? Gibt es außer den pa'ar von 
Abg. Dipl. Ing. Robl genannten, Zahlen schon 
konkrete Unterlagen über die Belastuna der 
sogenannnten finanzstarken Gemeinden durch 
diese Maßnahmen? Wenn man nämlich über- 
all die Finanzkraft, die ,durch bestimmte Kri- 
terien charakterisiert wird, heranzieht, dann 
kommt doch einmal der Zeitpunkt, wo diese 
starke Ausnützung der finanzstarken Gemein- 
den SO weit geht, daß sie das, was sie auf 
der einen Seite bekommen, durch die starke 
Abnützuncy wieder verlieren. Den Beweis ist 
man dafür schuldig geblieben, ob man diesen 
Stand nicht schon erreicht hat. Ich gebe der 
Hoffnung Ausdruck, daß es in der nächsten 
Zeit Vergleiche der njederösterreichischen 
Gemeinden darüber geben wird, die uns die 
Situation ganz klar vor Augen führen. 

Die Ausnahme, die man bei dem Schulbau- 
fonds hinsichtlich der Lohnsummensteuer 
macht, war - das-muß ich offen sagen 
für eine Reihe von Bürgermeistern fast un- 
erträglich. Das wäre fast die Ursache gewe- 
sen, daß meine Fraktion dem Gesetz keine Zu- 
stimung hätte geben können, weil die Ge- 
meinden der Meinung sind, daß hier unge- 
recht gegenüber den anderen Kriterien vor- 
gegangen wird: gegenüber der Landesumiage, 
gegenWer der Bezirksumlage, qegenüber dem 
Finanzausleichsgesetz ist das ein .wesentlicher 
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Unterschied. Nachdern aber seitens der OVP 
eine Vereinbarung zugesichert wurde, daß 
man nicht d'aran denke, big zum Ende 
dieser Legislaturperiode e'ine weitere Vor- 
lage einzubringen, miit der di8e Lohnsum- 
mensteuer in die Fin'anzkraft einbezogen wind, 
hat meine Fraktion ihren Widerstand aufge- 
ben können und kann gerade in diesem Punkt, 
weil es e h  Einzelfall ist, weil er sich nur 
auf die Schulbauten beschränkt, zustimmen. 

Es war möglich, daß im 8 4 Abs. 1 Ziffer 3 
eine gemeinsame Formulierung gefunden wer- 
den konnte, die die Heranziehung jener Mittel 
aus den Bedarfszuweisungen ermöglicht, die 
bisher im Ausmaß von 20 Prozent gegeben 
wurden. Es kam also nun zur Formulierung, 
daß das Ausmaß jeweils von der Landesregie- 
rung zu beschließen ist, höchstens aber 25 
Prozent betragen darf. Ich bin der festen Vber- 
Zeugung, daß die Gemeindevertreter eine dies- 
bezügliche Erhöhung von 20 auf 25 Prozent 
absolut nicht widerspruchslos in Kauf neh- 
men würden. Ich kann mir auch nicht vor- 
stellen, daß man in nächster Zeit schon kon- 
kret daran denkt, diesen Satz von 20 auf 25 
Prozent zu erhöhen. Im 4 6 und weiter wer- 
den die Organe des Fonds, das Kuratorium, 
der Vorsitzende und Geschäftsführer behan- 
delt. Hier waren die Kompetenzfragen veran- 
kert, über die ich vorhin schon gesprcchen 
habe. Es ist bekanntlich zu dem Komprom.iß 
gekommen, wonach -- und es ist richtig, daß 
das eine gewimsse V,erschiebung von Kompe- 
tenzen bedeutet, das habe ich nie bestritten 
- der Geschäftsführer in Hinkunft ermäch- 
tigt wird, nach Anhörung des Landeshaupt- 
mannes bis zu 50.00 Schilling allein zu bewil- 
ligen und gemeinsam mit dem Vorsitzenden 
bis zu 150.000 Schilling gegen nachträgliche 
Berichterstattung an das Kollegium. Ich gebe 
Ihnen recht Herr Abg. Robl, -- er ist momen- 
tan nicht im Saal --, daß das ebenfalls eine 
Kompetenzverschiebung bedeutet. Die laufen- 
den Angelegenheiten des Fonds werden also 
vom Geschäftsführer betreut, und im 9: 11, 
Abs. 1 sind jene Agenden aufgezählt, die im 
Kuratorium zur Beschlußfassung gelangen 
müssen. Hier halte ich eine Bestimmung für 
eine reine , Formalitätsbestimmung, nämlich 
jene, daß 1. die Ersteliun'g eines Schulbaupro- 
grammes, 2. die Erstellung von Richtlinien für 
X e  Gewährung von Darlehen und 3.  Beschluß- 
fassung über eine Geschäftsordnung, der Ge- 
nehmigung durch die Lanldesregierung bedür- 
fen; desh'alb als eine reine Formalbestimmung, 
weil der Vorsitzende und Landeshauptmann 
sich in Personalunion befinden, so daß es nicht 
denkbar ist, daß der Landeshauptmann als 
Vorsitzender bei einer Beschlußfassunq mit- 
wirkt, und auf der anderen Seite als Vorsit- 
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zender in der Landesregierung die Genehmi- 
gung versaqt. Aber bitte, an sich ist dagegen 
nichts einzuwenden. 

Wenn die Verhandlungen trotz aller Mei- 
nungsverschiedenheiten, die ich im ersten Teil 
meiner Ausführungen ‘deutlich zum Ausdruck 
gebracht habe, sehr korrekt und ruhig geführt 
wurden, so möchte ich das nicht zuletzt auch 
d’er Person des Vorsitzenden zugute halten. 
Ich will ihm nicht schmeicheln, aber was es 
wiegt, das hat es. Ich muß aber erwähnen, daß 
man mitten in den Verhandlungen und zwar 
am 6. Dezember 1967 im Volksblatt lesen 
konnte: „Die SPU gegen Schul- und Kinder- 
gartenbauförderung”. Darunter wurde es dann 
ganz deutlich: ,,Die meisten Beratungen füh- 
ren zu keinem Ergebnis, weil die sozialisti- 
schen Mandatare befürchten, durch neue ge- 
setzliche Regelungen an Einfluß zu verlieren. 
Bei der U W  stehen hingegen nicht kleinliche 
parteipolitische Erwägunqen im Vordergrund, 
sondern die Interessen der Bevölkerung an 
modernen Schulen und Kinderuärten.” 

Meine Damen und Herren! Ich darf sagen, 
daß diese Behauptung, wie die Vorgänge ja 
bewiesen haben, gelinde gesagt eine glatte 
Unwahrheit jst; ich will keinen anderen Aus- 
druck gebrauchen. ru’achdmem wir seit 23 Jah- 
ren den Schulreferenten stellen, werden wir 
gegen Schul- und Kindergartenbauten sein? 
Ich glaube, daß diese Notiz darauf angelegt 
war, die Sozialisten zu provozieren, oder es 
handelt sich um ein letztes demagogisches 
Aufzucken der in Agonie liegenden Zeitung. 
Ich weiß es nicht. Ich bin aber der Meinung, da13 
hier eine gezielte Indiskretion vorgelegen ist 
aus dem Kreise der Unterhändler, die darauf 
aus waren, die Verhandlungen, die sich durch- 
aus positiv abzeichneten, im letzten Augen- 
blick zu stören. Ich darf sagen, daß wir uns 
daran nicht gestoßen haben, weil wir erstens 
gewußt h.aben, daß die Zeitung ohnehin un- 
ter dem Ausschluß der Offentlichkeil er- 
scheint, wie das bei manchen Zeitunqen fall- 
weise so ist. (Abg. Stangler: Sprechen Sie aus 
Erfahrung?) Ich weiß momentan kein anderes 
Beispiel (Abg. Stangler: Sie wollen es nicht 
sagen.) und weil wir tatsächlich versucht ha- 
ben, diese unwesentlichen Dinge, die sich halt 
immer bei solchen Verhandlungen abspielen, 
von den wesentlichen Fragen, von konstruk- 
tiven Fragen, von zukunftsträchtigen Dingen 
zu trennen: ist es zu einem Kompromiß ge- 
kommen, der für die Sozialisten akzeptabel 
war, und dem wir zustimmen konnten. Auch 
aus einem anderen Grunde konnten wir die 
Zustimmung geben; es kommt nämlich zum 
Wegfall der Befristung des Schulbaufonds, 
und das ist eine langjährige Forderunu, die 
die Sozialisten immer wieder erhoben haben. 

Wenn Sie sich erinnern, haben wir Jahr für 
Jahr darum gekämpft, das langfristig zu ma- 
chen. Es war aber nicht möglich, es ist immer 
nur auf 3 Jahre gegangen. 

Ich gIaube, daß auf dem Schulbausektor der 
Weg für eine lanrirfristige Planung un,d für 
eine Weiterentwicklunq der im Jahre 1949, 
was ich noch einmal feststellen möchte, so 
erfolgreich begonnenen Aufbautätigkeit in 
Niederösterreich frei wird. (Beifall bei der 

DRITTER PRASIDENT IEITER: Zum Wort 
gemeldet ist der Herr Abg. U t a n g 1 e r. 

Abg. STANGLER: Herr Präsident! Hoher 
Landtag! Ich hatte nicht die Absicht, mich zum 
Rednerpult zu begeben, aber eine Bemer- 
kunq des Herrn Abg. Grünzweig hat mich da- 
zu gezwungen. Ich möchte feststellen, daß 
dem bei der Behandlung des Gesetzes selbst 
Gesagten und der Darst’ellung über die Entwick- 
lung der letzten Tage von meiner Seite nichts 
hinzuzufügen ist. Der Herr Rbg. Grünzweig 
hat als Sprecher der sozialistischen Fraktion 
die Notwendigkeit dieser Gesetzesvorlage an- 
erkannt und auch festgestellt, daß die Ge- 
sprächsbereitschaft der Sozialistischen Partei 
vorhanden ist, und daß wir durch ein Ge- 
spräch zu einer gemeinsamen Auffassung! ge- 
kommen sind. Er hat auch angekündigt, daB 
seine Fraktion dem Gesetz, so wie im Aus- 
schuß, die Zustimmung geben wird. 

Ich möchte nur zu zwei Punkten Stellung 
nehmen. Herr Kollege Grünzweig, wenn Sie 
erklärt haben, daß es eine Zumutung an die 
Gemeinden sei, wenn bis zu 25 Prozent der 
Bedarfszuweisungsniittel für den Schulbau- 
fonds abgezweigt werden könnten, d’ann muß 
ich darauf aufmerksam machen, daß wir die- 
se Höchstgrenze sehr bewußk verlangt haben. 
Die Regierungsvorlage, die von Ihrem Refe- 
renten verbreitet worden ist, kennt nämlich 
überhaupt keine Höchstgrenze. Es steht hier: 
,,. . . ein Anteil an den gemäß 9 11 Abs. 1 
l e t z t e a t z  des Finanzausgleichsgesetzes 1967 
für die Gewährung von Bedarfszuweisungen 
an Gemeinden und Gemeindeverbände be- 
stimmten zweckgebundenen Lan’desmitteln in 
dem von der Landesregierunq zu beschließen- 
den Ausmaß.“ Hier waren wir der Meinung, 
daß diese Bedarfszuweisungsmittel auch 50 
und 60 Prozent betragen .könnten. Da in der 
Vorlage des Referates keine klare Textierung 
enthalten war, haben wir uns genötigt gese- 
hen, im Interesse der Gemeinden eine klare 
Grenzbestimmung einzubauen, die sie höch- 
stens bis zu 25 Prozent belasten kann. So 
viel zu dieser Angelegenheit. 

Nun zum zweiten Punkt. Herr Kollege 
Grünzweig, Sie haben am Beginn Ihrer Aus- 
führungen an der Initiative der OVP und die 
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Art, wie diese ihre Initiativanträge hier ein- 
bringt, Kritik geübt. Ich muß dazu folqendes 
feststellen: Sie haben, S O  viel ich aus meinen1 
Stenogramm entnehmen kann, behauptet, da?) 
amtliche Entwürfe lange Zeit in der Schreib- 
tischlade des Landesarritsdirektors liegen blei- 
ben. Es ist mir nicht bekannt, daß Anträge - 
oder war das im Zusammen-hang mit dem 
Sportförderungsgesetz, was aber mit der jet- 
zigen Debatte nichts zu tun hat - irgendwo 
liegen gelassen werden. Auch während der 
Verhandlungen wurde bezüglich dieser 'Vor- 
lage ein solcher Vorwurf erhoben, wobei 
aber dann eindeutig festgestellt wurde, daß 
die Vor18a.ge vom Referat nicht früher für die 
Regierungssitzung vorbereitet. worden war. I n  
dem Moment ihres Eintreffens wurde sie auch 
in der Regierungssitzung behandelt und be- 
schlossen. Sie blieb also nicht liegen. 

Außerdem haben Sie leider eine Erklärung 
abgegeben ,die ich als Angriff auf Beamte 
auffassen muß. Wenn Sie, Herr Kollege Grün- 
Zweig, behaupten, daß hier Beamte als Han.d- 
langer für parteipolitische Zwecke mißbrauchi. 
wurden, dann weise ich das aus folgenden 
Gründen zurück: Der UVP-Klub hat selbst. 
gen'ügend Ideen, noch mehr Initiativanträge 
vorzubereiten und diesem Haus zur Beratung 
vorzulegen. Wir verfügen auch über Mitar- 
beiter, die hiezu die juristische Arbeit leisten. 
Wir haben einen Klubjuristen, der jederzeit 
in der Lage ist, uns entsprechend zu beraten. 
Sie brauchen sich also nichl den Kopf dar- 
über zu zerbrechen, ob wir Beamte zu Hand- 
langerdiensten mißbrauchen. Wir sind stolz 
darauf, daß der OVP-Klub in der Vergangen- 
heit, in der Gegenwart und auch in der Zu- 
kunft - ich sage es Ihnen voraus - sehr ini- 
tiativ war und noch sehr viele Initiativanträge 
auf den Beratun'gstisch legen wird. Wir be- 
tr;achten es als unsere Aufgabe, daß auch die 
Abgeordneten an der Gesetzgebung initiativ 
mitzuwirken haben, Ich bitte Sie, das zur 
Kenntnis zu nehmen und Beamte nicht zu dis- 
kriminieren. Wir brauchen auch keine Be- 
lehrungen, Soviel mußte ich dazu sagen. Ich 
bedaure dies, weil die weiteren Ausführnugen 
so gewesen sind, Herr Kollege Grünzweig, 
daß wir nun wie,der zum sachlichen Thema 
des Gesetzes zurückkehren können. Ich habe 
nichts mehr hinzuzufügen. Wir freuen uns, 
daß wir so lange im Gespräch geblieken sind, 
bis wir zu einer gemeinsamen Auffassung ge- 
funden haben, und empfinden mit Genugtuung 
daß wir nunmehr zu einer Beschlußfassung 
dieses Gesetzes kommen werden. (Beifall 
rechts.) 

DRITTER PRASIDENT REITER: Die Redner- 
liste ist erschöpft, der Herr Berichterstatter 
hat das Schlußwort. 

Berichterstatter Abg. RABL: Ich verzichte. 
DRITTER PRASIDENT REirER: Wir kom- 

men zur Abstimmung. (Nach Abstimmung 
über den Wortlaut des Gesetzes sowie über 
den Antrag des Gemeinsamen Finanzausschus- 
ses und Schulausschusses): A n g e n o ni m e n. 

Auf Grund des Ersuchens des Obmannes des 
Gesundheistaüsschusses gebe ich beksnnt, da13 
der Gesundheitsausschuß sofort eine Arbeits- 
Sitzung zur Z.ahl 330 im Herrensaal abhält. 

Ich ersuche den Herrn Berichterstatter Abg. 
A n z en b e r g e r, zur Gruppe 3, Kulturwesen 
ordentlicher Voranschlaq und außerordentli- 
cher Voranschlag, zu berichten. 
(Präsident Weiß übernimmt den Vorsitz.) 

Berichterstatter Aby. ANZENBERGER: Ho- 
hes Haus! Ich berichte zur Gruppe 3: Die or- 
dentlichen Ausgaben der Gruppe 3, Kultur- 
Wesen, beinhalten die Aufwendungen für 
Wissenschaftspflege, Kunstpflege, Volksbit- 
dung, Heimatpflege, Archive und sonstige in 
diesen Rahmen fallende Gebarungen. 

Ihnen stehen Einnahmen con S 177.000.- 

gegenüber. Das Nettoerforder- 
nis bei dieser Gruppe beträgt 

Sie betragen S 45,079.000.- 

daher S 44,902.000.-- 
Die Ausgaben dieser Gruppe umfassen 1,50 

Prozent des Ges'a,mtaufwandes während sie 
im Vorjahr 1,6 Prozent betrugen. 

In dieser Gruppe zeigt sich bei den Ausga- 
ben eine Erhöhung um rund 4,l Millionen 
Schilling, während die Einnahmen gleichblei- 
ben. Die Erhöhung der Ausgaben betrifft den 
Sachaufwand mit rund 2,9 Millionen Schil- 
ling und den Personalaufwand mit rund l,L 
Millionen Schilling. 

Neu ir, den Voranschlag aufgenommen WUT-  

den die Voranschlagsansätze 359-68, Nieder- 
4sterreichisches Landes-Sängerfes t 1968, mii 

einem Kreditbeitrag von 100.000 Schilling, 
359-69, Errichtung des niederösterreichischen 
Burgeninuseums im Schloß Ottenstein, mit 
einem Betrag von 100.000 Schilling, 359-70, 
Landesausstellung 1968 mit 200.000 Cchjlling, 
361-91, Verlegung des Ständischen Archivs, 
mit einem .Betrag von 500.000 Schilling. 

Eine Erhöhung des Kredites um 1 Million 
Schilling zeigt der Voranschlagsansatz 326-- 
62, Zuschuß an das Nö. Tonkünstlerorchester, 
eine solche um 1,5 Millionen Schilling der 
Voranschlagsansat.; 39-61, Aufwendumgeil 
aus dem Fernsehschilling. 

Weggefallen sind die Voranschlagsansätze 
,,Zuschuß des Landes ZU den Kosten der Go- 
tikausstellung 1967 der Stadt Krems", „Na- 
turwissenschaftliche Landesausstellung 1967 
in Bad Deutsch Altenburg" und ,,Dehtscher 
Museumstag 1967." 
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Die außerordentlichen Auscjaben der Grup- 
pe 3 sind mit 450.000 Schilling veranschlagt. 

Ich ersuche den Herrn Präsidenten, die 
Verbandlungen darüber einzuleiten. 

PRASIDENT WEISS: Ich eröffne die De- 
batte. Zum Wort kommt der Herr Abgeord- 
nete G r ü n z w e i g .  

Abg. GRLrNZWEIG: Herr Präsi'dent! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Ich muß 
um Entschuldigung bitten, aber die Tages- 
ordnung sieht für mich eine etwas gedrängte 
Folge der Wortmeldungen vor. Ich versichere 
Ihnen, daß ich mich im Laufe der Budgetver- 
handlungen diesbezüglich etwas reserviert 
verhalten werde, und darf Sie also bitten, mir 
für dileses Problem Ihr Augenmerk zuzuwen- 
den. Ich möchte zum Kulturbudget hinsichtlich 
seiner Schwerpunktbildung und einiger an- 
derer Probleme sprechen. Wenn wir die 
Schwerpunkte des niederösterreichischen Kul- 
turbudgets im Hinblick auf den finanziellen 
Einsatz der Landesmittel feststellen wollen, 
so sehen wir sie eindeutig auf dem Gebiete 
d'er Kunstpflege. Das Land gibt im Jahre 1968 
so wie im Vorjahr insgesamt 4 Millioneii 
Schilling zur Förderung des Theaterwesens 
aus, und 13 Millionen Schilling erhält das 
Musikwesen, davon sind allerdings 8'12 Mil- 
lionen Schilling Zuschuß für das Niederöster- 
reichische Tonkünstlerorchester. 

Trotz des verhältnismäßig hohen Aufwan- 
des für d,iese Budgetsätze ist Niederösterreich 
vor allen Dingen auf dem Gebiete des The- 
aterwesens weit davon entfernt, auch nm-F- 
einigermaßen an die Leistungen der anderen 
Bundesländer heranzureichen. Ich bin daher 
der festen Uberzeugung, daß man, wenngleich 
wir in Niederösterreich qanz andere Verhält- 
nisse haben als in Salzburg, in der Steier- 
mark oder Oberösterreich, über die Problem,a- 
tik unserer niederösterreichischen Theater 
spätestens nach Abschluß der Renovierungs- 
arbeiten am St. Pöltner Stadttheater wird dis- 
kutieren müssen. Wenn das Kulturreferat 
seine Hauptaufgabe darin sieht, die auf kul- 
turellem Gebiet tätigen Gemeinden, Vereine 
oder sonstigen Organisationen sowie die kul- 
turell tätigen Personlichkeiten .- so kommt 
es aus dem hier vorgelegten Bericht zum Aus- 
druck - zu unterstützen, SO glaube ich, sollen 
dabei gewisse Vorstellungen und, wenn S,ie 
wollen, Leitmotive maßgeblich sein, die einer 
grundsätzlichen Uberlegung bedürfen. 

Wenn man die kulturpolitischen Bemühun- 
gen in den verschiedenen Bundesländern be- 
trachtet, so kann man feststellen, daß jedes 
Bundesland seine eigenen Schwierigkeiten 
und auch seine Schwequnkte hat, wie ich 
das schon angedeutet habe. In den meisten 
Bnn,desländern ist die Erhaltung der b'estehen- 

den Theater die Hauptsorge und das zentrale 
Problem jeder Kulturförderung. Oberöster- 
reich gibt zum Beispiel 33 Prozent des Kul- 
turbudgets für das Landesth,eater aus. In 
Salzburg sind es mehr als 33 Prozent, und 
das Land Steiermark trä'gt zur Bedeckung 
des Abganges der Grazer Bühnen mehr als 
20 Millionen Schilling bei. W,enn Sie das mit 
unseren 4 Millionen vergleichen, so können 
Sie sich die Relation vor Augen führen. 
Ich glaube, daß man unter diesen Umständen 
den Eindruck gewinnen könnte, daß in Nie- 
derösterreich für die anderen Probleme mehr 
Gel'd da sein müßte. Daß dies nicht oder nur 
in unzureichendem Ausmaß der Fall ist, 
brauche ich nicht besonders b,etonen. Wir 
stellen immer wieder gerade auf dem KuI- 
tursektor fest, daß die finlaiizziellen ,Mittel 
nicht ausreichend sind. Um so wichtiger ist 
die Forderung nach rationellem Einsatz der 
Mittel auf dem Kultursektor; ein ziemlich 
hoffnungsloses Unterfangen, denn Kulturar- 
beit und Kulturförderung lassen sich nicht 
oder nur in geringem Maße rationalisieren. 

Die Förderuna von Vereinen und Einzel- 
Personen ist von einer fast ' unübersehbaren 
Vielfalt und oft und oft von manchen ZufäI- 
jligkeiten abhängig. Wir sind uns darüber 
einig, daß nicht immer der Beste und Be- 
dürftigste - das bringen die Umstände mit 
sich - die eingesetzten Mittel erhält. In Nie- 
derösterreich pflegt man in der Kulturför- 
defung bisweilen einen etwas spektakulären 
Stil, der darauf ausgerichtet ist, große Besu- 
chermassen zu Ausstellungen zu führen. Ich 
glaube, daß das nicht nur zum Ansehen Nie- 
derösterreichs beiträgt und der Hebung dmes 
Fremdenverkehrs dienlich ist, sondern daß 
es eine durchaus berechtigte Art der Kunst- 
pflege und Kulturförderung sowie eine we- 
sentliche Kulturleistung unseres Landes, die 
vor allen Dingen volksbildnleriisch von sehr 
großem Wert ist, darstellt. Trotzdem müßte 
m'an trachten, auf diesem Gebiete die Ge- 
wichte möglichst gleichmäßig zu verteilen. 

Im Mittelpunkt jedes Bemühens muß stets 
der im Bildungsprozeß eingeschaltete Mensch 
unld vor allen Dingen der lebende Künstler 
stehen. Dabei darf man nicht vergessen, daß 
insbesondere die Kunstförderung zur Voraus- 
setzung hat, daß etwas Förderungswürdiges 
vorhanden ist und daß gerade auf dem Ge- 
biete der Kulturarbeit die Qualität auf jeden 
Fall den Vorzug vor der Quantität genießen 
müßte. Was nicht heißen soll, daß gewisse 
kulturelle Aufgaben vernachläissigt werden 
sollen, wie etwa die Denkmalpflege oder 'die 
Ausgestaltunq der Museen, die ja in Nieder- 
Österreich erfreulich weit fortge,schritten ist. 
Ich könnte mir daher vorstellen, daß sich 
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hier Probleme, überblickbarer gestalten lies- 
sen, wenn man zum Beispiel neben der Er- 
fassung aller denkmalgeschützten Objekte 
auch von Fachleuten einen Plan erstellen 
ließe, in dem eine gewisse Wertung solcher 
Objekte vorgenommen wird. In bestimmten 
Fällen müßte das Land den Mut haben, die 
Instandsetzung und Erhaltung eines solchen 
Objektes infolge des Mhßverständnisses zu 
den in Aussicht genommenen Kosten gegen- 
über dem verhältnismäßig geringen kunstge- 
schichtlichen Wert abzulehnen und nicht die 
entsprechenden Mittel dafür einzusetzen. Ich 
sage das uus einem ganz bestimmten Grund. 
Im Zusammenhanq mit den Gesprächen zur 
Renovierunq der Schallaburg, die schon sehr 
reale Formen angenommen haben, wird man 
dieses Problem ernsthaft aufrollen und über- 
legen müssen, wieviel Mittel uns fiir dieseil 
Zweck in den nächsten Jahren zur Verfü- 
gung stehen und welche Objekte damit er- 
faßt werden können. Ich bin der Meinung, 
da.ß man nicht örtliche Hoffnungen erwecken 
soll, die dann auf Grund der finanziellen Ge- 
gebenheiten nicht erfüllt werden können.. 

Ich glaube, daß es notwendig ist, ein ver- 
stärktes Augenmerk auch der Wissenschafts- 
pflege in diesem Hause zu wildmen, und niöch- 
te nur auf einen Versuch, der in nächster 
Zeit unternommen wird, hinweisen. Das ist 
die Ausgestaltung der Kulturberichte. In ei- 
ner der letzten Nummern deGandeskorres- 
pondenz vom 11. Dezember ist zu leseri, daß 
diese Kulturberichte zu einer Dokumentation 
über die wichtigsten wissenschaftlichen Un- 
tersuchungen in Bezug auf Niederösterreich 
ausgestaltet werden sollen. Ich glaube, daß 
solchen Bemühungen insbesondere von sei- 
ten des Kulturreferates ein sehr starkes Au- 
genmerk geschenkt werden müßte. Der um- 
fassende Leistungsbericht des Kulturreferates 
zeigt, daß auch mit bescheisdenen Mitteln ver- 
hältnismäßig viel erpeicht werden kann. Wir 
dürfen mit Befriedigung zur Kenntnis neh- 
men, daß gerade in diesem Referat eine gan- 
ze Reihe von erstklassigen Fachleuten tätig 
ist, die über die Grenzen Nied,erösterreich,s 
hinaus anerkannt sin'd. Ihnen vor allem qe- 
bührt der Dank für ihre fachkundige Arbeit, 
denn sie tragen damit zur Mehrung des An- 
sehens unseres Heimatlandes in großem Aas- 
m'af3 bei. Daß in den verschiedenen Nach- 
barländern Ustlerreichs, aber auch in Oster- 
reich selbst, ein positives Bild über die Kul- 
tur unseres Landes besteht, verdanken wir 
der Tätigkeit der Beamten des Kuiturrefera- 
tes. 

Lassen Sie mich noch ein paar Worte zum 
Volksbildungswesen sagen, das immer wie- 
der unser besonderes Interesse verdient. Ei- 

ner der beiden großen Verbän,de, der Ver- 
band niederösterreichischer Volkishochschei- 
len, hat im heurigen Jahr seinen zehnjähri- 
gen Bestand gefeiert un'd aus diese,m Anlasse 
in St. Pölten eine Tagung abgehalten, die 
einen sehr würdigen Verlauf nahm. Aus dem 
Leistungsbericht konnte sehr erfolgreich,e und 
ersprießliche Tätigkeit dieses Verbandes ent- 
nommen werden. Leiderdällt im heurigen Jahr 
auf die Tätigkeit der Volksbildung - ich 
meine hier nicht nur den Volkshochschulver- 
band, sondern auch das Bildungs- und Hei- 
matwerk und alle auf diesem Gebiete tätigen 
Organisationen -- ein Schatten. Bei daer Er- 
stellung des Bundesbudgets wurden die För- 
derungsmittel für diese Volksbildung gene- 
rell um 20 Prozent gekürzt,. Demnach sollen 
von den bisher 22 Millionen Schilling nur 
mehr 18 Millionen Schilling zur Verfügung 
stehen. Die Bildunasansätze wurden von 5.5 
Millionen auf 4,4 Millionen herabges'etzt; das 
bedeutet für die Leistungskraft der Volksbil- 
dungseinrichtungen einen sehr schweren 
Sch1,ag. Die Grundbedürfnisse jeder Institu- 
tion, wie Administration, Personalkosten usw. 
sind immer wieder die gleichen, bei der 20 
prozentigen Kürzung geht es aber um die 
echten Leistungen, die erbracht werden kön- 
nen und die nunmehr in Frage gestellt sind. 
Der Protest gegen diese Maßnahmen auf dem 
Volksbildungssektor war daher allgemein. 
Manche Volkshochschulen haben - Sie er- 
innern sich an die diesbezüglichen Zeitungs- 
notizen an dem Tag der Beratungen über das 
Kulturbudget im Parlament schwarze Fahnen 
gehißt, leider ohne damit an dem unbefriedi- 
genden Zustand etwas zu ändern. 

Es hat den Anschein, als ob man in Nie- 
derösterreich aber auch in ganz Usterreich 
in erster Linie bei der Bildung zu sparen be- 
ginnt. Vielleicht war auch der Herr Finanz- 
minister einer Meinung, der man gar nicht 
scharf genug entgegentreten kann. Er wird 
sich wahrscheinlich gedacht haben, wenn ich 
hier Förderungsbeiträge, die ja Organisatio- 
nen in den Ländern und Gemeinden zugute 
kommen, kürze, ist damit zu rechnen, daß die 
betroffenen Organisationen sich dieses Geld 
von den Ländern und Gemein'den holen wer- 
den. Sie werden ihr Ansuchen um Subven- 
tion beim Land Niederösterreich und bei der 
Stadtgemeinde St. Pölten oder anderen Län- 
dern stellen und von dort versuchen, das 
Geld zu bekommen. Ich glaube, das ist nicht 
die richtige Art, sich aus finanziellen Schwie- 
rigkeiten herauszuhelfen. 

Es ist bedauerlich, daß in Niederösterreich 
für Volksbildung nicht mehr gegeben werden 
konnte, als im Vorjahr. Es ist verständlich, 
wenn der Herr Finanzreferent erklärt, es tut 
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mir leid, weil ihr aus diesem Titel vom Bund 
weniger bekommen habt, kann ich euch nicht 
mehr geben. Es wird daher auch in Nieder- 
Österreich nicht nur auf dem Sektor der 
Volkshochschulen, sondern auch bei einer 
Reihe anderer Volksbildungsorganisatlonen 
zu einer Einschränkung der Tätigkeit kom- 
men, zu ein'er Arbeit unter erschwerten Be- 
dingungen, Meiner Meinung nach ist es da- 
her auch im Landtag von Nö. zweckmäßig, 
die Frage der Finanzierung der Volksbi1,dung 
anzuschneiden; und es ist den Leuten, die da- 
mit zu tun haben, geläufig, daß es in erster 
Link Kompetenzfralgen zwischen Bund und 
Ländern sind, die einer gesetzlichen Rege- 
lung entgenenstehen. Nun ist aber die freie 
Volksbildung weniger an einem Volksbil- 
dungsgesetz interesiert, das quasi eine In- 
stitutionalisierung bringt, das einen orgnisa- 
torischen Aufbau gesetzlich regelt. Es gibt 
diesen Aufbau bereits; die Volksbildung ist 
ja frei in Organisationen gebildet und hat 
nicht das Interelsse, nun plötzlich staatlich 
geregelt zu werden, zumindest nicht im pri- 
mären Maße. Was für die Volksbildung le- 
benswichtig ist, besteht darin, daß man sie 
den Zufälligkeiten der jährlichen Budlgetsi- 
tuation entzieht, daß man ihr hier in finan- 
zieller Hinsicht einen gesicherten Platz2in- 
räumt. Ich erlaube mir zum Abschluß meiner 
Ausführungen, die ich absichtlich kurz und 
auf wenige Punkte beschränkt habe, einen 
Resolutionsantrag zur Verlesung zu bringen 
und darf sie bitten, diesem die Zustimmung 
zu geben (liest): 

rrDie Landesregierung wird aufgefordert, 
bei der Bundesregierung, inbesondere beim 
Bundesministerium füi Untercicht vorstellig 
zu werden und dahin zu wirken, daß deni 
Nationllrat ehestens der Entwurf eines Volks- 
bildungsfinanzierungsgesetzes zur Beratung 
und Beschlußfassung vorgelegt wird." 

Ich glaube, meine Damen und Herren, wenn 
Initiative von Niederösterreich, von den an- 
deren Bundesländern, von den \betroffenen 
Gemeinden und Städten ergriffen wird, könn- 
te eine befriedigende Regelung auf diesem 
Gebiete erreicht werden, an d'er Bund, Län- 
der und Gemeinden echt interessiert sind, 
und die vor allem die Grundlage für eine er- 
sprießliche und gesicherte Volksbildungsar- 
beit in der Zukunft geben könnte. (Beifall bei 
der SPO.) 

PRASIDENT WEISS: Zum Worte gelangt 
Herr Abg., D i e t t r i c h. 

Abg. DIETTRICH: Herr Präsident, Hoher 
Landtag! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Die Behand1un.g des niederösterreichischen 
Haushaltsplanes für 1968, Gruppe ffKultur", 
gibt Gelegenheit, nach Sinn und Zweck so- 
wie nach dem Stand der Bil'dungs- und Kul- 

turarbeit des Landes zu fragen. Aufgabe der 
Bildung- und Kulturarbeit ist zweifellos die 
Herstellung einer Beziehung und Bindung 
zum Land, wobei natürlich keine provinzi- 
elleyi Grenzen fühlbar und sichtbar werden 
dürfen. 

Wir alle haben die Verpflichtung, bei der 
Uberwindung der Passivität in un,serem kul- 
turellen Leben mitzuwirken, jeder auf seinem 
Platz und jeder in unterschiedlichster Art. 
Wir sind uns auch einig über den Zweck der 
Erwachsenenbildung. Die Volksbilduna soll 
Lebenshilfe geben, sie soll dem Menschen 
helfen, in einer Zei! geistig zurechtzukom- 
men, in der scheinbar alles in Bewegung ge- 
kommen ist, und wo sich althergebrachte Ge- 
meinplätze in nichts auflösen oder schon auf- 
gelöst haben. Diese Volksbildung soll dem 
Menschen helfen, daß er sich als Teil einer 
großen Gemeinschaft, als Glied einer Gemein- 
schaft, bewährt und auch diese Gemeinschaft 
stärkt. Für dieses Anliegen bestehen eine Rei- 
he von verschiedenen praktischen Ausbil- 
dungsmöglichkeiten; denken wir nur an die 
einzelnen Vorträge, denken wir an die Bil- 
dungswochen des niederösterreichischen Bil- 
dungs- und Heimatwerkes; und hier möchte 
ich auch - wie mein geschätzter Vorredner 
- auf die Landeskorrespondenz verweisen. 

Eine sehr beachtliche 'Leistung sind die 
kulturellen Festwochen des kleinen Wdd-  
viertler Ortes Harth. Dieser Ort 7ählt 125 
Einwohner, aber 6.000 ~Menschen haben die 
Festwochen dort besucht. Meine Damen und 
Herren, überlegen Sie sich, was das bedeu- 
tet, un,d überlegen Sie sich, welch große Tie- 
fen- und Breitenwirkung solche bildnerische 
Tätigkeit ausübt. Wir können auch hier an 
die Heimatpflege, an die Trachten- und 
Volkstanzvereinigungen, an die Musikkapel- 
len und auch an die Volkshochschulen, auf 
die mein geschätzter IHerr Vorredner schon 
besonders verwiesen hat, erinnern. Die Volks- 
hochschulen haben ein außerordentlich be- 
achtliches Kursprogramm und sprechen eine 
unwahrscheinlich große Zahl von Erwachse- 
nen an. 

Alle diese Maßnahmen verfolgen letzten 
Endes doch nur ein Ziel, ein methodisches 
Prinzip, vor allem im Verborgenen ruhende 
Anlagen zu erwecken und zur Tätigkeit an- 
zuregen. Die Nutzanwendung und die Moral 
aller dieser ,Uberlegungen kann in einem 
S'atz gefunden werden: Kultur zu haben, 
heißt immer tätig sein. Wir haben auch in 
diesem Zusammenhang eine sehr große Tra- 
dition zu wahren. Leider haben wir aber au.ch 
eine Kulturlosigkeit zu verzeichnen, die sehr 
tiefgreifend ist. Es ist eine Tatsache, daß der 
gegenwärtige Kulturverfall vor allem im gei- 
stigen Müßiggang, in der Kontaktarmut und 
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Inaktivität der breiten Masse lie,gt. Es wäre 
meines Erachtens sinnlos, dem Plattenspieler, 
dem Radio, dem Fernsehen, dem Film 
und den Tonbändern die Schuld an dler 
Passivität großer Bevölkerungsteile zuzu- 
schieben, Ich bin vom Gemgenteil überzeugt. 
Erst diese erstaunlichen Möglichkeiten brin- 
gen die große Welt und sogar das All in die 
entlegenste Wohnstätte und bringen im wahr- 
sten Sinne des Wortes konservisert die größ- 
ten geistigen Schöpfungen der Menschheit - 
sagen wir es ganz offen - zu einem er- 
schwinglichen Preis, sei es nun in Bild oder 
Ton, allen näher, die an diesen Errungen- 
schaften teilhaben wollen. Diese br'eitgestreu- 
ten geistigen Initi'alziindungen zu veranlassen, 
sind ein echtes Anliegen der Bildung und 
werden in immer stärker werdendem Maße 
Pädagogen und Soziologen beschäftigen. Es 
ist bewußte Kultur- und Bildungsarbeit, wenn 
wir alle Talente und Begabungen aufmun- 
tern. ES gäbe hier derJ3eispiele genug. Ich 
muß nochmals meinen geschätzten Herrn 
Vorredner zitieren, der wieder auf die Lan- 
deskorrespondenz zu sprechen gekommen 
ist, und auch auf die wilssenschaftliche Do- 
kumentation, die im Rahmen der Kulturbe- 
richte, einer B'eilage der ,,Amtlichen Nach- 
richten", ab Jänner 1968 erscheinen soll. Herr 
Abg. Stangler hat schon in seiner General- 
deb,attenrede besonders davon gesprochen, 
daß in Zukunft die Begegnunq zwischen Kul- 
tur und Wissenscha.ft stärker in den Vorder- 
grund treten soll. Ich glaube, die Bemühun- 
gen im Zusamenhanq mit dieser Monatspu- 
blikation und der Umstand, vor allem diese 
Forschungsresultate stärker publik zu machen 
als bisher, sind ein Weg, diese Erkenntnisse 
rascher als Allgemeingut an den Mann zu 
brinqen. 

Meine Damen und Herren, denken Sie, 
welche persönliche Bereicherung, wenn man 
die eiuene Sprache zu bewältigen gelernt hat 
oder wenigstens gelernt hat, zu verstehen, 
wie andere eine Sprache bewältigen; welche 
Bereicherung, wenn rian qelernt hat, einen 
Gedanken in eine knappe, strenge Form zu 
kleiden. Denken Sie auch an unsere heimat- 
liche Tracht - in einer Arbritsgemeinschaft 
wurde eine zeitgemäße Form erarbeitet -, 
denken Sie in diesem Zusammenhanq auch an 
die Absicht, diese niederösterreichische 
Tracht in einer sogenannten Trachtenmappe 
zu sammeln, um in einer breiten Streuung 
der Bevölkerung die Möglichkeit zu geben 
von Kopf bis Fuß in dieser echien nieder- 
österreichischen Art in Erscheinung zu tre- 
ten. Aber wir haben in diesem Zusammen- 
hang auch Sehr bedeutende kulturelle Arbei- 
ten zu verzeichnen. Denken Sie an die Sanie- 
rung der Ortsbilder, an die Sanierunq von 

Straßenzügen; das alles ist echte und aktive 
Kulturarbeit im wahrsten Sinn des Wortes. 

Meine Damen und Herren, alles, was ich 
hier in einigen kurzen Sätzen dargelegt ha- 
be, zeigt, wekh ungeheure geistige Potenzen 
in jedem einzelnen schlummern. Bemühen wir 
uns daher immer wieder die Lethargie unse- 
rer Zeitgenossen zu iiberwinden. 

Eine Anregung hätte ich noch zum Kapitel 
Volksbildung. Auch in Nied,erösterreich sollte, 
wie in anderen Länd,ern, die Erlernuncf einer 
zweiten Sprache viel stärker in den Vorder- 
grund der Erwachsenenbildung gestellt wer- 
den. Wir wissen, daß jeder, d'er eine zweite 
Sprache spricht, verschiedene .Vorzüge ge- 
winnt, da ja die Sprache ein erstklsssiges 
Bi1,dungsmittel ist, um vor a'llem andere Kul- 
turen und Völker besser zu verstahen. Wir 
glauben darüber (hinaus, daß das Erlernen 
einer zweiten Sprache in der Erziehung zu 
staatsbürgerlicher Gesinnung eine sehr be- 
d e u t e d e  Rolle spielt. Mir glauben sogar, daß 
das Erlernen einer zweiten Sprache' in brei- 
testen Kreisen, vor allem in jenen, die des 
Lernens entwöhnt sin'd, ein,e dringende Not- 
wendigkeit, ich möchte fast s'agen, eice euro- 
päische Verpflichtung ist. MeinNe Damen und 
Herren, denken Sie an die Zeiten d'er Mo- 
narchie; alle, die damals zu unserem Reich 
'gehörten, haben deutsch gelmernt und heute 
noch ziehen Leute aus der CSSR, aus Ungarn, 
Polen oder Jugoslawien, wenn m'an zu ihnen 
als Gast kommt, Nutzen aus dieser zweiten 
Sprache. Wenn es uns ernst ist, unsere Po- 
sition als Mittler zwischen Ost und West aus- 
zubauen, dan muß jeder Usterreicher eine 
zweite Spr'ache erlernen, um sich leichter 
verstehen und verständigen zu können. ,In 
dem Zusammenhang hätte ich auch eine Bitte 
an das Finanzreferat. Vielleicht wäre es mög- 
lich, in Hinkunft im Nachtrag für die Kultur- 
und Bi1,dungsarbeit und besonders für die 
Volksbildung noch einen zusätzlichen Betrag 
zu fixieren. 

Ich möchte aber in dem Zusammenhang 
noch kurz auf eine Erklärung meines ge- 
schätzten Herrn Vorredners zu sprechen kom- 
men. Ihm wird bestimmt bekannt se'in, daß in1 
Bundesbudget das Kapital Unterricht zu den 
relativ bestdotierten Geschäftsgruppen zählt, 
die für 1968 normiert wurden. Leider Gottes 
mußte im Kapitel Volksbildung diese E,in- 
schränkung vorgenommen werden. Es hat si- 
cherlich kein Mensch eine Freude an diseser 
Kürzung, aber, meine Da.men und Herren, 
wenn man bedenkt, daß - hier berufe ich 
mich auf eine Statistik - in Usterreich 3 Mil- 
liarden Schillinq für Alkoholika ausgegeben 
werden (Abg. Jirovetz: Wieviel?) 3 Milliar- 
den!, so könnte mdn doch die Meinung ver- 
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treten, daß hier ein gewisses Einsparen, wenn die Arbeitsweise eines Dusena- -regates ver- 
es schon hingenommen werden muß, verkraf- standlich machen. Mit dem Verstand allein 
k t  werden kann. Glauben Sie, meine Damen kann man, was Kunst ist, weder selbst ver- 
und Herren, ein Erwachsener, der die innere stehen noch anderen verstandlich machen. 
Bereitschaft und Absicht hat, sein Wissen und Mit dem Verstand allein wird man aus dem 
Können, vor allem aber seine geistige Schau vielschichtigen Labyrinth der Künste *;kein 
ZU vergrößern, dem sind einige Schilling Ziel erreichen. Gestatten Sie mir daher eine er schreiben nocl 
mehr, die er als Kursbeitrag in der Volks- direkt ins Schwarze des Problems ,,Moderne 
hochschule oder im Nieiderösterreichischen Kunst" treffende Feststellung. Sie alle kennen 
Heimat- und Bildungswerk bezahlen muß, be- das Verlangen, etwas über den Inhalt von 
stimmt nicht zu viel. Es ist dies wohl bedauer- Bildern und Plastiken in Erfahrung zu brin- 
lich, aber ich glaube, man kann trotzdem sa- gen. Sie werden selbst schon oft gesagt ha- 
gen, daß Usterreich der Bildungsarbeit in je- ben: Ein Bild, eine Skulptur muß etwas vor- 
der Weise Vorrang qegeben hat. Diese Fest- stellen, ein Bild muß verständlich sein, Ein 
stelluna war um der Wahrheit Willen not- Kunstwerk soll mich trösten, erbauen, zum 

Ertragen des Alltags anregen und die Gedan- wendig. 
Und nun, meine Damen und Herren, ein ken über das Zeitliche hinweg ins Ewige 

paar Worte zur Kunstpflege in Niederöster- richten. Sie werden mir recht geben, wem 
reich. Auch hier haben wir eine große Tra- ich sage, daß wir alle diese frommen Wün- 
dition ZU wahren. Wir haben uns zu bemü- sche haben. Das Wort ,,fromm" ist in diesem 
hen, die Verpflichtungen der Gegenwart zu Zusammenhanq besonders richtig am Platz. 
erfüllen. Unsere denkwürdigen Ausstellungen Es  ist hochst merkwürdig, gibt uns zu den. 
der Gotik, der Romanik und des Barock ha- ken und läßt uns die Bedeutung der qesc 
ben große Anerkennunq gefunden und deut- Iichen Macht wieder einmal fühlen, 
lich den Beweis erbracht, welche verborgenen wie viele Jahrhunderte die gemachte 
Schönheiten in unseren Landen vorhanden rung oder geübte Gewohnheit weiterw 
sind. Ich möchte mich heute mit einem be- Unser Verlangen nach Inhalt stam 

dtag von Nieder 
___.___ __ __ - 

stler, sind uns 

L 

Kunsthalle de: 

da8 Ihnen die Hervorbringungen der Malerei, Unterweisun,gen, neben der Predigt die 
der Bildhauerei und auch der Architektur - zige Vermittlungsmöglichkeit des damals 
ich nenne Namen wie Kokoschka, Lehmden, senswerten und Wissensnotwendigen, wandtschaft ailc Rainer, Fuchs - entweder qleichgültig, un- auch heute noch Inhaltsbedurfnis 
verständlich oder widerwärtiq sincd. Gestatten gründet, Wie tief diese Ma Epochen immer 
Sie mir, dies anzunehmen, es würde kein in Unterbewußtsein t hätten, was d 
Wunder sein, w e m  es so wäre, dberv meine weist ,die augenblickliche Abwehrreaktion, 

stehens immer etwas Fremdeis. Es ist weder 
die allgemeine noch bsondere Notwendigkeit 

spüren. Ehe wir noch eine eigene Me 
haben, ehe wir noch ein Urteil habe 

Meinung. Jener, der die Moderne gern hat, Pflichtschulen sind eine Selbstv erständl 
wird einem, der sie nicht gerne hat, nie und keit, alle können lesen und schreiben; es 

nheit und ZU dem einen die Eule ist dem anderen die Nach- 
tigall. 

Das erste Hindernis ist die Verständlich- 
machung der Kunst. Dem VeBtehen rnuß Fernsehen. 
nämlich ein Erlebnis vorausgehen. Ein Erleb- 

halten bzw, von dem, was für wissenswert 
gehalten wird: die Photographie mit allen Ausdruck unse 
ihren Möglichkeiten, die Filmkunst und das 

tbaren und unsic 
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Künstler, sind uns fremd qeworden. Es kommt 
zu dem beinahe qrotesken Tatbestand, daß macht sichtbar. 

Kunst gibt nicht Sichtbares wieder, sondern 

wir in dem Augenblick, da wir eine Ausstel- 
lung zeitgenössischer Künstler besuchen, di;e- 
Se betreten wie Menschen beispielsweise des 
10. Jahrhunderts, wie Menschen also, die we- 
der schreiben noch lesen können, weder an 
den Naturwissenschaften, noch an den Ge- 
sellschaftswissenschaften, noch an der Tech- 
nik interessiert sind, und die an die, gleichen 
Künstler, deren Existenz sie höchst proble- 
matisch finden, trotzdem die längst überholte 
Forderung nach Inhalt erheben, im wahrsten 
Sinne des Wortes so, als erwarten wir uns 
den einzig möglichen Aufschluß über die dies- 
seitige &er jenseitige Welt noch immer von 
Bildern. Ich glaube, dies ist ein gutes Beispiel, 
das Verständnis für die zeitgenössische Kunst 
zu wecken. Es wird nie und nimmer ein Weg 
ans gewünschte Ziel führen, wenn man als 
Mensch des frühen Mittelalters verkleidet ei- 
ne jahrhundertweite Kluft üb,erspringt und in 
eine Kunsthalle des 20. Jahrhunderts tritt. 

Jede neu aufkommende Gesellschaft über- 
nimmt immer den kulturellen Besitz der alten 
untergehenden, sei es als einen musealen oder 
lebendig weiter wirkenden. Wie hätte sonst 
die historische und geschichtliche Kontinui- 
tat - der trotz Kriegen und politischen Um- 
stürzen ununterbrochene Zusammenhang der 
Kulturen zustandekommen können? Wo bliebe 
unser Zusammenhang mit den Eltern, den 
Großeltern, den Urahnen und Geschwistern, 
wo bliebe der Begriff von der Menschheit, der 
Verwandtschaft aller mit allen, wenn folgen- 
de Epochen immer das verurteilt und ver- 
bannt hätten, was die vorhergehende geschaf- 
ien hat? 

Dieser notwendige kurze Wberblick, meine 
Damen und Herren, über alles bisher Gewor- 
dene bringt uns der Erkenntnis nahe: Nichts 
was ist, ist zur Gänze Original. Alles jetzige 
stammt zu einem Teil - bald größer, bald 
kleiner - von einem Früheren ab, und das 
Frühere verliert sich im Nebel des Mythi- 
schen, das nur mündliche Legenden, aber kei- 
ne Aufzeichnungen oder Giebilde hinterlassen 
kann. Sehen Sie, auch diese moderne Kunst 
ist somit eine sehr zusammengesetzte Ange- 
legenheit und zu einem sehr bedeutenden 
Teil Ausdruck unserer Zeit, mit dem größten 
Teil aber Rekapitulation aller bis zum heuti- 
gen Tage gewonnenen Erkenntnis von der 
sichtbaren und unsichtbaren Umwelt, nicht nur 
der uns nächsten, sondern auch der weiten 
und weitesten. Wie sagte einmal der berühm- 
te Maler Paul Klee, im Suchen nach dem, was 
hinter der Welt der Erscheinunq liegt, in ei- 
ner Grundformel ästethischer Auffassung. 

j 

Nun noch ein paar Worte zum Künstler. Ich 
glaube, auch in diesem Hohen Hause soll für 
Menschen eine Lanze qebrochen werden, die 
durch ihre Erscheinung unsere Umwelt manch- 
mal in Verlegenheit bringen und unisono 
vollkommen mißvers tanden sind, die zeitle- 
bens einer inneren Berufung, ähnlich einem 
Priester, folgen, denen das nicht mehr defi- 
nierbare Elend des Leibes und der Seele zu 
einem permanenten Zustand geworden ist 
Meine Damen und Herren, wer kann sich 
nicht die schlaflosen Nächte, die Qualen vor- 
stellen, die ein Maler, ein Billdhauer, ein 
Schauspieler durchlebt, der fühlt, nicht ver- 
standen zu sein. Der Schauspielei, der fühlt 
oder sich einbildet, beim Regisseur oder 
beim Publikum nicht anzukommen - wie es 
oft so schön heißt - oder aus irgendeinem 
anderen Grunde, vielleicht Krankheit, Alter, 
seelische Not oder ähnliche Veränderungen 
in seiner Schaffenskraft verspürt. Menschen, 
die einer inneren Stimme folgen, sogenannte 
bürgerliche Gewohnheiten bewußt verlassen, 
und in einem inneren dnamatischen und 
tragischen Ringen Erkenntnis sammeln, 
die zukunftsweisend weit in die Zukunft 
liegen, die ihre physische Existenz mit 
Werten erhalten mussen, die verachtet, 
verkannt, verspottet und difiamiert wer- 
den, die bewußt materiell Not auf sich 
nehmen, um aus der Polarität des Hungers 
und Elends jenen Geist und jene schöpferi- 
schen Kräfte zu mobilisieren, aus der nur die- 
ses Spannungsfeld entstehen kann, Seien wir 
froh und qlücklich, daß sich auch in unserem 
Heimatland immer wieder Menschen finden, 
die ihr Leben und Schaffen nur der Kunst und 
aller künstlerischen Tätigkeit widmen, um 
dereinst von unseren Nachfahren eine viel- 
leicht gute, vielleicht vorzügliche und ausge- 
zeichnete Beurteilung zu erhalten. Danken 
wir jenen, die fernab vom Alltag für die All- 
gemeinheit die geistigen Voraussetzungen 
schaffen, die Gegenwart zu bewältigen. 

Ich möchte mit den Worten eines bedeu- 
tenden österreichischen Künstlers und Leh- 
rers schließen, der einmal sagte: Ich selber 
bin aus dem Dunkel nur getreten, Ihnen eine 
lebhafte Allegorie von meinesgleichen zu zei- 
gen. Ihnen, die sie sich die Kunst erobern 
wollen, obliegt es, die Schlüssel dieses Ur- 
bezirkes, die auf einem mit schweren Sinn- 
billdern bestickten Kissen ruhen, in Empfang 
zu nehmen. Hier endet des Künstlers Amt. 
Von hier aus weiter zu denken, den Prozeß 
um eine Sinngebung fortzuführen, der sich bei 
den problematischen Begegnungen mit der 
Modernde und von Fall zu Fall ergeben wird, 
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durfte uns nicht mehr schwer fallen. (Beifall 
bei der UVP,) . 

PRASIDENT WEISS: Zum Wort gelsngt 
Her Abg. S t a n g 1. 

Abg. STANGL: Herr Prasident! kleine sehr 
geehrten Dameii und Herren des Hohen Hau- 
ses! Meine beiden Vorredner haben die 
Grundsätzlichkeit der Volksbildung, haben die 
Grundsätzlichkeit der Kultur behandelt. Ich 
glaube rein persönlich, daß es notwendig wäre, 
wie mein Vorredner, Herr Abg. Diettrich, 

,auch einmal auf die moderne Seite unseres 
Kulturlebens hinzuweisen. Nichtsdestoweniger 
lassen Sie mich aber vom Abstrakten wieder 
zum Realen zurückkehren, lassefi Sie mich 
vom Gesamtkomplex doch auf einige Details 
kommen, weil ich der Meinung bin, daß ge- 
rade in der Bildung, aber auch in der Kunst, 
die Details an und für sich die aufbauenden 
Elemente sind. Herr Präsident Grünzweig hat 
bereits auf einige neue Voranschlagsposten 
hingewiesen. Lassen Sie mich zu einigen die- 
ser Dinge, obwohl fie fast schon zur Tradition 
gehören, doch einige Worte sagen. Das Land 
Niederösterreich hat schon seit Jahren in vor- 
bildlicher Weise ihre Aufgabe in der Restau- 
rierung von Baudenkmalern gesehen. Ich den- 
ke an Burgen, Schlösser und Klöster, die z u  
renovieren waren. Das Land hat mitgeholfen 
beim Renovieren und Adaptieren und ver- 
sucht die Bauten gleichzeitig einem kulturel- 
len Zweck zuzuleiten. Ich weiß, man konn- 
te mir jetzt mit Recht sagen, der kulturelle 
Zweck allein war auch nicht ausschlaggebend. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren. 
Die Errichtunq von Baudenkmälern hat wohl 
den kulturellen Zweck als das Primäre. Ich 
weiß aber auch, daß, genau so wie es aus ei- 
nigen Aussendungen und in einigen von die- 
ser Stelle aus gemachten Feststellungen her- 
vorgeht, mit diesen Instandsetzungen eine 
Moglichkeit zur Dezentralisierung unseres 
Landesmuseums qeschaffen wurde, daß damit 
praktisch - ganz gleich, ob das Land Eigen- 
tümer war oder ob es sich um Privateigeri- 
tum gehandelt hat, zu dem das Land ZU- 
Schüsse geleistet hat - Forschungsstätten ge- 
schaffen wurden. Ich werde mir erlauben auf 
eine solche hinzuweisen. Wir haben mit die- 
ser Dezentralisierunq des Landesmuseums 
auch erreicht, daß viele Werke, die sonst in 
Depots gelagert sind, der Offentlichkeit zu- 
gänglich gemacht werden. 

Nun lassen Sie mich auch auf die wirt- 
schaftlichen Aspekte hinweisen und sagen, 
daß für manche Gebiete, wo sich derartige 
Baudenkmäler befinden, diese fremdenver- 
kehrsmäßiq und wirtschaftlich gesehen, von 
grofier Bedelutuna waren. 
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Trotzdem bin ich nicht der Optimist, der, 
auf lange Sicht gesehen, glaubt, daß überall 
dort - was Sie bereits aus den Ausfiihrun- 
gcn meines Freundes Grünzweig gehört ha- 
ben - wo Instands'etzungen notwendig sind, 
diese auch rechtzeitig durchgeführt wer,den 
können. Ich bin vielmehr der Meinung, daß 
eine Dringlichkeitsabstufung un'd eine gewis- 
se Planung einsetzen müßten, damit in abseh- 
barer Zeit das gesteckte Z,iel erreicht werden 
kann. 

Der Hohe Landtag wird vor allen Dingen 
nach den Abschlußarbeiten der Schallabarg 
diese Aufgabe etwas näher ins Auge fassen 
müssen. Im Voranschlag 1968 sind wieder ei- 
nige solche Objekte nach Dringlichkeit ange- 
führt. Ich darf auf den weiteren Ausbau des 
Burgenmuseums in Ottenstein verweisen. Wir 
wissen, daß das Land Nietderösterreich gerade 
sehr große Bestände im Burgenarchiv hat, die 
der Bevölkerung in irgendeiner Form zugäng- 
lich gemacht werden sollen. Ich denke auch 
an das Schloß Friedlau, das, wenn ich alle an- 
deren dezentralisierten Stellen 'des Landesmu- 
seums zum Vergleich heranziehe, in seiner 
Gestaltung, ich möchte fast sagen, eine Aus- 
nahmestellung einnehmen wird. Die Auswahl 
dieses Schlosses gestaltet sich als besonders 
schwierig, weil die großen Bildbestände des 
Landesmuseums, die zum größten Teil im De- 
pot liegen, der Offentlichkeit zugänglich ge- 
macht werden sollen. Hierin liegt natürlich 
eine Problem!atik, denn nicht jede Baulichkeit 
eignet sich zur Einrichtung einer Galerie. Das 
Schloß Fridau bringt jedoch auf Grund sei- 
ner baulichen Konstruktion und seines ZU- 
stand<e,s - schon einmal wunde dieses 
Schloß als Privatgalerie ausgestaltet - alle 
Voraussetzungen mii. So glanb,e ich, daß das 
Land eine positive Entscheidnug getroffen 
hat. 

Ich darf auch auf das Schloß Rosenau hin- 
weisen. WSr wissen alle, daß es zu den reiz- 
vollsten Anlagen dieser Art im Waldviertel 
gehört. Es ist ein spätbarocker Bau. Es befin- 
den sich dort Deckengemälde von Daniel Gran. 
Gerade dieses Sahloß hat während der Besat- 
zungszeit sehr schwere Schäden erlitten. Hier 
könnte ein viertes Museum entstehen. ES 
wird daran gedacht, ein Muveum für das 
Waldviertel einzurichten. Gleichzeitig könnte 
es der kulturelle Mittelpunkt des Waldvier- 
tels werden. 

Um aus meinem Herzen keine Mördergrube 
zu machen, darf ich besonders auf das Lan- 
desmuseum in Asparn a. d. Zaya hinweisen. 
Als einer der Abgeordneten dieses Bezirkes 
hab'e ich den Beschluß des Kulturreferates 
und der Lan'desregierung besonders begrüßt. 
Nicht nur deswegen, weil damit auch wirt- 
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schaftliche Vorteile für meinen Heirnatbezirk 
erreicht werden, sondern auch desha'lb, weil 
man sich gerade in diesem Bezirk entschlos- 
sen hat, eine Novität zu schaffen. Das Mu- 
seum für Urgeschichte des Landes Nieder- 
Österreich, wurde aber nicht allein wegen der 
wirtschaftlichen Aspekte im Schloß Asparri 
untergebracht, sondern natürlich auch auf 
Grund der historischen Tatsache, daß 
Asparn a. d. Zaya in einem der fundreichsten 
Gebiete der Fcühgeschichte Europas lieigt. AUS- 
serdem wird mit der Errichtung di'eses Frei- 
lichtmuseums praktisch ein Forschungsinsti- 
tut für Ur- und Frühgeschichte gesch,affen. Ich 
glaube, daß dieses Museum in Asparn in sei- 
ner Einmaligkeit nicht nur zu den bedeutend- 
sten Einrichtungen des Bezirkes Mistelbach, 
sondern a,uch zu den bedeutendsten Einrich- 
tungen un,seres Heimatlandes an und für sich 
zählt. Was mich aber betrübt - bei jeder 
Freude soll es einen sogenannten Wermuts- 
tropfen der Traurigkeit geben -, ist der Um- 
stand, daß di,e Arbeiten für dieses Museum, 
das sowohl als Freilichtmuseum als a.uch be- 
züglich der Ausstellungsräume, wo die Funde 
untergebracht werden sollen, baulich fertigge- 
stellt ist, und wo jetzt an der Einrichtung und 
Aidaptierung der Ausstellun#gs,gegenstände 
weitergearbeitet werden soll, nicht abge- 
schlossen werden können. Meine sehr geehr- 
ten Damen und Herren! H,ier mluß ich an un- 
serem Vorschlag Kritik üben. Ich finde es un- 
verständlich, daß nach einer ungefähr sechs- 
jährigen Bauz8eit nichl die Mittel vorgesehen 
wurden, um die Abschlußarbeiten, für die 
noch ca. eine halbe Million Schilling notwen- 
dig ist, durchführen zu können, zumül Für die 
Eröffnung des Museums der Sommer 1968 ge- 
nannt wurde. Im Budget wurde nur der zehnte 
Teil dieses Betrages eingesetzt. Da ich glaube, 
da8 es für die Wirtschaftlichkeit der Bauaus- 
führunq und für die Wirtschaftlichkeit der 
Adaptierung und Anbringung der Ausstel- 
lungsgegenstände selbst von Vorteil wäre, die 
Bauzeit mö'glichst abzukürzen, bitte ich, wie 
so viel'e meiner Vorredner ,den Herrn Finanz- 
referenten, doch auch in dieser Hinsicht in 
einem zu erwartenden Nachtragsbudget den 
für die Endcirbeiten ini Museum für Urne-. 
schichte in Asparn a. d. Zaya notwendigen 
Betrag vorzusehen. 

Nun noch etwas, was die Bedeutung un- 
terstreicht, die die Erhaltung von Kulturdenk- 
mälern für die Bevölkerung hat: Hier treffe 
ich mit den Ansichten aller Volksbildner, 
ganz gleich in welchem politischen Lager sie 
stehen, zusa#mmen. Die Instanldsetzung des 
Schlosses für dieses frühgeschichtliche Mu- 
seum in Asparn, hat bewirkt, daß auch dort 
die Bevölkerung initiativ wurde und jetzt da- 
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ran denkt, jene Dinge, die nicht direkt zum 
Landesbereich zahlen, auf Grund von frei. 
willigen Arbeiten zu sanieren. Der Höhepunkt 
an dem Schaffen von Kultur- und Bildungs- 
möglichkeiten soll eine Freilichtbuhne sein. 
Sie soll zwischen dem naheliegenden Kloster 
und der Kirche entstehen. Der Grund grenzt 
direkt an das urgeschichtliche Museum selbst 
an. 

Meine Damen und Herren! Ich darf mich 
jetzt noch anderen Dingen zuwenden; ich wer- 
de dabei ins Detail gehen. Ich halte es zur 
Zeit für eine der wichtigsten Aufgaben, hier 
auch die Aufwendungen d. Gemeinde ins rech- 
te Lich zu rucken, In der Offentlichkeit neigt 
man allzuoft zur Ansicht, daß die Lösung wirt- 
schaftlicher und gesellschaftlicher Probleme 
in allen Lebensbelangen Aufgabe einzelner 
Personen bzw. Personengruppen in Wirtschaft 
und Politik ist. Alle jene, die sich mit den 
verschiedenen Giesellschaftsformen der mo- 
dernen Zeit beschäftigen, erkennen die Not- 
wendigkeit, daß die Grundlage des Lebens in 
Wohlstand und Freiheit das ethische, toleran- 
te und urteilgstarke Ich bildet. Hieraus er- 
gibt sich eine Vielfältigkeit unserer Aufga- ' 

ben, über die heute schon zum Teil qespro- 
chen wurde. Ich glaube, auch bei dieser Viel- 
fältigkeit sollte man sich nicht damit beqnü- 
gen, bei allen moglichen Gelegenheiiten 
Schlagworte nachzusprechen. So sollte man 
iiicht den bedeutendsten Grundpfeiler dieses 
Problems den Massenmedien zuordnen. Wir 
sind vielmehr der Ansicht, daß diese nur ei- 
nen Teil ausmachen, und daß auch viele an- 
dere Fsktoren sehr entscheidend sind. Ich 
selbst bin der Meinung, daß das genaue Er- 
kennen des Menschen, wo immer er auch 
steht, sei es in Verbindunq mit der Natur, 
in der Wissenschaft, Kultur oder Wirtschaft, 
nur durch den Menschen selbst erarbeitet 
werden kann. Daher stehen uns vor allem im 
Bereich der öffentlichen Büchereien - ich 
denke da insbsondere an die Gemeinde- und 
städtischen Büchereien - besondere Aufga- 
ben bevor, die nicht nur auf fachlichem Ge- 
biet liegen, sondern natürlich auch finanziell 
Fragen aufwerfen. 

Als ich als junger Mensch Bücherein be- 
suchte, mag wohl der Bibliothekar jener städ- 
tischen Bücherei, der ich damals sehr oft mei- 
nen Besuch abstattete, gedacht haben, seine 
Hauptaufgabe bestünde wohl darin, meine 
Abenteuerlust, meine Phantasie, meinen Un- 
terhaltungsdrano oder meine Begierde nach 
schöngeistiqen Wierken zu stillen. Ich glaube, 
die heutige Gemeinschaftsbücherei - ver- 
stehen Sie, wenn ich sie so benenne und nicht 
immer Gemeinde- oder städtische Bücherei in 
irgendeiner Form abwandle -, hat auch die 



194 Landtag x Fon € uie'derösterr. IV. Session der 

Aufgabe, schOne und wertvolle Literatur zu 
vermitteln und den Menschen an die Gedan- 
kenwelt der Großen der Vergangenheit und 
der Gegenwart teilhaben zu lassen. 

Die zweite große AuFgabe der Büchereien 
liegt heute in der Vermittlung von sachlicher 
Information für alle Berufs- nud Lebenslagen 
und darüber hinaus von Einblicken in die 
Natur- nud Geisteswelt. Diese, Aufgabenstel- 
lung läßt sich soweit ausdehnen, daß die Bü- 
chereien den Lern- und Bildungsmöglichkei- 
ten der Autodidakten bis zur letzten ,Konse- 
quenz gerechnet werden. Das hat eine Umge- 
staltung sowohl der Räumlichkeiten als auch 
der Auswahl der Werke und der Bibliothe- 
kare zur Folge. 

Wenn wir den Referatsbericht des Jahres 
1967 zur Hand nehmen und daraus ersehen, 
daß die Schwerpunkte des abgelaufenen Jah- 
res die moderne Gestaltung der einzelnen Bü- 
chereien und der besondere Ausbau auf dem 
Gebiete der Kinder- und Jugendlit'eratur wa- 
ren, dann ist das in ideeller Hinsicht erfreu- 
lich, denn wir wissen, da,ß die Umwelt und 
das frühe Erwecken der Freude am Lesen 
wichtige Faktoren in diesem Aufgabenkreis 
sind. Wir können diesem Bericht weiter ent- 
nehmen, daß die finanziellen Zuteilungen 30 
Prozent des Voranschlagsansatzes 339-61, 
der mit einer Million Schilling für das Jahr 
1967 dotiert war, betragen, das sind also 
300.000 Schilling. Der perzentuelle Anteil an 
diesem Voranschlagsansatz ist daher als gün- 
stig zu bezeichnen. 

Wenn ich darüber hinaus aus dem Bericht 
ersehe, daß diese 300.000 Schilling an 27 Ge- 
meinden zum Ausbau und zur Modernisie- 
rung der Räume sowie zur Ausbildung der 
Bibliothekare und weiters zum Ankauf von 
Büchern vergeben wurden, dann wird dieses 
erfreuliche Bild doch etwas getrübt. Wenn 
wir uns die zukünftigen Aufgaben auf die- 
sem Gebiet vor 'Augen halten, dann sollten 
wir uns unter den vielen Möglichkeiten nach 
dem Vorbil'd in Deutschland und in den skan- 
dinavischen Ländern a#uf die Freihandbiblio- 
theken ausrichten. Ich glaube, 'daß darin auch 
ein psychologisch demokratischer Wiert liegt, 
denn es entspricht nicht den Vorstellungen 
der modernen Demokratie, daß mit dem Rei- 
chen des Buches gleichzeitig ein Lenken des 
Lesens eintritt. In der Demokratie soll jeder 
frei seine W,ahl tmffen können, was ;aber nicht 
bedeuten soll, daß keine ausgebildeten Bib- 
liothekare notwendig sind, denn sie sollen 
beraten, wenn es gewünscht wird. Die Um- 
stellung in allen diesen B'elangen erford,ert 
natürlich finanzielle Mittel. Da ich überzeugt 
bin,, daß diese sehr notwendig ist, und wir 
Sozialisten der Ansicht sind, daß di'e Zeit hie- 
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€ur schon uberreif ist, haben wir bezüglich 
der Dotierung dieses Ansatzes doch etwas 
mehr erwartet. 

Gestatten Sie mir, noch kurz auf ein zwei- 
tes Problem einzugehen, das die niederöster- 
reichischen Gemeinden iw Hinblick auf die 
Bildung ebenfalls sehr betrifft. Ich glaube, auf 
die Vorteile lind die Notwendigkeit einer 
Ausbilduns auf musikalischem Gebiet nicht 
besonders hinweisen zu müssen, da im Hohen 
Hause schon sehr oft über diese Blelange ge- 
sprochen worden ist. Die Begiückung, die in- 
nere Zufriedenheit, der wertvolle Gehalt der 
Musik im Rahmen der Freizeitgestaltung, und 
die aktive Gestaltung des Gemeinschaftsle- 
bens sind keine leeren Schlagworte. Der Re- 
feratsbericht sagt uns, daß im Laufe des Jah- 
res in fünf Gemeinden unseres Heimatlandes 
die Neugründuns von MusikschuIen zu ver- 
zeichnen war, und zwar iii Teesdorf, Purg- 
Stall, Ybbs a. d. Donau, Krumbach und Groß- 
Siegharts. Die Notwendigkeit von Musikschu- 
len ist unbestritten, denn wir wissen, daß sie 
der Ausgangspunkt des musikalischen Lebens 
in allen seinen Formen sind, angefangen vom 
Kinderchor bis zum Chor der Erwachsenen, 
und auf musikalischem Gebiet von der Haus- 
musik, also vom Einzelspieler am Klavier, 
uber das Duo bis zum Orchester. Ich glaube, 
der Herr Abg. Rohrböck wird nach mir über 
die Bedeutung der Blasmusikkapellen spre- 
chen. Ist dies nicht der Fall, wird dies sicher- 
lich der Herr Kollege Brunner tun. 

Ich darf die Gelegenheit dazu benützen, 
allen, die auf diesem Gebiet als aktive Funk- spreche deshalb v 
tionäre oder unterstützende Mitglieder tätig der Situation am 1 
sind, Anrkennung und Lob zu zollen, und ih- aber überzeugt, da 
nen für ihr Wirken im Rahmen des Gemein- ehe von ihren Mi 
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schaftslebens Dank zu sagen. Dieses uneigen- 
nützige Wirken aller, ob sie nun im Rahmen 
ihrer Mandate als Gemeindevertreter oder, 
wie schon erwähnt, als aktive bzw. unter- 
stutzende Mitglieder in diesem Organisations- 
Ieben stehen, ist ebenso erfreulich wie dan- 
kenswert. Der Opfermut und Verzicht dieser 
Menschen allein wird jedoch, auf die Dauer 
gesehen, das Problem nicht losen. Hier müR- 
ten alle - ich betone das Wort ,,alle" - öf- 
fentlichen Stellen noch mehr Interesse zeigen 
und eine fühlbare Hilfe leisten. Wenn man 
die von Seiten des Landes im Jahre 1967 zur 
Verfügunq gestellten Mittel betrachtet, so 
scheinen die Ziffern im ersten Moment recht 
imposant. Für die Förderung von Musikschu- 
len waren es insgesamt 2i/z Millionen Schil- 
ling, und für die Förderung der Blasmusikka- 
pellen 2'/4 Millionen Schilling. 

Meine Damen und Herren! Wenn wir den 
Einzelfall in Betracht ziehen, so ist das sehr 
wenig. Die Probleme der einzelnen Gruppen 
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wird ja heute wieder die Forderung, von de- 
ren Wichtigkeit wir alle überzeugt sind, nach 
mehr Mitteln für den Ausbau von Musikhei- 
men oder Ubungstätten gestellt werden. Die- 
ses Problem besteht in alleii Gemeinden, ' wo 
wir derartige Einrichtungen haben, und 1st 
sehr besorgniserregend; dies gilt nicht nur für 
die Vereine oder Organisationen, sondern 
auch für die Musikschulen. Darf ich Ihnen 
kurz ein praktisches Beispiel anfuhren. Im 
Rechnungsabschluß des Jahres 1966 betragen 
die Ausgaben für die Musikschule Mistelbach 
362.200,81 Schilling. Diese Ausgaben enthal 
ten sowohl den Sach- als auch den Persoiial- 
aufwand. Wenn man aber untersucht, woher 
diese Mittel kommen, dann wird dieses Bild 
etwas grau. Die Hälfte, ca. 184.000,- Schil- 
linq, bezahlen die Eltern der Ychuler oder die 
Schüler selbst, denn es gibt auch Schüler, die 
der Unterhaltspflicht der Eltern nicht mehr 
unterliegen, es gibt auch Erwachsene, die 
dort Unterricht nehmen. Derzeit kostet der 
Einzelunterricht in der Musikschule monat- 
lich pro Schüler 150.- Schilling. Es gibt also 
keine große Subventionsmöglichkeit der Ge- 
meinde, die ja nicht zu den finanzstarken 
zählt, obwohl laut vorhergehendem Tages- 
ordnungspunkt die 25 prozentige Lohnsum- 
mensteuer wieder im Finanzschlüssel mit ein- 
gerechnet wird. Mistelbach kann sich das in 
der Form nicht leisten, und SO wird es auch 
noch viele andere Gemeinden geben. Ich 
spreche deshalb von Mistelbach, weil ich mit 
der Situation am besten vertraut bin, ich bin 
aber überzeugt, daß einige Kollegen das glei- 
che von ihren Musikschulen saqen konnten. 
Wir haben wohl eine Subvention des Landes 
in der Höhe von 50.000.- Schilling erhalten, 
aber 118.000.- Schilling, also mehr als 1 Pro- 
zent der Gesamteinnahmensumme, mußte die 
Gemeinde nur für die Musikschule, neben 
allen anderen kulturellen und schulischen 
Aufgaben, zur Erhaltung und Durchführung 
des Unterrichtes geben. Und jetzt, meine Da- 
men und Herren, kommt die leidvollste An- 
gele,genheit: Die Stadtgemeinde Mistelbach 
entrichtete an Umsatzsteuer dem Bund 9.446.70 
Schilling im Jahre 1966. Die Subvention von 
Seiten des Bundes - in der Form zwar von 
einem anderen Ministerium - betrug 7.446.- 
Schilling. Ich fuhre es deshalb an, weil ich 
glaube, wenn Länder, Gemeinden, Eltern und 
Organisationen bereit sind, auf diesem Ge- 
biete etwas zu leisten, dann-darf es für den 
Bund - verzeihen Sie das harte Wort - 
kein ,,Geschäft" werden, denn die Musikschu- 
le Mistelbach ist für den Bund noch immer 
ein Geschäft, das im Jahr immerhin 2.000.- 

Schilling bringt. Da helfen die schbnsten Re- 
den nichts, ganz gleich ob anläßlich eines 
Budgets oder einer Eröffnungsfeier mit dem 
Schlagwort „BildUnq hat, Vorrang" jongliert 
wird, wenn man auf der anderen Seite nicht 
die Notwendigkeiten erkennt und dement- 
sprechend handelt. Ich darf daher einen Re- 
solutionsantraq einbringen, der sich mit die- 
sem Problem beschäftigt (liest) : 

„Die Landesregierung wird aufgedordert, 
bei der Bundesregierung, insbesondere beim 
Bundesministerium fur 'Finanzen, vorstellig 
zu werden und dahin zu wirken, daß bei 
einer küinftigen Novellierung des Umsatz- 
steuergesetzes 1959 auch die Umsätze der 
von den Gemeinden geführten Musikschulen, 
die das Offentlichkeitsrecht nicht besiQzen, 
als steuerfrei erklärt werden, wenn die Ein- 
nahmen aus dem Schulgeld vorwiegend zur 
Deckung der Unkosten verwendet werden." 

Ich bitte Sie, diesem Resolutionsantrag die 
Zustimmung zu geben. Damit könnte es so- 
wohl den Gemeinden, als auch den Eltern und 
Schülern ermöglicht werden, bildungsmäßige 
Begabungen auszunützen. 

In diesem Sinne darf ich Sie noch einmal 
bitten, diesem Resobtionsantrag 'zuzustim- 
men undrdem aufgezeigtem Problem Ihr be- 
sonderes Augenmerk zu schenken. (Beifall * 

im qanzen Hause.) 
PRASIDENT WEISS: Zum Wort geilangt 

Herr Abg. B r U n n e r. 
Abg. BRUNNER: Verehrter Herr Prasident, 

sehr qeehrte Damen und Herren! Mulsik%und 
Gesang sind im Zusammenleben der Men- 
schen Werte, die die Gesellschaftsordnung 
wesentlich beeinflussen. Es ist daher erfreu- 
lich, daß im vorliegenden Voranschlag nam- 
hafte Betrage aufgewendet werden um das 
Musikleben in Niederösterreich zu fordern. 

Wenn wir feststellen konnen, daß in Nie- 
derösterreich 296 Musikkapellen mit ca. 7.000 
Musikern zur Freude ihrer Mitmenschen bei 
jedem festlichen Anlaß mitwirken, müssen 
wir erkennen, welch hohe kulturelle Leistung 
unsere Blasmusikkapellen erbringen. Leider 
muß die notwendige Probenarbeit vielfach in 
ungeeigneten Räumen, zum größten Teil in 
Gasthäusern durchgeführt werden. Es ist da- 
her dem Bau von Musikerheimen besonderes 
Augenmerk zuzuwenden. Zur Zeit gibt es in 
Niederosterreich 24 Musikerheime, vier be- 
finden sich im Rohbau. Es verdient hier er- 
wähnt zu werden, daß all diese Heime durch 
die persönliche Arbeit der Musiker und durch 
Unterstützung des Landes und der Gemeinden 
geschaffen wurden. Mit besonderer Freude 
darf '  ich feststellen, daß wir in Niederöster- 
reich 23 Jungblaskapellen besitzen. Daraus 
ersehen wir, daß viele junge Menschen eine 
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sinnvolle Freizeitgestaltung suchen. Es ist da- 
h,er richtig, diese Jugendblaskapellen wirk- 
sam zu fördern, denn mit der Liebe zur Musik 
werden die heranwachsenden Menschen 
manch gefährlichen Einflüssen entzogen. Hier 
erfüllen unsere Musikschulen eine große Auf- 
gabe. denn aus ihnen kommt zum Großteil 
der Nachwuchs für unsere Musikkapellen und 
Orchester. Sie lehren den jungen Menschen 
die ganze Schönheit d'er Musik begreifen und 
erwecken in ihnen die Liebe zu den großen 
Meistern. 

Es ist für  die Gemeinden nicht immer leicht. 
diese Musikschuien ZU erhalten; wenngleich 
das Land beachtliche Summen beisteuert, 
müssen jene Gemeinden, die eine Musikschu- 
le führen, doch große Leistungen erbringen. 
Für den österreichischen Fre'mdenverkehr 
sind die vielen Konzerte und Aufführungen 
eine wertvolle Hilfe. 

Die internationale Verbindung unserer MU- 
siker ist freun'dschaftlich fun'diert; davon 
konnte ich mich heuer anläßlich des großen 
Blasmusiktreffens in Krems überzeugen. AUS 

12 Staaten Europas trafen Aboridnungen ein; 
sie alle waren erfüllt von einer festen Kame- 
radscba,ft zueinanlder. Durch solche Begegnun- 
gen werden nationale Vorunteiile abmgebaut 
un,d Hindernisse beseitigt, die den We,q zu 
einem vereinten Europa sperren. 

Neben den Blasmusikkapellen hat auch der 
Sängerbund für das Kulturleben in Nieder- 
Österreich hervorragende Bedeutung. In Nie- 
derÖsterreich gibt es 250 Vereine mit mehr 
als 7.000 Sängerinnen und Sängern; außerdem 
haben diese Vereine 5.200 unterstützende Mit- 
glieder, so daß sich 12.200 Menschen in Nie- 
derösterreich zum Laiensingen bekennen. 
Mehr als ein Jahrhundert hindurch hat der 
Sängerbund als Betreuer dieser Vereinei üb'er 
Stadt und Land bis in die kle'insten Dörfer 
hinans dazu beigetragen, daß Nielderöster- 
reich ein Land sangesfreudiger Menschen ge- 
blieben ist. 

Der Landessängerbund hat es sich zur Auf- 
gabe gestellt, daß neben niederösterreichi- 
schen Volksliedern auch Chorwerke lebender 
öslerreichischer Meister gesungen werden. Ist 
es nicht erfreulich, wenn es in einer so hek- 
tischen materialistischen Zeit Menschen gibt, 
die sich nach des Tages Arbeit zusammenfinden 
um einem Ideal zu dienen? Musik unld Gesang 
sind 'eine leichtverständliche Spitache, die 
zum Ausgleich der Gegensätze führt und der 
Erhaltung des Friedens dient und JSO auch 
wesentlich zur Völkerverständigung beiträgt. 

Danken möchte ich von #dieser Stelle dem 
Niederösterreichischen Blasmusikverband; je- 
dem einzelnen Musiker, dem Niederösterrei- 
chischem Sängerbund mit ali seinen Cänge- 

auch weiterhin wirksam zu fördern, denn sie 
erbringen mit ihrer Arbeit einen wertvollen 
Dienst an unserer qeliebten Heimat Nieder- 
Österreich. (Beifall im qanzen Hause.) 

PRASIDENT WEISS: Als nächster Redner 
kommt Herr Abg. R o h r b ö c k  zum Wort. 

Abg. ROHRBUCK: Herr Prasident! Hohes 
Haus! Kollege Stangl und ich haben das glei- 
che Thema gewählt. Nachdem es dabei keine 
Differenzen gibt, wird meine Rede ganz kurz 
sein. 

Ich glaube, man kann sagen, daß sich der 
Grundgedanke, Bestände von Wien nach Nie- 
derösterreich zu verleqen und kulturelle' Mit- 
telpunkte zu schaffen - Kollege Stangl hat 
auch davon gesprochen -, auf Grund der ge- 
machten Erfahrungen bestens bewährt hat. 
Dem Rechnung tragend, wurden bereits zahl- 
reiche Filialen des Landesmuseums, 'wenn 
ich so sagen darf, in Niederösterreich errich- 
tet; so zum Beispiel das Jagdmuseum in 
Marchegg, das Donaumuseum in Petronell, 
das Barockmuseum in Heiligenkreuz-Guten- 
brunn, das Fischereimuseum in OrthlDonau 
und anderes mehr. Diese so erfolgreiche Ent- 
wicklung soll nun keineswegs zum Stillstand 
kommen. Es sind neue Projekte nicht nur ge- 
plant, sondern bereits in Arbeit. Größere Pro- 
jekte davon sind das urgeschichtliche Landes- 
museum in AsparnUaya, von dem Kollege 
Stangl gesprochen hat, die Gemäldegalerie 
in Fridau, sowie kleinere Projekte, und zwar 
das Burgenmuseum in Ottenstein und das so- 
genannte Waldviertler Museum in Rosenau 
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tales, aber auch die kleineren Projekte im 
Waldviertel werden ihrer kulturellen Arbeit 
voll und ganz gerecht werden. Die Finanzie- 
runq dieser Projekte erfolgte zum Teil aus 
den Mitteln des Fernsehschillings; was auch 
in Zukunft geschehen soll. 

Nicht nur der Ausbau d'er Museen, sondern 
auch vi,ele andeie kulturelle Einrichtungen 
bzw. Veranstaltungen wurden aus den Mitteln 
des Fernsehschillings gefördert bzw. unter- 
stützt. Bedelutend,e Beträge wurden bisher für 
die Förderung der Musikpfle'ge, für Trachten- 
und Heimatvereine, für die Errichtung von 
Kulturstätten, für die Erhaltunq von Denk- 
mälern, für wissenschaftliche Förderungen, 
für die Kulturwochen von niederösterreichi- 
schen G'emeinden, für verschiedene Kunstaus- 
stelllungen, für Museen, für Naturparks, zur 
Erhaltung von Nsturschönheiten und für die 
verschie'densten kulturellen Vereinigungen in 
unserem Lande Niederösterreich gegeben. 

Hohes Haus! Mit den Mitteln des Fernseh- 
Schillings wurde eine starke Belebung dses kul- 
tuvellen Lebens in Niederösterreich erreicht, 
aber auch den Fernsehteilnehmern selbst wur- 
de dadurch viel Wertvolles geboten. Eine sgros- 
se Anzahl niederösterreichischer Veranstaltun- 
gen wird ja auch im Fernsehen gezeigt, und 
viele niederösterreichische Kulturvereinigun- 
gen finden im Fernsehen Verwentdung. Der 
seiinerzeitige Kulturgroschen lbetrhi'g zuietzt 
nur mehr etwa 3 Wll.  Schilling im Jahr und 
würde, falls er geblieben wäre,? infolge des 
Rückganges des Kinobesuches heute nicht 
einmal mehr 2 Mill. Schilling betragen. AUS 

d,em Voranschlag für das Jahr 1968 ersehen 
wir, daß aus den Mitteln des Fernsehschillings 
eine Einnahme in der Höhe von 9 3  Mill. S 
angenommen wird. 

Gestatten Sie mir, meine Damen und Her- 
ren, daß ich mich mit der Entwicklung des 
Fernsehschillings 'etwas befasse. Jm Jmahrle 
1966 wurde aus diesem Titel ein Betrag von 
7,918.000 S eingenommen, dem ein 'veran- 
schlagter Betrag von 6 Mill. S gegenüber 
stand. Die Mehreinnahmen betrugen daher 
1,918.000 S - ich nenne nur runde Beträge -. 
Die Anzahl der Fernsehteilnehmer in Nieder- 
Österreich stieg 1966 von 123.159 um 26.780 
auf 149.939. In ganz Osterreich stieg die Zahl 
der Fernsehteilnehmer 1966 von 708.636 auf 
850.262. Der Anteil Niederösterreichs betrug 
Ende 1966 17,63 Prozent. Vom 1. Jänner 1967 
bis 1. November 1967 stieg die Anzahl der 
Fernsehteilnehmer in Niederösterreich von 
149.939 um 17.778 auf 167.717. Der Prozent- 
anteil NiederÖsterreichs ist mit 17,65 Prozent 
fast gleichgeblieben. Die Einna,hmen aus dem 
Fernsehschillinq betrugen für di,e Monate Jän- 
ner bis Oktober 1967 7,803.000 S. Hiezu kom- 
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men noch die Einnahmen für die Monate NO- 
vember und Dezember 1967, die ungefähr Mit- 
te Dezember von der Post- und Telegraphen- 
direktion dem Land Niederösterreich über- 
wiesen werden. Der Restbetra,g wird schät- 
zungsweise noch 1,560.000 S betragen, so daß 
Gesamteinnahmen in der Höhe von cii. 
9,363.000 S zu erwarten sind. Dem gegenüber 
steht ein veranschlagter Einnahmebetrag von 
8 Mill. S. Auf Grund der Teilnehmerzahl vom 
1. Oktober 1967 wurde für den Voranschlag 
1968 als Einnahme ein Betra.g von 9,5 Mill. S 
angenommen. 

Hohes Haus! Es ist mit ziemlicher Cicher- 
heit anzunehmen, daß die Zahl der Fernseh- 
teilnehmer weiter ansteigt und dadurch auch 
die Mittel aus dem Fernsehschilling größer 
werden. Es wird daher in Zukunft möglich 
sein, noch mehr a.ls bisher fördernd in den 
verschiedensten kulturellen Bereichen wirken 
zu können. Mit der Einführung des Fernseh- 
schillings, das kann man ruhig sagen, wurde 
eine Tat nur im Interesse des Kulturlebens 
Niederösterreichs und ohne Riicksicht auf den 
Popularitätsgedankens gesetzt. (Beifall bei der 

PRASIDENT WEISS: Als nächster Redner 
kommt Herr Ab'g. S t a n g 1 e r. 

Abg. STANGLER: Hoher Landtag! Ich darf 
namens meiner Fraktion zu den beiden vor- 
liegenden Resolutionsanträgen eine kurze Er- 
klärunq abgeben. 

Zum Antrag des Herrn Abg. Grünzweig. 
ein Aufforderungsantrag an die Bundesregie- 
rung, Vorlage eines Volksbildungsfinanzie- 
rungsgesetzes, dafi.ich festst,ellen, daß wir \uns 
diesem anschließen. Ich habe die Ehre, ge- 
meinsam mit Herrn Kollegen Grünzweig Ver- 
antwortung für die Volkshochschulen Nieder- 
Österreichs zu tragen. Ich darf feststellen, daß 
auch wir der Meinung sind, daß Förderungs- 
gesetze besser sind als staatliche Orga,nisa- 
tionsgesetze. Es entspricht das absolut unse- 
rer Auffassung, weil es sich hier um einen 
Antrag um die Förderung der Volksbildung 
h andel t . 

Zum Antrag des Herrn Abg. Stangl darf 
ich bemerken, daß die Arbeitsgemeinschaft 
der Musikschulen Niederösterreichs seit ian- 
gem mit diesem Problem beschäftiat ist und 
versucht, zu einer Lösunq zu kommen. Die 
Handhabung der einzelnen Finanzämter bei 
einer Vorschreibung oder Einbebung der Um- 
satzsteuer ist sehr uneinheitlich. Manche Fi- 
nanzämter schreiben keine Steuer vor, man- 
che sind hier ziemlich rigoros; ein Teil der 
betroffenen Musikschulen hai gegen solche 
Vorschreibungen Einspruch erhoben, manche 
zahlen nicht. Diese uneinheitliche Auffassung 
hat das Buadekministerium für. Unterricht 

IJVP.) 



198 Landtag von T 
-~ 

uieder .err. 1v. Sessii 

1 

der VIII. Gesetzgebungsperiode. 7. Sitzuna am 13. Dez. 1967 

veranlaßt, diesen Fragenkomplex mit einem 
Antrag auf Bereinigung an das Finanzmini- 
sterium weiterzu1,eiten. Die Fra,ge ist dort 
noch nicht entschieden. Wir sind aber der 
M,einung, daß eine Regelung der Besteuerung 
der Musikschulen im Sinne dieses Antrages 
notwendig ist und ich darf daher auch hiezu 
erklären, daß die Usterreichische Volkspartei 
diesem Antrag zustimmen wird. (Beifall bei 
der lllVP.) 

PRASIDENT WEISS: Zum Wort kommt 
noch Herr Landesrat Kuntner. 

LANDESRAT KUNTNER: Herr Präsident! 
Hoher Landtag! Als Kulturreferent des Lan- 
des Niederösterreich danke ich den Rednern, 
die in ihren Ausführungen die Bedeutung der 
niederö’sterreichischen Ku1 turarbeit und ihre 
Subventionswürdigkeit unterstrichen haben. 
Ich darf nun zu den einzelnen Problemen, die 
aufgeworfen wurden, einige Bemerkungen ma- 
chen. H,err Abg. Grünzweig war der Meinung, 
daß man sich nach der Fertigstellung des 
Stadttheaters St. Pölten über die zukünftige 
Gestaltunq des niederösterreichischen Thea- 
terwesens Gedanken machen müßte. Ich darf 
dazu erklären, daß das Referat schon vor Jah- 
ren bemüht war, die Institution eines Landes- 
theaters zu schaffen, das in den beiden Büh- 
nen Baden und St. Pölten stationiert sein soll- 
te. Die Verhandlungen sind aber n,icht weiter 
gediehen, weil die Einzelwünsche zu diver- 
gierend gew8esen sind. Ich hoffe aber trotz- 
dem, daß es uns gelingt, durch die Schaffung 
eines Landestheaters die kulturelle Leistung 
der beiden Bühnen rationeller und künstle- 
risch hochwertiger zu gestalten. 

Das Problem der erhaltungswürdigen Bau- 
denkmäler hängt damit zusammen, daß die 
Unterdenkmalschutzstellung durch den Bund 
erfoligt. Wir haben derzeit ungefähr 1000 
denkmalgeschützte Objekte. Die Erhaltung 
dieser großen Zahl ist natürlich unmöglich. 
Wir treffen die Auswahl immer danach, daß 
nicht wir allein - nicht der Bund und nicht 
das Land allein - die Erhaltung durchführen, 
sondern daß womöglich vom Besitzer die An- 
regung ausgeht und sich ein Zweck anbietet, 
dem dieses Objekt zugeführt werden soll. Ich 
da.rf darauf hinweisen, daß wir unsere Wie- 
derinstandsetzungsarbeiten auf das Schloß 
Pottenbrunn, auf den Erlahof in Spitz, auf die 
ehemalige Abtei Kleinmariazell, auf die Kir- 
che Imbach und auf die Kirche Aggsbach be- 
schränken, daß wir die Schlösserrenovierun- 
gen in Rosen,au, Frisdau, Pottendorf fortset- 
zen, dazu kommt die Kirche der Nadelburg 
und selbstverständlich, la,st not least, auch 
die Schallaburg, die uns ja. erst heransteht. 
Ich freue mich und danke dafür, daß beide 
Fraktionen sich bereiterklärt haben, den An- 

traq wegen eines Volksbildungsfinanzierungs- 
gesetzes zu unterstützen. 

Die Kulturvorlesung des Herrn Abg. Diett- 
rich, die uns sehr interessiert hat und die sich 
hauptsachlich mit der Moderne befaßte, ist 
ein Bekenntnis zur Moderne gewesen, die 
natürlich problematisch ist, wie jede Würdi- 
guna einer gegenwärtigen Leistung, die aber 
selbstverständlich nicht von der Hand gewie- 
sen wird. Wir finden die Leistungen der Mo- 
derne als einen Ausdruck der Jetztzeit - wie 
er selbst gesagt hat - und kaufen solche Din- 
ge als Dokument der künstlerischen Gestal- 
tung unserer Zeit. Ich weise darauf hin, daß 
manche den Weg zum Volk gefunden haben, 
insbesondere die Meister der Wiener Schule, 
des phantastischen Realismus des Lehmden. 
Wir haben dabei auch einen bedeutenden Nie- 
derösterreicher, Korab aus Maissau. Das sind 
immerhin Leute, die doch etwas volksnäher 
sind als manche andere. Ich maße mir aber 
als Kulturreferent kein Urteil über die Kunst- 
richtungen an. (Zwischenruf: Das ist auch qut 
so!) Natürlich ist das auch gut, denn das wird 
die Geschichte machen. 

Ich darf darauf hinweisen, daß wir mit dem 
Gedanken der Dezentralisation der Kulturob- 
jekte, die wir in unserem Landesmuseum ge- 
sammelt häben, einen Weg beschrittea haben, 
dem der Bund in dankenswerter Weise in Nie- 
derösterreich gefolgt ist - ich denke an Go- 
belsburg, an Petronell, an die Riegersburg -# 

weil neben der kulturellen Bedeutung solcher 
Maßnahmen auch eine wirtschaftliche Bedeu- 
tunq für das Land Niederosterreich erreicht 
wird. Wenn Sie sich erinnern, daß schließlich 
und endlich die Ausstellung /in Altenburg 
eine förmliche Wiederentdeckunq des Wald- 
Viertels zur Folge hatte, oder die Cauermann 
Ausstellung in Gutenstein eine Neuent- 
deckung dieser wunderbaren Gegend, dann 
ist damit unterstrichen, wie groß die wirt- 
schaftliche Bedeutung sein kann. 

Ich danke auch, daß der Resolutionsantrag 
hinsichuich der Umsatzsteuerbefreiung fü r  
die Musikschulen eine einhellige Würdigung 
gefunden hat. 

Von den großen Vorhaben, die wir fur das 
nächste Jahr planen, darf ich die große nie- 
derösterreichische Landesausstellung, die wir 
im Schloß Laxenburg durchführen, erwähnen. 
Die Bilder stammen aus einer Privatsammlung 
des Georg Schäfer aus Obbach über Schwein- 
furt, eines dw, bedeutendsten deutschen S a m -  
ler. Die Ausstellung wird den Titel tragen: 
,,Die lllsterreichische Malerei des 19. Jahr- 
hunderts.” Sie wird also mit großzügiger För- 
derung dieses Sammlers neben den verschie- 
denen anderen Ausstellungen, kleineren, die 
wir. noch in unserem Lande machen, durchge- 
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führt werden. Ich habe bereits erwähnt, daß 
wir bemüht sind, im nächsten Jahr auch As- 
parn fertigzustellen und ebenso Fridau einer 
Endlösung zuzuführen, damit endlich die nie- 
derösterreichische Galerie Wirklichkeit wird. 

Abschließend möchte ich sagen, daß das 
Ressort, das die bescheidensten Mittel zur 
Verfügung hat, mit s,einen Leistungen doch 
sehr beachtliche Erfolge erzielt hat, ich den- 
ke da an unsere großen Landesausstellungen, 
an die Bedeutang und die Erfolge der nieder- 
österreichischen Blasmusik, vor allem aber an 
die großen Erfolge des nielderösterreichischen 
Tonkünstlerorchesters. Mit diesen verhältnis- 
mäßig bescheidenen Mitteln wurden deshalb 
so große Erfolge erzielt, weil wir einen gro- 
ßen Kreis begeisterter Kulturjünger haben, 
Menschen, die sich aus Idealismus all diesen 
Bestrebungen der Kultur widmen, die eine 
Pionierarbeit leisten, die Mittel auf das ra- 
tionellste einsetzen. Nicht zuletzt aber .- und 
das wurde auch bereits gesagt - ist es un- 
seren hervorragenden Fachleuten zu danken, 
die wir im Kulturreferat haben, und die weit 
über die Grenzen Niederösterreichs hinaus 
bekannt sind, deren Tätigkeit in der Fachwelt 
weiteste Beachtung findet. Ich denke dabei an 
die Ausstellungstechnik, die wir durchführen, 
an die Kataloggestaltung, an die Naturparke 
und die sonstigen Dinge, die geschaffen wur- 
den mit einer Begeisterung ohnegleichen und 
mit einer Hingabe, die Erfolge gezeigt ha.ben, 
die Niederösterreich auch auf kulturellem Ge- 
biet eine hervorragende Stellung gebracht ha- 
ben. (Beifall im ganzen Hause.) 

PRASIDENT WEISS: D'ie Rednerliste ist er- 
schöpft. Der Herr Berichterstatter hat das 
Schlußwort. 

Berichtersta,tter Abg. ANZENBERGER: Ich 
verzichte auf das Schlußwort. 

PRASIDENT WEISS: Zur Abstimmung liegt 
vor die Gruppe 3, Kulturwesen, und die Re- 
solutionsanträge der Herren Abg. Grünzweig 
unid Stangl. 

Ich lasse zunächst über die Gruppe selbst 
und zum Schluß über die zu dieser Gruppe 
vorliegenden Resolutionsanträge abstimmen. 

Ich bitte den Berichterstatter, nunmehr sei- 
nen Antraq zur Gruppe 3, Kulturwesen, or- 
dentlicher und außerordentlicher Voranschlag, 
zu stellen. 

Berichterstatter Abg. ANZENBERGER: Ho- 
hes Haus! Ich stel1,e den Antrag, die Gruppe 3, 
Kulturwesen, mit Einnahmen im ordentlichen 
Voranschlag von 177.000 Schilling und Aus- 
gaben von 45,079.00Q Schilling sowie Ausga- 
ben im außerordentlichen Voranschlag in der 
Höhe von 450.000 Schilling zu genehmigen. 

Ich ersuchNe den Herrn Präsidenten die Ab- 
stimmung über die Gruppe 3 einzuleiten. 
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PRASIDENT W E I S  (nach Abstimmung 
über die Gruppe 3,  Kulturwesen, a) ordentli- 
cher Voranschhg, b) außerordentlicher Vor- 
anschlag, in Erfordernis und Bedeckung) : A n - 
g e  n o  mrn e n. 

(Nach Abstimmung über den Resolutions- 
antrag des Abg. Grünzweig, betr. den Ent- 
wurf eines Volksbildungsfinanzierungsgeset- 
zes): A n g e n o m m e n .  

(Nach Abstimmung über den Resolutlonsan- 
trag des Abg. Stangl, betr. die Steuerfreier- 
klärunq der Umstätze der von den Gemeinden 
geführten Musikschulen, die kein Uffentlich- 
keitsrecht besitzen, bei einer künftigen Novel- 
lierung des Umsatzsteuergesetzes): A n g e - 
n o m m e n .  

Ich ersuche den Berichterstatter, Herrn Abg. 
Anzenberger, zur Gruppe 4, Fürsorgewesen 
und Jugendhilfe, ordentlicher Voranschlag und 
außerordentlicher Voranschlag, zu berichten. 

Berichterstatter Abg. ANZENBERGER: Ho- 
hes Haus! Ich habe über die Gruppe 4 zu be- 
richten: Die Gruppe 4, Fürsorgewesen und Ju- 
gendhilfe, sieht ordentliche Aus- 
gaben von S 268,353,000,- 
vor. Die entsprechenden Ein- 
nahmen hiezu betragen S 165,356.000,- 
Das sich hieraus ergebende 
Nettoerfordernis beträgt S 102,99t.000,- 

In dieser Gruppe sind Ausgaben und Ein- 
nahmen für die offene Fürsorge, geschlossene 
Fürsorge, sonstige Wohlfahrts- und Fürsorge- 
maßnahmen, Einrichtungen des Fürsorgewe- 
sens, Jugendhilfe und Einrichtungen der Ju- 
gendhilfe und Fürsorgeerziehung vcrgesehen. 

Die Summe der Ausgaben stellt 8,89 Prozent 
des Gesamtaufwandes dar und erfährt gegen- 
über dem Vorjahr eine Verminderunq um 0,41 
Prozent. 

Diese Gruppe zeigt Mehra.usgaben von rund 
29,5 Millionen Schilling. Hievon betreffen den 
Personalaufwand rund 9,? Millionen Schilling 
und den Sachaufwand rund 19,8 Millionen 
Schilling. 

Neu in den Vorschlag aufgenommen wurde 
der Unterabschnitt 477, Beh,indertenhilfe, mit 
einem Gesamterfordernis von 9,2 Millionen 
Schilling, der Voranschlagsa,iisatz Verpflegs- 
kosten in den Landes-Fürsorgeheimen mit 
einem Betrag von 18,000.000 Schilling sowie 
die Voranschlagsansätze Landes-Fürsorge- 
heime in Melk und W,aidhofen an der Thaya 
mit einem Personalerfordernis von je 2,1 Mil- 
lionen Schilling und einem Sacherfordernis 
von je 1,l Millionen Schilling. Weitere be- 
deutende Erhöhungen waren notwendig bei 
den Kosten für die Unterbringung von Kin- 
dern und Jugendlichen in Heimen mit 15,6 
Millionen Schilling. 

~ - _ _ _ _ _  . 
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Die Einnahmen weisen eine Steigerung um 
rund 23,l Mllionen Schilling auf. Sie ist auf 
die Erhöhung der Verpflegskosten und Ver- 
pflegskostenansätze zurückzuführen. 

Die Gruppe 4 hat drei zweckgebundene Ein- 
nahmenvoranschlagsansätze. Die Erfahrung hat 
gezeigt, daß sich bei der Vermschlagung der 
Kosten der Landesanstalten dadurch- Schwie- 
rigkeiten ergeben, daß die der Veranschla- 
gung ZU Grunde gelegten Belaqziffern meist 
niedriger sind, als die tatsächlichen. 

Es  erscheint daher notwendig, das Ausgabe- 
Volumen der Anstalten den Eingiän'gen an Ver- 
pflegskosten anzupassen und die Bewilligung 
zu erteilen, daß die Ausgabenvoranschlags- 
Ziffern der Landesansta.lten insoweit über- 
schritten werden dürfen, als sich Mehreinnah- 
men bei den Verpflegskosten ergeben. 

In dieser Gruppe wären einige Voranschla.gs- 
ansätze aus gebahrungstechnischen Gründen 
als gegenseitig deckungisfähig zu erklären. 
Die außerordentlichen Ausgaben der Gruppe 

Ich ersuche den Herrn Präsidenten, die Ver- 
handlungen zur Gruppe 4 einzuleiten. 

PRASIDENT W E I S :  Als erster Reidner zur 
Gruppe 4 hat sich der Herr Abg. P e y e r l  
gemeldet. 

Abg. PEYERL: Herr Präsident! Sehr geehrte 
Damen und Herren des Hohen Hauses! Ich 
möchte mich in der Gruppe 4, Fürsorgewesen, 
und Jugendhilfe, im besonderen mit den Für- 
sorgeheimen beschäftigen. Da nach dem Sta- 
tut, das der Lanldtag am 26. 6. 1958 beschlos- 
sen hat, dem Land deren Errichtung und Er- 
haltung obliegt, will ich auf einige Probleme 
dieser Fürsorgeheime eingehen. Gestatten Sie 
mir zu bemerken, daß ich der Auffassung bin, 
daß dieses Kapitel bei der Zuteilung für d,as 
Jahr 1968 ein bißchen stiefmütterlich behan- 
d,elt wurde. Ich weiß, daß im letzten Ja,hr ge- 
rade auf dem Fürsorgesektor doch einiges ge- 
schehen ist. Ich betrachte es als großen Fort- 
schritt, daß in diesem Hohen Hause vor weni- 
gen Wochen über e,in Behindertengesetz dis- 
kutiert wurde und ein solches beschlossen 
werden konnte. Es ist qewiß für behinderte 
junge Menschen ein sozialer Fortschritt, wenn 
ihnen durch die Eingliederungshilfe die Mög- 
lichkeit geboten wird, wieder in den gewerb- 
lichen Produktionsprozeß einbezogen zu wer- 
den, wodurch sie die innere Befriesdigung be- 
kommen, dem gesellschaftlichen Leben anzu- 
gehören und sich selbst erhalten zu können. 

Einen weiteren großen sozialen Fortschritt 
erblicke ich darin, daß in diesem Behinder- 
tengesetz festgelegt ist, daß den Behinderten 
durch Landeszuschüsse die Möglichkeit ge- 
geben wird, Arbeitsplätze zu erhalten, die sie 
einigermaßen ausfüllen können. Auch bezüg- 

' 4 betra,gen 8,859.000 Schilling. 
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gendheimen vor kürzerer Zeit geschehen ist. 
Sie werden mir sicherlich recht geben, wenn 
ich feststelle, daß der Ausbauplan bzw. das 
Programm für unsere Landesjugendheime eine 
wesentliche soziale Verbesserung bedeutet. 
Wenn wir mit dem neuen Behindertengesetz 
einen großen' Fortschritt erzi.elen konnten, SO  

wäre es meines Erachtens sehr angebracht, 
sich auch mit einem entsprechenden Ausbau- 
plan für unsere Befürsorgten in Niederöster- 
reich zu befassen; dies umso mehr als wir 
wissen, daß min,destens noch zwei Heime not- 
wendig sind, um alle Fälle befriedigen zu kön- 
nen. Das ist mein Vorschlag zur Frage unse- 
rer Landesfürsorgeheime in Nie'derösterreich. 

Gestakten Sie mir noch, ciaß ich mich kurz 
mit dem Landesfürsorgeheim St. Andrä v. d. 
Hagentale beschäftigte. Ich glaube, daß mir 
insbesondere die Mitglieder des Finanzkon- 
trollausschusses, der laufend in gewissen Zeit- 
abständen Kontrollen durchführt, und alle 
jene Abgeordneten des Hohen H'auses, die das 
Fürsorgeheim St. Andrä schon einmal besucht 
haben, recht geben werden, daß dieses Heim 
für das Land Niederösterreich geradezu ein 
Schandfleck ist. Nicht nur, daß die Räumlicii- 
keiten, die veraltet und zum überwiegenden 
Teil baufällig sind, trostlos aussehen und auf 
die dortigen Insassen unfreundlich wirken, hat 
man beim Betreten des Heimes den Eindruck, 
in einem Irrenhaus zu sein. Seien Sie bitie 
nicht ungehalten, wenn ich eine so harte Fest- 
stellung treffe. Dadurch, daß die körperlich 
und geistiq Siechen zusammen untergebrarht 
sind, ergibt sich der vorher geschilderte Ein- 
druck. Das allein zeigt uns wieder einmal, 
da.ß man mehr solche Heime brauchen würde, 
und mehr Unterkunftsräumlichkeiten notwen- 
dig sind, damit es endlich möglich ist, die 
körperlich von den geistig Siechen zu trennen. 
Ich verweise noch einmal auf den ganz un- 
möglichen Bauzustan'd dieses Heimes und er- 
suche Sie daher, meine sehr verehrten Damen 
und Herren dieses Hauses, sich meiner Bitte 
anzuschließen, das zuständige Referat und 
auch die gesamte Landesregierung mögen in 
allernächster Zeit dafür Sorge tragen, daß auf 
dem Sektor des Fürsorgewesens und insbeson- 
dere für den weiteren Ausbau der Heime mehr 
Mittel zur Verfügung gestellt werden, damit 
auch die Zustände in St. Andrä abgestellt 
werden können. (Beifall bei der SPO.) 

PRASIDENT WEISS: Als nächster Redner 
kommt der Herr Abg. L a f e r 1 zum Wort. 

Abg. LAFERL: Hohes Haus! Sehr geehrte 
Damen und Herren des Hohen Landtages! Ge- 
statten Sie mir, Kollege Peyerl, daß ich Ihren 
Ausführungen etwas anfüge. Als eines der 
ältesten Mitglieder des Finanzkontrolllaus- 
Schusses ist mir bekannt, daß sich.das zustän- 

dige Referat um das Siechenheim in St. Andrä 
vor dem Hagentale sehr bemüht; es wurde 
meines Wissens schon zweimal umgebaut. 

Durch die innige Zusammenarbeit aller Be- 
teiligten, wie Hofrat Dr. Ludwig Mohr, Herrn 
Bürgermeister Rudolf Wehr1 - unser Herr- 
gott lasse ihn selig ruhen -, Herr Bürgermei- 
ster Frasl, der ebenfalls nicht mehr unter den 
Lebenden weilt, und meiner Wienigkeit, ist es 
gelungen, in Wr. Neusta.dt ein einmalig schö- 
nes, erstklassiges Fürsorgeheim neu zu errich- 
ten, Wenn es je Differenzen gegeben hat, dann 
wurden diese immer hinter verschlossenen 
Türen ausgetragen, denn wir hatten damals 
im Raum,e von Mödling einen qroßen Gegner, 
der für den Standort Mödlintg eintrat. (Lande's- 
rat Otto Rösch: Wie bat er denn geheißen, 
dieser Gegner?) Diesen Namen habe ich ver- 
gessen, Herr Landesrat. (Heiterkeit im Hause.) 
Nur durch unsere Einmütigkeit ist es gelun- 
gen, dieses Fürsorgeheim in unserem Bezirk 
zu errichten. Ich glaube wohl, sagen zu dürfen 
daß es ein mustergültiges Heim geworden ist. 

Uber die Fürsorge an und für sich, ob es 
sich nun um die offene oder geschlossene Für- 
sorge handelt, brauche ich, wie ich glaube, 
nicht zu reden, da sie unseren Gem,eindefunk- 
tionären und Bürgermeistern hinlänglich be- 
kannt ist. Nicht bekannt ist vielleicht, daß am 
17. Mai 1967 der Osterreichische Gemeinde- 
bund an alle Landesverbände folgendes Er- 
suchen gerichtet hat: ,,Anbei übersenden wir 
Ihnen den Entwurf eines Bun'des'gesetzes über 
die Regelung der öffentlichen Fürsorge. Da 
der Osterreichische Gemeindebund bis zum 31. 
Mai seine Ste&lungnahme abziigieiberu hat, bitten 
wir Sie um Ihre Stellung bis 25. Mai laufen- 
den Jahres." Das haben wir getan. Ein weite- 
res Schreiben, datiert mit 7. Juni, erging a-n 
alle Landesverbände: ,,Im Nachhang zu unse- 
rem Rundschreiben vom 16. Mai teilen wir 
Ihnen mit, daß es uns gelungen ist, vom Bun- 
desministerium für Inneres eine Erstreckung 
der Frist für die Stellungnahme zu einem Für- 
sorgegesetz zu erreichen. Wir bitten Sie nun 
um Ihre Stellungnahme bis zum 15. Juni." Es 
erging noch ein Schreiben des Verbandes nie- 
derösterreichischer Gemeindevertreter der 
OVP am 2. Mai 1967 an alle seine Bezirksob- 
männer mit dem Ersuchen um Stellungnahme 
zu einem neuen Fürsorgegesetz. Die Bezirke 
Amstetten, Krems a. d. Donau, Mistelbach, 
Neunkirchen, Wr. Neustaldt und noch einige 
haben dazu Stellung genommen. 

Ich will jetzt nicht die ganze Problematik 
des Fürsorgewesens aufrollen, da sie hinldng- 
lich bekannt ist. Ich stelle auch keinen An- 
trag, da schon so viele Anträge. eingebracht 
wurden. Ich ersuche nur,, daß uns der Bund 
endlich ein Grundsatzgesetz gibt, damit die 
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reichsdeutschen Bestimmungen, die für Oster- 
reich eine Belastung bedeuten, nach fast 23 
Jahren aufgehoben werden und wir ein n o -  
dernes, für alle tragbares Fürsorgegesetz be- 
kommen. (Beifall rechts.) 

PRASIDENT WEISS: Als nächster Redner 
kommt d,er Herr Abg. S t a n g 1 zum W-Ort. 

Abg. STANGL: Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren des Hohen Hau- 
ses! Gestatten Sie mir, daß ich mich einem 
Problem zuwende, das wir sehr oft als gelöst 
betrachteten, wobei meist jene verurteilt wer- 
den, die am wenigsten dafür :können. Wenn wir 
in unserem Alltagsleben die verschiedenen 
Nachrichten, ganz gleich durch welches der 
Medien sie uns entgegengebracht werden, zur 
Kenntnis nehmen, dann maßen wir uns oft für 
verschiedene Ereignisse, die sich außerhalb 
des Gesetzes am Jugendsektor abspielen, sehr 
schnell Vorurteile an. Es wurden Gesetze zum 
Schutze der Jugend legislativ verabschiedet. 
Das Land Niederösterreich war in der Nach- 
kriegszeit eines jener Länder, die nicht nur 
den Mut hatten, sondern a,uch die Notwendig- 
keit erkannten, zur Klärung der Situation auf 
dem Gebiete des Jugendschutzes einen Ge- 
setzentwurf einzubringen, der im Jahre 1956 
vom Niederösterreichischen Landtag verab- 
schiedet wurde. Ich glaube, daß niemand von 
denen, die über die Materie damals verhan- 
delt haben und dem Gesetzentwurf ihre Zu- 
stimmung gaben, erwartet hat, da13 dieses 
Gesetz kritiklos hingenommen wird. Nach 
den inzwischen eingetretenen Zmeitabständen 
möchte ich feststellen, daß die Hoffnungen 
den Enttäuschungen leider unterlegen sind. 
Ich weiß, daß bei der Kompliziertheit der 
Materie und bei den Kompetenzschwierigkei- 
ten, die hier eine bedeutende Rolle spielen, 
fast nichts anderes zu erwarten war. 

Meine verehrten Damen und Herren! Wir 
brauchen Gesetze, die vor allem Maßnahmen 
enthalten, die gewissen Vergehen entqegen- 
treten sollen. Auf diesem Grundsatz sin8d na- 
türlich die verschiedenen Gesetze - nicht nur 
das niederösterreichische -- aufgebaut. Sie 
sind aber mit ihren Geboten, Verboten und 
den verschiedenen Sanktionsbestimmungen im 
gesamten Bundesgebiet sehr verschieden. Ich 
will gar nicht behaupten, daß eine Uneinheit- 
lichkeit immer negativ zu beurteilen ist, bin 
aber der M,einung, daß gerade bei Gesetzen, 
die nicht nur - ich wiederhole es noch einm'al 
- für Gebote, Verbote und Sanktionen ge- 
schaffen wurden, sondern die die Jugend be- 
treffen, eine gewisse Einheitlichkeit vorhan- 
den sein sollte, da es für jene, die die Ein- 
baltung dieser Gesetze zu überwachen und 
Entscheidungen zu treffen haben, nicht leicht 
ist. Ich denke hier an einige Dinge, wi,e zum 
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Beispiel den Alkoholismius, die besonders 
augenfällig sind. 

Darf ich aus meiner näheren Heimat ein 
Beispiel bringen. Wenn ein Jugendlicher von 
Stammersdorf über die Grenze nach Nieder- 
Österreich geht, darf er bereits mit 16 Jahren 
Alkohol trinken. Geht aber ein Jugendlicher. 
von Gerasdorf-Siedlungsgelbiet Oberlisse, 200 
Meter weiter, dann darf er das nicht tun. Ich 
könnte hier noch einige Begriffsbestimmungen 
anfuhren. Auch der Zeitbegriff ,,Einbruch der 
Dunkelheit" ist sehr dehnbar, sehr subjektiv 
aufzufassen; auch das liegt nicht im Sinne eines 
Gesetzes. Diese Probleme gehen weiter über 
den Besuch von verschiedenen öffentlichen 
Veranstaltungen. Auch hier sind die Deklarise- 
rungen sehr verschieden. ,Ich betone nochma1.s: 
Nicht deshalb soll die Vereinheitlichung durch- 
geführt werden, weil sie der Exekutive oder 
jenen, die hier zu urteilen haben, klare Mög- 
lichkeiten zum Einschreiten bieten, sondern 
weil man vor der Jugend als Erwachsener, be- 
sonders aber als Angehöriger einer ge.setz- 
gebenden Körpersckft das Gesicht verliert. 
Es entwickelt sich rein psychologisch in dem 
Jugendlichen eine Unsicherheit, weil er sich 
nun fragt, wer soll es wissen, wenn nicht je- 
ne, die sich in dieser Hinsicht von Psycholo- 
gen, Medizinern usw. beraten lassen. 

Auch nicht nur den Jugen,dlichen, auch den 
Eltern - also jenen, die uns gewählt haben 
- bereiten wir mit dieser Uneinigkeit ge- 
wisse Schwierigkeiten. Diese taeten nicht nlur 
auf, wenn die Betroffenen an der Grenze eines 
Bundeslandes wohnen, sondern auch während 
der Urlaub,szeit. Man k.ann. keinem Elternteil 
zumuten, daß er alle Jugendschutzbestimmun- 
gen sämtlicher Bundesländer beherrscht und 
genau weiß, ob er zum Beispiel in Kärnten 
seine fünfzehnjährige Tochter zu einer Veran- 
staltunq mitnehmen darf oder nicht. 

Gestatten Sie, daß ich noch auf das Problem 
der sogena,nnten erziehungsberechtigten Per- 
sonen zurückkomme. Ich weiß, daß diese Be- 
griffsbestimmungen innerhalb des Gesetzes 
zum Schutze der .Jugend keine genaue Defini- 
tion erfahren. Wir haben aber den gleichen 
Ausdruck bei verschiedenen anderen Gesetzen, 
ich denke hier an das Bürgerliche Gesetzbuch 
oder an die Jugendwohlfahrts'gesetzgebung. 
Dort ist genau erklärt, daß eigentlich die Er- 
ziehungsberechtigunc erst mit der Großjäh- 
rigkeit beginnt, während wir hier bei Begleit- 
personen die Erziehungsberechtigng mit 18 
Jahren festgelegt haben. Es könnte ein Acht- 
zehnjähriger auf die Idee kommen, mit seiner 
sechzehnjährigen Braut verschiedene Vorteile 
des Gesetz zu genießen - sehr oft ohne Ein- 
verständnis der Eltern diese4s Mädchens - SO 
dnß der junge Mensch indirekt zum Gesetzes- 
übertreter werden könnte. 
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Meine Damen und Herren! Erfreulich ist bei 
diesem Problem aber, daß sich nicht nur das 
Hohe Haus damit beschäftigt, sondern daß be- 
reits im Jahre 1965 in Graz eine Arbeitsge- 
meinschaft für öffentiiche Fürsorge und Ju- 
genldwohlfahrt zwsammengetreten ist, in der 
sowohl die Bundesministerien für sozial'e Ver- 
waltung und Inneres, als auch die Bundes- 
länder Steiermark, Kärnten, Oberosterreich, 
Wien U. Niederösterreich vertreten sind. Auf 
Grund eines Vorschlages des Cisterreichischen 
Bundesjugendringes wurden dort alle diese 
Probleme durchberaten, und es konnte eine 
Einigung erzielt werden. 
Die zweite erfreuliche Tatsache ist die, daß vom 
zuständigen Referat bereits ein Entwurf zur 
Stellungnahme ausgesendet wurde. ja daß vom 
zuständigen Referat auch mit den umliegen- 
den Bundesländern Verhandlungen wegen ver- 
schiedener Vereinheitlichungen qeführt wur- 
den. Hier kam es nicht in allen Punkten zu 
einer Einigung. Die Niedaerösterreicher sind 
der Meinung, daß es besser ist, den Alkohol- 
genuß ab dern 16. Lebensjahr zu gestatten, die 
Wiener hingegen bleiben noch bei der Grenze 
des 18. Lebensjahres stehen. D'arf ich in die-- 
Sem Zusammenhang eines bemerken: Gesetze 
zum Jugendschutz alllein werden zu wenig 
sein. Ich habe einmal gelesen, daß der erzie- 
herische Ju,gendschutz eine sehr bedeutende 
Stellung einnimmt. Wir haben schon im Zu- 
sammenhaag mit der genannten Arbeitsge- 
meinschaft ersehen, daß vor allem in den an- 
deren Bundesländern die öffentliche Fürsorge- 
und Jugendwohlfahrt verantwortlich zeichnet. 
In Niederösterreich gibt es eine kleine Tren- 
nun'g. Hier untersteht nicht alles dem zu,stän- 
digen Referenten für die Jugendwohlfahrt, der 
Instanzenweg usw. gehört zur Abteilunq 112, 
also in die Kompetenz der Polizeiangelegen- 
heiten. Ich qlaube, hier müßte eine Verein- 
heitlichung herbeigeführt werden. Berufungen 
usw. werden in dieser Abteilung bearbeitet, 
die erzieherischen Maßnahmen, die Unter- 
bringunq in Heimen usw. werden von ande- 
ren Abteilungen erledigt. 

Wir haben in einem Fall, es handelt sich 
um ein Mädchen aus Angern, ich will aber 
nicht näher auf diese Angelegenheit eingehen, 
einige Divergenzen erlebt, die genauso zu 
einem Unbehagen des Kindes als auch der El- 
tern führten. 

Darf ich abschließend folgendes feststellen: 
Wir wissen, daß Kinder und Jugendliche nicht 
von allen Gefahren des Öffentlichen Lebens 
ferngehalten werden können. Verschiedene 
negative Einwirkungen werden immer wieder 
in Erscheinung treten, sei es durch Massen- 
medi)en, durch Filme oder durch den aufkom- 
menden Tourismus, sei es durch die Probleme 

der merkantilen Werbung, zum Teil a8uch durch 
das schlechte Beispiel des Erwachsenen. Ich 
glaube, wir müssen uns alle bemühen, Mittel 
und Wege zu finden, der Jugen'd eigene Ab- 
wehrenergien zu geben oder diese i u  mobili- 
sieren, denn vorh'anden sind sie in jedem Ju- 
gendlichen, damit sie kritik- und urteilsfähig 
werden. Das glfeiche - ich gebrauche wieder 
harte Worte - müssen wir aber auch den El- 
tern geben. Hier ergeben sich sehr weitrei- 
chende Aufgaben, sowohl in finanzieller als 
auch in organisatorischer und ideeller Hin- 
sicht. 

Ich hatte nicht die Absicht, ein umfassen- 
des Referat zu halten; ich wollte nur die. Pro- 
bleme aufzeigen, um sie der Vorbereitung und 
Koordinierunq im kommenden Jahr zuzufüh- 
ren. Ich weiß, daß die verschiedenen Ereig- 
nisse für uns ein Alarmzeichen sind und daß 
auf vielen Seiten der Wille zum Tun vorhan- 
den ist. Ich hoffe, daß nicht Urhebergedanken ' 
und Eitelkeit vorherrschen, son,dern das Wol- 
len um ein besseres Leben iinserer Kinder 
und Jugendlichen uns gemeins.ame Wege fin- 
den läßt. (Beifall bei der SPU.) 

PRASIDENT WEISS: Zum W,ort gelangt der 
Herr Landesrat R ö s c h. 
LANDESRAT RUSCH: Herr Präsitdent! Meine 

sehr geehrten Damen und Herren! Die Dis- 
kussion zur Gruppe 4 ist jetzt überraschend 
schnell zu Ende gegangen. Ich glaube, daß da,s 
unter Umständen gar kein schlechtes Zeichen 
ist; denn wenn die Mitglieder des Hohen Hau- 
ses nicht allzuviel zu einer Gruppe ZLI sagen 
haben, nicht allzuviel Kritik anzubringen ha- 
ben, nicht allzuviel Wünsche vorzubringen ha- 
ben, so scheint da,s doch ein gewisses Zeichen 
dafür zu sein, daß auf diesem Gebiet, ich will 
nicht sagen, eine allgemeine Zufriedenheit 
herrscht, abex doch offensichtlich ein Zustand 
erreicht ist, der eben doch etwas besser ist 
als in manchen anderen Kapiteln d.iese8s Bud- 
gets und in manchen anderen Punkten der 
Landesverwaltung. Ich glaube, von dem Ge- 
sichtspunkt her qesehen, ist die Kürze nicht 
schlecht; ich werde mich auch bemühen, sie, 
in einem kurzen Schlußwort nicht allzusehr 
zu verlängern. 

Abg. Peyerl hat mit einer Kritik an mir und 
an dem Ressort begonnen. Es ist das gute de- 
mokratische Recht jedes Abgeordneten, diese 
Kritik auszusprechen. Ich muß sie atuf mich 
n'ehmen, wenn ich mich auch gleichzeitig bei 
Herrn Kollegen Laferl bedanke, daß er mich 
etw>as unterstützt hat. Ich glaube, hier hat zu 
einem guten Teil nicht der Abgeordnete Laferl, 
sondern der Baumeistber Laferl Gesprochen, der 
dieses Heim kennt und von seiner fachlichen 
Beurteilung her feststellt, claß es furchtbai- 
schwer ist, in diesem Heim etwas zu machen. 

. 
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trdisieren, den c Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir kein weiteres Heim geplant haben, dann 
wenn man nicht viele, viele Millionen in die- mochte ich fast sagen, daß sich hier zwei belassen, die Mit! 
Ses Heim St. Andra vor dem Hagentale inve- Grundsätze qegenuber qestanden sind. Auf der Mitbezahlunq w 

ist ein System, stiert, kann das immer nur Flickwerk, Pfusch- einen Seite die Notwendigkeit, daß wir un- 

daß es s alle werk werden. Ich mochte sogar soweit gehen zweifelhaft in absehbarer Zeit noch ein bzw. 
und sagen: In die bestehenden alten Gebäude zwei solcher Heime brauchen werden, und auf welcher Partei 

waren, nicht für noch allzuviel ZU investieren, ist sinnlos. Ein der andleren Seite die Audfassung despinanzre- 
ähnliches Problem haben wir bei de-r Frage ferates, von dem ich vorweq sagen möchte, ser, Maßnahmen d 

den Bürgermeister des Ausbaues der Jugendheime mit Mödling &ß man dagegen kaum etwas einwenden kann, 
gehabt. Das Beste, was man tun kann, ist, das man soll trachten, einmal begonnene Dinge tern, zu lassen, de 

besser. Außerdem Gebäude wegzureißen und ein neues aufzu- fertigzumachen, bevor man mit neuen be- 

der Zeit, zur Dez bauen. Wir haben bisher eine Unzahl von ginnt. Nun sind wir mit den beiden Heimen 
Traversen eingebaut, damit das Gebäude uber- noch nicht fertig,daher der Versuch, im kom- Zentralisation ZU 

daß im Laufe des haupt hält und nicht zusammenfällt. Wir ha- menden Jahr diese beiden Heime fertigzu- 
ben dort 150 Pfleglinge in sehr schlechten stellen. Im Jahre 1969 wird man daran gehen deit wird, Ob wi 

auch schon ein i Räumen untergebracht. Ich qebe zu - da muß müssen, zu versuchen, neue Heime zu schaf- 
ich dem Abg. Payerl recht qeben -, daß das fen. Innerhalb des Referates sind einige Ideen schiedet wird, das 
kein Ruhmesblatt im Kranze der Fürsorgehei- vorhanden; es würde aber zu weit qehen, im- ten, das entzieht s 

Abschließend da me ist. Wir haben heuer im Budget nur einen Rahmen des Schlußwortes auf diese einzu- 
Betrag von 85.000 Schilling fur Instandsetzung qehen. Zur qegebenen Zeit wird m3n aber . leicht noch eine Sc 
und Erhaltung der Gebäude; das ist ein an sich darüber sprechen mussen, wie man runter unserer derzeitige 
lächerlicher Betrag. Aber ich mochte noch ein- Umständen weiter kommen kann. ren die Angelegei 
mal festhalten, es hätte qar keinen Sinn, wur- ~ ~ l l ~ ~ ~  Laferl hat dann als zweiter Redner satzgesetzes in di 
de man momentan dort viel mehr investieren. die F~~~~ des ~ i i ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ d ~ ~ t ~ ~ ~ ~ ~ t ~ ~ ~  in nisteriums; also dc 
Auch darin stimme ich Herrn Abg. Peyerl bei, sehr markanter ~ u ~ ~ ~ ,  wenn ich so sagen darf, mal geheißen hat. 
daß man sich den Kopf zerbrechen muß, wie einfach auf den Tisch gelegt. Er hat urige- dies unbestreitbar 
man mit diesem Heim weiterkommt. fahr gesagt: Mehr will ich nicht tun, sorgt fassung ist, daß 

Kolleqe Laferl hat schon erwahnt, daß wir dafür, daß bald etwas daraus wird. In der zum Ressort Sozi 
ein sehr modernes Heim in Wiener Neustadt jetziqen Situation hat es kaum einen Sinn, Dazu bedarf es abe 
haben, das allerdings auch einen Wermuts- wieder einen Antrag an die Bundesregierung änderung. Es ist di 
tropfen beinhaltet, nämlich die Dachkonstruk- usw. zu richten. Den Damen und Herren des nerzeitigen Koaliti 
tion, die absolut nicht hinhaut. Wir brauchen Hohen Hauses ist bekannt, daß das Bundes- auch jetzt der mc 
in diesem Heim bald ein neues Dach, weil wir ministerium für Inneres im heuriqen Jahr wenn man irgend# 
auf eine neue Konstruktion hineingefallen einen Entwurf ausqesandt hat, der allerdings 
sind, die zwar billiger war; jedoch ist, wie fast bei niemandem Zustimmun~g~gefuntten hat. eine Reihe an 
sich jetzt herausstellt, nicht immer das Billig- Der Herr Buridesminister für Inneres hat erst en Wunschen 1 

ste gerade das Beste. Es wird wahrscheinlich vor wenigen Wochen während einer Tagung ieser Gelegenheii 
so sein, daß wir viel mehr investieren mussen in Innsbruck, Verzeihung, nicht in Innsbmck, uch diese und je 
um das Dach in Ordnung zu bringen. Wir ha- sondern im Parlament anläßlich einer Anfrage wird das ZU viel L 
ben auf jeden Fall dort ein neues Heim, wir mitgeteilt, daß er alle diese eingegangenen heraus. Vielleicht 
werden etwa im Monat Mai in Wiaidhofen und Stellungnahmen zusammenfassen und einen Gebiete, wo sich 
Melk zwei weitere Heime eröffnen. Wir ha- neuen Entwurf demnächst aussenden wird. doch einmal möglic 
ben in Mistelbach ein Heim, das sicherlich Man wird dann sehen, was darin steht. Schiebung vom Inr 
nicht zu den modernsten gehort, aber im Ver- Tatsache ist eines, meine D~~~~ und H ~ ~ -  ministerium Z U  errf 
hältnis zu St. Andra noch ein Prunkstuck ren, ich glaube, das ist unbestritten: ist Abg. Stangl hat E 
darstellt. Wir werden uns also uberleqen notwendig, daß wir zu einem neuen, moder. pe 4 über das Juge 
müssen, was mit St. Andrä zu qescheher, hat. nen ~ürsorgegrundsatzgesetz kommen, ~i~~~~ Ich bin nicht ressc 
Ich dlarf zu diesem Fraqenkomplex feststellen Fürsorgegrundsatzgesetz darf meiner ~~i~~~~ diq ist der Herr L 

nun mit qroßem 1 
haben schon darauf hingewiesen -, daß es gehen; das wäre auch schlecht. Es soll nicht Stangl erfahren - 
sich hier um wirkliche Leistunqen der Ge- das reichsdeutsche prinzip übernehmen, das Neues bei so einer 
meinden und Fürsorgeverbände gehandelt hat, ist nicht notwendig. Was sich aber immer- zuständiqen Ressor 
die zuerst beim Bau von Wiener Neustadt in hin seit nahezu 3~ J~~~~~ in ~~~d~ schutzgesetz in v o  
Vorlage getreten sind. Dann haben sie auf die eingebürgert hat, das soll man nicht ohne Hohe Haus und c 
Rückzahlunq verzichtet, das Land hat densel- zwingenden Grund einfach durch völlig neue noch beschiiftiqen 

sehr qeehrten Dan 
uns alle bewußt, d 

ben Betraq noch dazugegeben und das Methoden der Verwaltung ersetzen. Ich sage 
Ergebnis ist, daß wir jetzt drei neue Heime das desweqen, weil der letzte Entwurf so 

schutzgesetzes eine irgendwo die Absicht qehabt hat, diesle qanze haben. 
tik beinhaltet, näm Wenn Herr Kollege Peyerl sagte, diese Grup- Frage der Fürsorge aus den Fürsorgeverbän- 
Was soll geschützt pe sei stiefmütterlich behandelt worden, weil den herauszuziehen, in den Ländern zu zen- 
werden und wiewe 

~ ~- _ _ ~ ~ ~  ~ ~~ ~~ ~~ 

- Herr Abg. Peyerl und auch Abg. Laferl nach nicht von den bewährten Methoden ab- 
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tralisieren, den Gemeinden die Mitarbeit ZU 

belassen, die Mitsprache zu nehmen und die 
Mitbezahlunq wieder zu belassen. Das 
ist ein System, von d'em ich glaube, 
daß es . alle Gemeindevertreter, gleich 
welcher Partei oder Auffassung sie 
waren, nicht für sinnvoll fanden. Es ist bes- 
ser, Maßnahmen der öffentlichen Fürsorge bei 
den Bürgermeistern, bei den Gemeindevertre- 
tern, zu lassen, denn sie kennen die Probleme 
besser. Außerdem widersprioht das einem Zug 
der Zeit, zur Dezentralisation und nicht zur 
Zentralisation zu kommen. Es ist zu hoffen, 
daß im Laufe des Jahres 1968 weiter verhan- 
delt wird. Ob wir hoffen können, daß 1968 
auch schon ein brauchbares Gesetz verab- 
schiedet wird, das wage ich nicht zu behaup- 
ten, das entzieht sich meiner Kenntnisse. 

Abschließend darf ich bei dieser Fra,ge viel- 
leicht noch eine Schwierigkeit aufzeigen. Nach 
unserer derzeitigen Bundesverfa,ssung gehö- 
ren die Angelegenheiten des Gürsorgegrund- 
satzgesetzes in die Kompetenz des Innennii- 
nisteriums; also das Armenwesen, wie es ein- 
mal geheißen hat. Nun glaube ich aber, daß 
dies unbestreitbar unsere gemeinsame Auf- 
fassung ist, daß diese Anliegen viel eher 
zum Ressort sozialer Verw'altung gehören. 
Dazu bedarf es aber wieder einer Verfassungc- 
änderung. Es ist das Schicksal sowohl der s'ei- 
nerzeitigen Koalitionsregierung als na,türlich 
auch jetzt der monocoloren Regierung, daß, 
wenn man irgendwo probiert eine Kompetenz 
im Verfassungsweg zu ändern, sich dann so- 
fort eine Reihe anderer Ministerien mit ähn- 
lichen Wünschen melden und sagen: Na, bei 
dieser Ge!egenheit könnte man doch gleich 
auch die.se und jene Frage bereinigen. Dann 
wird das zu viel unjd es korxmt nichts dabei 
heraus. Vielleicht wird es aber auf diesem 
Gebiete, wo sich alle Parteien einig sind, 
doch einmal mö'glich sein, eine Kompetenzver- 
Schiebung vom Innenministerium zum Sozial- 
ministerium zu erreichen. 

Abg. Stangl hat als letzter Redner zur Grup- 
pe 4 über das Jugendschutzgesetz gesprochen. 
Ich bin nicht ressortzuständig dafür, zustän- 
dig ist der Herr Landeshauptmann. Ich habe 
nun mit großem Interesse von Herrn Abg. 
Stangl erfahren - man erfährt ja immer 
Neues bei so einer Budgetdebatte --, daß beim 
zuständigen Ressort schon ein neues Jugend- 
schutzgesetz in Vorbereitung sei, welches das 
Hohe Haus und den zuständigen Ausschul3 
noch beschäftigen wird. Ich glaube, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, wir sind 
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sinnvoll? Was kann man denn überhaupt 
schützen? Ich habe gestern in einem Gespräch 
erwähnt, daß ich einmal von einem Polizei- 
Organ beanstandet wurde, abs ich entgegen 
den Bestimmungen des Jugendschutzge- 
setzes mit meiner 15jährigen Tochter 
nach 10 Uhr abends ein Gasthaus be- 
suchte, um Nachtmahl zu essen. Es 
erhebt sich da die Frage, ist es wirklich der 
Sinn des Jugendschutzgesetzes, daß man dem 
Vater verbietet mit seiner Tochter Nachtmahl 
essen zu gehen, nur weil das Gesetz nach 
21 Uhr das verbietet? Es war in einem ande- 
ren Bundesland. Hier erhebt sich die Frage: 
Wo ist die Grenze? Betrachten Sie das aber 
im Zusammenhang mit dem, was Herr Abg. 
Diettrich heute hier über moderne Kunst ge- 
sprochen hat. WO ist jetzt die Grenze? Zum 
Beispiel bei der modernen Kunctbetrachtung 
für Jugendliche. Wo ist Schmutz, wo ist 
Schund? Wer beurteilt es? Es ist schwierig, 
das festzustellen. Gehen Sie noch einen Schrit: 
weiter und sehen Sie sich heute Filme an. 
Welche Filme sind jugendgeschützt und wel- 
che sind jugendfrei? (Zwischenruf rechts) Es 
gibt eine Kommission, die das feststellt, ja, 
aber meine Herren, wenn man sich dann 
selbst einen solchen jugendgeschützten Film 
ansieht, dann fragt man sich oft, warum der 
jugendgeschützt ist. Si'eht man sich dann wie- 
der einen jugendfreien Film an, da fragt man 
sich oft wieder, ja da dürfen Jugendliche in 
das Kino? Wenn man dann noch feststellen 
kann, daß 17jährige Mädchen vor dem Kino 
ihre Kinder den Müttern zur Auhewahrung 
übergeben, damit sie in das Kino gehen kön- 
nen, obwohl sie dem Alter nach noch nicht 
hineindürften, weil der Film jugendverboten 
ist, dann fragt man sich, wo die Zweckmäs- 
sigkeit dieses ganzen Fragenkompl'exes liegt. 

Ich glaube also, wir müssen uns da.rüber 
klar sein, daß hier eine besondere Problema- 
tik vorhanden ist, und es nicht leicht sein 
wird, ein zeitgemäßeis, den Realmitäten nahes 
und entsprechendes Jugendschutzgesetz zu 
finden. 

Meine Damen und Herren, ich glaube, das 
waren alle Fragen, die im Rahmen dieser 
kurzen Debatte ange,schnitten wurden. Ich 
möchte abschließend folgendes feststellen: Der 
moderne 'Wohlfahrtsstaat. würde eigentlich' 
dazu verleiten, daß man sich fragt, ob denn 
solche Fürsorgemaßnahmen überhaupt noch 
notwendig sind. Wenn man dann noch sieht. 
daß die befürsorgten Fälle von Jahr zu Jahr 
geringer werden - die Mittel bleiben aller- 

uns alle bewußt, daß die Frage des Jugend- dings gleich, weil wir versuchen, mit den 
schutzgesetzes eine wirklich echte Problema- gleichbleibenden Beträgen wenigen Personen 
tik beinhaltet, nämlich über die Abgrenzung: mehr zu geben -, dann muß man sich fragen, 
Was soll geschützt werden, wer soll qeschützt ob die Fürsorge noch einen Sinn hat. Sie hat 
werden und wieweit ist ein Schutz .überhaupt nämlich eine ganz andere Bedeutunq als vor 

r" letzte Entwurf so 
labt hat, diesle ganze 
den FürsorgeVerban- 
ien Ländern zu Zen- 
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40, 50 Jahren. Ich glaube aber trotzdem, daß 
Fürsorge notwendig ist; auoh die Öffentliche 
Fürsorge ist bei uns noch notwendig. Sich auf 
die großen privaten Organisationen zu ver- 
lassen, wie etwa in den Vereinigten Sta.aten, 
ist bei uns nicht möglich, denn hier qibt es 
eine andere historische Entwicklung. Ich glau- 
be  wir würden gar nicht so viele private ca- 
ritat'ive Einrichtungen finden, die sich um die- 
se Frage kümmern könten. Es ist daher die 
öffentliche Fürsorge notwendig. Das Ziel der 
öffentlichen Fürsorge kann heute natürlich 
nur sein, dort einzugreifen, wo der Betroffene 
durch ?in persönliches Mißgeschick allein 
mit diesen Dingen nicht fertig wind. Anson- 
sten versuchen wir im Rahmen der Sozial- 
versicherungen und der Soziabgesetzgebung 
soweit es geht den Menschen abzuschirmen. 

Glanz zum Schluß gestatten Sie mir bitte 
noch eine Bemerkung, die vielleicht nicht 
ganz zu diesem Ressort gehört; ich möchte 
es mir aber ersparen, das beim nächsten K'a- 
pitel zu sa4gen. Es wurde gestern zu Belginn 
der Budgetdebatte mit Recht allen jenen für 
di,e Erstellung des Budgets gedankt, die damit 
sehr viel Arbelit gehabt haben, es wurde ins- 
besondere dem Herrn Hofrat Sa,werthal ge- 
dankt, auch dem Herrn Buchhaltsdirektor und 
seinen Beamten für die viele Mühe. Ich habe 
nicht die Absicht, diesen Dank zu schmälern, 
ich bitte Sie nur eines zu berücksichtigen, die 
Herren stehen mit der Vorlage des .Budgets 
am Ende dieser Arbeit. Bevor sie aber alles 
bekommen, sind da. noch viele Dutzende, j-1 
ich möchte fast sagen hunderte Ressortbeamte, 
die alles zusammentragen müssen. Wenn Sie 
sich gerade das Kapitel Fürsorge mit seinen 
vielen Jugendheimen, mit den vielen Detail- 
Plänen und Zahlen ansehen, dann können Sie 
ersehen, wieviel Arbeit hinter diesen Ziffern 
steckt, bis das im Laufe eines Jahres alles 
zusammengetragen, zusammengestellt und 
aufeinander abgestimmt ist, um mit dem vor. 
h.andenen Geld das Auslangen zu finden. All 
das machen die vielen hundert Beamten, die 
nicht im Fin,anzreferat sitzen, sondern in den 
einzelnen Referaten. Ich glaube, e,s ist eine 
gewisse Pflicht, daß man auch diesen Be'am- 
ten, den Dank ausspricht für d,iese ihre Ar- 
beit. Ich will das aber nioht speziell auf die 
Fürsorge beschränken, sondern ganz im all- 
gemleinen, weil ich glaube, es gilt für alle 
Ressorts da.s gleiche. Der Dank gebührt der 
gesamten Beamtenschaft, die hier mitarbeitet, 
daß ein solches Werk entstehen kann. Da- 
mit darf ich auch dem Hohen. Hause und 
dem zuständigen Referenten danken, daß sie 
SO einmütig, so ohne Kontroverse, dieser 
GruDDe nunmehr, wie ich annehme und aus 
dem Munde der Sprecher gehört habe, die 
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Zustiminunq qeben werden (Beifall bei der Zuschuß zur Dec 
SPU.) der offentlichen 

PRASIDENT WEISS: Die ' Radnerliste ist Österreichs von I 
erschopft. Der Herr Berichterstatter hat das einmalige Zuschu 
Schlußwort. Krankenanstalten 

Berichterstatter Abg. ANZENBERGER: Ich Nllionen Schillii 
verzichte auf das Sohlußwort. Sportvereine und 

PRASIDENT WEISS: Zur Abstimmung liegt Schilling. Die S 
vor die Gruppe 4, Fürsorgeweseii und Ju- Krankenanstalten 
gendhilfe. Ich bitte den Herrn Berichterstat- für Psychiatrie ur 
ter zur Gruppe 4, ordentlicher Voranschlag Mehr von 4,3 Mi1 
und außerordentlicher Voranschlag, seinen Neu in den Vor 
Antraq zu stellen. den die Voransc 

Berichterstatter Abg. ANZENBERGER: HO- Poliomyelitis-Schu 
hes Haus! Die Gruppe 4, Fürsorgewesen und Schilling und sor 
Jugendhilfe, sieht im ordentlichen Voran- 
schlag Einnahmen von 165,356.000 Schilling 
vor, denen Ausgaben von 268,353.000 Schil- gen rund 13,l M 
linq qegenüberstehen. Im aüßerordentlichen mit rund 1,3 Mi11 
Voranschlag sieht die Gruppe 4 Ausgaben von Beitragsleistungen 
8,859.000 Schilling vor. Krankenanstaltens 

Ich ersuche den Herrn Prasidenten, die abmängen der La 
Abstimmuna über die Gruppe 4 durchzufuh- mit rund 11,8 Mi1 
ren. heren Einnahmen 

(Nach Abstimmung uber Gruppe 4, Fur- ten für Psychiatrii 
sorgewesen und Jugendhilfe, ordentli&x 
Vonanschlag und außerordentlicher Voran- Ebenso wie in 
schlag, in Erfordernis und Bedeckunal A n - bei den in der Gr 
g e n o mm e n. desanstalten vc 

Ich ersuche den Herrn Berichterstatter Abg. zur Wberschreitt 
Anzenberger, zur Gruppe 5, Gesundheitswe- schlagsziffern frei 
Sen und körperliche Ertüchtigung, ordentli- Die außerordent 
cher Voranschlag und außerordentlicher Vor- pe 5 sind mit 
anschlag, zu berichten. 

hes Haus! Ich habe über die Gruppe 5 zu be- batte zur Gruppe 
richten: Die Gruppe 5, Gesundheitswesen und PMSIDENT WI 
körperliche Ertüchtigung, deren Ausgaben Gmppe 5 ist Abg 
mit Abg. CZIDLIK: 1 
vorgeisehen sind, varizeichnet Meine Damen und 
Einnahmen in der Höhe von S 144,650.000 wird insbesondere 
sodaß das Nettoerfordernis S 98,000.000 behandelt. Schon 
beträgt. jrn Hohen Hause 

In dieser Gruppe werden die Gebarungs- die Spitalsmisere, 
Vorgänge für Gesundheitspflege, Einrichtun- moralischen und U 

gen des Gesundheitswesens, körperliche Er- Spitalserhaltenden 
tüchtigung und Jugendförderung verrechnet. wurde versucht, ii 

Der Vergleich mit dem Gesamtaufwland des nen, wie auf ein1 
ordentlichen Voranschlages ergibt, daß die ment, oft auch ir 
Ausgaben dieser Gruppe 8,04 Prozent dar- jene zu beeinfluss, 
stellen, während sie im Vorjahr 8,O Prozent käme. Doch alles T 

betragen haben. es hat sich im WE 

Die Mehrausgaben von rund 36,5 Millionen In dieser Zeit, die 
Schilling betreffen mit rund 20,7 Millionen eigentlich nur ein 
Schilling den Personalaufwand und mit 15,8 talserhaltenden Gc 
Millionen Schilling den Sachaufwand. kichterung; es w 

Schlusses des Gr 
setzies auf Bundes 
dazu des Landes-K 
Durchfiihrungsgesi 
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Zuschuß zur Deckunq der Betriebsabgange spitalserhaltenden Gemeinden sozusaqen Teil- 
der offentlichen Krankenanstalten hieder- haber zur Bedeckung des Krankenhausabgan- 
Österreichs von 8,1 Millionen Schillina. der aes. 
einmalige Zuschuß zum Ausbau öffentlicher 
Krankenanstalten in Niederösterreich von 1,7 
Millionen Schilling und die Zuschüsse an 
Sportvereine und Sportverbände mit 950.000 
Schilling. Die Sachaufwänide der Lan'des- 
Krankenanstalten und Landes-Krankenhäuser 
für Psychiatrie und Neurologie erfordern ein 
Mehr von 4,3 Millionen Schilling. 

Neu in den Voranschlag aufgenommen wur- 
den die Voranschlagsansätze für die orale 
Poliomyelitis-Schutzimpfung mit 1 Millionen 
Schilling und sonstige Schutzimpfungen mit 
200.000 Schilling. 

Die Mehreinnahmen dieser Gruppe betra- 
gen rund 13,l Millionen Scihilling. Sie sind 
mit rund 1,3 Millionen Schilling auf höhere 
Beitragsleistungen des Bundes und des Nö. 
Krankenanstaltensprehgels zu den Betriebs- 
abmängen der LandesKrankenanstalten und 
mit rund 11,8 Millionen Schilling auf die hö- 
heren Einnahmen der Landes-Krankenanstal- 
ten für Psychiatrie und Neurologie zurückzu- 
führen. 

Ebenso wie in der Gruppe 4 müssen auch 
bei den in der Gruppe 5 veranschlagten Lan- 
desanstalten Verpflegskosten,mehreingängänge 
zur Ub'erschreitung der Ausgabenvoran- 
schlagsziffern freigegeben werden. 

Die außerordentlichen Ausgabeil der Grup- 
pe 5 sind m.it 18,571.000 Schilling veran- 
scMagt. 

Ich bitte den Herrn Präsidenten, die De- 
batte zur Gruppe 5 einzuleiten. 

PRASIDENT WEISS: Als erster Redner zur 
Gnippe 5 ist Abg. C z i d l i k  gemeldet. 

Abg. CZIDLIK: Herr Präsident! Hohes Ha,us 
Meine Damen und Herren! Bei der Gruppe 5 
wird insbesondere ein Thema immer wieder 
behandelt. Schon 2 Jahrzehnte gibt es hiei- 
jm Hohen Hause Auseinandersetzungen üb,er 
die Spitsalsmisere, besser gesagt üb,er die un- 
moralischen und untragb'aren Belastungen der 
spita.lserhaltenden Gemelinden. In dieser Zeit 
wund,e versucht, in allen möglichen Variatio- 
nen, wie auf eine.m gut klingenden Instru- 
ment, oft auch in schrillen Dissonanztönen, 
jene zu beeinflussen, auf die es praktisch an- 
käme. Doch alles war vergebliche Liebesmüh; 
es hat sich im wesentlichen nichts geändert. 
In dieser Z,eit, die ich erwähnt habe, gab es 
eigentlich nur ein einziges Mal für die spi- 
talserhaltenden Gemeinden eine gewisse Er- 
leichterung; es w,ar di'es anläßlich des B,e- 
schlusses des Grundsatzkrankenanstaltenge- 
setzies auf Bundesebene und in Konsequenz. 
dazu des Landes-Krankenanstaltengesetzes als 
Durchfiihrungsgesetz. Damlals bekamen die 

- 
Darf ich in Erinnerung rufen, daß es vor 

1938 ein Krankenanstaltengesetz gegeben hat, 
wonach Bund und Land je 318 des Betriebs- 
abganges zu leisten hatten, die spitalserhal- 
tenden Gemeinden 2/8; dies nicht nur vom 
Betriebsabgang, sondern auch vom Errich- 
tungsaufwand. Es wurde beneits heute im 
vorhergegangenen Kapitel darauf hingewiesen, 
daß nach 1945 eine ganze Reihe von natio- 
nalsozialistischen Gesetzen beseitigt wurden 
und der ursprüngliche Reahtsstatus hergestellt 
wurde. Leider wurde auch manches nicht ge- 
tan; dazu gehort auch, daß das alte Kran- 
kenanstaltengesetz nicht mehr wirksam w r -  
de und die Gemeinden praktisch bis zum 
neuen Krankenanstaltengesetz, das ungefähr 
1957 wirksam wurde, allein bluten mußten. 
Die Beseitigung der Kriegszerstörungen und 
Devastierunqen, die unangenehmsten Aufga- 
ben, mußten praktisch die spitalserhaltenden 
Gemeinden allein durchführen, und die Ko- 
sten dafür mußten sie auch allein tragen. Es 
gab zwar qroße Freude über die Erleichterung 
durch das Krankenanstaltenresetz, aber sie 
dauerte nicht lange. Denn nach wenigen Jah- 
ren - es waren eigentlich nur 3 Jahre - 
wurden die Erleichterungen genadezu weIg- 
gewischt. Die rasante Entwicklung auf dem 
medizinisch-technischen Sektor und vor al- 
lem auch die Erhöhung auf dem Personal- 
sektor führten dazu, daß die 31,25 Prozent, 
also das schwache Drittel, das nach dem 
Krankenanstaltengesetz die Gemeinden zu ent- 
richten hatten, wesentlich mehr als ursprüng- 
lich der Gesamtabgang, der wenige Jahre vor- 
her entrichtet werden mußte, ausmachen. Ja, 
es kam soweit, daß sich ab 1960 dieses schwa- 
che Drittel so sprunghaft steigerte, daß neuer- 
dinqs von derart drückenden Belastungen ge- 
sprochen werden konnte, die die Gemeinden 
dem Ruin zutrieben. Der Bund hatte sich in 
seinem Grundsatzgesetz ein Hinterlurl frei- 
gelassen. Er hatte zwar festgelegt, daß er 
bereit sei, 10 Prozent der Vemflegsgebühren 
ZU entrichten; aber gleichzeitiq hat er aus- 
gesprochen, keinesfalls mehr als 18,75 Pro- 
zent zu bezahlen. Damit schon allein macht 
er es sich relativ sehr billig. 

Wie gesagt, seit 1960 werden die Bela- 
stungen immer unertraglicher; sie führen bei 
einzelnen Gemeinden buchstäblich zum Ruin. 
Es Gibt Gemeinden, die ihre Zweckrücklagen, 
ihre Reservebeträge, die sie für bestimmte 
Zwecke haben müssen, die das Betriebskapi- 
tal, die Betriebsmittel der Gemeinden dar- 
stellen, die insbesondere notwendig sind, um 
regelmäßiq die Gehälter zur Auszahlunq zu 
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bringen, derart angeknabbert haben, daß für 
di,e allernächste Zeit ernste Gefahr besteht 
Wir rechnen damit, daß auf Grun>d der sei- 
nerzeitigen Enquete im Sozialministerium am 
20. d. M. über das Sozialministerium eine 
Weiche gestellt werden soll, S O  gestellt, daß 
der Bund nicht nur hoffen Iäßt, sondern auch 
tatsächlich festlegt, mehr zu leisten als er 
bisher auf diesem Gebiete geleistet hat. 

Die Sozialversicherungsträger, die ja all- 
seits gerade vom Bund und auch vielfach 
aus der UVP-Fraktion, aus der Mehrheits- 
fraktion des Landes, immer wieder angespro- 
chen wurden, daß sie es seien, die mehr lei- 
sten müßten, sind, wie bereits gesagt, zwei- 
mal mit gutem Willen vorangegangen. Das 
letzte Mal vor wenigen Tagen, als sie sich 
bereit erklärten, über 60 Prozent der Ver- 
pflegsgebühren zu entrichten. (Abg. Laferl: 
Montag!) Ja, das ist sehr anerkennenswert, 
Herr Kollege, das haben Sie nicht mit Un- 
recht hier lobend festgestellt. Darf ich aber 
'andererseits feststellen, daß, wenn daraus 
keine Konsequenzen, keine Bkispielskonse- 
quenzen für Bund, Land und IWKAS erflies- 
Sen, daß hier die spitalserhaltenden Gemein- 
den ja wieder nur, sowie bereits einmal, ein 
schwaches Drittel dieser Mehrleistung der 
Sozialversicherungsträger bekommen, weil j ~ '  
der Rest, statt daß .mehr gegeben wird, vom 
Bund, Land und NUKAS inkameriert wird 
So soll es natürlich nicht bleiben. Die kran- 
kenhauserhaltenden Gemeinden müssen daher 
vom Bund, Land und NUKAS verlangen, 
ebenfalls mehr zu geben. 

Die Notwendigkeit dieser Tatsache möge 
ein Beispiel zeigen. 1965 wurde an H'and der 
Rechnungsabschlüsse in allen Fällen - ich 
möchte mich jetzt nur auf einige beschränken 
- die Belastungskopfquote der spitalerhal- 
tenden Gemeinden, bezogen auf die Einwoh- 
nerzahl im Vergleich zur l'ratte, die die Ge- 
meinde in Form der 31,25 Prozent bezahlen 
muß, berechnet. Das stellt sich ungefähr SO 

dar: Die Stadt St. Pölten hatte 1965 pro Kopf 
der Bevölkerung von ihrem Anteil zu1 Be- 
rappung des Betriebs.abganges für Greis oder 
Säugling 144,60 Schilling zu erlegen. Dieser 
Betrag hat sich im Voranschlag 1968 auf 
258,80 erhöht. In Wr. Ne'ustadt waren es 
117,19, die sich im Budget 1968 auf 192,40 
Schilling steigerten. In Waidhofen a. d. Thaya 
steigerte sich der Betrag von 206 auf 430 
Schilling, in Waidhofen a. d. Ybbs von 147 
auf 241, in Krems von 83,30 auf 149,60, in 
Baden von 118,40 auf 165 und in Neunkirchen 
von 244 auf 423,60 Schilling. Nun kommt aber 
etwas Tfiagisches hinzu, das am wenigsten 
beachtet wird. Leider sind die Steueraufkom- 
men der einzelnen Gemeinden, die ich ge- 
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nannt habe, nicht im gleichen Verhallnis zur 
Kopfquote. Es stellte sich bedauerlicherweise 
heraus, daß qerade jene Gemeinden, die die 
hochste Kopfquotenbelastung ausweisen, die 
geringsten Steuereingänge haben. Dadurch 
verschärft sich natürlich der Zustand beson- 
ders arg. Es wäre interessant, das Untersu- 
chungsergebnis aus vorhandenen Unterlagen 
anzufuhren und daraus Kommentare at%u- 
leiten, SO wie es in fruheren Jahren sowohl 
von Sprechern Ihrer Fraktion als auch von 
uns qeschehen ist. Ich bin aber der Meinung, 
daß es bei der tatsachlichen Notwendigkeii 
der Regelung der finanziellen Seite zu nichts 
besonderem führen wurde, da der Nachweis, 
ob ein Verwalter oder Direktor imstande ist, 
auf diesem oder jenem Gebiet im Verhalt- 
nis zu anderen Krankenhäusern Einspsrungec 
zu machen, gleichgultig ist. Letztlich sind das 
keine entscheidenden Dinge. Entscheidend und 
geradezu als Wunder ZG bezeichnen isi viel- 
mehr, daß es allen Krankenhäusern in Nie- 
derosterreich trotz der ungeheuren Belastun- avon überzeu 
gen der Gemeinden im wesentlichen gelungen rnehmen bei1 
ist, mit der medizinisch-technischen Entwick- 
lunq Schritt zu halten und sich dem derzei- 
tigen Entwicklungsstandard anzupassen. rst Brennpunkt 

von 11 Mi11 

Darf ich bei dieser Gelegenheit auch aui 
einige positive Tatsachen hinweisen, weil ich 
der Meinung bin, daß auch derartiges in die- 
sem Hause aufgezeigt werden soll. Es ist 
nämlich dem Herrn Sozialreferenten des Lan- 
des gelungen, eine Situation auszunützen, die 
sich seinerzeit anzeigte, als d,as Krankenhaus alten, was der 
Neunkirchen daranging, bezüglich der ün- esrat Rösch, in de 
fallverhütung Pioniekarbeit ZU leisten und die 
erste UnfaQableilung Niederösterreichs er- 
richtete. Die Arbeiteruqfallversicherungs- das abermals T 

anstalt war bereit, Mittel einzusetzen, um men zwischen (il 
im allgemeinen Krankenhaus Neunkirchen die renten Resch 7 

Errichtung einer eigenen Unfallabteilung zu bisher in der ( 
ermoglichen, nicht nur der blauen Auqen der 
Provinzler wegen, sondern weil erfahrungs- 
gemäß in den Spezialkrankenhäusern die Ver- 
pflegskosten ein Vielfaches dessen betrugen, 
was in unseren niederosterreichischen Kran- 
kenhäusern dafür aufgewendet werden mußte. 
Die Unfallversicherung spart auch dann Mittel 
ein, wenn sie bereit ist, erstmalig einen gros- 
Seren Betraq für eine solche Abteiluriq aus- 
zugeben. Von diesen Erwägungen ausgehend 
und natürlich auch von der Notwendigkeit 
der Errichtung von Spezialbehandlungsstätten 
für Unfälle in den allgemeinen Krankenhäu- 
sern, weil sich diese leider auf Grund der 
Verkehrslage in einem Ausmaß vermehren, er es uberall 
wie es noch vor wenigen Jahren nicht denk- 
bar war, und vor allem auch wegen der vie- 
len Betriebsunfälle infolge der Automatisie- 
rung und der vielfältigen und komplizierten 
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M.aschiiien sowie der Sportunfälle, ist es be- 
grüßenswert, daß der Szialreferent die Ge- 
legenheit wahrgenommen hat und tatsächlich 
von dieser Versicherungsanstalt einen 
Gesamtbetrag von 107 Millicnen Schilling zum 
Nutzen und zugunsten des Landes zustande- 
gebracht hat, wenngleich dieser auch ini we- 
sentlichen den Gemeinden übergeben wurde. 
25 Millionen bekamen zwei Gemeinden als 
Subvention und 48'12 Millionen wurden zur 
Abdeckunq des GOprozentigen Landesanteiles 
verwendet. Das Land erhielt diesen 'Kredit zu 
einem sehr niedrigen Zinsfuß. Ein weiterer 
Betrag von 11 Millionen wurde zu einem re- 
lativ niedriqen Zinsfuß den Gemeinden zum 
weiteren Ausbau von Unfallstationen zur Ver- 
fügung gestellt; 23 Millionen Schilling erhiel- 
ten,zwei Gemeinden zu 4 Prozent Verzin- 
Suna ebenfalls als Gemeindeanteil zum Aus- 
bau von Unfallstationen. Ich nenne absicht- 
lich keine Namen, um hier nicht Neidkom- 
plexe zu erwecken. Es kann sich jedoch je- 
der davon überzeugen, daß diese Mittel im 
Einvernehmen beimder Fra,ktionen sehr ge- 
recht eingesetzt wurden und. wie ich höre, 
nur einen Anfang bedeuten, weil schließlich 
zuerst Brennpunkte berücksichtigt werden 
müssen. 

Wie schon darauf hingewiesen wurde, wer- 
den sich die Leistungen der Krankenkassen, 
das sind die Versicherungsträyer, füi 1968 auf 
60,?5 Prozent im Durchschnitt belaufen. In 
Verbindunq damit möchte ich auch noch 
festhalten, was der Sozialreferent, Herr Lan- 
desrat Rosch, in der Debatte über die Gruppe 
5 im Jahre 1966, also vor einem Jahr, am 
Rande erwähnt hat; ich lege Wert darauf, 
daß das abermals vermerkt wird. Im Einver- 
nehmen zwischen lihm und dfmn Herrn Finanz- 
referenten Resch wurde nämlich festgelegt, 
die bisher in der Gruppe 5 des ordentlichen 
und außerordentlichen Voranschlages einge- 
setzten Mittel plus der Vermehruna der Bau- 

gonnen hat. Die Auswirkungen haben wir in 
den folgenden Jahren zu spüren bekommen. 
In Wirklichkeit hat er damit erreicht, wie 
beispielsweise aiuch im Falle der Südstadt. 
d,aß ein sehr großes und modernes Kranken- 
haus buchstäblich vor die Tore Wiens gesetzt 
wurde. Ich will darüber keine langen Reden 
halten, sondern nur eines feststellen: Für den 
außerordentlichen Bauaufwand aieses Kran- 
kenhauses wurden praktisch in den verqan- 
genen Jahren im Durchschnitt so viele blittel 
aufgewendet wie für alle übrigen Gemeinde- 
krankenhäuser Niederösterreichs. Nachdem 
dieser Ausbau in absehbarer Zeit vollendet 
sein muß, qlaube ich, wäre es nur gerecht, 
zu verlangen, daß diese Mittel, die hier für 
den Gesundheitsdienst jahreliang eingesetzt 
waren, auch weiterhin zum außerordentlichen 
Ausbau der niederösterreichischen Kranken- 
hauser zur Verfügunq gestellt werden. Ich 
hoffe dabei auf die Unterstützung der Mehr- 
heitsfraktion umso mehr, als letztlich bereits 
allerorts gewissermaßen von Gesamtaus- 
bauplänen des Gesundheitsdienstes und der 
Krankenhauser in Niederösterreich gespro- 
chen wurde. Ein derartiger Plan ist mir zwar 
noch nicht zu Gesicht gekommen, ich stehe 
jedoch auf dem Standpunkt, daß es an der 
Zeit wäre, auch dem Hohen Hause einen gut 
durchdachten Ausbauplan vorzuleqen. Im Zu- 
sammenhanq damit bin ich überdies der Mei- 
nung, daß es zweckmäßig wäre, die in die- 
sem Sektor frei werdenden Mittel im außer- 
ordentlichen Haushalt einzusetzen oder im 
ordentlichen Haushalt zu einer ständigen Ein- 
richtunq werden zu lassen. 

Darf ich zum Abschluß zur Behandlung des 
Problems der Krarikenhausmisere noch auf 
folgendes verweisen: Es wurde zwar man- 
cherorts bestritten, aber jene Herren ides 
Hohen Hauses, die sich mit Krankenhausfra- 
gen beschäftigen und insbesondere jene, die 
dem NCIKAS angehören, konnten sich des 

kostenrate in den kommenden Jahren weiter- öfteren davon überzeugen, daß die Gemein- 
:U lassen. Ich halte das für eine wich- 

tige Vereinbarung, die positiv zu werten ist. 

In diesem Zusammenhanq mochte ich noch 
folgendes anführen. In Niederösterreich wur- 
de ein Krankenhaus ganz besonders ausge- 
baut, und zwar auf eine Art und Weise, die 
Anlaß gab, daß sich der Finanzkontrollaus- 
schuß des öfteren damit befassen mußte. Der 
Stein des Anstoßes war das Krankenhaus in 
Modling. Auch hier war es Herr Müllner, der, 
wie er es überall getan hat. sich über alle 
Dinge hinwegsetzend, ganz einfach mit dem 
Ausbau ohne qenaue Planung, ohne Finan- 
zierungsplan und ohne zu fragen, wer das 
bezahlt und wann es bezahlt werden soll, be- 

dekrankenhäuser im Verhältnis zu and,eren 
Krankenhäusern - wenn Sie wollen, kann 
ich auch saqen zu welchen, es sind die Lan- 
desspitäler - billiger geführt werden. Ich 
bitte daher, auf diese Dinge bei allen zu 
diesem Thema angestellten Uberlegungen Be- 
dacht zu nehmen. Wir haben also nur die 
Möglichkeit abzuwarten, ob sich der Bund 
auf Grund einer Initiative des Sozialministe- 
riums am 20. bzw. nach dem 20. dafür ent- 
scheiden wird, durch die Ubernahme einer 
Verpflichtung mehr zu leisten, oder ob die 
monocolore Regierung die Bevölkerung Nie- 
derösterreichs auch in dieser Sparte ebenso 
enttäuschen wird, wie sie es auf anderen Ge- 
bieten getan hat. (Beifall bei der SPU.) 



PRASIDENT W E I S :  Als nächster Red,ner 
kommt der Herr Präsident Abg. R e i t e r zum 
Wort. 

Abg. REITER: Herr Präslident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Mein Vorred- 
ner hat s e h e  Ausführungen zum Thema Spi- 
täler mit der Feststellung b'egonnen, d,aß es 
in der Vergangenheit über dies'e ' Frage im 
Hohen Hause wiederholt Ausein'andersetzun- 
gen, gegeben habe. Ich bekenne mich dazu; 
es waren sachliche Auseinandersetzungen, 
weil man blezüglich der Spitalfragen, bei de- 
nen es ja um die Gesundheit des ges'amten 
Volkes qeht, nicht schwarz und nioht rot se- 
hen darf. Es mü'ssen sich vielmlehr alle Par- 
teien ständig bemühen, eine .gerechte Lö- 
sung, die es, wie ich gestehen muß, derzeit 
nicht gibt, zu fin,den. Der Voranschlag der 
nied.erösterreichischen Krankenanstalten für 
das Jahr 1968 'umfaßt eine Summe von 
513,869.500 Schilling für den Personal- und 
Cacha,ufwand. Dem stehen eigene Einnahmen 
von 330,472.000 Schilling und ein Betriebs- 
abgan\q von 183,397.500 Schilling gegenüber. 
Im Vergleich zum Vorjahr b,edeutet dlas ab'er- 
mals eine Erhöhung um rund 30 Millionen 
Schilling. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Mein Vorredner hat erklärt, daß es in der 
Vergangenheit die ZMerreichische Volkspar- 
tei urar, die des öfteren den Krankenkaissen 
die Schuld daran gegeben hat, d'aß die nie- 
derösterreicihischen Gemeindespiitäber not- 
leidend sind. Ich darf d'aran erinnern, daß 
alle Redner beider Parteien in diesem Hau- 
se wiederholt festgestefilt hlaben, daß alle 
Krankenhausdefizite aus den Minderleistun- 
gen der Krankenkassen entstehen. Das ist 
eine rein sachliche Feststellung und absolut 
hein Angriff auf die Krankenkassen. Ich 
selbst habe b,ereits in der Vesg'an,genihe,it 
hervorgehoben, daß das fin,anzielle Problem 
d'er Krankenkassen mit der Anderung der 
b,estehenden Rechtskonstruktion,. beginnentl 
vom ASVG über d,ie Grundsiitzgesetzgebung 
bis zu den Ausführungsgesetzen des Landes, 
in einem ursächlichen Zusammenhanq steht. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Es ist doch tatsächlich so, daß die Spitäler 
aluf Grund des Gesetzes !gezwungen sind, 
L,ei'stungen z,u vollbringen, daß sie aber auf 
der anderen Seite nicht m'it den entsprechen- 
den Geigenleistungen rechnen können. Ich 
habe auch schon mehrmals darauf bingewie- 
sen und muß es neuerlich unterstreichen, 
dlaß der seit langem bestehenden Forderung, 
von dieser sinnlosen Rechtskon#struktion 
wegzukommen, bis jetzt leider nicht entspro- 
chen wurde. Ich freue mich mit meinem Vor- 
redner, daß wenigstens die von dieser Stel- 
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Meine Damen und Herren! Es hat auch stellen sollte. De: 
der NOKAS wiederholt teilweise über An- Wiedereinrichtung 
regunq von Mandataren des Hohen Hauses, der Krankenanstal 
teilweise auch aus Eigeninitiative eine Rei- be, bei der Enqul 
he von Möglichkeiten aufgezeigt, wie man Bundesländer aucl 
dieser Frage näherficken könnte. Der geqeben, daß mal 
NOKAS ist mit verschiedenen Anträgen auch 
an die Regierung herangetreten. Diese hat ung anstreben soll 
davon auch in diesem Jahr Gebrauch ge- ein Gedanke, über 

Krankenanstalten 
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aufgezeigt, wie man 

ucken könnte. Der 
edenen Anträgen auch 
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macht und eine entsprechende Resolution an 
die Bundesregierung qesendet. Ich glaube, 
Ich kann mir den Inhalt dieser Eingabe er- 
sparen, we'il sie sich aus Punk'ten zusammen- 
setzt, d'ie wiederholt hier im Hause bfespro- 
chen wurden. 

Darf ich vielleicht noch einmal der Klar- 
heit wegen die wichtigsten Punkte, bei de- 
nen wir glauben, daß sie zu einer Lösung 
be,itra,gen könnten, zusammenfassen: Es i:jt 
dies vor ,allem eine Novellierung des Kran- 
kenanstaltenges,etzes 1957, ich gIaube, daß 
aber auch die wiederholt aufgestellt'e Forde- 
rung, daß die Zweckzuschiisse des Bundes 
durch eine Novel1,ierung entsprechend ver- 
einfacht werden könnten und daß vor allen1 
die Beträge des Bundes niclht so spät über- 
wiesen werden, sondern rechtzeitig, womög- 
lich noch im Laufe des J8ahres. besondew 
Beachtunq verdmient. Wir haben weiters wie- 
derholt hier gefordet, daß man den Ländern 
einen höheren Anteil an den gemeinschaftli- 
chen Bundesabgaben zugestehen sollte, um 
sie in die Lage zu versetzen, Zweckzuschüs- 
se an die Krankenanstaltenträger zur Dek- 
kung der B,etriebsabgänge und auch zur 
Deckung d,es 1nvestit.ionsaufwandes zu lei- 
sten. W.ir htiben weiters auch hier wieder- 
holt davon gesprochen, daß Bund, Ländler 
und Gemeinden - es w . ~  dies s'einerzeit 
eine Forderung und ein Angebot vom Wie- 
ner Vizebürgermeister Slavik - ' 1 2  Prozent 
ihrer Ertnagsanteile als gemeinsame Hilfe- 
leistung für die Krankenanstalten nach der 
Maß'gabe zur Verfügung stellen, daß die von 
den Ländern und Gemeinden erbrachten Lei- 
stungen den Spitalerhaltern ihres L.andes 
vonbehalten bleiben. Auch das wäre sicher- 
lich ein,e Frage, die zu üb'erlegen und zu 
prüfen wäre. Wir haben auch wiederholt 
festgehalten, daß die Beteil'iguncf des Bunde's 
am Investitionsaufwand und am Betriebsab- 
gang mit 318 - mein Vorrednser hat schon 
angeführt, so w'ie vor 1938 - festzulegen 
wäre. Es wurde auch der Vorschla'g gemacht, 
daß man vielleicht einen Pauschalbetrag pro 
Bett al,s Beitrag zum Errichtungs.aufwand zur 
Verfügung stellen könnte. Es wurde außer- 
dem davon gesprochen, daß d'er Bun'd einen 
Zuschuß zum Zinsendienst für dae Errich- 
tung und Erweiterung von Krankenanstalten 
für aufgenommene Darlehen zur Verfügug 
stell-en sollte. Desgleichen wurde von !der 
Wiedereinrichtung der Selbstträgerschaft 
der Krankenanstalten gesprochen. Ich glau- 
be, bei der Enquete hat e'in Vertreter der 
Bundesländer auch der Meinung Ausdruck 
geoeben, daß man für die gemeinnützigen 
Krankenanstalten eine Umsatzsteuerbefr'ei- 
ung anstreben sollte. Auch das ist sicherlich 
ein Gedanke, über den man reden kann. Eine 

sehr entscheidende Frage scheint mir auch 
die hier im Hause aufgestellte Forderung zu 
sein, daß man die Pflegegebührensätze sei- 
tens der Sozialversicherungsträger in einein 
bestimmten Prozentsatz an die Höhe der tat- 
sächlichen Pflegegebühren bzw. an die Ans- 
gaben binden sollte. Es wurde - wenn ich 
mich recht erinn'ere - auch der Spitalsplan 
in einer sehr ausführlichen Diskussion von 
Abgeordneten Wiiesmay-r vor zwei 'Jahren 
gefordert. Ich glaub,e aber, daß wir auch bei 
den Krankenanst'aiiten selbst noch manche 
Lösungsmöglichkeiten finden könnten, zum 
Beispiel in der Form einer Rationalisierung 
nach den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit. 
Selbstverständlich wird auch das Land in ir- 
gendeiner Form an d'er Lösung dieses Pro- 
blems mitwirken mü2ssen. 

Das sind meiner Meinung nach die wesent- 
lichsten Punkte, über die in der Vergangen- 
heit wiederholt gesprochen wurde. Ich glau- 
be, mit diesen Anregungen all'ein sagen zu 
dürfen, daß die Ursachen dieses Defizits und 
die Ursachen dieses großen Abganges voll- 
kommen klar erkannt wurden. Es sind auch 
eine Reihe entsprechend'er Lösung,svorschlä- 
ge vorhanden, neue kann man kaum mehr 
hinzufügen, es wäre also tatsächlch an der 
Zeit, an die Durchführung, an die Realisie- 
rung dieser Vorschläge zu schreiten, 

Herr Landesrat, darf ich eine Anregung 
geben. Vielleicht wäre es zweckmäßig, wenn 
auf Landesebene ein Ausschuß, der vielleic,hi. 
nicht so groß wie der NUKAS oder der Land- 
tag sein soll, gebildet würde, der - wenn 
ich so s'agen darf - in Permanenz zu tagen 
hätte und nun, nachdem di,e Gespräche tat- 
sächlich ins Rollen gekommen sind, den lau- 
fenden Kontakt a) zum Bund hält und b) zu- 
sammen mit dem zuständigen pollitischen, und 
beamteten Referenten nach realisilerbaren 
Löslungsvoflschlägen auch auf Landesebene 
sucht. Es ist dies nur ein.e Anregung, ic,h 
muß damit nicht unbedingt recht haben. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, 
wenn der Wille tatsächlich auf allen Seiten 
best,eht, daß man auf diesen leidlichen Ge- 
b:iet im kommenden Ja'hr doch zu einer Ver- 
besserung, zu einem ersten Schritt von Lö- 
sungen, gelangt. 

Abschließend gestatten Sie mir noch eini- 
ge Worte zu den anderen Kapiteln. Es wird 
sichierlich während dieser Disk,uusion um das 
Budget 1968 in diesem H a u s  einer Reihe 
von Institutionen qedankt werden. In diesem 
Kapitel haben wir auch Institutionen, di.e 
wir fast schon für selbstverständlich hal- 
ten; es ist da,s Rote Kreuz; jene Ein- 
richtung, die uns in den Gelmeinden 
große Sorgen abnimmt unsd die auch im 
abgelaufenen Jahr große Leistungen voll- 
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bracht hat. Ich glaube, daß es nur recht und 
billig ist, wenn wir auch dieser Institution, 
von ihrem Präsidenten angefangen bis zum 
letzten freiwilligen Helfer und unterstützen- 
den Mitgl,ied, ein Wort de,s Dankes für die 
Tätigkeit im alten Jahr sagen. In diesen Dank 
wollen wir aber auch das Jugend-Rotkreuz 
einschlimeßen, .dem fast alle schulpflichtigen 
Kinder Niederösterreichs angehören, die in 
dieser freiwilligen Gemeinschaft ein Beispiel 
für Hilfrsbsereiitschaft und soziale Aufgeschlos- 
senheit sichtbar 'an den Tag legen. (Beifall 
im ganzen Hause.) 

PRASIDENT W E I S :  Als nächster Redner 
kommt Herr Abtg. B i  n d e r zum Wort. 

Abg. BINDER: Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren des Hohen Hauses! Herr 
Präslident Reiter hlat im Zusammenhang mit 
dem Betriebsabgang der Spitäler darüber ge- 
sprochen, daß die Krankenkassen eine Min- 
derleistung vollbringen. Ich gllaube nhcht, Herr 
Präsadent, daß Du das ipgeiidwie böswillig 
gemeint hast (Präsi'dent Reiter: Das habe ich 
b'etont!), nur möchte ,ich einige Richtigstellun- 
gen in der Form vornehmen, daß von einer 
Minderleistung deswegen keine Rede kein 
kann, weil Verträge abgeschlossen wurden 
und die Krankenkassen diese Verträge bis- 
her zur Gänze erfüllt haben. Eine Minder- 
leistung wäre es erst dann, wenn die Ver- 
tragsverpflichtungen nicht ein,gehalten wer- 
den würden. Du hast auch davon gesprochen, 
daß kostendeckende Verpflegssätze erstattet 
werden sollen. Dazu müßten die Kranken- 
kassen vom Bundesgesetzgeber in die Lage 
v'ersJetzt wesden, bzw. sollte der Bnnd die 
Diff,erenz zwischen der Krankakassenlei- 
stung und dem vollen Verpfle,gsoatz ersetzen. 
Ich glaube, soferne es die kosten,deckenden 
V,erpflegssätze betrifft, die von den. Kranken- 
g a s e n  zu leisten wären, hast Du es auch 
nicht so gemeint, daß der Bundesgesetzge- 
ber die Krankenkassen in die Lage verset- 
zen soll, die Beitragsleistungen der Dienst- 
nehmer zu erhöhen. (Präsident Reiter: Lö- 
sunqen zu suchen, habe iczh gemeint!) Hier 
b,est,eht mit uns eine differente Auffassung. 
weil das auch in wirtschaftlich'er H,insicht - 
zumindest im Augenblick - überhaupt nicht 
z.u vertreten wäw, obwohl es in anderen Län- 
dern, zum Beispiel in Deutschland, Beispiele 
für höhere Beitragsleistungen der Kranken- 
kassen qibt, ab,er es besteht kseine Relation 
zu den österreichischen V,erhältnissen. Ich 
glaube, daß das einer Richtigstellung be- 
durfte. 

Das eigentliche Thema, zu dem ich mich 
zu Wort gemeldet habe, ist das Problem der 
L'and- und Gemein,deärzte, das darin besteht, 
daß wir auf dem Land viel zu wenig prakti- 

sche Arzte und Gemeindearzte haben. Ei 
Aussendung der Niederosterreichischen La 
deskorrespondenz vom 7. Dez., die au 
verschiedenen anderen Zeitungen üb 
men wurde, läßt vermuten, daß ein s 
Problem im Augenblick nicht besteht. 
glaube ich, ist zu sagen, daß ein wirklich 
Notstand auf diesem Gebiet in der Form 
scheint, daß derzeit 60 Planstellen bei 
praktischen Arzten, 8 Planstdlen bei 
Facharzten und 29 Gemeindearztstellen 
besetzt sind. Wobei zu erwähnen ist, 
von den 29 Gemeindearztstellen 20 Gemei 
dearzte in Pension gegangen sind, i 
Dienst aber weiter versehen. Bezuglich 
praktischen & % t e  konnte man unter 
standen annehmen, daß die Zahl 60 nic 
sehr hoch sei. Wenn man aber in die 
sten der einzelnen Bezirke Einsicht ni 
dann muß man sagen, daß dieses Pro 
gebietsweise schon unertragllich wird. 
fehlt zum Beispiel ein praktischer Arzt 
Bezirk Amstetten in der Stadt 
Gemeinde Opponitz und in Wai 
im Bezirk Baden, um nur einige 
sagen, in Bad Vöslau, Ebreichsd 
und Pottenstein, im Bezirk Ganser 
der Gemeinde Drosing, Ebenthal, Groß 
zersdorf, NeusiedllZaya und Zistersdorf 
Hollabrunner Bezirk in der Gemeinde E 
dorf im Thale! und in den Gemeinden 
tersdorf und Mühlbach am Manhart 
fehlen in diesem Bezirk Gemeindeärzte. 
Bezirk Lilienfeld, der relativ klein ist 
ein praktischer Arzt in der Gemeinde 
berg, ein Gemeindearzt in der Ge 
Kleinzeli und je ein praktischer Arzt 
Gemeinden Traisen und 'I'ürnitz. Im 
Melk fehlen in der Gemeinde Pöchlarn 
zwei praktische Arzte, in der Gemein 
ten ein Gemeindearzt und in der G 
Ybbs ein praktischer Arzt. Im Bezirk 
bach fehlt je ein praktischer A 
meinden LaaiThaya, Ottenthal, Poysdorf U 
Wolkersdorf, ebenso im Bezirk Modlin 
gemeindemäßig nicht besonders groß 
den Gemeinden Guntramsdorf, H e m  
Kaltenleutgeben, Perchtoldsdorf und 
Neudorf und in der Gemeinde Münc 
ein Gemeindeiarzt. Gemeindeärzte fehlen no 
im Bezirk Scheibbs in der Gemeinde 
in St. Anton, im Bezirk Tulln in Kön 
und in WaidhofenIThaya in Wi 

Ich glaube, meine Damen und Herren d 
Hohen Hauses, diese Aufstellunq zeigt, 
notwendig es ist, daß man in dieser Sac 

reich bereits ein Alter von über 60 Jahre 



tzung am 13. Dez. 1967 
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Lmen und Herren des 
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man in dieser Sache 
den Stellen, die n'ioht 
, ist aber noch hinzu- 
Arzte in Niederöster- 
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erreicht haben; ein betrachtlicher Teil ist 
bereits alter als 65 Jahre und einige Arzte 
sind bereits über 70 Jahre alt. Ein praktisches 
Beispiel: In der Gemeinde Fischamend Markt 
haben wir einen Arzt, der mit Jahresende in 
Pension geht, ein zweiter Arzt ist uber 70 
Jahre alt und der dritte Arzt ist krank. Er 
ist Gemeindearzt und hat die Gemeinde be- 
reits aufmerksam qemacht, etwas zu unter- 
nehmen, um die in absehbarer Zeit freiwer- 
dende Arztstelle zu besetzen. Ich qlaube 
kaum, daß das sehr bald möglich sein wird, 
weil es, wie Sie sicher aus eigener Erfahrung 
wissen, sehr schwierig ist, jungere Arzte auf 
das Land zu bekommen, und zwar deshslb, 
weil sie die Beschwerden, die ein Landarzt 
auf sich nehmen muß, nichi auf sich nehmen 
wollen. 

Im Vergleich zu den praktischen Ärzten 
ist es bei den Facharzten nicht so drastisch. 
Das zeigt schon, daß nur acht Stellen unbe- 
setzt sind. Es ist erwiesen, daß der Trend 
zur Facharztausbildunq weiter anhalt. In die- 
sem Zusammenhang ist es interessant zu 
wissen, daß seit 1964 in der Arzteliste dop- 
pelt so viele Fachärzte eingetraqen wurden 
wie praktische Arzte. Das ist sicherlich deis- 
halb der Fall, weil die Belastungen, die ein 
Facharzt auf sich zu nehmen hat, bei weitem 
nicht so groß siind wie bei den Landärzten. 
Er hat eine geregelte Ordination, sehr wenig 
Visiten und auch das Einkommen ist meiner 
Meinunq nach weitaus hoher als das eines 
praktischen Arztes. Auf Grund dieser Fest- 
stellung glaube ich, daß wir in absehbarer 
Zeit leider mit einem echten Notstand auf 
dem Sektor des Gesundheitsdienstes im Land 
Niederösterreich zu rechnen haben. Der gute 
alte Hausarzt, wie wir ihn bisher kannten, 
ist kaum mehr zu finden. Er hat die Gesund- 
heit der Bewohner in den Ortschaften vom 
Kindesalter an überwacht und war vielfach 
auch als Berater der Familien zu bezeichnen. 
Der Grund, warum wir den Hausarzt nicht 
mehr haben, warum das Lanidärzteprobleni 
auf uns zukommt, ist meiner Meinung nach 
der, daß die praktischen Arzte einerseits in 
Pension gehen und nicht mehr ersetzt wer- 
den können, andererseits aber abwandern, 
da, wie das in Niederösterreich seit einigen 
Jahren festzustellen ist, eine echte iand- 
flucht eingesetzt hat. Aus weiten Gebieten 
des Waldviertels usw. übersieidelt ein Teil 
in qrößere Gemeinden, wo sie einen leich- 
teren Dienst versehen können, wo sie unter 
Umständen ein besseres Einkommen haben 
und auch für die Familie besser sorgen kön- 
nen. 

Wir können feststellen, daß die Gemein- 
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Arzt bekommen, als weiter entf(ernt gelegene 
Gemeinden. Ein weiterer Faktor, warum das 
so ist, ist der, daß die Arzte, wenn sie Kin- 
der haben, diese auf dem Land nicht studi,e- 
ren lassen können. Das ist auch mit ein 
Grund, daß sie trachten, näher an Wien her- 
anzukommen oder überha.upt in Wien eine 
Praxis zu bekommen. Das hat wiedser zur 
Folge, d'aß die Arzte in den anderen Gemein- 
den üb'erlastet werden, weil sie andere Gfe- 
meinden mitbetreuen müssen und dann trach- 
ten, von die,sen Gemeinden wegzukommen. 
Die Landärzte, die nunmehr täti\g sind, kön- 
nen ihre A'ufgabe kaum mehr blewältigen. Sie 
wissen selbst, daß die praktischen Gemeiin- 
deärzte Tag und Nacht unterwegs sind, daß 
sie eine geregelte Dienstzeit überhaupt nicht. 
haben, daß sie tagsüber die Ordin,ation fiih- 
ren, n'achts a.bberufen werden - und wenn 
das ein Gebiet betrifft, wo Arzte oft 15 bis 
20 km fahren müssen, kann es passieren, daß 
ein Arzt, wenn er zu einem Pat'ienten geru- 
fen wird, unter Umständen 3 bis 4 Stunden 
unterweg,s ist. Daß heißt, wenn er um 2 Uhr 
früh gerufen wird, kann es sein, daß er erst 
um 6 Uhr früh zurückkommt und dann kurz 
d'arauf in seine Ordinat,ion gehen muß. Das 
hat zur Folgie, daß sehr viele Lan.därzte früh- 
zeitig krank werden und damit nicht mehr 
SO einsatzfähig sind wie es sein sollte. 
(Zweiter Präs,ident S i p u n d  übernimmt den 
Vorsitz.) Ich habe dafür ein Beispiel, nämlich 
Hlainfeld im Bezirk Lilienfeld, wo vor einigen 
Jlahren noch 2 Arzte waren. Einer hat leider 
einen Schlaganfall erlitten, Visiten kann er 
überhaupt nicht mehr durchführen und seine 
Ordination kann er auch nur mehr im be- 
sohränkten Umfang besor,gen. Es ist di,es Dr. 
Egger. Der zweite Arzt, Dr. Resch, ist nun- 
mehr Gemeindearzt. Er iist ein verhälteis- 
mäßig junger Arzt, 40 bis 45 Jtahre alt. Er 
ist aber dadurch, daß er lange Zeit hinldurch 
überhaupt der einzige Arzt war und ein Ge- 
biet zu betreuen hatte, da.s sehr groß ist - 
Hainfeld hat Ca. 4.500 Einwohn'er, dazu kom- 
men noch die Gemeinden Ramsau, d,er Ge- 
richtsberg und verschiedene andere Gebiete 
-, ebenfalls krank und nicht mehr voll ein- 
satzf&hig. Wenn sich nicht vor kurzer Zeit 
ein un,garischer Arzt in Hlainfeld niederge- 
lassen hätte, wäre d8as Problem der Arztver- 
sorgun,q überhaupt eine Kat'astrophe. Dier 
nächste Arzt ist in der Gem,einde Rohrbach, 
un'd auf der anderen Seite, nach d'em 0,sten 
hin, in Kaumberg a. d. Triesting. Es ist also 
für die Bewohner diemses Gebi,etes äußerst 
schwierig, im Ernstf,a.ll e8inen Arzt zu bekom- 
men. Hier muß man Vergleich'e anstellen zwi- 
schen einem Landarzt und einem praktkchen 

von über 60 Jahren den um Wien viel leichter einen praktischen Arzt in der Stadt. Der praktische Arzt in der 
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Stadt hat es wesentlich leichter und zwar 
deshalb, weil er keine großen Wegstrecken 
bei seinen Visiten zurucklegen muß und in 
der Ordination weit besser arbeiten kann. 
Ich qlaube daher, daß etwas geschehen muß. 
Als Gemeindevertreter muß ich saqen, daß 
sich die Gemeinden bisher sehr sehr bemuht 
haben, um hier Abhilfe zu schaffen. Die Wen- 
dunq zum Besseren kann aber nicht nur von 
der Gemeinde kommen, sondein da muß auch 
das Land mithelfen. Ich meine damit das 
Wohnungsproblem für die praktischen Ärz- 
te. Für die Gemeindeärzte ist das la im Ge- 
setz vorgesehen. Die Gemeinden bemuhen sich, 
praktischen Arzten Wohnungen und Räumlich- 
keiten für eine Ordination zur Verfugung stel- 
len zu können, damit sie einen Arzt erhal- 
ten. Ich mochte aber hinzufügen, daß die Be- 
lastungen, die den Gemeinden damit aufer- 
legt werden, bereits sehr qroß sind. Es ist 
nicht nur der Arzt, der eine Wohnung 
braucht, es kommt auch der Lehrer zur Ge- 
meinde und verlangt eine Wohnung, es 
kommt auch die Kindergsrtnerin - das ist 
im Gesetz auch vorgesehen - und sagt, ich 
brauche eine Wohnung oder: Wenn Ihr ha- 
ben wollt, daß ich zu Euch komme, mußt Ihr 
mir eine Wohnunq geben. Es kann sein, daß 
sogar der Postenkommandant das Gendarme- 
riepostens oder ein anderer Gendarm zur Ge- 
meinde kommt und eine Wohnunq verlangt 
Also die Belastungen, die den Gemeinden 
auferleqt werden, werden immer grofier, weil 
sie sich nicht auf dieses eine Gebiet be- 
ziehen. 

Das zweite Problem im Zusammenhang mit 
den praktischen Arzten auf dem Land ist - 
ich habe es schon anqeführt - die Ausbil- 
dungsmöglichkeit für die Kiinder. Allerdings 
darf man hinzufüqen, daß im Zusammenhang 
mit der Bildunq in höheren Schulen in den 
einzelnen Bezirken eine kleine Erleichterung 
eingetreten ist. Trotzdem trachten aber die 
Arzte, wenn sie Kinder haben, die noch 
schulpflichtig sind, in Stadtnahe zu kommen, 
um ihren Kindern eine bessere Bildungsmög- 
lichkeit zu bieten. 

Der Beruf eines Landarztes muß meiner 
Ansicht nach finanziell attraktiver gestaltet 
werden. Dazu eine interessante Feststellung: 
Die niederösterreichische Gebietskrankenkas- 
ce hat bei den letzten Verhandlungen im Zu- 
sammenhang mit der Forderung der Arzte 
angeboten, den Landärzten monatlich 3.500 S 
zusätzlich zu geben. Auf anqeblichen Wunsch 
der Arztekammer sollen nun die 5,5 Millio- 
nen Schilling - das ist die Summe, die ins- 
gesamt herauskommen würde, wenn man die 
3.500 S mal der Arzte multiplizieren würde 
- auf alle Arzte in Niederösterreich aufge- 
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wohl eine Besserung der Stellunu der Gemein- 
deärzte eingetreten ifst, da sie mit 1.7. 1967 
bei der Bundes'krankenkasse mit ihrer F'a- 
milie eine Krankenversicherung haben, und 
auch eine weitere Besserung hinsichtlich 
ihrer Dienstbezüge eingetreten ist - mit der 
3. Novelle zum Gemeinde'arztgesetz 1966 ist 
eine @wisse Automatik eingetreten und zwar 
haben sie mit 1. 1. 1967 eine 2'12 prozentige 
Erhöhung, mit 1. 8. 1967 eine 7-prozentige Er- 
höhung und außerdem mit Verordnung der 
Landesregierung vom 18.7. 1967 eine Erhö- 
hung der Sondergebühren bekommen -, fin- 
den sich keine Jungärzte, w.eil meiner Mei.- 
nung nach die derzeitige Regelung den Arz- 
ten noch immer keinen Anreiz bietet, sich 
auf dem Lande niederzulassen. Die Pensions- 
bezüge - und das glaube ich ist bei den Ge- 
meindeärzten das wesentlichste - sind zu ge- 
ring. Es müßte meiner Meinung nach etwas 
geschehen, was den Jungärzten Anieiz gibt, 
Gemeindeärzte zu werden. Derzeit bekommt. 
der Gemeindearzt nur Pension, wenn er in den 
Ruhestand tritt. Ich gl.aube, daß vor allem hin- 
sichtiicH der Pension etwas getan werden müß- 
te, ebenso aber bezüglich der Gemeindearzt- 
Sprengel. Eine Neueinführung ersch'eint not- 
wendig, um . die einzeanen Gebi,ete besser 
betreuen ZU können. 

Es gibt sicherlich noch viele andere Din- 
ge, die dafür maßgebend sind, daß wir keine 
Landärzte und keine Gemeindeärzte finlden. 
Meines Wissens beschäftigt sich auch dias 
zuständige Referat mit diesem Problem und 
arbeitet derzeit an einem Entwurf für ein 
neue,s Gemeindearztgesetz. Bisher wurde aber 
eine entsprechende Vorlage dem Landtag nicht 
zugeleitet, obwohl sich dafür elne absolute 
Notwendigkeit ergibt. Da Ni(ederö4tesreich 
von der L,andflucht der Arzt'e am meisten be- 
troffen ist, und in absehbarer Zeit ein wirk- 
licher Notstand in der Betreuunig der Bevöl- 
kerung zu befürchten ist, muß hier raschest 
dafür Sorge getragen werden, daß praktische 
Arzte und Gemeindeärzte nach Niederöster- 
reich kommen. Ich erlaube mir daher, meine 
sehr geehrten Damen und Heuen des Hohen 
Hauses, einen Resolutionsantrag zur Gruppe 5 
des ordentlichen Voranschlages des Landes 
Mederösterreich für dias Jahr 1968 einzu- 
bringen (liest): 

,,Die Landesregierung wird aufgefordert, zu 
prüfen, inwieweit durch eine Noveillieruny 
des NO. Gemeindeärztegesetzes und durch 
andere geeignete Maßnahmen die ärztliche 
Versorgung der niederösterreiichischen Be- 
völkerung insbesonders in den Iändltichen Ge- 
bieten, verbessert werden kann." 

Ich bitte Slie, meine Damen und H,erren des 
Hohen Hauses, im Interesse der Bevölkerung 
Niederösterreichs diesem Resolutionsantrag 
die Zustimmung zu geben. (Beifall bei den So- 
zialisten.) 

Zweiter PRASIDENT SIGMUND: Zum Wort 
gebangt Herr Abg. B U c h i n  g e r. 

Abg. BUCHINGER: Herr Ppäsident! Hohes 
H,aus! Sehr geehrt,e Damen und Herren! In 
die Gruppe 5 fällt auch die Voranschlags- 
post für die JungbürgerLeiern. Ich darf dazu 
feststellen, daß es mir nicht ganz verständ- 
lich ist, warum diese Voranschlaglspost in 
diese Gruppe fällt, nämlich in diie Gruppe Ge- 
sundheitswesen und körperliche Ertüchtigung. 
Sie hat, wie ich glaube, damlit nichts zu tun. 
Ich möchte d,aher die Anregung geben, daß 
dies vielleicht bei .den nächsten Budgets einer 
Ordnun,g zugeführt wird. 

Ich habe schon vor 1 oder 2 J'ahren aus- 
führlich über den Wkrt der Jungbürgerfeiern 
gesprochen. Wir sind uns darüb,er einig, daß 
sie ein wertvolller Betitr,ajg zur sogenannten 
staatsbürgerlichen Erzjiehung sind. Ich be- 
daure es nur, d'aß sie im Lande nicht über- 
all durchtgeführt werden. Es gibt nur einige 
Bezirke und Gemelinden, wo sile zur ständi- 
gen Einrichtung geworden sind. Ich könnte 
mir vorstellen und möchte dsise Anregung ge- 
ben, daß in Zukunft in allen Blezirken und 
allen Gemeinden Junqbürgerfei'ern eingeführt 
werden, daß alle jungen Leute, die in das 
Wlahlalter kommen, zu solchen Jungbürger- 
feiern eingeladen w,erden. Bei diesen Jung- 
bürgerfeiern werden bei uns die sogenannten 
Jungbürgerbriefe übsergeben. In anderen Bun- 
desländern - es gibt einige - kommt noch 
etwas dazu, und zwar das sogenannte Junig- 
bürgerbuch. Ich glaube, daß es ein wesentli- 
cher Beitrag wäre, wenn auch in Nipderöster- 
reich ein solches Jungbürgerbuch a,ufqelegt 
werden könnte, wo vor allem die Geischichte 
unseres 'Landes den Jugendlichen wieder in 
Erinnerung qerufen wird, unld wo auch auf 
die Leistungen des Lan'd'es hingewiesen wer- 
den könnte. Ich darf mir d'aher iestatten, da- 
zu einen Resolutionsantrag vorzulegen (liest) : 

,,Die Landesregierung wird aufgefordert, in 
Erwägum, zu ziehen, ob ähnlich wie in an- 
deren Bund,esländern Jungbürgerbücher auf- 
geleglt werden sollen, die im Rahmen von 
Jungbürgerf'eiern zur Auisgabe gelangen." 

Ich habe darauf hingewiesen, d8aß d'as zwei- 
fellos den Wert dieser Feiern heben würde. 
daß dadurch da,s Staatsbemßtsein noch mehr 
und vielleicht auch das Landes'bewußtsein 
unserer niederösterreichischen jungen ,Leut,e 
entsprechend gehoben wird. 

in die Grupp 5 fällt ab'er auch der Sport. 
Ic'h glaube, wenn man in den letzten Wochen 
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die niederösterreiichischen Zeitungen durch- höhuna um 1,470.000 Schsillin 
blätterte oder bei Versammlungen war, dann die Mittel für den Sport innerhalb von d 
ist gerade im Mittelpunkt der Diskussion der Jahren um zirka 530 Prozent erhöht wvrd 
Sport gest,anden. Es haben dazu sehr viele Ich bin der Auffassung, daß d,as eine s( 
Berufene aber auch Nichtbmerufene Stellung beachtliche Leistung d'arstellt und der V 
genommen. Das hat vor allem ein Initiativan- Wurf zweifellos un'gerecht iist, daß Nied 
trag von OVP-Abgeordneten üb'er ein Soge- Österreich auf dem Gebietie dmes Sports zu I 
nanntes Sportförderungsges'etz für das Bun- nig oder nichts tut. Ich habe erwähnt, c 
desland Niederösterreich ausglelöst. Diese diese Ansatzpost vor allem den sporttreibl 
Vorlage wird ja in der nächsten Zeit hier im den Organisationen zugute kommt. 
Hause zur Beratung stehen'. Ich darf nur Abg. Darüber hinaus hc: auch im 'Lai 
Grünzweig - er ist momentan nicht anwe- noch verschiodPno 

direkt oder IIIUIIG;RL 
send - als Ausschußvorsitzenden bitten, daß 
er bald den Antrag auf die Taglesordnung denke hier T,nl. zllo 
stellt, damit sehr ba1,d hier im Hohen Hause den Ausba,u ullcL 

dieser Initiativantrag einer Beschlußfaissung Cchwimmb&dern, SC 
im Interesse des niederösterreichischen Sports gung qestellt werd, 
zugeführt werden kann. Ich d,arf aber a,uch diese Einrichtungen 
bei dieser Gelegenheit die sozialistische Frak- Sport ausübenden 131 

der jungen General tion bitten, ihrem Parteikollegen in Wien, dem 
Herrn Stadtrat Heller, einen solchen Entwurf habe mir diesbezüg 
zu übermitteln, damit er genau informiert ist, letzten Jahre anges 
wenn er vielleicht wieder im Fernsehen d,a- entnehmen, daß im 
zu Stellung nehmen sollte, un'd nicht Behaup- Städte für die Err 
tungen aufstellt, die vollkommen unw,ahr und einer Summe von et 
aus der Luft gegriffen sind, und die keines- nen Schilling geföi 
W e g s  dem von uns vorgelegten Gesetzent- wurden Schil,iftar 
Wurf entsprechen. Ic,h glaube vielmehr, der von zirka einer 'c 
Herr Stadtrat Heller könnte in Wien einiges Weitere Förderungc 
für den Sport tun, denn W e n  steht auf d,em Sessellifte mit etwc 
Gebiete des Sports im Reigen dier österrei- Million Schilling 
chischen Bundesländer keineswegs an der einer runden Summ 
Spitze. (Ab,g. Graf: Aber Niederösterreich Pion , im 
auch nicht!) Ich komme noch dar,auf zu spre- wurden also im Ji-_-- ~- ~ 

chen. 
Sportförderung, wer 
gegeben' 

heurigen Jahr aus, wo für die Fördenmg 

Wenn wir uns den vorliegenden Voran- 
schhg bezüglich der Sportför4erung (3nse- 
hen, müssen wir feststellen, daß im h,eurigen 
Jahr eine Iwesentliche Erhöhung erfolgte, was 
möglicherweise sc,hon auf das kommende uns(gesamt 17 neu zu ernichtenden Bäd 
Sportfördfxungsgesetz zurückzuführen ist. Ich rund zwei Millionen Schillhg VE 
gllaub'e, daß Immens der niederösterreichischen wurden; für drei Schilifte, Sessellifte und 
Sportorganisationen, der sportbelgeisterten und dere Sport'anlagen wurden 91 .OOO Schill 
sportausübenden Bevölk'erung dem Finanzre- gewä'hrt, insges.amt wurde die runde Sun 
ferenten von dieser Stel1,e aus für da.s auf- von drei Millionen Schilling für diese Zwe 
gebrachte Venständmis und sein echtes Be- aufgewendet. Ich habe mir auch eine von 
mühen um den Sport gedankt werden soll. Verbindungsstelle der ö,sterreichischen Bu( 
im vfergangenen Jahr waren es noch 800.000 de,sländer I 
Schill'ing, die für dile Sportförderung im Vor- angesehen, wo über die Jahre 1963 bis l! 
anschlag zur Verfügufig gestaxxden sind, im also über fünf Jahre, berichtet wird, wie 
kommenfden Jahr 1968 ist bereits ein Betrag Sportförderung in den einzelnen Bundes: 
von 1,750.000 Schilling ausfgewiesen, der für dern dotiert ist. Wienn man sich die Betr 
Zwecke des Sports in unserem Land zur Ver- ansieht, die dem Sport von Seiten des Ld 
fügung steht. Ich glaube, daß diese Erhöhung, d'es Niederösterreich und seinen Gemein( 
die immerhin innerhalb elines Jahres 120 Pro- denn a8uch diese leisten hier erhebliche 
Zent ausmacht, sehr b'e>a,chtlich i,st. Wenn ich träge, zufhießen, so kommt man für di 

es vor ungefähr drei Jahren die bescheidene 175 Millionen Schillin'g. W 
Summe von 280.000 Schilling. Auf das kom- iwsgerechnet ist, sind in Niedlerösterreid 
mende Budget 1968 bezo'gen, ist das eine Er- für die direkte und indirekte Sportförde4 

So ähnlich sieht diie Situation auch 4 
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pro Einwohner und Jahr 53,39 Schilling aus- 
gegeben worden, zum Unterschied von Wien, 
wo im gleichen Zeitraum nur 45,60 Schilling 
pro Einwohner ausgeleqt wurden. Ich glaube 
daher, daß der Vorwurf, daß bei uns fur den 
Sport nichts qetan wird, keineiswegs bereoh- 
tint ist. Ich bin vielmehr der hfeinung, daß 
der für die Finanzen des Landes Verantwort- 
liche im kommenden Budget beweist, daß das 
Land 'der Sportfördierhnig und den nieder- 
ÖsterreUchischen Sportorganisabionen positiv 
gegenübersteht. (Beifall bei der OVP.) 

ZWEITER PRRSIDENT SlGMUND: Zum 
Wort gelan'gt der Herr Abg. G r a f .  

Abg. GRAF: Hohes Haus! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Der Herr Präsident Rei- 
ter hat bereits den im Dienste des Roten 
Kreuzes stehenden Mitarbeiterinnen und Mit- 
arbeitern gedankt. Ich hable mir heuer auch 
vorgenommen, zur Voranschlagspost 51 9 - 6 3  
einige Worte zu verlieren. Bei dieser Ansiatz- 

'past handelt es sich um dae Subvention an 
den Landesverband vom Roten Kreuz im Be- 
trage von 400.000 Schilling. Bei Betrachtung 
der einzelnen Voranschläge sehen wir, daß 
es bei dieser Summe bereiits seit Jahren ge- 
blieben ist. Ich glaube, es wäre Aufgabe des 
Landes, dais Rote Kreuz mit einem hoheren 
Betrag zu dotieren ,umso mehr, als die Auf- 
gaben des Roten Kreuzes zugenommen haben, 
und der Landesverband außerdem noch eine 
R,eieihe von Problemen zu lösen hat, auf die 
ich noch zu sprechen kommen werde. Das 
Rote Kreuz hat nicht nur einen allgemein 
anerkannten und qeschatzten Hilfs- und Ret- 
tun,gsdienst eingenichtet, sondern verrichtet 
auch Dienste, die eigentlich den Gemeinden 

Wenn wir uns den 0 32 Ziffer 7 der Ge- 
meindeordnunq ansehen, dann finden wir 
dort als Aufgabe der Giemeinde die ortliche 
Gesundheitspolizei insbesondere auch auf 
dem Gebiete des Hilfs- und Rettungsweisens 
verzeichnet. Diese Agenden nimmt unseren 
Gemelinden, den Bürgermeistern und Gemein- 
devertretern zur Ganze das Rote Kreuz ab. 
Wir sind sehr froh darüber, denn es wäre 
schwierig, diese Aufgaben von den einzelnen 
Gemeinden aus zu losen. Selbstverständlich 
sind wir als Gemeindevertreter bereit, bei 
den diversen Aktionen zu helfen und Samm- 
lungen zu unterstützen; ja, in vielen Bezirken 
ist eine freiwillige Ubernahme kopfquoten- 
mäßiger Anteile üblich. 

Der Leistungcbericht des Landesverbandes 
- wenn wir nur kurz einige Minuten dafür 
verwenden wollen - ist sehr überzeugend. 
Der verhältnismäßiq gut organisierte Landes- 
verband, der sich schon nach dem Kriegs- 
ende 1945 bemüht hat, die Sanitätswagen und 

I : zukommen würden. 
1 

die Bezirksstellen mit Funkeinrichtungen aus- 
zustatten, ist dabei, diese Arbeiten fortzuset- ' 

Zen. Leider ist es aber noch immer so, daß 
erst ungefähr die Hälfte der Dienststellen und 
Sanitätswagen mit diesen Einrichtungen aus- 
gerüstet ist; für die zweite Hälfte werden 
noch wesentliche Geldmittel benötigt. Hier 
könnte ein erhöhter Landesbeitrag zweiflel- 
los eine große Hilfe bedeuten. Aus dem Lei- 
stungsbericht des Landesverbandes können 
wir eindrucksvolle Zahlen entnehmen. Wir 
lesen, daß im Jahre 1967 insgesamt 4,7 Mil- 
lionen Kilometer zurückgelegt wurden; die 
Rettvngsautos des Landesvefiandes lpgten 
pro Tag durchschnittlich 13.000 a o m e t e r  
zurück. Im Zuge dieser Fahrten wunden im 
Laufe des Jahres fast 150.000 Personen be- 
treut. Alle diese Leistungen wären aber nicht 
möglich, wenn es nicht in allen Bezirken des 
ganzen Landes freiwillige Helfeiinnen und 
Helfer gäbe, die Tag und Nacht - mlan kann 
es ruhig sagen - bereit sind, hier m,itzu- 
helfen, im Krankenwagen mitzufahren und im 
Auftrage des Roten Kreuzes Hilfsdienste zu 
verrichten. Wenn wir lesen, daß 5389 männ- 
liche und 1478 weibliche Helfer zur Verfü- 
gung stehen, so ist das wohl eine stattliche 
Zlahl. Es wäre aber besser, und die Dienste 
könnten viel leichter und vielseitiger ver- 
richtet werden, wenn noch mehr Helferinnen 
ünd Helfer zur Verfügung stünden. Die Dien- 
ste der Bezirksstellen teilen sich auf in Ret- 
tungsdienste, das sind jene Dienste, die in 
der Bevölkerunq allgemein bekannt sind. Das 
Rote Kreuz verrichtet aber auch Sozialdienste, 
wie Hauskrankenpflege; es ist im Einsatz, 
wenn Ksatastrophenfälle auftreten; die Ver- 
treter des Roten Kreuzes sind zur Stelle, wenn 
Sport- oder Schulveranstaltupgen durchge- 
führt werden, kurzum, wenn es Möglichkeiten 
gibt, d3aß Erwachsene oder Kinder in Gefahr 
sind oder in Gefahr kommen könnten. 

Es ist richtig, wie der Herr Präsident Reiter er- 
wähnt hat, daß in diesem Zusammenhang auch 
die Leistungen des Jugendrotkreuzes hervor- 
zuheben sind. Sehr erfreulich ist es, daß sich 
auch Lehrer in den Dienst dieser Jugendrot- 
kreuz-Gemeinsdhaften stellen. Ich kann die 
Zahl von zirka 6000 Lehrern nennen, die sich 
mit zirka 185.000 Schülern zum Dienst für 
den Nächsten, zum Dienst für die Allgemein- 
heit zusammenfinden. Ich erinnere daran. 
daß das Jugendrotkreuz bei der Hochwasser- 
katastrophe in Kärnten eine Spende von un- 
gefähr einer Million Scihilling aufgebracht 
hat und daß es im Sinne der Verkehrserzie- 
hung Dienste verrichtet, wo Lehrer und Gen- 
darmeniebeamte mithelfen, den Kindern die 
Verkelhrsprobleme zu erläutern und die Ver- 
kehrsregeln beizubringen. Selbstverständlich 
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können nur entsprechend geschulte Frauen 
und Männer mithelfen. Auf di,esem Gebiet 
tut der Landesverband vom Roten Kreuz sehr 
viel, Er veranstaltet Kurse für Schwimmer. 
Rettungsschwimmer; Ha,uskrankenpfle,ge und 
Erste Hilfe. Eben,so werden Kurse für Be- 
treuungen im SinnCe von Mutter und Kind 
abgehalten. Die Teilnehmer an diesen Kursen 
zählen viele hunderte und tausenmde Personen, 
die, um wohl gerüstet zu sein, für Dienste 
geschult werden, für die sie ihre Freizeit 
opfern und Tag und Nacht zur Verfügung 
stehen. 

Zusammenfassend kann m'an hier festhal- 
ten, daß mit dem Roten Kreuz eine Hilf'sor- 
ganisation am Werke ist, die mit weni,g h'aupt- 
beruflichen, aber vielen freiwill'igeri Helfern 
große Leistungen im Dienste der Nächsten- 
liebe und Nachbarschaftslhilfe erbringen 
konnte. Wie es der Herr Präsident Reiter 
schon getan hat, möchte auch ich allen jenen 
danken, die hier mitgeholfen h'aben, diese 
Leistungen zu vollbringen. Ioh danke den 
Funktionärinnen und Funktionären, den Mit- 
arbeiterinnen und Mitarbeitern; Dank gebühr: 
auch den Kleinsten in den Schulen, die sich 
schon dort in den Dienst der Nächstenhilfe 
stellen. 

Ich möchte hier aber noch ein kleinels Pro- 
blem erwähnen, weil ich gla.ube, daß seine 
Lösung dazu angetan wäre, die Arbeit des 
Roten Kreuzes erweitern und vertiefen zu 
helfen. Im 8 22 der Statuten, der die Dienst- 
stellen des Landesverbandes b,eriihrt, heißt 
es: J m  Rahmen des Landesverbandes wer- 
den zur Msitwirkung der Erfüllung seiner Auf- 
gaben Bezirks-, Hilfs- und Rettnin.gsdienst- 
st,ellen sowie Dienststellen des Freiwilligen 
Rettungsdienstes erricht'et." Der Landesver- 
band bes t eui t a1.s Recht spensönliic hkei t. Auch 
draußen in den Bezirken gibt es Ausschüsse 
und Verbände. Ich glaube, daß es notwendig 
wäre, auch diesen Bezi,&svprbän,den odter 
Bezirksausschüssen, wie immer sie auch beis- 
Sen mögen, Rechtspermsönlichkeit zu geben, 
damit sie gewissen Anforderungen mehr ge- 
recht werden können, als si.e dies heute in 
der Lage s.in,d. Ich selbst bin Mitglied eines 
solchen Bezirksausschusses, der wine Miit- 
glieder im Auftrage de,s Bezirk'sobm#annes, der 
in der Regel der Bezirkshauptrnann ist, be- 
stellt. Ic,h habe das GefQhl - und auch 
meinen Freunden, die darin tätig sind geht es 
so -, d'aß man hier mehr oder weniger als 
Aushängeschi1.d betrachtet wird, da eine Be- 
zirksausschußsitzung in der Regel nur alle 
ein bis zwei Jahre abgehalten wird. Dort h8at 
man dann zur Kenntnis zu nehmen, was im 
Laufe der letzten zwei Jahre durchgeführt 
bzw. beschlossen worden ist. Ich habe mir 

.I I I. Gesetzgebungsperiode. 7. Sitzung am 13. Dez. 196f 
- _ _  . -~ __ 

einmal vor drei bis vier Jahren anläß Wagens, um 
eines Berichtes uber den Voranschlag erla 
den Vorsitzenden zu bitten, mir den v 

studieren könnte, da ich nicht in der 
war, mir die Zahlen zu merken. Meine 

sammensetzung der Bezirksauisschüsse 
ben. Ich bin der Meinung, daß es im 
Kreuz keine Geheimnisse geben darf. 
in den Bezirksausschüssen soll es für 
hafte Mitarbeiter nichts zu v 

diese Bezirksausschüsse in idemokratis 
Weise ausstatten, so daß vor allem die 
meinden richtig vertreten sind, dann gla 
ich, daß dies zur Erweiterung des Roten K 

n darüber m 
stellt werden, d 

ferinnen und Helfer zu gewinnen. Denn 
Rote Kreuz kann nie genug Mitarbeiter 
ben, und freliwillige Miitarbeiter und He 
mussen doch drin'gend erwünscht sein. alten. Letzten 
Aufgaben, die es hier qibt, sind gro 
von Idealen. Daher muß es unsere 

Krankhelit ein 

Meinunq - eine gute Sache. Wir müssen 
mithelfen, seine Einrichtunqen weiter au - muß Gru 
bauen. eiten zu such 

./ 
Ich mochte aber die Gelegenheit benütze 

um noch zu einem anderen Problem Stellun 
zu nehmen, das mich als Vertreter d 
serndorfer Bezirkes sehr berührt, und 
uns sehr aktuell ist. Es handelt sich 
Felhlen eines Spitals im Bezirk G 
Bekanntlich ist der Bezirk Gänserndorf 
einzige in Niederosterreich, der kein 
besitzt. Um nicht mißverstanden zu we 
möchte ich als Burgermeister von Gän 
dorf feststellen, daß wir zweifellos als 
mieinde viel zu klein sind, um die fina 
len Kosten hiefür aufbringen zu können 
sache ist, daß der Bezirk Gänserndorf eine 
der größten Bezirke Niederosteraeicbs ist ag nichts einz 
Wo kommen nun unsere Patienten hlin? Au darauf hinwei 
dem nordlichen Teil des Bezirkes kom die einheitlic 
sie in das Mistelbacher Spital 
auch soweit in Ordnung -, ach 
bei den Patienten des mittleren Bezirkstei 

Niederölsteri 
keiten: Entweder der Patient hlat die 
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?r Jahren anlaßhch 
Voranschlag erlaubt, 
ten, mir den verle- 
Zahlen enthielt, für 
nit ich ihn zu Hause 

nicht in der Lage 
nerken. Meine Bitte 
st nur ein Beispiel 
ie sich aus der Zu- 
rksausschüsse erge- 
g ,  daß es im Roten 

geben darf. Auch 
mn soll es für ernst- 
E U  verbergen geben. 
nehr das Recht, mit- 
Sheiden. Würde man 

in )demokratischer 
I vor allem die Ge- 
i sind, dann glaube 
ung des Roten Kreu- 
n konnte. Dadurch 
eben, viel mehr Hel- 
gewinnen. Denn dlas 
nug Mtarbeiter ha- 
arbeiter und Hielfer 
erwünscht sein. Die 
t, sind groß und voll 
es unsere vornehm- 
den Kreuz mehr Mit- 
nd damit seine Lei- 
blfen. Das Rote Kreuz 
t sind wir alle einer 
che. Wur müissen alle 
unqen weiter auszu- 

;eiegenhe,it benützen, 
ren Prob1,em Stellung 
j Vertreter d'es Gän- 
berührt, und das für 
handelt sich um das 
Bezirk Gäniserntdorf. 

irk Gänuerndorf der 
:ich, der kein Spital 
rsttanden zu werden, 
ieister von Gänsern- 
r zweifellos als Ge- 
id, um die finanziel- 
igen zu können. Tat- 
.k Gänserndorf einer 
li e d'er öste r aei chs ist . 
3 Patienten hlin? Aus 
?s Bezirkes kommen 
' Spital - das geht 
I -, schwierig ist es 
ittleren Bezirksteiles, 
den Bewohnern d,es 

?s nur zwei Mögl'ich- 
Patient h8at die ent- 
gen lind hat viel 
n Chauffeur des Ret- 
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tungiswagens, um in Wien unterzukommen. 
Manche können das, der Großteil aber nicht. 
Dieses Problem muß hier ernstlich zur Bera- 
tung gestellt werden. Jahr fur Jahr sterben 
deshalb einige Menschen, weil sie von einem 
Spital zum anderen geschickt werden. Ich 
kann Ihnen hier ein trauriges Beilspiel nen- 
nen: Ein junger Eisenbahner wurde von ei- 
nlem Spital ins andere geschickt. Erst bis die 
Tochter des Schwerkranken im Spitel auf die 
Knie gefallen ist und handeringend gebeten 
hat, hat man den Patienten aufgenommen, 
nachdem er von mehreren Spitalern abgewie- 
Sen wurde; nach zwei Tagen ist er  dann qe- 
storben. Ein solches Vorqehen muß in Hin- 
kunft vermieden werden. Das Spital in Kor- 
neuburq ist für die Marchfelder fast uner- 
reichbar, denn hier liegt der Einzug nach 
Wien. Ich habe dieses Problem deshalb auf- 
gerollt, weil man sich wirklich ernstlich Ge- 
danken darüber machen müßte. Es muß fest- 
gestellt werden, daß auch die Bewohner des 
mitt1,eren und südlichen Teiles des Gansern- 
dorfer Bezirkes einen Anspruch darauf haben, 
bei Krankheit ein Spitalsbett zugewiesen zu 
erhalten. Letzten Endes zahlen wir alle die 
Beiträge des NOKAS. Ich bin üblerzeugt, wenn 
ich die Beiträqe der Gemeinden des mittle- 
ren und sudlichen Teiles des Bezirkes Gän- 
serndorf betrachte, w,ird sich die Summe von 
zirka 1,5 Millionen Schillinq ergeben, die von 
den Gemeinden aufgebracht wird. Das allein 
- wenn ich vom sittlichen Standpunkt ab- 
sehe - muß Grund genuq sein, nach Mog- 
lichkeiten zu suchen, daß auch die Betroffe- 
nen in ein Spital aufgenommen werden. Das 
Problem ist nicht leicht, es wiird sicher schwer 
zu lösen sein, aber daß es in allernachster 
Zeit zu einer Losunq kommen miiß, das moch- 
te ich der Niederdsterreichischen Landesre- 
gierunq besonders ans Herz leqen. (Beifall 
bei der SPO.) I 

Worte qelangt Herr Abg. Dr. B r e z o v s k y 
Abg. Dr. BREZOVSKY: Herr Präsident, Ho- 

hes Haus! Sehr qeehrte Damen und Herren! 
Kollege Buchinger hat angereqt, ein Jung- 
bürgerbuch fur Niederosterreich aufzulegen. 
Grundsätzlich ist gegen einen solchen Vor- 
schlaq nichts einzuwenden, ich mochte aber 
nur darauf hinweisen, daß im Bundesjugenid- 
rinq die einheitliche Auffassung besteht, daß 
das Jungburgerbuch des Osterreichischen 
Bundesvedaqes sich aasqeeleichnet für die 
Zwecke der staatlichen Erziehung eignlet. Ich 
könnte mir vorstellen, daß fur das Bundes- 
land Niederosterreich diesem Jungbürger- 
buch des Oistierrenchiischen Bundesveflages 
ein Niederosterreichteii beigefütgt wird. Eine 
solche Einschaltung wäre außerordentlich 

ZWEITER-VRASIDENT SIGMUND : zuni 
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zwieckmäß'ig und käme auch billiger; was vom 
Stlandpunkt der Landesftinanzen nicht aus- 
seraohtgelassen wlerden sollte. 

Des weiteren h'at Kollege Buchinger zum 
Sportförderungsgesetz gesprochen und gegen 
die Fernsehdiskuss,ion polemusiert, an d.er un- 
ter anderem auch Herr Stadtrat Heller teil- 
genommen hat. Ich weiß nicht, ob Kollegen 
Buchin,ger bek'annt ist, welche Meinung die 
Sportverbände, und zwlar die Dach- und F,ach- 
verbän'de, zu etinem Sportgesetz in N'ieder- 
Österreich haben. Tatsache ist, d,aß Herr Lan- 
desh,auptmann Hartm,ann von den Sportver- 
bänden einen gemleinsla.ni erarbeiteten Ent- 
wurf eines Landessportgesetzes erhalten h'at 
- es ist nunmehr als zwei Jahre - und 
den Sportverbänden die dezidberlce Zusage 
machte; daß kein Sporttgelsetz in Niederöster- 
reich ohne d8ie Sportverbänd'e eingebracht 
würde. Leider war es Herrn Landesha,upt- 
mann Hartm,ann nicht m'ehr möglich, di'ese 
Zusage einzuhlalten; es wurde abler in diesem 
Hause mehrm,als betont, daß man im G8eiste 
d'es Herrn Landesbauptmannes H,artmann d'ie 
Dinge behandeln un'd erlsedigen wird. Es fällt 
in die Zuständicjkreit diels Herrn Landesbaupt- 
mannes, nunmehr ein solches Landessportge- 
setz einzuimingen. Nacihdem wir von den 
Sportverbänden wußten, daß hier diese Zu- 
Same eines Landesh8auptmmneis bestanden 
hat, haben wir selbstverständlich darauf. ge- 
wartet, daß dieses Landessportgesetz einge- 
bracht wird, das ja weitestgehend dten In- 
teressen der niederösterreichischen Sportlmer 
entsprochen hätte. Die Sportler wissen am 
Ivfesten, welches Ges'etz ihre ehrenamtliche 
Tätigkeit, die sie in Niedleröisterreich aus- 
üben, erleichtert. 

Denn es ist bekannt, daß mehr als 98 Pro- 
zent aller Sportfunktiionär,e in Ni'ederöster- 
reich ihre Tätigkeit in den Dachverbänden, 
Fachverbänden find in den Sportvereinen un- 

* entgeltlich .ausüben. Da ich ,sowohl in einem 
Dlachv'erband als auoh in ein'em Sportverein 
Funkt'ionär bin, weliß ich, wieviele Stunden, 
wievie1,e Wochen und Monate bege,isterte 
Sportfunktiionäre opfern, ohne einen Groschen 
dafür zu bekommen. Ich weiß mch,  daß so- 
wohl die Sportler als auch dEe Sportfunktio- 
näre alles wünschen, nur kein G'esletz, das 
bürokratisch i;st und von Leuten entschkden 
wird, die mit d'em Sport nur am Rande zu 
tun haben. 

Als der Initliativ~antra~g d,er Volkspartei 
bekanntgeworden war, ist in allen Sportver- 
bänden, ohne Unterschiled der Richtung, ein 
Proteststutm ausgebrochen. Wir hatten Gele- 
genhe'it, in einer stundenltangen Besprechung 
die Meinung aller Dachverbände, also auclh 
des Ni,edprö,sterreii&isdhen Fußballuerban- 
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isere in Niedi 
sagen, in ganz nung, daB Ihr Initiativantrag den Intentio- Insgesamt stehen im kommenden Jah 

nen der Sportverbän,d,e auoh nur im entfern- den Sport rund 50 Mll.  S zur Verfü 
testen entspricht. Es war dann eine Ausspra- das sind 16 Mill. mehr als 1967. Einie 
che in Ihrem Klub, von der wir wissen, daß 
diq Sportfunktionäre sehr wenig zufrileden dbe Erhöhung von 800.000 S auf 1,750.000 S 
weggegangen sind. Ich erwälhne nur den die in unserem Voranmhlag stehen, 
Ausspruch eines l?unktionärs, der keines- vergleichen, so mag der Prozentsatz 
falls unserer Partiei nahesteht, daß es zu ei- imposant sein. Sie müssen aber die B 
nem Landessport,geisetz, wiie es sich die 'summen vlerggeichen. Die Gemqinde 

gerunq also um fast 50 Prozent." Wenn 

hofft, daß die 
VeLwaltunq I 

hältnisse in diesem Lande geändert haben Niederösterreich hat ein Gesamtbudlget 
wenden. Die Folqe davon war, daß sie zu 3 Mrd. 300 Mill. S und gibt davon 1,751 
Ihilem eigenen Initiativantrag bereits einen Schilling für den Sport. Wenn hier ein 
Abändiemngsantdag eingebracht haben, dier tig,as Verhältnis geschaffen werden 
doch in einigen Punkten den Sportverbän- dann mußte man in Niederösterreich für 
den entqegenkommt. D ~ s  Ziel der Sportver- SDortförderunq zumindest 11 Mill. S aus 
bände in Niederösterreich bleibt aber nach ben. 
wie vor ein Landessportgesetz ungefähr in Grundsätzlich mochte iah abler zur Sp 
der Richtung des Entwurfes, den die Ver- forderunq ganz kurz sagen: Wir sind fr  

die Regierung nicht passiert bat, gesclhwei- Sportstättenbau 1,750.000 S vorgesehen 
ge denn zur Stellungnahme ausgesendet Wir qlauben aber nach wie vor, daß d 
wurde. Sportförderungsgesetz, Uber das wir in 

nsichtlich nicht 
Anzeichen sche 
der Verbindux 

noch etwas: Sie haben erklärt, er möge sich 
um Wien kümmern, denn dort würden die 
Ihnen naheistehenden Sportve$ändle bzw. immer wieder dieisklben Summen auf. en. Er verlan 
die Sportverbände iiberhaupt budgetär mal sind wohl um 150~ooo 

den, denn in den einzelnen 
der letzten drei Budgets SC 

Niederöisterreich ~geigenwbergestlt. Nun, das Vei'hältnis zwischen der Gesam 
Herr Kollege Buchincper, wenn Sie die Liei- Summe und den Beträlgen, die für Ju 

to des Landes zuzählen, dann schaut diese 
Summe ganz passabel aus. Wenn sie aber 
trennen zwischen dem, was das Land für 

den leisten, dann wird das Bild etwas an- 
ders ausschauen. Ich glaube, gerade heute 
war es nicht sehr zweckmäßirg, gegen die PRASIDENT W E I S :  Zum Wort kom 
Gemeinde Wien zu polemisieren. Sie hätten 
nur den Sportteil des ,rKunierH lesen müs- LANDESRAT RUSCH: Sehr geehrter 
Sen, da steht nähmlich: rrWien: 50 m l l .  für Präsident! Hohes Haus! So wie jedes 
die Sportförderung. Auch 1968 wird die Stadt 

reitzustellen. 
Abschließend möchte ich noch sagen, 

den Sport ausgibt und dem, was diie Gemein- wir der Giiuppe gerne die ZustimmUnq ge 
ben. (Beifall bei der SPU. - Präsident Wiek 
übernimmt den Vorsitz.) 

Herr Landiesrat R 0 s c h. . tritt bereits d 

in der letzten Zeit qibt die Budgetgrup 
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gen unternehmen, 
lagen fortzusetzen 
nmenden Jahr für 
S zur Verfügung, 
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S auf 1,750.000 S, 

ilag stehen, damit 
Prozentsatz ganz 
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Cesamtbudlget von 
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denn hier ein rich- 
'en werden sollte), 
xösterreich für die 

11 Mill. S ausge- 

ch abler zur Sport- 
en: Wnr sind froh, 

Sportvereine und 
Beihilfen für den 

S vorgesehen sinid. 
vie vor, daß dieses 
er das wir in den 
ir iehngehend spre- 
fang ist, damit den 
n NiederÖsterreich 
L geholfen werden 

igendfördening. Ich 
kommenden Jahren 
s angehoben wer- 
en Voranschlagsan- 

Budgets scheinen 
Summen auf. Dies- 
00 S mehr für das 
eschen. Ich wiirde 
-eferenten ersuchen, 
h diese Beträge - 
.eigen der gesam- 
anzuheben, damit 
der Gesamtbudget- 

, die für Jugendför- 
verden, zumindest 
auf Grund der an- 

Lage nicht möglich 
Beträge dafür be- 

ch nocth sagen, daß 
die Zustimmunq ge- 
- Präsident Wieiss 

Zum Wort kommt 

Sehr geehrter Herr 
So wie jedes Jahr 
die Budgetgruppe 5 
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berechtigten Anlaß, Über die Fr.agen der Spi- 
talsmisere in Niederösterreich, man könnte 
fast sagen, in ganz Osterreich, zu sprechen. 
Auch heuer sind im hSittelpunkt der Aus- 
führungen zu dieser Fra,ge die Di#skussions- 
beiträge des Herrn Abg. Czidlik und des 
Herrn Präs. Reiter gestanden. Beide Herren 
haben der Hoffnung Ausdruck gegeben, dlaß 
sie nunmehr am 20. Dezember einen Weih- 
nachtsmann für di'e Spitäler erwiarten, da 
man hofft, daß die vom Ministerium für So- 
ziale Ver-waltung einberufene Spitalsenque- 
t.e etwa4s bringen wird, .und man in Zukunft 
mit diesen Fragen leichter f,ertiq wird. Ich 
glaube, es ist heute wirklich nicht möglich, 
dazu Stellung zu nehmen, ,ob diese Enquete, 
diese Kommission, die eingesetzt k t ,  tat- 
sächhch ein brauchbares Ergebnis bringen 
wird. Ich möchte nicht schwarz malen, ich 
möchte mich aber eher der Meinung des 
Klubobmannes der Usterreichischen Volks- 
partei, die er im Finanz,ausschuß vor eini- 
gen Wochen vertreten hat, anschließen, näm- 
llich, daß man nicht allzu vi,el erwarten soll- 
te, denn es' werde nicht allzu viel heraus- 
kommen. Die Det,ailb'erichte, die bmis jetzt 
vorliegen, zeigen auch, daß wohl einige An- 
sätze da sind, daß aber im großen und gan- 
zen gesehen auch diese Enquete die Frage 
offensichtlich nicht lösen wird. Das günstig- 
ste Anzeichen scheinen mir die Aussendun- 
gen der Verbindungsstelle der Osterreichi- 
schen Bundesländer zu sein. Darnach wird 
aller Voraussicht nach ein konkreter Vor- 
schllaa gemacht werden. Dieser Vorsch,Pag 
hat offensichtlich Amsicht, angenommen zii 
weirden. Er verlangt die Abärndehng d,es 
Krfankenanstaltengesetze,s des Bundes in ei- 
nem Punkt. Sie wissen, daß derzeit im Kmn- 
kenan.staltengesetz des Bundes die Bestim- 
mung enth'alten ist, daß sich dter Bun'd ver- 
pflichtet, 10 Prozent der fe,stgesetzten Ver- 
pflegsgebühren den Krankenanstaltenträgern 
zu ersetzen, höchstens jeldoch 18,75 Prozent 
des unbedeckten Abganges. Es sind also 2 
Grenzen - nicht eine Schsere, son,dlern eine 
Zange, könnte man sagen - zwischen denen 
sich die Leistungen des Bundes bfeweqen. Bei 
der derz,e.itigen Situation der nimederösterrei- 
chitschen Kranken,anstalten trifft die.se Mög- 
lichkeit der 10 Prozent der f'estgeisetzten Vier- 
pflegsgebiihren auf elinen einzigen Kranken- 
anst'altenträger aller 24 Krankenanstalten 
ZU,  nämbich auf die Krankenanstalt Mö'dling, 
also nur für das L'and Niedierösterreich. Für 
alle übrigen Spitäler, alle Gemeindespitäler 
usw. tritt ber,eits die zweite- Grenze in Kraft, 
nämlich die 18,75 Prozent des unbedeckten 
Abganges, das ist nämlich wenigier ads 10 
Prozent der festgesetzten Verpflegsgebühren. 

Zesetzgebungsperiode. 7. Sitzung am 13. Dez. 1967 221 

Würde also diese Noveliierung kommen - 
und es gibt qewisse Anzeichen dafür, daß 
sie kommen könnte -, so wäre das unzwei- 
felhaft eine gewisse Erleichterung für idie 
Krankenanstaltenträger. 

Herr Abg. Czidlik hat insbesondere darauf 
hingewiesen, daß von den anideren Kosten- 
tragern und insbesondere von den Sozialver- 
sicherungsträgern Niederösterreichs bei den 
Verhandlungen am Montag - das muß man 
offen anerkennen - ein wirkliches Ver- 
ständnis für die Situation aufgebracht wur- 
de. Wenn es natürlich auch nicht das ist, 
was Kollege Laferl als Sprecher deis Ver- 
handlungspartners NUKAS angeführt hat, 
nämlich, daß der Sozialverslicherungsträgea 
67 Prozent ersetzen soll. Er hat allerdings 
selbst gesagt, 67 Prozent ist ungefähr die 
Traumgrenze. Damit aber kein Mißvenständ- 
nis entsteht, möchte ich sagen, es ist wieder- 
holt qeslagt worden, und ich halte es für mei- 
ne Pflicht, dies noch einmal zu betonen, daß 
e,s um keine politische Fnage geht. Es geht 
ja  nicht nur gegen die Krankenversiche- 
rungsanstalt der Arbeiter und Angestellten, 
also die Gebietskrankenkatsse; es betrifft 
alle Krankenversicherungsanstalten. Die Hoff- 
nungen, die man in die 21. Novelle des ASVG 
setzt, sind wieder nur für einen Teil der Kran- 
kenversicherungsträger realisierbar. Sie wis- 
sen, eine ganze Reihe von Krankenversiche- 
rungsanstalten in Niederösterreich wird von 
dieser 21. Novelle, von der Erhöhung der Bei- 
tragsgrunsdlage, überhaupt nicht betroffen. 
Vielleicht darf ich einige schnell aufzählen. 
Die Eisenbahnerkrankenkasse wird nicht be- 
troffen, die Landwirtschaftskrankenkasse 
wird nicht betroffen, die Bauernkrankenkas- 
Se wird nicht betroffen, die Selbständigen- 
Krankenkasse wird nicht betroffen und die 
Krankenversicherungsanstalt des öffienth- 
chen Dienstes wird davon nicht betroffen. 
Also dieae Krankenversicherungsträger be- 
kommen alle durch die 21. Nove>le nicht 
einen Schilling mehr, sie müssen aber die er- 
höhten Verpflegskosten zahlen, die wir ver- 
einbart haben. Es war daher verständlich, 
daß nach Forderung auf Ersatz von 67 Prozent, 
sich nicht nur der Obmann der niederoster- 
reichischen Gebietskrankenkasse und der Di- 
rektor der Gebietskrankenkalsse, sondern 
selbstverständlich in weitaus - ich mochte 
fast sagen - härteren Worten noch der Di- 
rektor der Landwirtschaftskrankenkasse sich 
dagegen verwahrt hat. Der Obmann des 
Uberwachungsausschusses der Gebietskran- 
kenkasse hat erklärt: Meine Herren, schla- 
gen Sie sich das aus dem Kopf, da kommen 
wir zu keiner Einigung, wenn Sie bei sol- 
chen Forderungen verbleiben. Ich glaube, 
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daß das Ergebnis, das nach diesen zwei1 Ver- 
handlungen herausgekommen ist, namlich daß 

ger 60,75 Prozent dei Verpflegsgebuhren den siie weniger als das, wozu sie ve muß noch ei 
Krankenanstaltentragern ersetzen werden, ein 
gutes Resultat ist. Nicht das ideale Ergebnis, 
aber vieljeicht das optimale Ergebnis, das da ekn wenig vorsichtig sein und r in der Ver 

_ _ _ _ _ _ _ _ _ ~  - ___ ~~ -~ 

de Krems auf 
gegeben wurde pflegsgebiihren ist der Ersatz zu gering. 

Kaissen sagen aber, wenn man von Min 

verpflichtet sind, leisten. Wir wissen, 
nicht wahr ist. Ich glaubte daher, wir 

ber einig sind, daß die Leute, die dort ver- nicht in der Laqe sind, die vollen kost 
handelt haben, sich wlrkliich auf beiden Sei- deckenden Verpflegspbühren für die Kr 
ten ehrlich bemuht haben. Man soll ihnen kenanstaltentrager zu lelisten, und daß 
nicht den Vorwurf machen, daß sie die Wie- eben eine andere Reqelunq geben muß. 

s muß man i 

hreren Abte? 
immerhin 2 Abgeordnete, Abg. Laferl und men. Herr Abg. Czidlik hat bNeneits auf 
Abg. Binder, Vertreter des Gemeindevertre- Aktion der AUVA-Kredite hingedesen, 
terverbandes der O v p  und s p o  und noch wir im heuriqen Jahr im Hohen Hauise 

g in die Lan 

osterreichischen Spitalern einen geringeren lich, er bewegt sich um 59 Millionen 
unbedeckten Abgang haben als im Jahre ling, die wir wieder der Allgemeinen 
1967, denn wir haben 233 Millionen Schil- versicherungsanslalt ruckerstatten müs 
linn präliminierten Abgang. Rund 40 Mill. S Ich sage das deshalb, wieil aus dieser 

n eine Verbii 
ich das ir 

Mjll. S abziehe, dann wird der Abgang 1968 dem Ressort in dler Frage dueser G 
ungefähr gleich sein, wenn nicht ein wenig summe fur die Spitäler und der Bauk 
darunter. Was dieser Beschluß bedeutet, Steigerung erfolgt sind. Auf Grund 

e bekommen 
die Verhandlungen abgebrochen und werden wußt, WO man das Geld hermhmen Soll 
zum Schiedsgericht der Soaialversichdfung die Kredite zuruckzuzahlen. Ich darf als 
gehen. Die Landesregierung Steiermark hat dem dezitierten ~ ~ ~ s c h  des Herrn 
vom Sozialversicherungstraiaer dei Steier- Qidlik festhalten, daß diese Beträge, sich ein verh 

ufwand. Wir h 

gen dabei sind, werden wiissen, ich 
nicht genaue Ziffern nenne und sage, wie 
ho& wir lieqen werden. Es wird das aber 

sie natürlich auf indirektem Wiege auc 
der den Gemeinden zugute, denn die 
j a  das schon fruher bekommen 

wie gesagt, eine wesentliche Erleichterung Se Bauten. die qroßte S u m m  
bringen. Es wird aber das Problem nicht 16- das Land um seinen 60-proze 
Sen, das ist unbestreitbar. Herr Abg. Czidliik gen abdecken zu können. was in einem ! 
hat schon darauf hingewiesen, daß die Kas- Meine Damen und Herren, das ist hergeht und de 
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minde Krems auf einmal 3 Millionen Schil- 
.Satz zu gering. Die ling gegeben wurden, bekommt, dann ist das 

auch eine Moglichkeit, die Finanzen irgend- 1 man von Minder- 
wie zii verbessern. e man meinen, daß 

Ich muß noch einmal sagen - und das ozu sie vertraglich 
zieht sich wieder durch alle Parteien und Wir wissen, daß das 
durch alle Meinungen -, daß die Gemeinde- e daher, wir sollten 

J sein und sqllten spitaler in der Verwaltunq billiger sin& als 
die Landesspitäler. Mein Freund Czidlik hat en sondern von der 

die Kassen effektiv das sehr hart in den Raum qestellt; er hat 
gesagt, so ist es, so sehen die Ziffern auts, die vollen kosten- 
und das muß man zur Kenntnis nehmen. Ich hren fui die Kran- 
ghube aber, man darf nicht nur die reinen ysten, und daß e s  
Ziffern betrachten, sondern man muß schon inq geben miuß. 
das System in Betracht ziehen. Die Landes- 

ronologisch fortfah- spitaler in Modling und Tulln sind Spitäler 
ldung der einzelnen mit mehreren Abteilunqen, mit Spezialabtei- 
trz Steilung zu neh- lungen und Spezialausrustungen. Ich denke 
hat bterieits auf diie nur daran, daß wir in Modlinq eine Tnten- 

ite hingewesen, doe sivpflegestation haben, die es in fast keinem 
n Hohen Hause be- anderen Spital qibt. Ich weiß schon, in ande- 
auch den Betnag ge- ren Spitalern heißen sie Frischoperiertenab- 
$er Spitäler ins Ver- teiliungen, aber sie sind nicht so ausgestattet, 

wie unsere Intensivpflegestation. Unsere Spi- I C ~  muß natürlich 
hinweisen, daß dlie- täler gehen mit Recht mit gutem Beispiel 

Iruckqez#ahlt wcerdeii voran, vor alllem in personeller Hinsicht, Der 
n sie nicht als Ge- Zuzug in die Landesspitaler ist vielleicht 
Betrag ist bieträcht- auch ein weniq qünstiqer als in irqendeineni 

kleinen Spital weit draußen in einem Bezirk. 59 Millionen SChil- 
Allgemeinen Unflall- Das ist - ich weiß, daß ich damit das h/iiiß- 

ckerstatten müssen. fallen mancher errege auch darauf ZU-  

ruckzufuhren daß die Bezahlunq etwas bes- Uieil auts dieser Tat- 
Ler Absgrachen her- ser ist. Darüber qibt es zwischen Burgermei- 

Ster Schmid aus Melk und mir direkt im Finanzreferat und 
schon eine Verbindung, denn jedes Mal rage dieser Gloibd- 
wenn ich das irqendwo erwahne, dann und der Baukosten- 

, Auf Grund dieser sagt Burgermeister Schmid: rrDäS ist 
jlich, sich in das Ri- nicht wahr, ich weise Ihnen nach, daß 

die Arzte bei uns in den Spitalern genau immens einzulassen, 
dasselbe bekommen wie im Lande." Das ist L Jahre 1971 nicht ge- 

j hernehmen soll, um richtig, es gibt nur einen Unterschied; die 
Uberstundenabgeltunq ist in den Gemeinden den. Ich darf also ZU 

nicht so qut wie beim Lande und daraus er- ch des Herrn Abg. 
diese Betrage, iiie gibt sich ein verhaltnismaßig hoher Persc- 

nalaufwand. Wir haben zurL Beiispiel jetLt ies der Landes-Kran- 

saqen, der zustandige beamtete Referent, der einem Teil den Ge- 
sich mit diesem Zahlenspiel seit 10 oder 15 nen, und zu einem 

Landesrat, die Zahlen, die sie ausrechnen, csen. Damit kommen 
die kommen - er hat das nicht wortlich qe- ;tem Wege auch wie- 
sagt, aber S O  indirekt - einer Milchmäd- 

3r bekommen für die- chenrechnunq gleich." Das stimmt nicht 
ganz, es zeigt aber doch irqendwie die Grös- 
senordnungen. Wenn man namlich wissen m seinen 60-prozenti- 

U können. will, was in einem Spital ein Bett kostet, und 
Herren, das ist aber man hergeht und den Bettenstand nimmt, den 
für die Spitalsträger. Personalaufwand und den Sachaufwand durch 

lstrager nicht darauf die jeweilige Bettenanzahl dividiert, dann 
2, 3 oder 4 Jahren die kommt man darauf, daß die Landes-Kranken- 
indem sie gleich, wie amtalten genau in der Mitte der gesamten 
als etwa der Stiadtge- 

- ____ _~_______ ~- 

l-ulln, frei wer- eine Rechnunq angestellt. Ich mochte offen 

s der AUVA Jahren befaßt, hat mir zwar gesagt: ,,Herr 

Jute, denn die haben 

Iie qrbßte Summe hat 
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Spitäler in Niederösterreich li(egen, nämlich 
an der 11. od'er 12. Stelle. Das heißt also, es 
gibt teuere und billigere Gemeindespitäler. 
Wogegen ich mich ver,suche zu wehren - 
ich bitte d'as ZU verstehen - ist zu sagen, 
die Lan'desspitäler sind absolut dtjle teuer- 
sten. Sie sind es nicht, obwohl !sicherlich, 
d'as gebe ich zu, auch hier eine R'ei'he von 
Dingen sind, die man verbesser'n kann. 

Wir haben etwas qetan, was einmalig ist. 
Wir müssen nur den Erfolg abwarten, denn 
erst am En,de d,es Jahres k'ann man ihn 
sehen. Es wurde in diesem Jahr erstmalig an- 
geordn'et, daß für allle A,usgaben, die von 
Landesspitälern getätigt werden, und deren 
Bewilligung be'im Land li,egt, bei der Ausga- 
be immer der Kreditposten dab'eistjehen muß, 
also w'ieviel ist noch verfücgbar, was kann 
ausgegeben werden, wieviel bleibt Rest usw. 
Ich glaube, die Damen und Herren vom Kon- 
trollausschuß haben das schon bemerkt. Icjh 
hoffe, daß wir damit vielleicht ,erreichen, daß 
es zu kteinen CIberschreitungen mehr kommen 
wird. Dann würde die Verbilligung noch 
deutlicher ins Auqe fallen. Ich bitte Sie, das 
zu berücksichtigen. 

Zum Schluß möchte ich noch -das Entschei- 
dendste erwähnen. Ich weiß nicht, wie lange 
schon, aber es hat hier immer eine Verein- 
barung gegeben, daß der Ko'stenersatz von 
Seiten des Sozialversichierungsträgers für 
die Landes-Krankenanstalten niedriger ange- 
s'etzt wurde, um damit die Differenz des 
Durchschnittbetrages der beiden großen An- 
stalten Wiener-Neustadt und St.. Pölten bes- 
ser dotieren zu können. Dadurch haben die 
Krankenanstalten in Wiener-Neusta'dt und 
St. Pölten immer ungefahr im Schnitt den- 
s'elben Kostenersatz wie die Kranken.ansta1- 
ten in Wien bekommen. J'a, meine Damen 
und Herren, wenn ich also den Landesspi- 
täl'ern, um diesen beiden großen Gemeinde- 
Spitälern zu helfen, einen geringeren Kosten- 
ers,atz gebe, diann darf man sich nicht wun- 
dern, wenn der Abgang bei diesen Spitälern 
größser ist. Ich glaube, wir hlaben heuer wirk- 
lich einen großen Erfolg erzielt. Ich sagte 
schon, der Durchschnitt ist 60,75 Prozent; die 
Landes-Spitäler werden bei 58 Prozent lie- 
gen. Ich hoffe desh'alb, daß wir auch am En- 
de des Budgetjahre,s ein besseres Bild geben 
wecden können. 
Zu den Ausführungen des Herrn Präsidenten 
Reiter darf ich sagen, daß sein,e Einleitung 
sehr klar war. Die Spitalpflege kann weder 
schwarz noch rot, sondern sie muR gerecht 
behandelt wierden, wobei uns bewußt ist, daß 
der Beigriff rr8gerecht" etwas dehnbar ist, und 
unter Umständen der eine oder der andere 
darüber verschiedener Auffassung sein kann. 
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Jedenfalls ist das Ziel SO zu veristehen, daß so gemeint war -, andererseits zu 
man nicht von einem roten oder einem stehen, daß es durch die Bildung eines 
schwarzen Spital reden kann, denn in das so- chen Ausschusses zu keinen Kompetenz 
genannte rote Spital werden selbstverständ- änderungen kommen darf, worauf wir uns 
lich auch schwarze Patienten aufgenommen geeinigt haben. Sie werden begreifen, daß 
und in das schwarze Spital ebenso rote hier auf dem Standpunkt stehen muß, daß 
Kranke. Die politische kichtung ist daher Kontaktherstellunq zum Bund eine Ko 

~~~~~ _ _ _ _  

scher1 hat; das Problem besteht daher für dig, aber im Rahmen der Geschäftsei 
beide Teile. 

Ich möchte nur in einem Punkt,ichwill nicht 
sagen korrigierend, aber ergänzend eingrei- 
fen. Herr Präsident, Sie werden verstehen, 
daß ich hier ein bißchen empfindlich bin. Sie 

Angelegenheit in mein Ressort fällt. 
verständlich kann man sich jedoch ube 
solche Kommission einigen. Es wird 
zweckmäßig sein, zu einer Realisieru 

echte Verhandlungen in der Frage des 
talverbandsgesetzes einsetzen, müßte 
sich, bevor die Materie ausgesendet un 
Landtag behandelt wird, in einem so1 
Ausschuß und d a r ~ b e r  

handlung geeinigt haben, in der Frage des 
Spitalverbandsgesetzes bis zum 20. zu war- 
ten. Darf ich dies erweitern: Wir haben uns 
berleits vor einem Jahr, und zwar am 20. De- 
zember - zufällig war es der 20. Dezember 

. Wir mache 

aber nicht einmal qeantwortet. 
ent Reiter hab 

Kreuzes und 
Sache die 1 
dafür dankbt 
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idererseits zu ver- 
' Bildung eines sol- 
inen Kompetenzvier- 
, worauf wir uns ja 
tn begreifen, daß ich 
stehen muß, daß die 
Bund eine Kompe- 
lundesverfassung ist 
shauptmann zustän- 
Geschäftseint eilung 

t das übertrageile 
egiert, so daß diese 
iessort fällt. Selbst- 
ch jedoch über eine 
Jen. Es wird sogar 
ner Realisierung Z U  
h dem 20. Dezember 
der Frage des Spi- 

setzen, mußte man 
ausgesendet und im 
, in einem solchen 
?n und darüber dis- 

ind Herren, möchte 
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meinde kommen, diese aber tatsächlich 31,25 
Prozent des Abganges decken muß. Das ist 
blis zu einem gewissen Grad noch gerecht 
uhd durchaus begreiaich. Andenerseits )ist 
der Gedanke, die Leistung der Gemeinde 
nach dem Verhältnis der aus ihrer Gemeinde 
stammenden Patienten zur Gesamtzahl dser 
Patienten zu berechnen, nicht durchführbar, 
weil es Gemeinden gibt, wie zum Beispiel 
Klosterneuburg, die nach diesem Auftei- 
lungsschlüssiel 65 bis 66 Prozent der Kosten 
tragen müßten, da so viele Patienten aus der 
Stadt selbst, die ja eine Großgemeinde ist, 
stammen und nur 34 Prozent der Patienten, 
alqo der Rest, kommen von außerhalb. Eine 
solch<e Lösung ist daher auch nicht durch- 
führbar. Es müßte eine obere Grenze einge- 

j führt werden, was nur im Verhandlungswege 
' möglich ist. 

Anregungen an das Rote Kreuz wseiterleiten 
werde. Wir werden sehen, wie das Rote 
Kreuz auf die Vorschläge reagiert. Der Herr 
Abg. Graf dürfte jedenfalls den Kern der Sa- 
che qetroffen haben: Will man die Zuisam- 
menarbeit des Roten Kreuzes mit den Ge- 
meinden intensivieren, dann muß den Bür- 
germeistern so ähnlich wie bei der Feuer- 
wehr ein Mtspracherecht eingeräumt wer- 
den. Ich bin überzeugt, daß sie sich dann 
mehr beim Roten Kreuz engagieren werden. 
Das wäre also eine Lösung, die, soviel ich 
weiß, auch vom Roten Kreuz bis zu einem 
gewissen Grad angestrebt wird, Wiie gesagt, 
glaube ich, versichern zu können, daß der 
Herr Präsident Reiter und ich die gem\achten 
Anrequngen zur Prufung weitergeben wer- 
den, und wir sehen dem Ergebnis mit Inter- 
esse entgegen. 

Meine Damen und Herren! Der Herr Abg* Darf ich dazu konkret noch etwas meLii 
Binder hat die Frage der Gemeindeärzte an- 
geschnitten. Ich bin für diese Frage ressort- 

allgemeinen Gesundheitsdienstes bin ich na- 
türlich im Hinblick auf die gesundheitliche 

siert. Es ist bestimmt nicht gut, wenn da und 
dort Gemeindearztstellen nicht besetzt sind. 
In Niederösterreich fehlen derzeit bereits 30 
Gemeindeärzte; wir haben auf diesem Gebiet 
echte Schwierigkeiten. Vom Ressort aus be- 
mühen wir uns, die Gemeindeärzte zu unter- 
stützen. Wir machen Ausschreibungen, ich 

betteln, um irgendeinen Arzt aufs Land zu 

bestehen darin, daß es momentan nicht seihr 
attraktiv ist, als Landarzt in e h e  kleine Ge- 

Stadt ist wesentlich leichter und einfachei. 

R~~~~~~ Betreffendes sagen. Wir haben die 
Absicht, mit dem R~~~~ Kreuz den Versuch 

Problem zu lösen, was nämlich mit einem Pa- 
tienten zu geschehen hat, der aus be- 

nOmmen werden kann und, wie der Herr 
Abg. Graf geschildert hat, in qanz Wien he- 
rumgefahren werden muß, um in irgendei- 
nem anderen Spital Aufnahme zu finden. Wir 
beabsichtiqen nun, eine Bettenzentrale ähn- 
lieh wie in Wien einzurichten, aber nicht auf 
der gleichen Basis. Anläßlich der Eröffnung 

bereits zwischen dem Direktor des R ~ ~ ~ ~ ,  

und mir eine Absprache stattgefunden. Wir 
waren uns im wesentlichen bereits einig, und 

sein, wenn sich nicht bei der Durchfiihruny 

ZU bezahlen hat. danken daruber machen sollte, wie weit rinkeiten müssen wir überwinden, denn eine 

erhalter und die spi- tion des Gemeindearztes unter Umständen der Voraussetzungen nicht funktionieren 
kann, hat keinen Sinn. Ich darf gleich anfüh- en, was ja Sinn und mehr Anreiz gegeben werden könnte. 

Der Herr Abg. Graf und auch der Herr ren, worin der Hauptgrunid dieser techni- ar. Ungeklärt ist hin- 

Präwident Reiter haben sich mit dem Roten scfhen Schwierigkeiten besteht: Wir haben in :n erhoht werden sol- 

Kreuz beschäftigt. Ich bitte zu verstehen, Niederosterreich nämlich noch kein vollau- er jene des NOKAS. 

wenn ich mich dazu nicht äußere, da ich tomatisiertes Telefonnetz. Wean man von diesbezüglich noch 

mich befangen fühle. Ich bin nämlich seit irgendwo ein Gespräch anmelden unid auf geben wird. Man muß 
l'h Jahren einer der Vizepräsidenten des dieses 20 Minuten warten muß, um die Bet- aß darüber noch ge- 

Roten Kreuzes und kann also nicht gut in tenzentrale zu erreichen, geht der Sinn der Ich glaube, daß alle, 
eigener Sache die Reklametrommel rühren. Sache verloren, denn der Patient kann ja ffen, daß eine aadere 
I& bdn dafür dankbar, daß man die Leistun- nicht 20 Minuten im Roten-Kreuz-Wagen en muß, recht haben. 

qen des Roten Kreuzes anerkannt hat, und wartend zubringen. Eine Bettenzentrale ist struktion der Kosten- 

möchte gleich vorwegnehmen, daß ich zu dlaher nur dann sinnvoll, wenn man telefo- gewisse Ungerechtig- 

sammen mit dem Hmrn Präsidenten Reiter, nisch direkt durchwählen oder eine Funkver- nanstalten - ich neh- 

der jetzt neu ins Rote Kreuz eingezogen ist, bindunq bekommen kann. Das Rote Kreuz ist aM an -, wo nur 20 

selbstverständlich qerne die hier gegebenen leider noch nicht so gut mit Funkgeräten aus der eigenen Ge- 

mäßig nicht zuständig. Vom Standpunkt des zu unternehmen, ein uns betreffendes 

n abschließend, noch 

das Spitalverbands- 
i ist und nur bedeu- 
des Landes Nielder- 

er drei Kostenträger, 
, Land, Spitalerhalter 
?n, sonst nichts. Wir 
idesgesetz nicht das 

ungen zwingen, und 

me Leistungen 7u er- 
ich besteht die bun- 

a,gsverhältnis beruht. 

err Prasident Reiter Versorwng der daran interes- stimmten Grund in einem Spital nicht aufge- 

ir konnen auch nicht mochte fast sagen, wir when hausieren und des Roten Kreuz-Hauses in Hollabrunn hat 

den Soziaiversiche- bringen. Die aufgezeigten Schwieriigkeiten Kreuzes, dem Herrn Landesfinanzreferenten 

ing, daß die Parher-  llleinde zu qehen* Die BerufsausübUnq in der die Bettenzentrale konnte schon eingpri&tet 

ir  die drei qeiiannten Ich glaube daher, wie schon eine Reihe von technischen Schwierigkeiten 
r unterhalten, wer Ausdruck gekommen man sich Ge- ergeben wurden. Diese technischen Schwie- 

en soll, steht bereits durch eine gesetzliahe AnderUnq der Funk- Einrichtunq zu schaffen, die infoLqe fehlen- 
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alus,gestattet, daß von allen Landesteilen eine 
Funkverbindung hergestellt werden kann. Bis 
jetzt ist eine Funkverbindung nur von ge- 
wissen Gebieten au,s, insbeson'd,ere um Wien, 
möglich. Dler Ausbau der genannten Einrich- 
tun>gen müßte natürlich Ha,nd in Hand gehen. 
Die finanzielle Seite wäre verhältnismäßig 
billig und einfach zu lösen. Es müßten vom 
Land sage und schreibe die Bezüge für drei 
Fernsprecher aufgebracht werden. Der Herr 
Landesfinanzreferent hat erkläri, daß der ent- 
sprechende Betrag diskutabel sei und wir 
d,ie,s,e Sache mit dem Roten Kreuz durchfub 
ren könnten, wenn der Zweck damit erreicht 
wird. Wir werd'en daher versuchen, im Laufe 
des Jahres zu einem Ergebnis zu kommen. 

Nun noch zu den Ausfülhrungen des IHerrn 
Abg. Graf, der über das Spital in, Gänsern- 
dorf gesprochen hat. Um Ivlißverständnissse 
zu vermeiden, hat er vorsichtigerweise ganz 
besonders ein'gangs erklärt, daß er als Bür- 
germeister dies,es Krankenhaus niciht als Ge- 
heindespital haben wolle. Ich gllaube, das 

. verstehen wir alle, denn wenn man sich im 
Kreise seiner Bürgermeisterkoll'egen um- 
blickt, mtuß man feststellen, daß ein solches 
Krankenhaus kein,e finanzie'll attr,aktive Sa- 
che ist. Eines ist jedoch richtig, das ergeben 
auch sämtliche Untersuchuniqen u d  Prüfun- 
gen, die wir bezüglich der Raumordnung vor- 
genommen lhaben; für d,as Gebiet des March- 
feldes und den Bezirk Gänslerndorf fehlt 
eine Möglichkeit zur spitalmäßi'gen Versor- 
gung der dortigen Bevölkerung. Es ist ein- 
fach nichts d8a; momentan ist das Aufn,ahme- 
Spital Floridsdorf, aLso Wien. Dle Wiener 
verweisen immer wieder darauf, die nieder- 
österreichi,schen Patienten nicht dauernd auf- 
nehmen zu können, da sie da,s Spital für den 
Wiener Bedarf errichtet hätten und nicht für 
Niederösterreich. Ich glaubte, d,aß ich keiyi 
G,eheimnis v,errate, wenn ich mitteile, daß 
wir den Versuch ein,er Minimal1,ösung ins 
Auge gefaßt haben. Diese würde dtari,n be- 
stehen, daß wir mit dem Usterreichii8scheil 
Bundesheer, also dem Bundesministerium für 
Landesverteidiguna, einen Vertr,ag abschlie- 
ßen, woaach im Heeresspital Stammersdorf 
20 Betten für männliche Patienten der Bevöl- 
kerung des Marchfeldes bindend zur Verfü- 
gung gestellt werden. Das ist eine beschei- 
dene Lösung, was ich gern,e zugebe, die aber 
interessanterweise im Interelsse beider Ver- 
tragspartner liegt. Das Bundesministerium 
für Landesverteidigung strebt im He'eresspl- 
tai Stammersdorf einen höheren Bettenbehg 
an; und wir würden die B,etten bnauchen. 
Das würde uns keine Kosten v,erursa&en, es 
müßte nur ein Vertrag abgeschlossen wer- 
den, so d,aß ledi,glich noch di,e Frage mit 
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Wien zu losen Ware, weil es sich ja um 

-_ 

bekäme er eiI 

Bedenken aus dem Wege geräumt, schaften, das La 
den die sogienannte Betriebsbewlill ialversicberungst 
dieses exterritoriale Gebiet erhalte Menschenmöglic 
die Durchführung dieses Plantes mog lösen. Ich glaub 

ein Krankenhaus errichten müßte. Nach 
folqten Berechnungen seitens der Herren 
Referates in Zusammenarbeit mit der R 
Planung käme eine Krankenanstalt mit 
ximal 200 Betten in Frage. Es wäre also 
Mittelpunktspital notwendig, sondern e 
jener Regionalspitäler, auf die der Herr 

dargelegt hat. Ich qlaube, daß ich au 
bezüglich kein großes Geheimnis 

etwas offen aussprechen. Es ist sehr 
haft zu uberlegen - das ist eine rein 
schaftliche Uberlegung mit dem Bleist 
ob man in Niederosterreich elin Spit 

anträge der A 
inger. Ich lasse 

bitte den Hel ren Fall wären nämlich die Grundeinr 

Varianten wirtschaftlich gunstiger ist 
billiqer kommt. 242,650.000 Sch 

er außerordentl 

Abgeordneten Buchinger und Dr. Brezo 
bsetrifft, stelle ich fest, da8 diese Frage 

an, daß er dazu in irgendeiner Form Stel 
nehmen wird. 

bemerken: Meine sehr geehrten Damen 
Herren! Das Gesundheitswesen bzw. der 
Samte Gesundheitsdienst stellt für uns 
vordringliche Aufgabe dar. Ich glaube, 
uns allen klar, daß es sich um Maßna 
handelt, die man, wenn sie jetzt ver 
werden, später nicht mehr nachholen 
denn wenn man tot ist, braucht man 
Spital mehr. Einen Kranken heute dami 

Darf ich abschließend noch kurz folqe erordentlicher V 
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11 es sich j,a um ex- 
ilt. Soviel ich weiß, 
llich die rechtlichen 
: geräumt, wir wür- 
riebsbewlilligung für 
iet erha,lten, so daß 
23 Plantes möglich 
i.s ein erster Schritt 

wäre, im R'ahmen 
m, wi,e und wo man 
2n müßte. Nach er- 
tens der Herren des 
rbeit mit der Raum- 
ikenanstalt mit ma- 
e. Es wäre also kein 
idig, sondern eines 
If die der Herr Prä- 
n h8at, was auch vor 
Abg. wiesmayr hier 
I, daß ich auch. dies- 
Geheimnis verrate, 

.ß wir an einiem sol- 
die.sen im L'aufe der 
h möchte aber noch 
L. Es i,st sehr ernst- 
s ist eine relin wirt- 
nit dem Bleistift -, 
reich elin Spital er- 
an unter umständen 
iit Wien vereinbart 
?rös terre.idhab tedung 
einrichtet. Im letzte- 
die Grundeinrichtun- 
ibe, daß diese Frage 
ies derzeit bestehen- 
ionierenden Kontakt- 
?n und Nied,eröster- 
rochen werden müß- 
s eine solche Lösung 

käme. Es i,st eine 
, welch,e der beiden 
1 günstiger ist ,und 

beiträqe der Herren 
. und Dr. Brezovszky 
laß diese Frage nicht 
lt. Der Herr Ressort- 
send, und ich, nehme 
ideiner Form Stellung 

noch kurz folgendes 
geehrten Damen und 
tswesen bzw. der ge- 
t stellt für uns eine 
iar. Ich glaube, es ist 
sich um Maßnahmen 
n sie jetzt versäumt 
iehr nachholen kann, 
;t, braucht man kein 
nken bleute damit ZU 
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vertrösten, er möge noch zehn Jahre warten, 
dann bekäme er ein Bett zur Verfügung ge- 
stellt, wäre sinnlos. Wir müssen al1.e die 
Uberzeuqing haben, daß die berufenen Kör- 
perschaften, das Land, die Gem,einden, die 
Sozialversicberungsträger und der Bund, al- 
les Menschenmögliche tun, um diese Fragen 
zu lösen. Ich glaube, sagen zu dürfen, daß 
der ehrliche Wille, soweit es d'as Land, die 
Sozialversicherungsträger und in erster Linie 
die Gemeinden betrifft, außer jedem Zweifel 
steht. Darüber, daß man unt'er Umständen auf 
der einen oder anderen Seite etw8as mehr 
wird tun müssen oder können, sind sich ge- 
wiß alle klar. Wir hoffen, daß es zu einer 
endgültigen Lösung kommen wird, nur dür- 
fen wir unls nicht der Täuschung hingeben, 
daß d,as leicht sein und schnell gehen wird. 
Ich glaube, daß uns das Jahr 1968 wohl wei- 
tere Erfolge, aber nicht die endgültige Lö- 

'sung bringen wird. (Beifall bei der SPO.) 
PRASIDENT WEISS: Die Rednerliste ist er- 

schöpft, der Herr Berichte#rst,atter 'hat d,as 
Schlußwott. 

Berichterstatter Abg. ANZENBERGER: ich 
verzichte. 

PRASIDENT WEISS: Zur Abstimmung liegt 
vor die Gruppe 5, Gesundheitswe,sen und 
körperliche Ertüchtigung, sowie die Resolu- 
tionsanträge der Abgeordneten Binder und 
Bucihinger. Ich lasse zunächst über die Grup- 
pe selbst und dann über die beiden Resolu- 
tiomanträge abstimmen. 

Ich bitte den Herrn Berichterstatter, nun- 
mehr seinen Antrag zur Gruppe 5, Gesund- 
heitswes en und körpeirliche Ertüchtigung, 

, ordentlicher und außerordentlicher Voran- 
: sckilBalg, zu stellen. 
i Berichterstatter Abg. ANLENBERGER: Ho- 
; hes Haus! Die Gruppe 5, Gesundheitswesen 
! und körperliche Ertüchtigung, sieht im or- 
: dentlichen Voranschlag Einn,ahmen von 

144,650.000 Schilling vor, denen Alusgaben 
' von 242,650.000 Schilling gegenüberstehen. 
i ' Der außerordentliche Voran,sohla,g der 

Gruppe 5 weist Ausgaben in der Höhe von 
i 18,571.000 Schilling a,us. 
' 

Ich ersuche den Herrn Präsidenten, die Ab- 
i stimmung über die Gruppe 5 durchzuführen. 

PRASIDENT WEISS (n,ach Ab;stimm;ung 
über die Gruppe 5, G'esundheitswesen und 
körpecliche Ertüchtigung, , ordentlich,er und 

1 außerordentlicher Voranschlag, in Erforder- 
; nis und Bedeckung): A n g e n o m m e n. 

Ich bitte den Herrn Berichterstatter um 
Verltesung der Resolutionsapträge. (Ge- 

, (Nach Abstimmung über den Resolutions- 
antrag des Abg. Binder, betreffend di8e Ver- 
besserung der ärzlichen Versorgung der nie- 
derösterreichischen Bevölkerung insbeson- 

b 

dere in den ländlichen Gsebieten): A n g e -  
n o m m e n .  
(Nach Abstimmung über den Resolutionsan- 
trag des Abg. Buchin'ger, betreffend die Auf- 
legunig von Jungbürgerbüchern u.nd deren 
Ausgabe im Rahmen von Jungbürgerfeiern) : 
A n g e  n o m m e n. 

Ich ersuche den Herrn Berichterstatter 
Abg. A n z e n b e r g e r ,  zur Gruppe 6, Bau-, 
Wohnungs- und Siedlunig,swesen, ordent- 
licher und außerordentlicher Vomanschlag, zu 
berichten, 

Berichterstatter Abg. ANZENBERGER: Ho- 
hes Haus! Ich berichte über die Gruppe 6. 
Die Gruppe 6, Bau-, Wohnungs- und Sied- 
lungswesen, beinhaltet die Gebarungsvorgän- 
ge für Planung, Wohnungswesen, Vermes- 
siingswesen, Bodenprüfung und Straßen, 
Plätze und Brücken, Wasserbau, Wasserlei- 
tungs- und Kanalbauten. 
Die Ausgaben dieser Gruppe 
betragen S 829,029.000 
di,e Einnahmen S 259,320.000. 

Das N,ettoerfordernis ergibt 
daher S 569,709.000. 

Die Ausgaben die8ser Gruppe be~anspruchen 
im Verhältnis zum Gesamtaufwand 27,47 Pro- 
zent, während sie im Vorjahr 25,5 Prozent 
a,usmachten. 

Die Augaben dieser Gruppe h.aben sich 
gegenüb,er dem Vorjahr um runld 1?5,5 Mill. 
S erhöht. Dieser Meinraufwand b'etrifft die 
Personalkosten mit rund 62,9 Mill. S und die 
Kolsten im Sachaufw'ande mit rund 112,6 Mill. 
S .  Neu in den Voranschla<g aufgenommen 
wurde der Abschnitt 65, Hochbm, mit dem 
Voranschlagsansatz Projektiierqngs-, B'aulei- 
tungs- und Bauführungs'ausgaben ,aus der 
Verwaltung von Bundesvermögen mit einem 
Betrage von 4,5 Mill. S und der Unterab- 
schnitt 668, Bundesstraßen, mit einem Per- 
sonalferfordernis von rund 95,6 Mill. S und 
einem Sacherfordernis von runld 41,l Mill. S. 
Eine bedeutende Erhöhung um rund ?0,3 m l l .  
S erfuhren die Mittel für die Bundeswohn- 
bauförderung auf Grund der Bestimmungen 
des Wohnb'auförderungsgesetzes 1968. 

Auch für die sonstige Wohnbauförd,erung 
stehen um 6 Mill. S mehr infolge höherer 
Darlehensrückflüsse zur Verfü'gung. Eine 
weitere Erhöhung der Kreditmittel von rund 
2,7 Mill. S war für den Amtssachaufwand der 
Landesstraßenverwaltung notwendig. Für die 
In.staUiid,setzung der Landelshaupt- und Land'es- 
str,aßen sowie deren Brücken aus zweckge- 
bundenen Einnahmen steht um 1 Mill. S, für 
die Ergänzung des Bestande.s an Baugeräten 
sowie an La.stkraftwagen und Schneepfiügen 
stehen um 5 Mill. S mehr zur Verfügung. 

Weggefallen ist der Voranschlagsansatz 

. 

. 



,,Zuschüsse zu Bauvorhaben der NUSIWAG" 
mit 20 Mill. S infolge Uberstellung in den 
außerordentlichen Haushalt. 

Auf der Einnahmeseite zeiqt sich eine Er- 
höhung um rund 52,4 Mill. S. Sie betrifft mit 
?6,2 Mill. S die höheren Eingänge an Wohn- 
bauforderungsmitteln, mit 2,6 Mill. S die 
Zinseneingänge und Darlehensrückflüsse für 
die Wohnbauforderunq auf Grund des Wohn- 
bauförderunigsgesetzes 1954, mit 6 Mill. S die 
Darlehensrückflüsse der sonstigen Wohnbau- 
förderung und mit 5 Mi11. S die Zahlungen 
des Bundes an das Land Niederösterreidh 
aus dem Titel der G-Verrechnung. Hingegen 
fallen 39,3 Mill. S an Ersätzen für pragmati- 
sche Bedienstete und Vertra,gsbedienstete 
weq, welche nunmehr im Unterabsdhnitt 06 
nachgewiesen werden. 

Neu aufgenommen wurden die Einnahmen- 
voranschlagsansatze ,,Zuschuf3 des Bundes an 
dem anteiligen Beitrag vom Einkommen für 
den Wohnhaus-Wiederaufbaufonds" und aus 
den ,,Beiträqen nach dem Wohnhauswiader- 
aufbaugesetz", Zuschuß des Bundes aus dem 
Wohnbauförderungsbeitrag. Aus finanztech- 
nischen Gründen ist in der Gruppe 6 einje 
Reihe von Voranschlagsansätzen gegenseitig 
deckungsfähig zu erklaren. Des weiteren sind 
Zweckbindunaen von Einnahmebetränen zu 
verfügen. 

Der 6 6 des Wohnbauforderuiigsgesetz 1968 
besagt, daß die Bundesmittel nur dann zur 
Förderung verwendet werden dürfen, wenn 
die Länder selbst aus Landesmitteln Beträge 
bfereit stellen, die innerhalb des Kalender- 
jahres mindestens die Hälfte der Bundesmit- 
tel erreichen, soweit sie für die Wohnbau- 
förderuna 1954 vorgesehen waren. 

Die im Voranschlagsansatz 671-61 ausge- 
wiesenen Mittel von 16 Mill. 5 stellen Lan- 
desbeiträge zu den Kosten der einzelnen 
Wasserbauten dar. Die Bereitstellung dieser 
Beiträge bildet die Voraussetzung, daß auch 
der Bund nach dem Wasserbautenförderungs- 
gesetz entsprechende Beiträge leistet. Mit 
diesen Beiträgen und den Beiträgen der ört- 
lichen Interessenten ist im Jahre 1968 die 
Durchführung von Bauvorhaben mit einem 
Gesamtkostenbeitrag von rund 40 Mill. S in 
Aussicht genommen. Die veranschlagten Lan- 
desbeiträge zu den Kosten für Wildbachver- 
Bauungen stellen rund 20 Prozent des Bau- 
volumens dar. Mit dem zu den Kosten der 
Wasserversorgungen vorgesehenen Betrag 
von 6 Mill. S können bei Berücksichtigung 
der Bundes- und Interessentenbeiträge Pro- 
jekte mit einem Gesamtaufwand von rund 
40 Mill. S ausgeführt werden, wahrend die 
Zuschüsse zu den Kosten für Abwasserbe- 
seitungsanlagen in der Höhe von 5 Mill. S 
dtie Mtiglichkeit geben, zusammen mit den 

Bundes- und Interessentenbeiträgen Proje 
mit einer Bansumme von rund 40 Mill. S 
verwirklichen. 

In der Gruppe 6 sind die außerordentlich 
Ausgaben mit S 48,210.000 veranschlagt. 

Ich ersuche den Herrn Präsidenten, 
Verhandlungen zur Gruppe 6 einzuleite 

PRASIDENT WEISS: Als erste Redn 

rrn Landeshaupti 
hen Landtag mit; 

Abg. KURNER: Hohes Haus! Anläßlich 
Budgetdebatte im Vorjahr haben wir uns 
der Gruppe 6 sehr eingehend und ausf 
lich mit einem Problem beschäftigt, das 
sonders das gesamte Waldviertel inb 
siert; es wurde dann auch ein gemeins 
Antraq einstimmig beschlossen, und z 
handelt es sich um das Göpfritzer CE 
Projekt. In letzter Zeit wurden darüber 
verschiedensten Nachrichten in den Zei 
gen veröffentlicht. Erst in der vergang 
Woche konnte man lesen, daß die Wis 
schaftler der geologischen Bundesanstalt 
Gutachten abgeschlossen haben und d 
feststellten, daß vom geologischen St 
punkte aus das Terrain in Göpfritz ei 

traßen bedeu 
ch die Leibe] 
mfan also da1 

en Lebensraum 

können. Im Vorjahr wurde folgender 
hier im Hohen Hause einstinmiq b 

bereits vorhan 
ber dem Man€ 

nes Atomforschungszentrums. Die nqen, wie dies 

setzungen sind - so haben Untersu 
gezeigt - in Göpfritz an der Wild 

um den Standort. für diese Anlage bewer 
die besten Chancen. Die Landesreg 
wird daher ersucht, bei der Bundesreg 
zu erreichen, daß der Bewerbung Oste 
um di'eses Projekt mit dem beabsic 

ander brauchi 
ezirk des nördl 

Genf durch eine Intervention der Bunde 
gierung Nachdruck verliehen wird." 

Der Generalredner der Usterreichisc rts und teilw 
. Wals das W 

und Neujahrswunsch des Waldviertels 
die Verwirklichung des CERN-Projektes 
stimme ihm voll und ganz zu, möchte 
aber sagen, daß das CERN-Projekt für 
Waldviertel nicht nur ein Weihnachts- 
Neujahrswunsch ist, sondern daß dieses 
jekt für das Waldviertel und für d6e 
te Wirtschaft Niederösterreichs weit 

zunächst eine 

n. Außer diese 

Wirtschaft. Das Waldviertel: erwartet, 
alles unternommen wird, um dieses Pr 
nach Göpfritz ZU bringen. Ich glaube, da 
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enbeiträgen Projekte 
1 mnd 40 Mill. s ZU 

lie außerordentlichen 
)OO veranschlagt. 
rrn Präsidenten, die 
ppe 6 einzuleiten. 
Als erste Rednerin 
Frau Abg. K ö r n e r  

Haus! Anläßlich der 
Ir haben wir uns bej 
gehend und ausführ- 

beschäftigt, das be- 
Waldviertel interes- 
Ich ein gemeinsamer 
;chlossen, und zwar 
3s Göpfritzer CERN- 
wurden darüber die 

Yhten in den Zeitun-. 
in der vergangenen 

;en, daß die Wissen- 
en Bundesanstalt ihre 
?n haben und dabei 
geologischen Stand- 

1 in Göpfritz einfach 
insfundament ist groß 
n darauf errichten zu 
lrde An 
einstimmiq beschlos- 

Kernforschungsorgani- 
ert die Errichtung ei- 
1trums. Die Voraus- 
Laben Untersuchungen 
an der Wild in her- 

geben. Usterreich hat 
:hen Staaten, die sich 
ese Anlage bewerben, 
Die Landesregierung 

i der Bundesregierung 
bverbung Ost err 
t dem beabsichtigten 

L der bei de 
hungsorganisation in 
vention der Bundesre- 
rliehen wird.” 
der Usterreichischen 

jtern, der Weihnachts- 
Ies 
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sehr nützlich wäre, wenn wir wüßten, wie die 
Aussichten liegen. Ich richte daher an den 
Herrn Landeshauptmann das Ersuchen, dem 
Hohen Landtag mitzuteilen, was in Erfüllung 
des gemeinsamen Antrages vom 20. Dezem- 
ber 1966 geschehen ist. 

Hoher Landtag! Wir wissen, daß nicht nur 
das CERN-Projekt für das Waldviertel von 
ungeheurer Bedeutunq ist, sondern daß es 
darüberhinaus auch noch viele andere Fragen 
und Probleme gibt, die besonders für unser 
Gebiet von außerordentlicher Bedeutung 
sind. Wenn wir gestern von der Raumord- 
nunq qehört haben, wenn betont wurde, daß 
nur moderne, gute Verkehrswege Vowus- 
setzung für eine gutie wirtschaftliche Ent- 
wicklunq Niederösterreichs sind, so trifft 
dies im besonderen für das Waldviertel zu. 
Die Straßen bedeuten für das Waldviertel 
wirklich die Lebensnerven der Wirtschaft. 
Wenn man also davon spricht, daß man mo- 
dernen Lebensraum schaffen will, dann ist die 
erste Voraussetzunq dazu, die Verkiehrswege, 
die Straßen, in Orcdnung zu bringen. Wenn 
wir außerdem die Abwanderimg aus den 
Grenzgebieten stoppen wollen, wird es not- 
wendiq sein, daß wir dort, so wie die Raum- 
planer es vorschlagen, Mittel-ounkte schaf- 

n. Diese Mittelpunkte sind zum größten 
Teil bereits vorhanden. Wir haben im Vier- 
tel ober dem Mhnhartsberg keine Industrie- 

wie dies zum Beispiel im Wiener 
Gebiet der Fall ist, aber wir ha- 

ben einzelne Industriepunktle, kleinere Indu- 
striezentren, die selbstverständlich auch eine 
entsprechende Verbindung zueinander und 
miteinander brauchen. Der größte industriel- 
le Bezirk des nördlichen Teiles von Nieder- 
Österreich ist der Gmünder Bezirk. Nlach 
Krems ist die Grenzstadt Gmünd die großte 

des Wtaldviertek Es gibt dariüber hinaus 
ch noch kleinere Industriepunkte in den 

einzelnen Stadten der Nachbarbezjrke; ich 
verweise zum Beispiel auf das Gebiet Groß- 
Siegharts und teilweise auch auf das Horner 
Gebiet. Wals das Walldviertel braucht, ist zu- 
nächst einmal der Anschluß an die ubrigen 

ße, auf der die Güter, die dort erzeugt 
werden, transportiert werden können. Das 

dviertel braucht aber auch diese Straße, 
st eine rasche Veibindung nach 

, nach Krems und hinauf naoh Linz zu 
. Außer dieser Schnellverbindunq brau- 

chen wir aber noch unbedingt den Anschluß 
e Autobahn. Ich möchte dazu sagen. 

Wir wissen, daß die Autobahn nicht durch 
Gmünd oder bei Grnünd gehen wird, aber zu- 

st soll sie in dieser Richtunq gehen. 
Ich erinnere nur an die Autobahn nach Prag 

___ ~~~ - 

adt und der qrößte Industriemittelpunkt 

desteile. Es braucht dringenld eine Schnell- 

ivierte) erwartet, daß 
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oder an die sogenannte Europastraße, die be- 
reits geplant ist. Sie wird also einmlal kom- 
men; darum dürfen wir es schon jetzt nicht 
verabsäumen, dile Voraussetzungen hiefür zu 
schaffen und vor allem dafür zu sorgen, daß 
unser Gebiet den Ansohluß an die Europa- 
straße findet. 

Fur das Waldviertel ist besonders die Ver- 
binduna dier einzelnen Industriezentren, zu- 
nächst einmal die rasche Verbinidung nach 
Krems, und in Fortsetzunq die Schnellstraße 
nach St. Pölten notwendig. Wenn das ge- 
schieht, dann hat das obere Waldvijertel auch 
den Anschluß an andere Landesteile gefun- 
den. Daß zur Unterstützung der Waldviertler 
Wirtschaft ein modernes, qutausqebautes 
Straßennetz notwendiq ist, daruber, glaube 
ich, sind wir uns alle einig. Wir wissen, daß 
gerade in uniserem Gebiet das Straßennetz 
sehr reich verzweigt ist, daß aber leider der 
Zustand (dieser StraBen nicht so ist, wie man 
das von einem modernen Stnaßennetz erwar- 
tet, und wie es die Wirtschaft unseres Gebie- 
t es brauchen würde. 

Wenn ich vom nördlichsten Bezirk, also 
vom Bezirk Gmünd, sprechte, in dem es meh- 
rere wirtsahaftliche Punktie qibt, die für die- 
sen qanzen Raum von Bedeutunq sind, dann 
müssen wir eines verlangen, nämlich, daß 
von Norden nach Suden - unser B&irk 
zieht sich von Nord nach Sud - ebenfalls 
eine rasche Verbindunq herqestellt wird, um 
dieses Gebiet verkehrstechnisch zu erschlie- 
ßen. Gleichzeitig wäre auch der Anschluß 
an die 41er Bundesstraße, die über Karlstift 
und Freistadt nach Linz geht, gegeben. Der 
größte Wirtschaftsverkehr unseres Gebietes 
wickelt sich derzeit auf der Bundesstraße 41 
zwischen Schrems und Gmünd ab. Die letzten 
Verkehrzähhngen haben das ergeben. Der 
Wirtschaftsverkehr ist dort derart groß, daß 
die schmale, schlechte Bundesstraße 41 zwi- 
schen Schrems und Gmünd ein Hindernis fur 
die Beförderung der Güter darstellt. Wer dic- 
se Straße benützt, weiß, daß man, wenn man 
tagsüber fährt, oft und oft hinter einer Ko- 
lonne von Lastkraftwagen fahren muß und 
gar nicht die M6glichkeit hat, innerhalb die- 
ser 8km mit dem Auto zu überholen. Daß 
dieses Stück der Rundesstraße 41 ausgebaut 
weisden muß, ist eine Fovdenung, an Her, 
glaube ich, die gesamte Wtirtschaft unseres 
Bezirkes und dariiber hinaus auch der Nach- 
barbezirke interessiert ist, weil tatsächlich 
dieser Straßenteil, der eben zum Mittelpunkt 
Gmünd führt, am faequentiertesten ist. , 

In Fortsetzung dieser Stnaße haben wir 
noch zwei sehr neuralqilsche Punkte, die sich 
besonders in der Winterzeit hemmend aus- 
wirken. Es sind die Engen bei Weitra und 
in St. Martin. Wer die Bunidiesstraße nach 
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Karlstift, die einzige Verbindung nach Linz, 
kennt, weiß, daß es für die heimische Indu- von allen benützt werden muß, 
strie - Herr Kollege Popp wird das besta- 
tigen - oftmals nicht möglich ist, sie zu 
benützen, weil sie in St. Martin an einer 
Stelle nur drei Mieter breit ist. Eine Gmunder 
Möbelfirma, die auch in die westlichen Biin- ren dieses kurze Straßen 
deslander liefert, kann, wenn es qlatt ist, mit 
ihren großen Anhängerwagen dort ahne Ge- 
fahr nicht durchkommen und muß dann den 
Umwteg über Krems machen. Es ist daher die 1. Eröffnung durch 
vordringlichste Forderung der husbau des 2. Verhandlung: 
Teilstückes Schrems - Gmünd und dann der Wir haben aber außer der Spezialdebatte zu 
Ausbau der Bundesstraße 41 bei Weitra und und Siedlungswesi 

(Seite 231), Abg. Ma 
ger (Seite 238), Ab St. Martin. Ich möchte besonders hervorhe- Zum Beispiel die Sanierung de 

ben, daß sich in der letzten Zeit die Verbin- ordneter Hubingw 
(Seite 250), Abg. Di4 dung nach Wien wesentlich verbessert hat. 

Dile Bundesstraße 4, die über Horn führt, ist prechts nach Litschau. Sie ist ebe nieur Scheid (Si 
schon ziemlich instandgesetzt. Eine qroße ganz miserablem Zustand, so daß sie (Seite 2571, Abg. He 

ingenieur Robl I 
(Seite 263), Abg. R Baustelle, Ca. 10km vor Horn, steht vor der Autofahrern kaum benützt werde 

Vollendung. Es wird an mehreren Teilab- Dann noch eine sehr wichtige Strabe ( s e i !  2661, Landesr 
sahnitten gearbeitet, und wir können mit Be- Industriemittelpunkt, also die Bezirksh Landiesrat Bierbaui 
friedigvng feststellen, daß man schon rascher stadt mit der größten Stadt des W,aldvie mann Maurer (5 
und besser vom Waldviertel - iumindest mit Krems verbinden soll; die Landesh (Seite 281), Landes1 

tor Tschadek (Seite 
A b .  Marsch (S auf dieser Straße - nach Wien iahren kann. Straße von Gmünd uber Kirchberg-Z 

Es ist - wie gesagt - nicht nur notwen- nach Krems. Es ist dies die Landesh (s&e 284); Abstim 
dig, den Ausbau der vierer Bundesstraße über 
Horn nach Wien durchzuführen, sondern auch 
bis zur Grenzstadt und weiter hinauf bis Zwettel oder weiter muß, macht lieber 

(Seite 290), Abg. KS zur oberösterreichischen Grenze. kilometerlangen Umweg, weil er Angs 
(Seite 295), Abg. B Wir haben aber neben den Bundesstraßen 

auch noch besondere Wünsche im Bezug auf ordneter RiaM (Seih 
die Landesstraßen. Wir wissen, und das soll Abg. Unigersböck 
auch anerkannt wenden, daß in den letzten Zustand dieser Landesbauptstraße. 6eite 304), Abg. BI 

boLii (Seite 309), A 
Abg. Viktor Schneii Jahren auf dem Gebiete des Stfiaßenbaues Darüber hinaus gibt es aber noch 
böck (Seite 317), P hinsichtlich Sanierung und Instandsetzunq su Wunsche von Gemeinden, die bis heute 

manches, ja sogar vieles, geschehen ist. ES ne einziqe staubfreie Straße haben. Ge ordneter Mauß (Sei 
gibt aber einzelne Wünsche der Bevölkerung den, die bis heute nicht die Möglichke Abg. Jianzsa (sei 
unseres Gebietes, die sie schon seit Kriegs- ben, zumindestens von einer Sieite he (Seite 327), Abg. 

Landesrat BierbiauuI 
annstellvertreter ende hat und auf dteren Erfüllung sie bis zum einer staubfreien Straße ihre Gemeinde, 

heutigen Tage wartet. Ein solcher Wunsch Wohnstätte zu erreichen. Es liegt d\ahe mung (Seite 337). 
der Bevölkerung unseres Bezirkes ist die Interesse aller, wenn man versucht, 
Sani'erung der Liandeshauptstraße 62. Es 

Litschau. Das Stmßenstück zwischen Neu- ren. Ich bitte daher Herr Landeshaup öffne die Sitzung. 
Nagelberg und Gopprechts ist instandge- als den zuständigen Referenten, im Int Sitzung ist geschä 
setzt; es fehlt nur mehr die Instandsetzung der Wirtschaft und der Bewohner des gen; es ist unkan+  
von wenigen Straßenkilometern von Gop- Viertels zu veranlassen, daß dietse S als  genehmigt m 
prechts bis Litschau. Wer diese Straße be- baldigst saniert werden. (Beifall bei zur Beratung der 
fahren muß, der wird mir bestätigen, daß SPa.) die Verhandlung : 
diese paar Kilometer - es sind nicht ganz PRASIDENT WEISS: Ich unterbrec des Niderösterrei 
4 Kilometer -.kaum mehr einer Straße ähn- Beratungen zum Voranschlaq des der Gruppe 6 fort. 

Zum Wort komn lich sind, daß der Ausdruck Schotterstraße Niederösterreich für das Jahr 1968. 
dafür noch schmeichelhlaft ist. Bei allem Ver- 
ständnis, welches man für die Probleme des 
Straßenbaues hat, kann es aber die Bevöl- Abg. REITER: I 
keruna unseres Gebietes nicht verstehen, daß geehrten Damen 
sie auf die Instandsetzung dieser Straße nun Generaldebatte, a 
schon seit Kriegsender warten muß. Noch da- debatte z u m  Kapi 
zu, weil dies eine Straße ist, die einen Wirt- zunq ist geschlossen. Fraktionen grund 
schaftspunkt unseres Gebietes mit der Be- Sdhluß der Sitziunq um 20 Uhr 56 Minut 

Bezirkshauptstsdt zu tun haben. 

bringt. Ich ersuche daher 

ist dieis die Landeshauptstraße Gmünd- PRÄISIDENT w 

Spezialdebatte 


